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Vorwort. 


Er I 7 17 SS 


In vorliegenden Buch haben, mit wenigen Ausnahmen, nur 
jolche Beitimmungen Aufnahme gefunden, die auf Grund der 
Art. 9 und 56 der Städte-Ordnung und der Art. 12 und 78 der 
Kreis: und Provinzial Ordnung für die Stadt Mainz erlafjen 
worden Jind.*) Diefe Beſchränkung erfchien angezeigt, um den 
Band nicht allzufehr anwachjen zu laſſen und findet ihre echt: 
fertigung überdies in der Erwägung, daß vertragliche und jonjtige 
Beſtimmungen vworübergehender Natur allgemeines Intereſſe 
faum beanspruchen. Ausgeichteden von der Aufnahme wurden das 
- Ortsbanjtatut und die Baupolizei-Ordnung für die Stadt Mainz, 
die in dem (1899 erjchienenen) Bande „Mainzer Baurecht“ bereits 
ihren Plaßz gefunden haben. Abgeſehen von diejen Ausnahmen 
enthält das Buch alle zur Zeit in der Stadt Mainz giltigen 


*), Die angeführten Gejegesftellen lauten: 

Art. 9 der Städte-Ordmung: Die Stadt ift befugt, befondere ſtatutariſche 
Anordnungen zu treffen: 1. iiber jolche Angelegenheiten der Stadtgemeinde, ſowie 
über folche Rechte und Pflichten ihrer Meitglieder, binfichtlich deren das gegen» 
wärtige Geſetz Verſchiedenheiten geitattet oder feine ausdrüdlichen Bejtimmungen 
enthält, 2. über diejenigen Gegenftände, welche durch bejondere Geſetze aus: 
deüdlich dev Megelung durch Lofal-Statuten überlaffen ſind. Solche Anord- 
‚nungen dürfen den beitehenden Geſetzen nicht wideriprechen. Zu ihrem Zus 
itandefommen iſt, ſofern nicht durch befondere gefegliche Beftimmungen für 
einzelne Fälle andere Vorausſetzungen vorgeichrieben find, ein Beichluß der 
Stadtverordneten-Berfammlung erforderlich, zu welchem, nach Anhörung des 
Bürgermeifters, die Genehmigung des Miniſteriums des mern eingeholt 
werden muß. 

Art. 56 der Städte-Drdmung: Dem Lofal:Bolizeibeamten ſind . . .. 
folgende Funktionen übertragen: 1. Ex iſt befugt, Gebote und Verbote für öri— 
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ftatutarifchen und polizeilichen Beſtimmungen. Aufgenommen 
wurden auch jene Beitimmungen, die, joweit ſie heute noch Gültig: 
feit haben, in den zu Anfang dev 90er Jahre herausgegebenen 
Sammelwerfen (Bände I und II) enthalten find. Dies erfchien 
der Ueberjichtlichkeit des umfangreichen Stoffes wegen, dann aber 
auch zur Vermeidung zeitraubenden Wachjchlagens zweckmäßig. 
Uebrigens find die Bände I und II auch jet noch nüßliche Nach: 
ichlagebücher; geben ſie doch über mancherlei Bertragsverbältnifie, 
namentlich aus der Zeit der Stadtermweiterung, Auskunft. 


Mainz, im Januar 1905. 


Großherzoglide Biürgermeifterei 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 

liche Intereſſen (Lokal: Bolizei-Heglements) nad) Anhörung der Stadtverordnetens 
Verfanmlung, ohne indejfen an deren Zuſtimmung gebunden zu fein, zu ers 
laffen. Gr hat jedoch vor Grlaffung derjelben durch Bermittelung der oberen 
Bolizeibehörde die Genehmigung des Miniiteriums des Innern einzuholen und 
ift verpflichtet, diefe Genehmigung in dem Reglement zu erwähnen. ..... Be— 
itehen feine denjelben Gegenjtand betreffende und schon eine Strafandrohung 
enthaltenden Gejege oder Verordnungen, jo kann gegen die Webertreter ſolcher 
Gebote oder Verbote eine Gelditrafe bis zu 30 M angedroht werden. 

Art. 12 der Kreis: und Provinzial-Ovdnung: Für jeden Kreis können 
auf Beichluß des Kreistag . . . . jtatutarische Anordnungen getroffen werden. 
Diejelben haben den Zwed, diejenigen die Verfaſſung des Kreiſes . . . be- 
treffenden Gegenſtände näher zu ordnen, binlichtlicd deren das gegemmärtige 
Geſetz VBerichiedenheiten geftattet oder welche jonit das Geſetz der itatutariichen 
Regelung überweiit. 

Art. 78 der Kreis: und Pwvinzial-Ordnung: Der Kreisrat iſt befugt, 
unter Zuſtimmung des Kreisausfchuifes und mit Genehmigung des Mintjteriums 
des mern für den ganzen Kreis oder für Teile desjelben .... gültige 
Polizeivorfchriften zu erlaſſen. Beſtehen keine denfelben Gegenjtand betreffenden 
und ſchon eine Strafandrohung enthaltenden Gejepe oder Verordnungen, jo 
fann gegen die Webertretung ſolcher PVolizeivorichriften eine Gelditrafe bis zu 
30 „4 angedroht werden. 
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I. Sertretung und Berwaltung der Stadt. 
Draanilatosilgie Beſtimmungen. 


— —— — 


1. 
Sefrdiäfts- Ordnung 


für die 
Staötveroröneten:Berfammlung zu Mainz. 





I; 


Berhandlungen und Beichlüfle der Stadtverordneten- 
Berjammlung. 


81. 

Die Sigungen der Stadtverordneten finden in der Regel 
Mittwochs nachmittags 5 Uhr ſtatt. 

Außerdem ſind Situngen einzuberufen, jo oft Die Menge oder 
Dringlichkeit der Vorlagen es erbeifcht. Ebenſo muß die Ein: 
berufung erfolgen, jobald wenigitens ein Vierteil der Mitglieder 
ichriftlich darauf anträgt. 


S 2. 


Die Zufammenberufung zu den Sigungen erfolgt durch den 
Bürgermeijter oder deſſen Vertreter. Nur in den Fällen der 
Art. 43 umd 88 der Städte-Ordnung ladet der Durch die Stadt: 
verordneten-Berfanunlung gewählte Vorligende ent. 

Die Zufanmenberufung erfolgt — mit Ausnahme dringlicher 
Fälle — wenigjtens zwei freie Tage vor der Sigung Es muß 
die Einladung Tag und Stunde der Verfanmmlung und Die zu 
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beratenden Gegenjtände genau angeben. Die Tagesordnung wird 
außerdem in den zu amtlichen Publikationen beſtimmten Zeitungen 
der Stadt veröffentlicht. 

Ueber Gegenftände, welche nicht auf der Tagesordnung jtehen, 
darf, dringende ‚Fälle ausgenommen, nur dann Beſchluß gefaßt 
werden, wenn wenigitens zwei Dritteile der gejeßlichen Zahl der 
Mitglieder anweſend find, und wenn alle amvejenden Mitglieder 
fich für alsbaldige Erledigung des Gegenftandes aussprechen. 

lleber die Frage, ob ein Gegenjtand dringlich iſt oder nicht, 
bejchließt die Stadtverordnieten- Berfammlung. Die Dringlichkeit 
wird für gegeben erachtet, wenn jich zwei Dritteile der anweſenden 
Mitglieder dafür ausfprechen. 
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83 

Die Sigungen der Stadtverordneten-Berfammlung find üffent- 
lich; jedoch follen Berhandlungen über Perjonal- und fonjtige 
Verhältniffe, welche ihrer Natur nach eine diskrete Behandlung 
erfordern, unter Himveis hierauf an den Schluß der Tagesordnung 
gejegt werden, jo daß die Verſammlung nach Erledigung der 
übrigen Gegenjtände über Ausjchliefung der Deffentlichfeit bei 
Beratung jener Punkte in geheimer Sigung Beſchluß faſſen kann. 
Auch bei jolchen Gegenjtänden, bei welchen der Bürgermeiſter nicht 
ichon im voraus die geheime Behandlung vorgeichlagen bat, jtebt 
es der Verſammlung frei, den Ausjchluß der Derfentlichkeit zu 
bejchließen. Der Beichluß, durch den ein Gegenjtand in die ge 
heime Sitzung verwiejen wird, muß mit °/s Stimmenmehrheit der 
Anweſenden gefaßt werden. 

Verhandlungen, welche in nichtöffentlicher Sitzung jtattfinden, 
ind auch außerhalb der Sitzung geheim zu halten. Beſchlüſſe 
iind nur dann geheim zu halten, wenn dies Die Verſammlung aus: 
drücklich anordnöt. 


S 4, 
Zur feſtgeſetzten Zeit läßt der Vorjisende die jämtlichen Mit: 
glieder der Stadtverordneten-Verfanmmlung namentlich aufrufen und 
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die Namen der Abrwejenden in das Protofoll verzeichnen; bei jenen, 
welche ich entichuldigt haben, joll das Wort „entjchuldigt“ bei: 
gejegt werden. 

S 5. 


Der Bürgermeiſter und in dejjen Verhinderung jein Vertreter 
führt — falls nicht die ;Fälle der Art. 43 und 88 der Städte: 


Ordnung vorliegen — den Vorſitz in den Stadtverordneten: 
Sigungen. 
S 6. 


Der Vorfigende leitet die Verhandlungen, eröffnet und fchließt 
die Sitzungen und handhabt die Ordnung in der Verſammlung. 
Er fann jeden Zuhörer aus dem Siyungszimmer entfernen laſſen, 
wenn öffentliche Zeichen des Beifalls und des Mißfallens gegeben 
werden oder Unruhe irgend einer Art verurfacht wird. 


© 7, 
Bor dem Eintritt in die Tagesordnung macht der Vorſitzende 
Mitteilung über die zur Zuſtändigkeit der Stadtverordneten: 
Verjammlung gehörigen Eingänge. 


88. 


Zu dieſen Mitteilungen ſind u. a. zu rechnen: 

1. Eingelaufene Schreiben, welche an die Stadtverordneten— 
Verſammlung gerichtet ſind; 

2. Vorlagen der Bürgermeiſterei, worunter auch die Tages— 
ordnungen gehören; 

3. Anträge von Mitgliedern der Stadtverordneten-Verſammlung; 

4. Interpellationen von Mitgliedern der Stadtverordneten— 

Verſammlung; 
5. Petitionen. 

Ueber dieſe Mitteilungen iſt ein Einlaufsregiſter zu führen, 
das auf Verlangen einem jeden Stadtverordneten zur Einſichtnahme 
vorgelegt werden muß. 

1* 
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Das Regiſter muß enthalten Nummer und Datum des Ein— 
laufs, den Namen des Einſenders, den Gegenſtand, die Art und 
das Datum der Erledigung. 


80. 


Vorlagen der Bürgermeiſterei können, wenn kein Widerſpruch 
erfolgt, ſofort erledigt werden. Erfolgt von irgend einer Seite 
Widerſpruch, ſo entſcheidet die Verſammlung darüber, ob dieſelben 
einem Ausſchuſſe und welchem zur Vorberatung überwieſen oder 
auf die folgende Tagesordnung zur Verhandlung geſetzt werden 
ſollen. Eine Verhandlung zur Sache findet in letzterem Falle 
nicht ſtatt. 

Die Bürgermeiſterei iſt jedoch befugt, Vorlagen ſchon vor der 
Beratung einem Ausſchuß oder einer Deputation zu überweiſen, ſo 
daß auf erjtatteten Bericht ſofort über. den Gegenſtand beraten 
werden kann. Indeſſen kann die Stadtverordneten-VBerfammlung 
auch in dieſem Fall die Zurücktverweifung an denfelben Ausschuß 
oder die Ueberweiſung an einen andern Ausſchuß oder die Ber: 
tagung der Verhandlung auf die nächjte Sigung anordnen. 


| S 10. 

Anträge von Mitgliedern, welche nicht bloße Zuſatz- oder 
Berbejjerungsanträge zu Gegenjtänden der Verhandlung find, müſſen 
vor der Sitzung der Bürgermeiſterei jchriftlich überreicht werden. 

8 11. 


Der Gegenjtand einer Snterpellation. muß vor der Sigung 
der Bürgermeiſterei jchriftlich befannt gegeben werden. Es unter: 
fiegt der Entſcheidung der Bürgermeititerei, die Interpellation jofort 
zu beantworten oder die Beantivortung derjelben auf die mächfte 
Tagesordnung zu jeßen. 


812. 


Eingaben um Erteilung von Stiftungen werden von der Bürger: 
meiſterei unmittelbar an den betreffenden Ausſchuß abgegeben. 
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8 13. : 


Nach Erledigung der Mitteilungen (SS 7 u. ff.) wird im Die 
Tagesordnung eingetreten. 
R S 14. 
Es darf niemand fprechen, dem nicht das Wort erteilt worden tft. 
8 15. 

Das erjte Wort hat der Berichterftatter zur Darlegung der 
Sache und der Ausjchußanträge. Liegt ein gedrudter Bericht vor, 
jo kann er darauf verweilen. Sat fich der Ausjchuß in eine 
Mehrheit und eine Minderheit geipalten, jo hat der Berichteritatter 


der Mehrheit das erjte Wort. Das zweite Wort hat der Bericht. 
eritatter der Minderheit. 
S 16. 

Die Redner zur Sache folgen in der Ordnung, wie fie fich 
gemeldet haben. Erjt nach Anhörung der Mitglieder, welche zum 
erjtenmal jich zum Wort gemeldet, fann ein Mitglied, welches chen 
geiprochen hat, zum zweitenmal das Wort erhalten. Zum dritten: 
mal das Wort zu nehmen, iſt mur zu perfünlichen Bemerkungen 
oder wenn die Stadtverordneten-Verſammlung feinen Widerjpruch 
erbebt, zuläflig. 

Ss 17. 

Der Bürgermeiter und die Beigeordneten haben jederzeit Das 
Recht, das Wort zu ergreifen; ferner Dürfen die Berichteritatter 
und Antragjteller bei Beratung ihrer Anträge außer der Ordnung 
jprechen, um tatjächliche Irrtümer zu berichtigen, nicht aber um 
ihre Anficht zu verteidigen. Sonſt baben auch dieje die gewühn- 
liche Reihenfolge einzubalten. 


8 18. 


Zur Gejchäftsordnung muß jeder Amvejende auch außer der 
Reihe das Wort erhalten. 
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8 19, 


Durch die in SS 17 und er fejtgejegten Befugniffe darf fein 
Redner unterbrochen werden. 


$ 20. 


Wenn ein Redner von dem Gegenjtande abjchweift, ijt der 
Borfigende befugt, ihn zweimal zur Sache zu rufen. Der Redner 
fann deshalb die Entjcheidung-der Verſammlung anrufen. Sit er 
zweimal rechtskräftig zur Sache gerufen, jo fragt bei nochmaliger 
Abjchweifung der Bürgermeifter die Verſammlung, ob jte den 
Redner weiter hören wolle. Beſchlußfaſſung hierüber erfolgt obne 
Debatte. 

s 21. 

Verfehlt jich ein Mitglied in feiner Rede gegen die Würde 
der Verſammlung, gegen Gejeg oder gute Sitte, jo hat der Vor: 
figende Dasjelbe zur Ordnung zu rufen und kann ihm im Wieder: 
holungsfalle das Wort entziehen. Jedes Mitglied kann verlangen, 
daß die betr. Worte, wegen deren ein Ordnungsruf oder eine Ent: 
ziehbung des Wortes jtattfand, jofort beurfundet werden. Es bleibt 
dieſem Mitgliede jowohl wie der Verſammlung das Necht vor: 
behalten, Schritte zur geeigneten Abhülfe zu tun, wenn ſie ſich 
Durch die Verfügung des Vorfigenden in ihrer Nedefreiheit ver- 
fürzt fühlen. 

8 22. 
Iſt die Rednerliſte erfchöpft, jo wird die Verhandlung geichlojfen. 
8 23. 

Fünf Mitglieder find berechtigt, einen jchriftlichen Antrag auf 
Schluß der Verhandlung zu jtellen. 

Iſt ein Schlußantrag geitellt, jo hat der Vorfigende, nachdem 
dem Redner, der zur Zeit des Cinbringens jenes Antrags ge 
Iprochen, geendet hat, die noch angemeldeten Nedner befannt zu 
geben und Diejenigen von ihnen zu bezeichnen, Die noch nicht 
geiprochen haben. 
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Alsdann wird über den Schlußantrag ohne Debatte abgeftimmt. 
Die einfache Mehrheit entjcheidet bei der Abjtimmung. 


$ 24. 


Wird der Schlußantrag angenommen, jo kommen von den 
noch auf der Nednerlijte Verzeichneten nur diejenigen zum Worte, 
die noch nicht geiprochen haben. 


g 25. 


jedes Mitglied iſt berechtigt, auf Wiedereröffnung der Be 
ratung Antrag einzubringen, über welchen ohne Debatte abge 
ſtimmt wird. 

S 26. 

Wenn die Beratung endgültig gejchlojfen iſt, jo hat der 
Antragjteller, nach diefem der Berichterftatter der Minderheit umd 
zum Schluß der Berichterftatter der Mehrheit das Wort. Bringen 
die Bertchterftatter im Schlußwort neue Tatjachen oder neue 
Gefichtspunfte vor, jo muß auf Antrag eines Mitglieds die Debatte 
wieder eröffnet werden, jobald ein Vierteil der Anweſenden Die 
Anficht hat, daß in der Tat jene Vorausſetzung gegeben tft. 


8 27. 

Der Vorſitzende formuliert die zur Beſchlußfaſſung fommenden 
Fragen. Ueber die Frageſtellung kann verhandelt und von der 
Verfammlung Beichluß gefaßt werden. 


S 28. 


Stebt die Frage feit, jo erfolgt die Abjtinmung. Sie ge: 
jchteht in der Regel durch Aufſtehen und Sibenbleiben, auf jchrift 
lichen Antrag von fünf Mitgliedern durch Namensaufruf oder 
auf jchriftlichen Wege. 
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8 29. 
Nach der Abjtimmung jind nur perjünliche Bemerkungen zu 


Protokoll zu geben, kurze Begründungen und etivaige Anträge * 
zweite Leſung zuläſſig. 


830. 

Die Stellung des Antrags auf Vornahme einer zweiten 
Leſung iſt zuläſſig und kann bis zum Schluß der Sitzung, in 
welcher die erſte Leſung ſtattfand, von jedem Mitglied eingebracht 
werden. Ueber den Antrag findet eine Verhandlung nicht ſtatt. 
Wird derſelbe von mindeſtens zehn Mitgliedern, einſchließlich des 
Antragſtellers unterſtützt, ſo muß die zweite Leſung ſtattfinden. 


831. 
Zwiſchen der erſten und zweiten Leſung müſſen mindeſtens 


zwei freie Tage liegen. Nur durch einſtimmigen Beſchluß kann 
dieſe Friſt auf mindeſtens eine Stunde abgekürzt werden. 


832. 


In der zweiten Leſung können nur ſolche Abänderungsanträge 
geſtellt und verhandelt werden, welche ſchriftlich eingebracht und 
von mindeſtens zehn Mitgliedern unterzeichnet ſind. Zu dieſen 
Anträgen können indeſſen, wie bei jeder Verhandlung, Gegen- und 
Unteranträge von jedem Einzelnen geſtellt werden. 


Vorbehaltlich des Beanſtandungsrechts des Bürgermeiſters und 
der Aufſichtsbehörde entſcheidet die zweite Leſung eine Vorlage end— 
gültig und darf dieſelbe Frage über denſelben Gegenſtand vor 
Ende der laufenden Wahlperiode nicht mehr auf die Tagesordnung 
geſetzt werden. 


I. Vertretung und Verwaltung. 9 


II. 


Ausichüffe. 
8 34. 


Die Stadtverordnneten-VBerfammtlung bat ordentliche und außer: 
ordentliche Ausſchüſſe. 

Zu den ordentlichen Ausfchüffen gehören: 

1. der Ausihuß für Finanz-Angelegenheiten; 

2. der Ausjchuß für das jtädtifche Bauweſen; 

3. der Ausfchuß Für Schulangelegenbeiten, jowie für Bi: 

bliothef- und äſthetiſche Angelegenheiten; 

4. der Ausichuß für die Beſetzung jtädtifcher Stellen und 
Bürgerannahme, jowie für Vergebung von Stiftungs: 
zinjen; 

5. der Ausjchuß für juriſtiſche Angelegenheiten. 

Die außerordentlichen Ausjchüffe werden bejonders für Die 
Bearbeitung und Begutachtung einzelner Anträge von der Stadt: 
verordneten-Berfanmlung jedesmal ernannt, wenn ſie es für an 
gemeſſen erachtet. 

& 36. 

Außer den ftändigen Arbeiten, welche den ordentlichen Aus: 
ſchüſſen durch die bejtehenden Bejchlüffe und das Herfommen über: 
tragen find, und welche ihnen von dem Biürgermeijter ummittelbar 
ohne vorherigen Berchluß der Stadtverordneten-Berfammtlung zur 
Begutachtung zugewieſen werden können, baben ſie ſich mit der 
Bearbeitung aller in ihren Bereich einfchlagenden Gegenjtände zu 
berajfen, welche die Stadtverordneten-Verfammlung durch bejondere 
Beſchlüſſe an fie verweift. Die Ausſchüſſe fünnen gemeinſam mit 
andern Ausſchüſſen oder mit Deputationen beraten. 


8 36. 


Alle Ausſchüſſe, ordentliche wie außerordentliche, follen aus 
mindejtens fünf Mitgliedern bejteben. Für bejondere Arbeiten 
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fönnen die Ausſchüſſe der Stadt vorübergehend verftärft werden. 
Der Stellenbejegungs-Ausfchuß hat über Vergebung von Stellen 
eines bejonderen Verwaltungszweiges gemeinschaftlich mit dem für 
letzteren bejtellten Ausjchuß oder der mit deſſen Verwaltung be— 
trauten Deputation zu beraten. Die beiden Körperfchaften können 
gemeinfam oder getrennt berichten. 


$ 37. 


Die ordentlichen Ausfchüffe werden bet jeder neuen Wahl der 
Stadtverordneten ganz erneuert. Am Schluß eines jeden Jahres 
treten aus jedem Ausjchuß ein Drittel, mindejtens aber zwei Mit: 
glieder aus. Die Austretenden werden. durch das Yos bezeichnet 
und find wieder wählbar. 

Die Wahl der Ausfchußmitglieder erfolgt durch geheime Ab- 
ſtimmung; bei Stimmengleichheit entjcheidet das Los. 


S 38. 

Jeder Ausschuß wählt aus feiner Mitte einen Vorfitenden, 
einen ftellvertretenden Borfigenden und, wenn nicht ein ſtädtiſcher 
Angeftellter dafür bejtimmt wird, einen Schriftführer und macht 
von feiner Wahl der Stadtverordneten-Berfanmlung Mitteilung. 
Der Vorfigende, welchem die Akten der dem Ausschuß überwiefenen 
Sachen übermittelt werden, beraumt die Sigungen im Einver: 
ſtändnis mit dem Bürgermeiſter an. 

S 39, 

Für jeden einem Ausſchuß überwiejenen Gegenjtand ernennt 
der Vorſitzende einen Berichterftatter, der jich über den Gegenjtand 
zu informieren bat. Ihm werden durch den Borfigenden die 
Akten übergeben, und er tritt mit der Birrgermeijterei über alle 
Bunfte ins Einvernehmen, die ihm nach Lage der Akten noch der 
Aufklärung zu bedürfen jcheinen. Auch auf jedem anderen ihm 
gutdünfenden Wege kann er ſich Aufklärung verſchaffen, und die 
Bürgermeifterei wird ihm fürdernd dabei zur Seite ſtehen. 
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$ 40. 

Die Bürgermetjterei führt ein Einlauf-Regiſter für die dem 
Ausſchuß überwieſenen Gegenjtände, welches das Datum der 
Veberweifung, den Namen des Berichterjtatters, Die Art und das 
Datum der Erledigung im Ausschuß enthält. 


8 4l. 


Der Ausschuß it befchlußfähig, wenn alle Mitglieder geladen 

und mindejtens drei erjchtenen ſind. 
8 42. 

In den Ausjchußfigungen werden die Gegenjtände nach der 
Reihe der Tagesordnung verhandelt, wenn nicht anders beſtimmt 
wird. Der Berichterjtatter trägt die Sache vor, es wird verhandelt 
und Beschluß gefaßt. Nach gefaßten Bejchluß wird die Ernennung 
des Berichterftatters entweder bejtätigt oder an jeiner Stelle ein 
anderer ernannt. Treten in dem Ausschuß verjchiedene Anfichten 
zutage, jo kann die Minderheit einen bejonderen Bertchterjtatter 
beftellen. 

8 43. 

Der Bürgermeifter und die Beigeordneten find zu allen Aus: 
ſchußſitzungen, und der Antragiteller, wenn jolcher Mitglied der 
Stadtverordneten-Verfammlung iſt, zu den Berbandlungen über 
jeinen Antrag gleichzeitig mit den Ausfchugmitgliedern und zwar 
mindejtens 24 Stunden vorher einzuladen. Bürgermeiſterei und 
Antragjteller haben beratende Stimmen; jofern der letztere Mitglied 
des Ausſchuſſes it, hat er jelbitverftändlich bejchließende Stimme. 
Als Zuhörer den Ausſchußſitzungen beizuwohnen jind alle Stadt 
verordneten berechtigt, und jind zu Ddiefem Behufe Die Tages: 
ordnungen der Ausjchußfigungen an einem den Stadtverordneten 
befannt zu machenden Orte im Stadthaufe anzufchlagen. 


8 44. 
Die gefaßten Bejchlüffe werden in em Protofollbuch ein— 
getragen. Nach geſchehener Vorlefung und Billigung, die am 
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Schluffe jedes Protofolls erwähnt fein muß, wird dasjelbe von 
dem Vorfigenden und dem Schriftführer unterzeichnet. 


S 45. 

Der Berichterjtatter benachrichtigt die Bürgermetjterei, jobald 
er bereit ift, den ihm übertragenen Bericht der Stadtverordneten- 
Berfammlung zu evitatten, worauf die Bürgermetiterei den Gegen: 
ftand auf die nächjte Tagesordnung jeßt. Die Berichte fünnen 
mündlich oder jchriftlich erjtattet werden; die Anträge müfjen aber 
ſtets jchriftlich vorliegen. | 

S 46. 

Der Bürgermeijter übermittelt alljährlich rechtzeitig den. Ent: 
wurf des Boranjchlags wie die Rechenſchafts-Ablage dem Bor: 
Jigenden des Finanz-Ausſchuſſes mit genauer Hinweifung auf Die 
Belege und mit denjenigen fchriftlichen Erläuterungen, welche neue 
Anſätze im Voranjchlage oder Abweichungen der Verwaltungs: 
Nechenjchaft von dem darauf bezüglichen Boranfchlage erklären. 

Sfleichzeitig wie dem WBorjigenden des Finanzausſchuſſes ijt 
der Durch den Bürgermeister aufgetellte Entwurf des Voranjchlags 
allen übrigen Stadtverordneten zuzuftellen. 

Der Voranſchlag wie die VBerwaltungs:Rechenjchaft jind vom 
Finanzausſchuß zu prüfen, worauf nach gemeinfamer Beratung 
jchriftlicher Bericht über jede Abteilung erjtattet wird. 

Im Berichte über den Voranſchlag joll ein Vergleich mit 
den durch die vorgehende VBerwaltungs-Rechenjchaft ſich ergebenden 
Einnahme: und Ausgabe-Verbältniffen, die fachliche Begründung 
der Anſätze oder davon abweichender Anträge gegeben werden; 
desgleichen im Berichte über die Verwaltungs» Rechenfchaft die 
Nechtfertigung über Abweichungen vom VBoranjchlage oder die Be 
gründung der vom Ausjchuffe zu ftellenden bejonderen Anträge. 


Ss 47, 


Die Berichte des ‚Sinanzausjchuffes über VBoranfchlag und 
Berwaltungs:Nechenichaft des Bürgermeijters find zu drucen und 
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müſſen jämtlichen Stadtverordneten mindejtens 8 Tage vor den 
betreffenden Verhandlungen zugejtellt werden. Es bleibt indes 
diefer Verſammlung unbenommen, durch einſtimmigen Bejchluß jo- 
wohl auf die Drucdlegung der Berichte, wie auf die Einhaltung 
der erwähnten Friſt zu verzichten. 

Wird im Lauf der Finanzperiode für eine in dem Voranjchlag 
nicht vorgejebene oder denfelben überjchreitende Ausgabe eine Kredit: 
verwilligung oder Erweiterung verlangt, jo muß über die des— 
falliige Vorlage auch ein Bericht des Finanzausjchuffes erjtattet 
werden. Der Gegenjtand und die Summe jind genau im der 
Tagesordnung zu verzeichnen. 

8 48. 

Ber Vergebung von Legaten, wobltätigen Stiftungen u. j. w. 
bat der Ausſchuß in einem gehörig motivierten Gutachten unter 
den Bewerbern einen oder mehrere als die würdigften zu bezeichnen. 
Sämtliche Bittjchriften und Belege ſind auf der Birgermeijterei 
zu binterlegen, und werden wenigſtens zwei freie Tage vor der 
Beratung die Mitglieder der Stadtverordneten-Berfanmmlung — 
nachdem ihnen die Namensverzeichniife der aufgetretenen Bewerber 
um Stiftungen u. j. w. zugejtellt worden — erjucht, Einficht von 
jenen Schriftitüden zu nehmen. 


III. 


Beurkundungen der Verhandlungen der Stadtverordneten— 
Verſammlung. 


8 49. 


Alle Beratungen der Stadtverordneten-Verſammlung finden in 
Gegenwart des Schriftführers oder deſſen Stellvertreters ſtatt, 
welcher über die Verhandlungen ein fortlaufendes Protokoll auf— 
nehmen muß, in welches alle Beſchlüſſe ohne Ausnahme eingetragen 
werden. Ueber den Inhalt der Protokolle iſt ein fortlaufendes 
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Sachregiiter zu führen, das jederzeit den Stadtverordneten zur 
Einjicht zur Verfügung ftehen muß. 
| 8 50, 

Die an die Behörden zu machenden Mitteilungen Ddiejes 
Protokolls gejchehen auszugsweife umd find mit der Unterjchrift 
des Biürgermeijters und da, wo es im Geſetz vorgejchrieben iſt, 
mit jener der Stadtverordneten-Berfammlung zu verjehen und von 
dem Schriftführer zu gegenzeichnen. 


— ee ———— 


Vorſtehende Geſchäftsordnung iſt feſtgeſtellt worden in den 
Sitzungen der Stadtverordneten-Verſammlung vom 14. und 15. No— 
vember 1895 und tritt nach deren Beſchluß vom heutigen Tage 
am 1. Januar 1896 in Kraft. 


Mainz, den 27. November 1895. 


Der Oberbürgermeiſter 
Dr. Gaßner. 
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2. 
Statut 
die Zahl der Beigeordneten für die Hfadt Mainz 


betreffend. 
Mit Zuſtimmung der Stadtverordnneten: VBerfammlung und 
mt Genehmigung Großberzoglichen Miniftertums des Innern vom 
14. Jannar 1904 zu Nr. M. d. %. 1652 wird auf Grund des 
Gejees vom 13. Juni 1874 und des Wrtifels I des Geſetzes 
vom 26. Mai 1894, die Städteordnung für das Großherzogtum 
Heſſen betreffend, für die Stadt Mainz bejtimmt, was folgt: 


$ 1. 
Die Zahl der Beigeordneten der Stadt Mainz wird auf fünf 
feitgejeßt, von welchen drei mit Befoldung anzujtellen find. 


8 2. 

Vorſtehende Beitimmung tritt mit dem Tage der Veröffent: 
hung in Kraft. 

Von dem gleichen Zeitpunkt ab iſt das Statut vom 30. Mat 
1896, die Zahl der Beigeordneten für die Stadt Mainz betreffend, 
aufgehoben. 


Mainz, den 20. Januar 1904. 


Srofheryogliche Bürgermeiflerei Main. 
Dr. Gaßner. 
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Statut 
über die 
Regelung des PDienftes Bei der Htadftkaffe Mainz.*) 


Nah Anhörung und Zuſtimmung der Stadtverorditeten> 
Verſammlung laut Bejchluß vom 3. Auguft 1887 werden mit 
Genehmigung des Großh. Minijtertums des nern und Der 
Juſtiz vom 4. Oftober 1887 zu Nr. M. J. 23052 im Anjchluffe 
an die Inſtruktion zur Dienftführung der Gemeinde-Einnehmer 
vom 4. Dezember 1877 für die Verwaltung der Gemeindegelder 
der Stadt Mainz weiter folgende Vorjchriften erteilt. 


DOrganijation. 
8S I. 

Alle Einnahmen der Stadtgemeinde Mainz fließen in die 
Stadtkaſſe, aus welcher anderſeits alle Gemeinde-Ausgaben be— 
ſtritten werden. 

Die Verwaltung und ‚Führung der Stadtkaſſe liegt dem auf 
Grund des Art. 77 der Städteordnung vom 13. uni 1874 er: 
nannten Gemeinde-Einnehmer ob. Zur Unterjtügung des Gemeinde: 
Einnehmers werden Ddemjelben ein Kaſſe-Buchhalter, die fonit 
erforderlichen Hilfsarbeiter, jowie ein Kajjediener beigegeben. 

fm weiteren werden mit Genehmigung der Stadtverordneten- 
Berfanmlung nach Anhörung des Gemeinde-Einnehmers je nach 
dem Umfange der Gejchäfte zwecks Vereinnahmung von Gemeinde: 
geldern, welche in vielen fleinen Poſten eingeben, wie 7. B. 
Kommmmaljteuern, Schulftrafen, Platzgelder von Meſſen und 
Märkten, Nekognitionsgebühren, Grabgebübren x. bejondere jelbit- 
jtändige Untererheber ernannt werden. 


*) S. Nadıtr. S. 27 ff. 
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Anjtellungen. 
8 2. 

Die Anftellung des Gemeinde-Einnehmers, des Kafjebuchhalters, 
der jelbjtändigen Untererheber und des Kafjedieners erfolgt mit 
Zuſtimmung der Stadtverordneten:Berfammlung auf Grund des 
Statuts vom 28. Juni 1876, betr. die Dienſtverhältniſſe der An- 
geftellten der Stadt Mainz. Die Ernennung des Gemeinde-Ein- 
nebmers, des Kafjebuchbalters und der jelbjtändigen Untererheber 
bedarf der im Artikel 77 der Städteordnung vorgejebenen Ge— 
nehmigung der Aufjichtsbehörde. Die dem Gemeinde-Einnehmer 
beizugebenden weiteren Hilfsarbeiter werden auf Vorſchlag des 
Gemeinde-Einnehmers von dem Bürgermeijter nur auf unbedingten 
Widerruf angenonmen. Die zulegt genannten Hilfsarbeiter ind 
zu entlafjen, wenn dies von dem Gemeinde-Einnehmer beantragt 
wird. Bor der Anitellung des Kaffebuchbalters, der Untererheber 
und Des Kafledieners muß Der Gemeinde: Einnehmer über Die 
Dualififation der betreffenden Perſonen gutachtlich gebört werden. 


Gehalte und Bureaufoiten. 

Sämtliche Bedienjtete beziehen aus der Stadtfafje einen fejten 
SYabresgebalt. Die Höhe desjelben wird von der Stadtverordneten- 
Verſammlung beſtimmt. 

Alle ſonſtigen ſachlichen Ausgaben, welche die Verwaltung 
und Führung der Stadtkaſſe erfordern, werden von der Stadt be— 
ſtritten, alſo namentlich die Koſten der Stellung, Unterhaltung, 
Bewachung, Heizung, Beleuchtung und Reinigung der Geſchäfts— 
und Kaſſe-Lokale, der Anſchaffung und Unterhaltung der Mobilien, 
der Schreibmaterialien, Druckſachen, Buchbinderarbeiten, überhaupt 
der Bureaubedürfniſſe aller Art. 

Kautionen. 
84. 

Der Gemeinde-Einnehmer, der Kaſſe-Buchhalter, die ſelbſt— 

ſtändigen Untererheber und der Kaſſediener haben der Stadt 


> 





18 l. Bertretung und Verwaltung. 


Mainz Kautionen zu leijten, deren Höbe die Stadtverordneten- 
Verſammlung bejtimmt. 


Dienftverrichtungen der Beamten. 
a) Gemeinde-Einnehmer.. 


S 5. 

Die obere Yeitung der Gefchäfte der Stadtfajje liegt dem 
Gemeinde-Einnehmer ob; er führt insbefondere die Hauptkaſſe ein- 
Schließlich des allgemeinen Tage: und Kajfebuchs und bewirkt die 
Rechnungsitellung nach Maßgabe der dieferhalb bejtehenden oder 
noch erlajien werdenden VBorjchriften. Er überwacht und fontrolfiert 
in geeigneter Weije die Dienſtführung jämtlicher Beamten, über: 
trägt denjelben außer den ihnen Durch ihre befondere Stellung zu— 
fommenden, noch andere in ihrer freien Dienftzeit zu betwältigende, 
durch die Kaſſenführung veranlaßte Arbeiten und bringt entdeckte 
Unregelmäßigfeiten fofort zur rörterung, nötigenfalls zwecks 
weiterer Verfolgung zur Kenntnis des Bürgermeiſters. 

Der Gemeinde-Einnehmer iſt befugt, ſich in einzelnen ihm 
übertragenen Gejchäftsverrichtungen durch die ihm beigegebenen auf 
Widerruf angenommenen Hilfsarbeiter vertreten zu laſſen. Er 
bleibt indejjen für die Handlungen diefer Beamten verantivortlich. 
Sollen diejelben im Namen des Gemeinde-Einnehmers Gelder 
empfangen und gültig darüber quittieren, jo ift das im $ 80 der 
Inſtruktion für die Gemeinde-Einnehmer vom 4. Dezember 1877 
vorgejchriebene Verfahren einzuhalten. 

Für den Fall, daß durch eine Erfranfung des Gemeinde: 
Einnehmers oder infolge einer Beurlaubinig desjelben die Er: 
nennung eines Stellvertreters erforderlich wird, jo iſt hierbei in 
gleicher Weife wie bei Ernennung des Gemeinde-Einnehmers nach 
den Beſtimmungen des Art. 77 der Städteordnung zu verfahren. 
Der biernach ernannte Stellvertreter, deſſen Remuneration aus der 
Stadtkajje bejtritten wird, bat während der Dauer der Stellver: 
tretung alle dienitlichen Verpflichtungen des Gemeinde-Einnehmers 
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unter eigener Verantwortlichkeit zu übernehmen. Bis zu einem 
Zeitraum von vier Wochen wird Die Bürgermeifterei ermächtigt, 
die Stellvertretung jelbjtändig anzuordnen. 

Mit den nach $ 1 des gegemvärtigen Statuts bejtellten jelb- 
jtändigen Untererhebern hat der Gemeinde-Einnehmer nach Maßgabe 
der in SS 8 und 9 getroffenen Beltimmungen abzurechnen, reſp. 
jih täglich von denjelben die eingenonmtenen Gelder abliefern zu 
laſſen. Für Die Dienjt: und Kafjengejchäfte der vorerwähnten 
Untererbeber ijt der Gemeinde-Einnehmer, unbejchadet der ihm ob- 
liegenden Ueberwachung derjelben und unter der ausdrücklichen 
Vorausjegung der täglichen Empfangnahme der eingegangenen 
Gelder nicht verantwortlich. 


| S 6. 

Der Gemeinde-Einnehmer iſt ermächtigt, Gehalte, Löhne und 
jonitige Vergütungen 

1. an Beamte und Arbeiter der Hafen: und Oktroi-Verwaltung, 

2. an Arbeiter der jtädtifchen Neinigungsanftalt, 

3. an die auf den ſtädtiſchen Baujtellen bejchäftigten Arbeiter 
durch die von Großh. Bürgermeiiterei jeweils hierfür beſtimmten 
Berfonen auch außerhalb des Kafjelofals auszahlen zu laffen, mit 
der Maßgabe, daß alle dieſe Perſonen, welche derartige Aus: 
zablungen an die Empfangsberechtigten bejorgen, für die richtige 
Verwendung der ihnen zu Diejem Zwecke übermittelten Beträge 
haftbar jind und etwa bierbei vorkommende oder infolge Der 
Rechnungsrevijion jpäter entdeckte Differenzen zu vertreten haben. 
Die Bürgermeifterei erhält die Befugnis, diefe Art der Auszahlung 
auch auf andere VBerwaltungszweige auszudehnen. 


b) Kafie- Buchhalter. 


87. 

Dem Kaffe-Buchhalter liegt die Führung der Handbücher nad) 
den bezüglichen Bejtimmungen der Gemeinde-Einnehmer- njtruftion 
vom 4. Dezember 1877 ob. Zu dieſem Zweck werden ihm von 

2* 
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dem Gemeinde-Einnehmer jofort alle Einnahme und Ausgabe- 
Anweiſungen mit der Verpflichtung zugejtellt, jolche alsbald in dem 
„Soll“ der Handbücher vorzutragen. Die betreffenden Anweiſungen 
find alsdann an den Gemeinde-Einnehmer zurücdzugeben. Die für 
die Untererheber bejtunmten Einnahme-Poſten hat der Buchhalter 
denjelben zu überweifen und die Untererheber mit den betreffenden 
Beträgen im Abrechnungsbuch zu belajten. Der Kajjebuchbalter 
darf zur Vereinnahmung und VBerausgabung von Geldern nicht 
herangezogen werden. 


c) Untererbeber. 


5 8. | 

Die in Gemäßbeit des $ 1 gegenwärtigen Statut bejtellten 
jelbjtändigen Untererheber haben über die von ihnen bewirkten 
Einnahmen Hilfstagebicher nach den hierfür bejtehenden Vorſchriften 
zu führen und Die eingenonmtnen Gelder gebörig jortiert und 
vorjchriftsmäßtg verpadt, täglih an den Gemeinde-Einnehmer in 
auf hundert Mark abgerundeten Summen abzuliefern. Die Unter: 
erheber quittieren vechtsgültig über die ihnen zur Erhebung über: 
wiejenen Beträge. 


R 8 9. 

‚jeder Untererbeber hat mit dem "Gemeinde-Einnehmer ein 
Abrechnungsbuch zu führen, in welchem unter „Soll“ diejenigen 
Beträge ſummariſch vorgetragen werden, welche den betreffenden 
Untererhebern von dem Buchhalter zur Erhebung überwieſen 
wurden reſp. aus dem Worjahre reitieren (Ausſtände), dagegen 
unter „Haben“ Die baren Ablteferungen an den Gemeinde-Einnehmer 
unter Hinweis auf den betreffenden Einnahme-Poſten im allgemeinen 
Tage- und Kaſſebuch und unter Bejcheinigung des Empfanges 
durch den Gemeinde-Einnehmer mittelſt Namens-Unterjchrift. 

Die Abrechnungsbücher dürfen nur Einnahmen eines und 
desselben Nechnungsjabres nachweiien; ihr Abjchluß erfolgt durch 
den Gemeinde-Einnehmer, jobald die umeinbringlichen Poſten und 
Ausſtände binfichtlich der bierbei in Betracht kommenden Ein- 


m - — 
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nahmearten fejtgejtellt und unter „Haben“ im Abrechnungsbuch 
gutgeichrieben wurden. Ergeben ſich biernach unter „Soll“ und 
„Haben“ genau dieſelben Summen, jo it der Abjchluß als richtig 
anzuerfennen, andernfalls bat der Gemeinde-Einnehmer jofort das 
Nötige zur Aufflärung der Differenz anzuordnen, eventuell Großh. 
Bürgermeifterei Anzeige zu erjtatten. Mlinderbeträge hat der be: 
treftende Ilntererheber zu vertreten. Die Beſtimmungen des Ge: 
jeges vom 21. April 1880 bezüglich der Defekte der Beamten 
(Abſchnitt VI) finden auf die Untererheber binfichtlich der ihnen 
in diefer ihrer Eigenschaft anvertrauten Gelder, Wertpapiere oder 
Materialien eintretenden Falls volle Anwendung. 


S 10. 

An jeder Schalterfaffe iſt Durch Anſchlag an leicht in die 
Augen fallender Stelle der Name des Untererhebers befannt zu 
machen und weiter furz anzugeben, welche Arten Gelder von dem: 
jelben erhoben werden. 


d) Hilfsarbeiter und Kafjediener. 
S II. 

Die von der Bürgermeiſterei mit Zuſtimmung des Gemeinde— 
Einnehmers auf Widerruf angenommenen Hilfsarbeiter ſowie der 
Kaſſediener werden von dem Gemeinde-Einnehmer unter ſeiner 
Verantwortlichkeit beſchäftigt. 


Beitreibung der Gefälle. 
8 12, 

Der Gemeinde-Einnehmer iſt verpflichtet, ſtreng darauf zu 
halten, daß die bei den Untererhebern eingegangenen Poſten baldigſt 
aus den Hilfstagebüchern in die Heb-Regiſter übertragen werden 
und dieſe Arbeit ſo beſchleunigt wird, daß alle Uebertragungen am 
Ende einer jeden Woche betätigt ſind. Die Uebertragungen in die 
Heb-Negifter dürfen indeſſen nicht durch die Untererheber bewirkt 
werden, ſondern es ſind hiermit die dem Gemeinde Einnehmer bei— 
gegebenen Hilfsarbeiter zu beauftragen. Die letzteren Bedienſteten 
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haben alsdann nach Ablauf der FFälligkeitstermine über die nicht 
eingegangenen Boten Rückſtandsverzeichniſſe zu fertigen. 

Der Gemeinde-Einnehmer ift verbunden, alle ſäumigen Schuldner 
der Stadtfajfe nach Maßgabe der beitehenden gejetlichen Be— 
ftimmungen innerhalb der vorgejchriebenen Friſten rechtzeitig 
mahnen zu lajfen und nötigenfalls die Pfändung zu beantragen. 
Den Fortgang und den vorjchriftsmäßigen Austrag der erfannten 
Pfändungen hat der Gemeinde-Einnehmer zu überwachen und 
etwaige Unregelmäßigfeiten des Beitreibungsperjonals der Bürger: 
meijteret mitzuteilen. 

Die dem Beitreibungsperjonale zuftehenden Gebühren müſſen 
als durchlaufende Bojten in den Büchern der Stadtkaſſe in Ein- 
nahme und in Ausgabe nachgewiejen werden. 


Bücherauszüge. 
$ 13. 

Der Gemeinde-Einnehmer hat monatlich unter Anwendung des 
beiliegenden Formulars (an Stelle des der Gemeinde-Einnehmer- 
Inſtruktion beigegebenen Mufters) einen Auszug aus dem allge- 
meinen Tage: und Kaſſebuch zu fertigen und folchen bis zum 5. 
des folgenden Monats an die Bürgermeijterei einzufenden. 

Ferner hat der Buchhalter zweimal in jedem Nechnungsjahre, 
und ziwar Ende Dezember und am Biücherfchluffe, Auszüge aus den 
Handbüchern der jeweils laufenden Rechnungsjahre über ſämtliche Fonds 
zu fertigen und Diejelben innerhalb drei Wochen der Bürgermeiſterei 
vorzulegen. Für die Handbücherauszüge ift das in der Gemeinde- 
Einnehmer-Inſtruktion vorgefchriebene Formular zu verwenden. 

Den Handbücherauszügen ijt jedesmal ein fpezielles Verzeichnis 
der Vorlagen und Depofiten der Stadtkaſſe beizufügen. 

8S 14. 

Vorſtehendes Statut tritt ſofort in Kraft. 

Mainz, den 25. Oftober 1887. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz. 
Dr. Debsner. 
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Stadtkafje Mainz. 


— —— — 


Tagebuchs-Auszug 


für den Monat... 


Stabtkaffe Mainz. Tagebuchs- 












Nach dem vorigen Auszuge verblieb ein Tagebuchſsreſt von. . 
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| | 1 Anmerkung. 
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Anmerkung: Nach dem heute gleichzeitig mit dem Abfchluffe des 
Tagebuchs vorgenommenen Kaſſeſturze waren in der Kaſſe 


DEE: UOCDANDEN = u. 08 5 — N 
Der Reſt nach dem Tagebuch 

beträgt de Er — = 
Verglichen, ſo In der Kaſſe .._o. — I. 
welche von dem Unterzeichneten...................... wurden. 


TEN DE 


Der Gemeinde-Einnehmer. 
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4. 
Nachtrag 


zum 


Statut über die Regelung des Dienſtes Bei der 
Stadtkaffe Mainz vom 25. Oktober 1887. 


—_— ln — ⸗ 


Nach erfolgter Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung 
laut Beſchluß vom 19. November 1902 und mit Genehmigung 
Großh. Miniſteriums des Innern vom 3. Januar 1903 zu Nr. 
M. d. J. 53 werden zu dem Statut über die Regelung des Dienſtes 
bei der Stadtkaſſe Mainz vom 25. Oftober 1887 folgende ab- 
ändernde und ergänzende Vorjchriften erlaſſen: 


81. 

Der Gemeinde-Einnehmer wird von der ihm nach der Dienſt— 
anweiſung für die Gemeinde-Einnehmer und dem Statut über die 
Regelung des Dienjtes bei der Stadtkaffe Mainz vom 25. Oktober 
1887 obliegenden Verwaltung der Hauptkaſſe und ‚Führung des 


allgemeinen Tagebuch entbunden. Die amtliche Benennung der 
Stelle des Gemeinde-Einnehmers ijt künftig „Stadtrechner”. 
S 2. 

Die Verwaltung der Hauptkaſſe und die ‚Führung des allge 
meinen Tagebuchs werden einem Hauptfajjierer übertragen, der 
diefe Arbeiten nach den bierfür beitehenden Beſtimmungen auf 
eigene Verantwortung auszuführen bat. 

Für die Stellung der Rechnung und Deren inhalt bleibt 
nach wie vor der Stadtrechner, von welchem auch die Ausgabe: 
befege — Jiehe S 7 — und die Einnahmebelege vorjchriftsmäßig 
aufzubewahren find, verantwortlich. 


Der Hauptkaffierer darf neben der Hauptkaſſe feine andere 
Kaſſe führen. 
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Ss 3. 

Die Anjtellung des Hauptfafjierers erfolgt mit Zuſtimmung 
der Stadtverordneten-VBerfamnlung nach Maßgabe der jtatutarischen 
Beſtimmungen über die Dienjtverhältniffe der Beamten der Stadt 
Mainz. Seine Ernennung bedarf der im Art. 77 der Städte: 
ordnung vorgejehenen Genehmigung der Aufjichtsbehörde. 

Die Vorfchriften des Gejeßes vom 21. April 1880 bezüglich 
der Defekte der Beamten (Abſchnitt VI) finden auf den Haupt— 
fajlterer bHinfichtlich der ihm in dieſer Eigenfchaft anvertrauten 
Gelder, Wertpapiere oder Materialien eintretenden Falls volle 
Anwendung. 


8 4 
Der Hauptfaffierer hat der Stadt eine Sicherheit zu leiſten, 
deren Höhe von der Stadtverordneten-Berfammlung bejtimmt wird. 
Die jeither bejtandene Pflicht des Stadtrechners zur Sicherheits- 
leiſtung bleibt weiter bejtehen. 


S 5. 

Die Quittungen- über die in die Hauptkaſſe fließenden Ein: 
nahmen, jowie die Schecks, mitteljt deren über das Guthaben der 
Stadt bei der Neichsbanf verfügt wird, find von dem Stadtrechner 
und dem Hauptkaſſierer gemeinfchaftlich zu unterjchreiben. 

Quittungen und Scheds, welche nicht die Unterjchriften des 
Stadtrechnerd und des Hauptfaffterers tragen, jind für die Stadt 
nicht verbindlich. 2 

Nur die dem Poſtamte zu erteilenden Empfangsbejcheinigungen 
über Geld- und ſonſtige Wertfendungen jind von dem Hauptkaſſierer 
allein auszuftellen. 


S 6. | 
Alle Einnahmen und Ausgaben der Hauptfaffe find von dem 


Stadtrechner zu Fontrollieren. Derjelbe bat ein nach dent bei- 
gefügten Muſter eingerichtetes Kontroll-Tagebuch zu führen. Auf 
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die Anlegung und Führung des Kontroll-Tagebuchs finden Die 
$$ 12, 13 und 24 der Dienjtanweifung für die Gemeinde-Einnehmer 
jinngemäße Anwendung. 

Zum Zwecke der ‚Führung des Kontroll-Tagebuchs jind dem 
Stadtrechner jämtliche Quittungen und Ausgabebelege, überhaupt 
alle Urkunden, welche auf die Kaffe Einfluß baben, von dent 
Hauptfaflierer zu übergeben. Der Stadtrechner hat die von ihm 
unterjchriebenen Quittungen mit dev Nummer des Kontroll-Tage: 
buchs und Die quittierten Ausgabebelege, jowie die Ablieferungs- 
zettel über Zinsjcheine mit jeinem Sandzeichen oder dem Stempel: 
aufdruc „Bezahlt“ zu verfeben. 

Es ift geitattet, mehrere Einnahmepoften, die gleichzeitig ein— 
geben, und jämtliche Ausgabepojten eines Tages im Kontroll: 
Tagebuch in je einer Summe einzutragen. 


Ss 7. 

Täglich nach Schluß der Kaſſenſtunden haben der Stadtrechner 
und der Hauptfaffierer die von ihnen zu führenden Tagebücher 
abzuſchließen und die Uebereinſtimmung beider Bücher fetzuftellen, 
wobei jich gleicher barer Borrat ergeben muß. 

Die Abjchlüffe in dem Kaſſenbuch ind von dem Stadtrechner 
und dem Hauptkaſſierer zu unterjchreiben. Hierdurch erfennen 
beide die Nichtigfeit und der Stadtrechner außerdem noch an, daß 
ibm von dem Hauptfaflterer die Ausgabebelege, vorbehaltlich der 
Prüfung durch die Buchhaltung, in der an der Einnahme abge: 
jogenen Summe überliefert worden find. 


88. 

Die Hauptfafje, die während des Tages dem Hauptkaſſierer 
zur Verfügung ſteht, it jeden Abend, nachden der Beſtand derjelben 
jejtgejtellt worden ıft, unter gemeinfchaftlichen Verſchluß des Stadt: 
rechners und des Hauptfaflterers zu nehmen. Ein Betrag bis zu 
3000 Mark (Mechjelgeld) kann dem Hauptkaſſierer unter eigenem 
Verſchluß gelaſſen werden. 
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Am Ende jeder Woche, ſowie am Ende jeden Monats ift 
nach erfolgtem Biücherabichluß der geſamte bare Kafjenvorrat der 
Hauptkaſſe durch den Stadtrechner und den Hauptfajjierer gemein- 
Schaftlich aufzunehmen und das Ergebnis des Bücherabjchlufies 
wie der Kafjenaufnahme jowohl in das allgemeine Tagebuch, als 
auch in das Kontroll-Tagebuch einzutragen. Dieſe Einträge jind 
von dem Stadtrechner und dem Hauptkaſſierer zu unterjchreiben. 


8 9. 

Das Neichsbanf-Konto-Gegenbuch und die Schedbücher werden 
am Tage von dem Stadtrechner aufbewahrt; nach Schluß der 
Kaſſenſtunden find diefelben ebenfalls unter gemeinjchaftlichen Ver: 
ichluß des Stadtrechners und des Hauptfafjierers zu nehnten. 


8 10. 


Der Hauptkaſſierer ift verpflichtet, die Barbeitände der Stadt: 
kaſſe, welche für den laufenden Bedarf entbehrlich find, ſtets jofort 
auf das Neichsbanf-Giro-Konto der Stadtkaſſe einzuzahlen; der 
über Nacht aufzubewahrende Kafjenbeitand joll in der Negel den 
Betrag von 40000 Mark nicht überjteigen. Es liegt dem Stadt- 
rechner ob, darüber zu wachen, daß dieje Beſtimmung gewiſſenhaft 
ausgeführt wird. 

Der Stadtverordneten-Berfammlung jteht Die Befugnis zu, 
den im $ 8 genannten Betrag von 3000 Mark, jowie die vor: 
jtehend genannte Summe von 40000 Markt auf Antrag der 
Bürgermeifterei dem Bedürfnis entfprechend anderweitig fejtzufegen. 


8 11. | 
Die aus den Handbüchern anzufertigenden Mahn: und 
Prändungsliften dürfen nur von der. Buchhaltung aufgeftellt werden. 
8 12. 


Der Stadtrechner und der Hauptfafjierer dürfen fich in ihren 
Dienftverrichtungen nicht gegenjeitig vertreten; eine notivendige 
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Stellvertretung des Stadtrechners hat nach näherer Anordnung 
der Bürgermeifterei durch den 1. Kafjenbuchhalter, eine jolche des 
Hauptfaffterers ebenjo durch einen Untererheber zu erfolgen. 


8 13. 

Die nah 8 13 Abſ. 1 des Statuts iiber den Dienjt bei der 
Stadtlaffe vom 25. Oftober 1887 an die Bürgermeijterei einzu: 
jendenden Tagebuch-Auszüge hat der Hauptfaflierer zu fertigen und 
in Gemeinjchaft mit dem Stadtrechner zu unterzeichnen. 

$ 14. 
Gegenwärtiger Nachtrag tritt am 1. April 1903 in Kraft. 
Mainz, den 19. Januar 1903. 


Großherzoglihe Bürgermeifterei: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiiter. 
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5. 
Statut 


betreffend die Organiſation des Rolizeiweſens in 
der VBrovinzialSauptſtadt Mainz. 


— u —— 


Mit Genehmigung Großh. Miniftertums des Innern und 
der Juſtiz vom 21. Juli 1888 zu Nr. M. J. 18111 und nach 
Zuſtimmung der Stadtverordnieten: VBerfammlung wird bierdurch 
bezüglich der Organifation des Polizeiwejens in der Provinzial: 
Hauptitadt Mainz angeordnet und verfügt, wie folgt: 


81. 

Die Handhabung der Lokalpolizei in der Provinzial-Hauptjtadt 
Mainz wird unter Auflicht Großh. Kreisamts im Auftrage der 
Großb. Bürgermeifterei Mainz durch das „Polizeiamt Mainz“ 
wahrgenonmmen. Die Beamten des Polizeiamts handhaben das 
Polizeiweſen, ſoweit dasjelbe dem Birgermeifter als Yofalpolizet: 
beamten gejeglich zujteht oder Durch bejondere Verfügung (ver: 
gleiche Bekanntmachung vom 10. März 1882) übertragen iſt. 
Die in Artifel 56 Abjag 2 Ziffer 1—3 der Städte-Ordnnung ent— 
baltenen Befugniſſe fünnen nur durch die Großh. Bürgermeifterei 
ausgeübt werden. 


82. 

Un der Spige des Polizeiamts ſteht ein Polizeirat. 
Im Verhinderungsfalle wird er durch einen von der Groß— 
berzoglichen Bürgermeiſterei bezeichneten PolizeiKommiſſär vertreten. 


PBolizeirat. 
$ 3. 
Nächit der oberjten Yeitung bleibt dem Polizeirat insbejondere 


die Begutachtung der Perjonal-Angelegenheiten von ſämtlichen 
3 
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Polizei-Angejtellten, jowie die Erledigung derjenigen Gefchäfte vor: 
behalten, welche demfelben durch den Dienftplan oder die Großh. 
Bürgermeijterei zugewiefen werden, 

Der Polizeirat revidiert jo oft als tunlich, mindeſtens einmal 
im Monat, die Polizeibezirke. 


84. 

Der Polizeirat hat alle zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit dienlichen Vorkehrungen und Anordnungen zu treffen 
und die durch beſondere Geſetze und Verordnungen den Lokalpolizei— 
behörden beigelegten Befugniſſe und Pflichten zur Ausübung zu 
bringen. Er bat die in dem Art. 55 I der Städte-Ordnung der 
Großh. Bürgermeifterei zur Beſorgung überwieſenen Gejchäfte 
wahrzunehmen oder durch die ihm unterftellten Organe wahr: 
nehmen zu laffen. 

S 5. 

Alle einlaufenden Schriftitüce, Brieffchaften, Meldungen find 
zunächit und vor ihrer rejjortmäßtgen Verteilung bei dem Polizeiamt 
zur Vorlage zu bringen und ijt von diejer Stelle die Korrefpondenz 
mit ine und ausländischen Behörden und Privaten zu führen. 
Alle Erlafie und Berfügungen geben von dem Bolizeirat aus und 
fönnen jedenfalls nur nach deſſen vorgängiger Genehmigung in 
Vollzug gejeßt werden, ſoweit fie nicht unmittelbar von der Großh. 
Bürgermetjterei ausgehen. 


Polizei-Kommiſſäre. 
86. 

Dem Polizeiamt werden nach Bedürfnis ein oder mehrere 
Polizei-Kommiſſäre, deren Anzahl im Benehmen mit Großh. 
Negterung Feitzufegen iſt (Artikel 57 Abſatz 2 der Städte-Ordnung), 
beigegeben. Sie find dem Polizetrat untergeordnet und üben unter 
Aufſicht und Yeitung des Polizeirats ihre Gefchäftstätigfeit nach 
der von der Großh. Bürgermeifterei nach Anbörung des Poltzeirats 
beſtimmten Abteilung der Gejchäfte aus. 
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Hilfsarbeiter. 
2? 

Dem Bolizetamt wird mindejtens ein Polizei-Sefretär, ſowie 
die Dem jeweiligen Dienjtbedürfniffe entiprechende Zahl von 
jtändigen und unjtändigen Hilfsarbeitern von der Großh. Bürger: 
meiſterei, erforderlichenfalls mit Zuſtimmung der Stadtverordneten- 
Verſammlung, zugewiejen. 


Bolizeibezirfe. 
S 8, 


‚Für die Stadt Mainz und die dazu gehörige Gemarkung 
werden fünf Polizeibezirfe gebildet. 

Der Stadtverordneten-Berjfanmmlung bleibt es vorbehalten, auf 
Antrag der Großh. Bürgermetfterei nach dem fich ergebenden Be- 
dürfnis dieſe Bezirke zu vermehren. 

Die durch die Großh. Bürgermeiiterei näher zu beſtimmende 
Begrenzung der Bezirke wird jeweils öffentlich befannt gemacht. 


Bezirfs-Kommisfäre. 


8 9. 

Jedem Bezirk jteht ein „Bezirks-Kommiſſär“ vor, welcher 
Durch staatliche Prüfung die notwendigen Kenntniſſe und feine 
Befähigung zur Verſehung diejes Amtes nachgewiejen haben muß. 
Don dem Erfordernis der Ablegung jtaatlicher Prüfung kann in 
bejonderen Fällen mit Genehmigung der Auflichtsbebörde abgejehen 
werden. 

Diejer verfieht innerhalb des Bezirks den ganzen inneren und 
äußeren Polizeidienſt (inbegriffen jenen der gerichtlichen Polizei). 
Er iſt dem Polizeirat und den Polizei-Kommiſſären untergeordnet. 

Alle wichtigen Fälle polizeilicher Natur bat der Bezirks— 
Kommiſſär unverzüglich dem Polizeiamt zu berichten, ohne deshalb 
in der Erforfchung des Sachverhalts und der Ergreifung der feinen 
Aufichub duldenden Maßnahmen einzuhalten. 

3% 
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Die Anordnungen des Poltzetamts hat der Bezirks-Kommiſſär 
auszuführen und zu leiten, auch dem Polizeiamt täglich und jo 
oft gefordert, Bericht zu erjtatten. Bon dem Standort des Be- 
zirks nimmt er die Meldungen entgegen. 

Er hat ſich in feinem Bezirk tunlichit perfonal- und lokal— 
fundig zu halten und auf alles zu achten, was für die Zwecke der 
Polizei, für Sicherheit, Geſundheit, Neinlichkeit, Sittlichkeit, Nube 
und Ordnung von Intereſſe tft. 

Ferner trifft der Bezirks-Kommiſſär die nötigen. Mlaßregeln 
zur Aufrechterhaltung der äußeren Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
in feinem Bezirk, nimmt Anzeigen, Anträge, Geſuche, Bejchwerden ꝛc. 
protofollarifch auf und hat bei den täglichen Meldungen die für 
jeinen Bezirk erlafienen Befehle und Aufträge zur Kenntnis der 
Schugleute zu bringen, unter Erteilung der erforderlichen Belehrungen 
und Anleitungen. 

In Verhinderungsfällen wird der Bezirks-Kommiſſär durch 
einen PBolizeiwachtmeiiter vertreten. 


Bolizeiwachtmeijter und Schugmannfchaft. 
8S 10. 

Den Poltzetamt bezw. den Bezirken find beigegeben 5 Polizei: 
wachtmeifter und 70 Schußleute. 

Spweit das Bedürfnis es erfordert, kann dieſe Zahl mit Zus 
ftimmung der Stadtverordneten-Berfammlung unbejchadet der dem 
Großh. Minijterium des Innern und der Yuftiz in Abſatz 4 des 
Art. 57 der Städte-Ordnung vorbehaltenen Befugnis geändert werden. 


sı. 


Dem Polizeiwachtmeiſter liegt ob — außer der Erledigung 
der ihm von feinem direkten Vorgeſetzten (dem Bezirfs:Kommiffär) 
erteilten Befehle — das dienftliche und außerdienjtliche Benehmen 
der Schußleute des Bezirks, deren Kleidung und Ausrüſtung zu 
überwachen, namentlich die erafte Handhabung des Polizeiauflichts- 
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dienjtes Durch die Schußleute zu fontrollieren und die notwendig 
werdenden Meldungen dem Bezirks-Kommiſſär zu erjtatten. 


8 12. 


Die Ausübung des Polizetauflichtsdienites innerhalb des Be: 
zirks erfolgt Durch die im S 10 beftimmten Schußleute, welche ein 
unter der Bezeichnung „Schugmannfchaft”“ militärisch organifiertes 
Polizeiperſonal daritellen. 

Es iſt ihre Aufgabe, für die Aufrechterhaltung und Förderung 
der öffentlichen Ordnung, Ruhe und Sicherheit Sorge zu tragen 
und die perjönliche und Eigentums-Sicherheit aller Bewohner des 
Polizeigebietes zu jchügen, die Befolgung der beitehenden Geſetze 
und Verordnungen in allen Zweigen der ‘Polizei, insbejondere der 
Sicherheits:, Straßen, Baus, ‚Feuers, Gewerbe-, Sitten: und Ge— 
jundbeitspolizei, jowie der Strafrechtspflege mit Prlichttreue, Ge: 
wiſſenhaftigkeit, Unparteilichfeit und Umficht zu überwachen. 

Die Schußlente haben in ihrem Dienjtbezirf die Staats: und 
Gemeindebehörden bei ihren Amtshandlungen zu unterjtügen, über 
Wünſche und Bedürfniffe der Bevölkerung, ſowie über bejtebende 
Uebelftände Wahrnehmungen zu pflegen, Deren Ergebnis zur Kenntnis 
ihrer Vorgejegten zu bringen, um dieſen hierdurch möglich zu machen, 
auf Befriedigung der erjteren und Bejeitigung der letteren bin: 
zuwirfen. 

Die Schugmannfchaft darf nur für polizeiliche Zwecke ver: 
wendet werden. Soll diefelbe ausnahmsweiſe andermweit verwendet 
werden, jo befindet darüber die Großh. Bürgermeiſterei. 


S 13. 

In jedem Bezirk beiteht an beſtimmtem Standort eine Polizei: 
wacheitelle. Bon diefer aus wird die Auflicht über den Bezirf 
ausgeübt, insbejondere auf Anrufen polizeiliche Hilfe gewährt und 
die Aufjicht über Handhabung aller polizeilichen Vorſchriften geführt. 
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Auf der Wacheftelle jollen ſtets anweſend fein: 

1. der Bezirks-Kommiſſär oder dejjen Vertreter, der Polizei— 
Wachtmeiſter, 

2. zwei Schutzleute. 


8 14. 


Der Dienſt, der Schutzmannſchaft (Patrouillen-, Poſten-, Kom— 
mandodienſt) wird beſonders geregelt. Die in dieſer Beziehung zu 
treffenden Anordnungen, welche vom Polizeiamt ausgehen, unter— 
liegen der Genehmigung der Großh. Bürgermeiſterei. 


8 15. 


Die Polizeiwachtmeiſter und Schutzleute werden auf Koſten 
der Stadtkaſſe mit den durch ein beſonderes Reglement feſtgeſetzten 
Uniformsſtücken ausgerüſtet. 

In dem Reglement iſt ferner feſtzuſetzen die Dauer der Trag- 
zeit der einzelnen Uniformsſtücke, nach deren Ablauf Erneuerung 
ſtattfindet, ſowie die Erwerbung des Eigentumsrechtes an denſelben. 

Die Vorſchriften über die Uniformierung bedürfen der Gef 
nehmigung Großh. Minijteriums des Innern und der Juſtiz. 


$ 16. 


Die Anjtellung und Entlafjung des Polizeiperfonals erfolgt 
auf Grund und nach Maßgabe des Statuts, die Dienftverhältnijfe 
der AUngejtellten der Stadt Wlainz betr, vom 28. Juni 1876, 
dejfen Bejtimmungen ebenjo wie Diejenigen der Städte-Ordnung 
auf das Dienjtverhältnis des Polizeiperſonals im allgemeinen volle 
Anwendung zu finden haben. 


8.47, 

Die disziplinäre Beauflichtigung der Mannschaft fteht zunächit 
dem Polizeirat zu, welcher jelbjtändig Verweiſe erteilen und Der: 
bängung von Gelditrafen bei der Großh. Biürgermeifterei be 
antragen kann. 
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‚Für die Zuerfennung von höheren Strafen feitens der Großh. 
Bürgermeifterei und der Auffichtsbehörden find die VBorjchriften 
des Art. 51 St.-Ord. maßgebend. 

8 18. 


Der Zeitpunkt, mit welchem das vorjtehende Statut in Kraft 
tritt, wird bejonders befannt gemacht. Bon dem gleichen Tage an 
find alle entgegenjtehenden Beſtimmungen aufgehoben. 


Mainz, den 20. September 1888. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Oechs ner 


Oberbürgermeiſter. 


Anmerkung. Laut Bekanntmachung vom 23. Mär; 1889 iſt das 
Statut am 1. April 1889 in Kraft getreten. 
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en — 


1. 
Statut 


betreffend Die 
Dienftverbältniffe der Angeflellten der Htadt Mainz. 


Mit Genehmigung Großh. Minifterrums des Innern vom 
14. Juni 1876 zu Nr. M. d. %. 8594 und nach Zuftimmung der 
Stadtverordneten-Berfanmlung wird hierdurch bezüglich der Dienit- 
verhältniffe der Angejtellten der Stadt Mainz einfchließlich der An: 
gejtellten von jtädtifchen ‚Fonds angeordnet und verfügt, wie folgt: 


81. 

Die Ernennung und Entlaffung der Angejtellten der Stadt 
Mainz erfolgt, infoweit diejelbe nach Art. 50 der Städte-Ordnung 
dem Birgermeijter nicht allein zufteht, nach Maßgabe der gejetz- 
fichen Bejtimmungen auf Bejchluß der Stadtverordneten-Berfamm: 
lung durch den Bürgermeiiter. 


8 2. 

Jeder Angeitellte der Stadt Mainz kann aus Gründen der 
Verwaltung jeiner Stellung enthoben werden. (Art. 49 No. 6 d. 
&t.:Ordn.) 

8 3. 

‚yolgende Beamten fünnen nach fünfjähriger Dienstzeit, und 

wenn ihre Entlafjung nicht wegen Verurteilung oder Dienjtwidrig- 
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feit erfolgt, nur unter Gewährung von Ruhegehaltsquoten, wie 

folhe durch das Geſetz vom 27. November 1874*), die Reviſion 

der Beitimmungen über Verfegung der Zivilbeamten in den Ruhe— 

ftand betreffend, für die Beamten des Staates bejtimmt find, ent: 

laifen werden, als: 
1. Sefretär des Zentral:Bureaus, 

. Sefretär des Finanz-Bureaus, 

. Gemeinde-Einnehmer, 

. Stadtbaumeijter, Bauafititenten, Bauführer, 

.Inſpektor der Hafen: und Oktroi-Verwaltung, 

. Stadtbibliothefar, 

Polizei-Kommiſſäre, 

. Kalfulator, 

Regiſtrator, 

. Hafen-Einnehmer, 

. Hafen: Kafje-Kontrolleur, Kontrolleur der Hafen: und 

Oftroi-Berwaltung, 

. Sefretär des Zivilitands-Bureaus, 

Polizei-Inſpektor, 

14. Präparator bei dem Muſeum, 

15. Hafenmeiſter, 

16. Vorſtand des Reinigungs-Bureaus. 


— — 
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84. 
Folgende Angeſtellten der Stadt können nach zehnjähriger 
Dienſtzeit — ſofern ihre Entlaſſung nicht wegen Verurteilung oder 


*) Art. 2 des Geſetzes vom 27. November 1874 beſtimmt: 

Wird ein Beamter nach zurücdgelegtem fünften Dienftjahre in den Ruhe— 
ftand verjegt, jo erhält er ala Nuhegehalt („Penſion“) vierzig Prozent jeiner 
Beſoldung. Für jedes weiter zurüdgelegte Dienjtjahr werden von ſechſten bis 
zehnten Dienftjahre zwei Prozent, vom elften bis dreißigſten Dienftjahre ein 
und ein halb Prozent und vom einunddreihigiten bis vierzigſten Dienjtjahre ein 
Brozent zugelegt. 

Ber nad) zurüdgelegten fünfzig Dienjtjahren in den Ruheſtand verjegt 
wird, erhält, unbefchadet der in Artikel 9 enthaltenen Befiimmungen, den vollen 
Betrag jeiner Bejoldung als Nuhegehalt. 
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Dienjtwidrigfeit erfolgt — nur unter Gewährung eines Ruhe— 
gebaltes nach Maßgabe der für widerrufliche Staatsbeamten durch 
das Gejeg vom 10, Mai 1875*), die Penfionierung der auf Wider: 
ruf angejtellten Beamten betr., bejtimmten Gehaltsquoten entlaſſen 
werden, als: 

. Sefretariatsgehilfen und Einnehmereigehilfen, 

. Bauaufjeber, 

. Wegaufjeher, 

. Schloßaufjeber, 

. Bibliothefargehilfe und Bibliothefdiener, 

. Zagerhausverwalter und Wärter, 

. Oftroteinnehmer, 

. Wagmeijter, 

. Kafjediener, 

10. Hafenbeſeher, 

11. Boltzeijefretäre, 

12. Marftmeijter, 

13. Polizei-Bezirksvorſteher, 

14. Gärtner, 

15. Polizeiſchreiber, 

16. Dampffrahnenfübrer, 

17. PBoltzeidiener und Feldſchützen, 

18. Stadttürmer, 

19. Hausmeiſter im Theater, 

20. Aufſeher für den Hafen: und Oftroidienit, 

21. Ranzleidiener. 
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*) Art. 2 des Gejeges vom 10. Mai 1875 beftimmt: 

Wenn die Entlaffung eines Beamten innerhalb der erften zehn Dienjtjahre 
erfolgt, jo foll der Ruhegehalt den Betrag von 40% des bisherigen Dienit- 
einfommens nicht überjchreiten. 

Erfolgt die Entlaffung fpäter, jo fann dem Betrag von 40% des bis» 
herigen Dienfteinfommens für jedes weiter zurüdgelegte Dienftjahr, vom elften 
bis vierzigften Dienftjahr einjchlieglich, ein und einhalb Prozent zugejegt werden. 

Erfolgt die Entlaffung nach zurüdgelegten fünfzig Dienftjahren, fo fann ein 
Nuhegehalt von neunzig Prozent des bisherigen Dienſteinkommens gewährt 
werden. 
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S 5. 

Unter den nach Art. 50 der Städte-Ordnung durch den 
Birgermeijter allein zu bejegenden Bureaujtellen find nur folche 
zu verjteben, für welche in dem jtädtifchen Budget Feine ftändigen 
Jahresgehalte ausgeworfen jind. 

Die Inhaber diejer, ſowie aller in den SS 3 und 4 nicht er— 
wäbhnten jtädtifchen Stellen haben feinen Anfpruch auf Ruhegehalt. 


86. 

Die durch diefes Statut bejtimmten Rubegebaltsquoten fönnen 
nur überjchritten werden, wenn ein Angeſtellter auf gewaltfame 
Weiſe aus DVeranlafjung feiner Dienftverrichtungen ohne fein Ber: 
fchulden dienitunfähig geworden ijt. In Ddiefem Falle kann die 
Stadtverordneten-VBerfammlung der nach den SS 3 und 4 zuläfligen 
Penfionsquote 20°/0 des Dienfteinfommens bis zu dejien vollem 
Betrage zujegen. 

Bon der nach 8 3 und 5 4 für die dort aufgezäblten Beamten 
eingeführten Probezeit von fünf und zehn Jahren kann ausnahms— 
weiſe aus bejonderen Gründen durch Beſchluß der Stadtverordneten: 
Berfammlung abgejehen werden. 

Derjelben iſt es auch vorbehalten, die in $ 3 vorgejehene 
fünfjährige und in 8 4 beſtimmte zehnjährige Probezeit bei Ab: 
lauf aus Gründen der Dienjtleiftung um zwei Jahre zu verlängern. 


$ 7. 
Bei Berechnung der in den 88 3 und 4 vorgejehenen Ruhe— 
gebaltsquoten ijt derjenige Sahresgehalt zu Grund zu legen, welchen 
der Beantte zur Zeit feines Eintritts in den Ruheſtand beziebt, 
doch werden perfünliche Zulagen, freie Wohnung, Holz, Licht und 
ſonſtige Emolumente, welche dem Beamten während jeines Dienftes 
etwa zugewieſen waren, außer Betracht gelajjen. 
Nur die im jtädtiichen Dienfte ſelbſt erlangten Dienftjahre 
find in Anrechnung zu bringen. Ausnahmsweiſe fünnen indejjen 
aus bejonders triftigen Gründen Durch eine bei der Anjtellung zu 
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pflegende Bertragsberedung beſtimmte Jahre eines vorhergehenden, 
mit Berechtigung auf Ruhegehalt bejtehenden Dienjtverhältnijjes 
bei der Verjegung in den Ruheſtand in Betracht kommen. 

Bei den vor Erlaß dieſes Statuts bereits angeftellten Be— 
dienjteten find Die im Budget der Stadt von 1875 verzeichneten 
Dienjtjahre maßgebend. 

Etwaige Berichtigung derjelben kann nur binnen der unerjtred- 
lichen ‚zrijt von 6 Monaten nach dem Inkrafttreten des gegen- 
wärtigen Statuts begehrt werden. Die Entjcheidung über desfalls 
erhobene Neflamationen jteht der Stadtverordnneten-Verfammlung 
in letzter Inſtanz zu. 


S 8. 

Den in 8 3 bezeichneten unmittelbar ſtädtiſchen Beamten 
werden folgende Beamten der Hojpitalveriwaltung, der Zentral: 
Armen-Kommiſſion und der Sparfafje-Berwaltung gleichgeftellt, in— 
ſoweit deren Anjtellung und Gehaltsbeftimmung durch den Bürger: 
meister auf Beichluß der Stadtverordneten-Verfanmlung erfolgt 
iſt, als: 

. der Hofpitalarzt, 
. die erjten Sefretäre der Konmiſſionen, 
. der Nechnungsfübhrer, reſp. Materialverwalter, 
. der Einnehmer der Kommission, 
.Pfandhauskaſſierer, 
.Pfandamtskontrolleur, 
.Pfandamtsſekretär, 
Waiſenhausverwalter, 
Kaſſierer der Sparkaſſe, 

10. Kontrolleur der Sparkaſſe, 

11. Buchhalter der Sparkaſſe. 

Den im 8 4 verzeichneten werden folgende Bedienſtete gleich— 
gejtellt, injoweit deren Anjtellung und Gebaltsbeitimmung durch 
den Bürgermeifter auf Beſchluß der Stadtverordneten-Verfammlung 
erfolgt iſt, als: 
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. Sefretariatögehilfe, 
. die Gehilfen bei der Nezeptur und bei den Rechnungsführern, 
. Prandamtsauffeber, 
. Kranfengeld-Erheber, 
5. Buchhalter beim Hospital, 
6. Kaſſengehilfe bei der Sparkaſſe. 

Die Penjtonterung der vorjtehend genannten Angeitellten er: 
tolgt auf Borjchlag der betreffenden Verwaltungen und zu Yajten 
der bezüglichen Fonds durch den Bürgermeijter auf Bejchluß der 
Stadtverordneten-VBerfanmmlung. 


89. 

Alle Dienjtjtellen, injoweit deren Bejegung nicht dem Bürger- 
meister allein zufteht, fünnen nur nach vorheriger öffentlicher Aus— 
ichreibung vergeben werden; jedoch kann die Stadtverordneten: Ber: 
ſammlung wegen bejonderer Dringlichkeit oder aus Gründen der 
Verwaltung davon Umgang nehmen. 

Bei Vergebung von Dienftitellen müſſen die ich meldenden 
Bewerber Zeugnifje über ihre Befähigung und jeitherige Beſchäf— 
tigung beilegen und ſich auf Verlangen einer Prüfung unterwerfen. 

Die Anjtellung erfolgt durch den Bürgermeifter auf Beichluß 
der Stadtverordneten:Berfammlung mit Rückſicht auf die in den 
SS 3 und 4 beſtimmte Probezeit als eine vorläufige. 

Ber Ablauf der leteren erfolgt die definitive Anſtellung auf 
Beichluß der Stadtverordnieten-VBerfanmmlung durch den Bürger: 
metjter, welcher der Stadtverordneten-Berfammlung Bericht über 
die jeitherige Dienftleiftung und das Verhalten des Angeſtellten 
eritattet. Erſt durch den Beſchluß der Stadtverordneten-Verfamm— 
lung, auch wenn derjelbe nach Ablauf der 5: reſp. 1O jährigen 
Probezeit erfolgen jollte, wird die Anjtellung eine definitive mit 
Anſpruch auf Rubegebalt. 
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$ 10. 
Der Angejtellte hat feine ganze Zeit und Tätigkeit ausichließ- 
(ich dem übertragenen Dienjte zu widmen und kann eine Neben- 
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jtelle außerhalb der Gemeindeverwaltung nur mit jchriftlicher Ges 
nehnigung des Bürgermeisters übernehmen. 

Diejfe Genehmigung kann nur auf Beſchluß der Stadtver- 
ordneten-Verſammlung erteilt werden und tjt jederzeit widerruflich. 

Der Angejtellte ijt verpflichtet, alle Nebenaufträge für die 
jtädtifche Verwaltung unentgeltlich zu übernehmen und fann aus 
Gründen der Verwaltung aus dem Dienfte eines Zweiges Der: 
jelben in einen anderen, jedoch ohne Verfürzung feines Gehaltes, 
verjegt werden. 

Zur zeitweifen Ausfegung ihrer Amtstätigfeit bedürfen die 
Beamten des Urlaubs. 

Die Erteilung desjelben für die Dauer von böchjtens vier 
Wochen jteht dem Bürgermeifter zu. Bei Erteilung eines Urlaubs 
von mehr als vier Wochen bat der Bürgermeifter die Genehmigung 
der Stadtverordneten-VBerfammlung einzuholen. 


8 11. 


Die Beamten find befugt, jederzeit mit dreimonatlicher Kündi— 
gung, welche aber nur am 1. Januar, 1. April, 1. Juli und 
1. Oftober erfolgen kann, unter Verzicht auf jeden Ruhegehalt, 
ihre Entlaffung zu nehmen. 

Rechnungspflichtige Beamte, welche noch Feine Rechnung abge- 
legt haben, oder jolche, welche durch eigene Schuld Arbeitsrückſtände 
haben aufwachien laſſen, fünnen nur dann nach Ablauf der 
Kindigungsfrijt entlaffen werden, wenn fie ihren Verpflichtungen 
volljtändig nachgekommen jind. 

Im Weigerungsfalle iſt der Angejtellte jchadenerfagpflichtig. 


8 12. 

Die Handhabung der Disziplin über die Angeitellten der 
Stadt jteht na Maßgabe der Beitimmungen des Artikel 51 der 
Städte-Ordnung dem Bürgermeijter eventuell in Gemeinfchaft mit 
der Stadtverordneten-VBerfammlung, dem Kreisrate, Kreisausfchuffe, 
jowie dem Großh. Miniftertum des Innern zu. 
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Insbeſondere find die Angejtellten verpflichtet, ihren Dienſt 
nach Maßgabe der bejtehenden und zu erlajjenden Inſtruktionen 
mit Eifer und Fleiß zu verjeben, die von der jtädtifchen Wer: 
waltung bejtimmten Bureauftunden piünftlich einzuhalten und ein 
jolches Benehmen im Dienjte wie im bürgerlichen Leben zu 
beobachten, welches der Würde ihrer dienstlichen Stellung entjpricht. 


813. | 


Die Entlaffung eines Beamten ohne Anfpruch auf Ruhegehalt 
fann ausgejprochen werden, wenn derjelbe wegen Verbrechens oder 
Vergehens zu einer Freiheitsſtrafe verurteilt worden ift oder jich 
Dienftividrigfeiten bat zu ſchulden fommen lajien. 

Die Einleitung des Verfahrens auf Entlafjung ohne Ruhe— 
gehalt erfolgt auf Antrag des Bürgermeijters oder der Stadtver: 
ordneten⸗Verſammlung. 


S 14. 

Bevor die Stadtverordnneten-Berfanunlung ſich über die Ent: 
lafjung eines Angejtellten wegen Bejtrafung oder wegen Dient- 
widrigfeit ſchlüſſig macht, hat fie in geheimer Sitzung den Ange: 
jtellten nach jtattgehabter Berichteritattung aus den Akten perjün: 
lich in jeiner Verteidigung zu vernehmen, es jei denn, daß Derjelbe 
darauf verzichtet. 

Die Stadtverordneten-VBerfammlung kann vor Beſchlußfaſſung 
weitere Erhebungen in der Sache anordnen. 

Wird die Entlaffung durch übereinjtinnmenden Bejchluß des 
Bürgermeijters und der Stadtverordnneten: Verfanmmlung verfügt 
(Art. 51, Abſ. 2 der St.-Ordn.), jo wird der Angeſtellte hiervon 
Ichriftlich in Kenntnis gejegt mit Angabe der Friſt zur eventuellen 
Ergreifung des Refurfes. 

& 15. 
Beanjprucht ein Angeitellter feine Entlaffung mit Ruhegehalt 


wegen eingetretener Dienftunfäbigfeit, jo ſteht die Enticheidung über 
legtere zunächt der Stadtverordneten-Berfammlung zu. 


| 
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Stimmt der Bürgermeijter dem Bejchluffe der legteren nicht 
bei oder erachtet ſich der Angejtellte dadurch beſchwert, jo ent— 
jcheidet über die Frage der Dienjtunfähigfeit das Miniſterium des 
Innern (Urt. 64 der St.-Ordn.). 

Wird der penjionierte Angejtellte wiederum dienjtfähig, jo iſt 
er verpflichtet, hiervon dem Bürgermeifter Vlitteilung zu machen 
und auf erite Aufforderung wieder in Dienſt zu treten. 

Beſchränkte Dienjtunfähigfeitt zur ferneren Verſehung der 
jpeziellen Stelle, zu welcher der Beamte berufen, begründet feinen 
Anſpruch auf Verjegung in den Ruheſtand, verpflichtet vielmehr 
den betreffenden Beantten nach Wetfung des Bürgermeiiters und 
Zuſtimmung der Stadtverordnneten-Verfanmnlung eine andere feiner 
Fähigkeit entiprechende Stelle unter ‚Fortbezug des jeitherigen Ge— 
baltes zu verjehen. Ueber die ‚Frage der nur bejchränften Dienſt— 
unfäbigfeit oder des Wiedereintritts der Dienſtfähigkeit entjcheiden 
die vorerwähnten Behörden. 

Ein aus Verwaltungsgründen ohne Dienftunfäbigfeit mit Ruhe— 
gehalt entlaffener Beamter muß auf erite Aufforderung bei Verluft 
des Ruhegehaltes wieder eine feinen ‚Fähigkeiten entjprechende Stelle, 
unter Gewährleiftung jeines früheren Gebaltes, antreten. 


$ 16. 


Die Anftellungsurkfunden der Angejtellten werden unter Bezug: 
nabme auf gegemwärtiges Statut ausgefertigt. Kraft dieſes Statuts 
unterwerfen jich alle in den 88 3, 4 und 8 bezeichneten Ange— 
itellten den bejtebenden oder noch zu erlaſſenden Anordnungen über 
die Verſorgung der Witiven und Waijen der ſtädtiſchen Angeftellten. 

Stirbt ein im Dienſte oder Ruheſtand befindlicher Angejtellter, 
jo wird deſſen Witwe oder ehelichen Nachkommen, welche mit ihm 
in häuslicher Gemeinschaft lebten, der Dienſt- bezw. Rubegebalt 
weitere drei Monate vom Todestage an ausbezahlt. 

Dinterläßt er feine Witwe oder in häuslicher Gemeinschaft 
mit ihm lebende ebeliche Nachtommen, wohl aber Eltern, Gejchwijter 
oder Gejchwifterfinder, deren Ernährer er war, oder ebeliche Nach- 
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kommen, die nicht in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebten, fo 
kann die Stadtverordneten-Verfanmlung den Gehalt rejp. Ruhe— 
gehalt für weitere 3 Monate vom Sterbetage an bewilligen. 

Un wen im diejem Falle die obigen Beträge zu verabfolgen 
jeien, bejtimmt die Stadtverordneten-Berfammlung. 

Für dieſe drei Monate finden feine Bezüge der Witwen oder 
Kinder aus der Witwen: und Waiſenkaſſe ftatt. 

Die nach dieſer Beſtimmung weiter verwilligten Dienft: und 
Ruhegehalte fünnen nicht Gegenftände der Bejchlagnahme jein. 


$ 17. 


Gegenwärtige Bejtimmungen treten mit dem Tage deren Ge: 
nehmigung durch die höchjte Behörde ın Kraft und fünnen neue 
Anftellungen nur auf Grund des gegenwärtigen Statuts erfolgen. 

Auf die Inhaber der in den 88 3, 4 und 8 bezeichneten 
Stellen, welche bereits vor Erlaß des gegenwärtigen Statuts in 
den Dienjt der Stadt eingetreten waren, finden gegenwärtige Be— 
ſtimmungen volle Anwendung. 

Die Ruhegehalte ber dermaligen Inhaber aller der im $ 3 
und im 1. Abjat des 8 8 unter Wr. 1 bis 11 genannten Stellen 
können indeijen nicht weniger betragen, als ſie betragen haben 
würden, wenn dieſe Beamten am 27. November 1874 nach den 
Penſionsquoten des Edikts vom 12. April 1820 in Ruheſtand 
verjegt worden wären. 

Wenn am Tage ihrer wirklich erfolgenden Penſionierung diejen 
Beamten nach gegenwärtigem Statut ein höherer Nubegehalt als 
nad Vorſtehendem zukommt, jo findet dieſe günſtigere Beſtimmung 
auf ſie Anwendung. 


Mainz, am 28. Juni 1876. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 
Wallau. 
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2. 
Statut 


der 
Witwen: und Wailenanftalt der Angeltellten der 
Stadt Mainz.” 


Mit Genehmigung Großherzoglihen Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 19. November 1879, zu Nr. M.d. J. 17860, 
und mit Zuftimmung der Stadtverordneten-VBerfanmlung jind die 
Statuten der Witwen- und Waijenanftalt der Angeftellten der 
Stadt Mainz mit Wirkung vom 1: Januar 1880 an, wie folgt, 
fejtgejeßt worden. 


I. Mitgliedijchaft, Beiträge und Bermögen der Anitalt. 


8S I. 

Die Angeſtellten der Stadt Mainz, wie ſolche in dem Statut 
vom 28. Juni 1876, betreffend die Dienſtverhältniſſe der Ange— 
ſtellten der Stadt Mainz, in den SS 3, 4 und 8 benannt ſind 
oder jpäter in die dort aufgeführten Kategorien eingereiht werden, 
ebenfo der Bürgermeifter und Beigeordnete, welche einen Dienjt: 
gehalt beziehen, find berechtigt und verpflichtet, jofern jie bei ihrer 
Anjtellung das 50. Lebensjahr noch nicht überjchritten Haben, der 
Witwen: und Watijenanjtalt der ſtädtiſchen Angejtellten beizutreten. 

Die Stadtverordnneten-Berfammmlung kann jedoch den vorjtehend 
genannten Perfonen, wenn jte bei ihrer Anjtellung das 50. Lebens: 
jahr bereits überjchritten hatten, auf Nachjuchen den Beitritt ge 
ftatten und bejtimmt alsdann die Höhe der von denjelben zu 
leiſtenden bejonderen Einzahlungen und Beiträge. 





) Geändert; jiche S. 59 und 60. 
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Ss 2 
Sc. 
Der Witwen: und Waifenanjtalt find folgende Einnahmen 
überwiejen: 
a) die erjte Einlage im Betrage von 15 Prozent des Jahres— 


b) 


c 


— 


d) 


e 


— 


gehaltes und ein halber Monatsgehalt, welche jeder ſtädtiſche 
Angeſtellte beim Eintritt in die Anſtalt, und zwar in höch— 
ſtens 12 monatlichen Zahlungen, zu entrichten hat; 


der jährliche Beitrag eines jeden Angeſtellten, welcher auf 
3 Prozent jeines etatsmäßigen Jahresgehaltes feſtgeſetzt iſt 
und mittelſt Abzugs am Gehalte vom 2. Monate an, oder 
an der Penſion erhoben wird; 


die Hälfte des Mehrbetrags des Gehaltes, welcher einem be— 
reits Angeſtellten durch Gehaltszulage oder bei Beförderung 
zu einer anderen ſtädtiſchen Stelle im Vergleich gegen ſeinen 
früheren Gehalt zuwächſt vom erſten vollen Monat, wogegen 
von dieſem Mehrbetrage der unter b verzeichnete Prozentſatz 
erjt vom zweiten Monat ab zu entrichten iſt; 


der reine Ertrag der Gehalte (nad) Abzug etwaiger Erfah: 
fojten), welcher fich bei vafant werdenden Stellen während 
der drei erjten Monate ergibt, jofern die Stellen jo lange 
unbejegt und nicht gänzlich aufgehoben find; 

derjenige Anteil an den Stonfisfationen oder gerichtlichen 
Strafen, welcher nach gejeglicher Bejtinnmung der Stadt zur 
Verfügung oder zu ihrem Vorteile überlaffen it; 


f) der Ertrag von Strafgeldern, welche den Angejtellten wegen 


8) 


Dientvergehen auferlegt werden; 


die Hälfte des Gehalts derjenigen Angejtellten, welche wegen 
Disziplinarvergehen von ihrem Dienſte juspendiert werden, 
nad Abzug jedoch etwaiger Erjagfoiten. 


Als HFahresgehalt im Sinne Ddiejes Statut3 wird nur der 


Gehalt bis zum Betrage von 4200 Mark angejehen. 


4* 
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8 3, 

Die in 8 2 unter lit, a und c bis g bezeichneten Einnahmen, 
ſowie die zu Gunften der Anjtalt etwa jtattfindenden Schenkungen 
und Dermächtnifje follen fapitalifiert und verzinslich angelegt 
werden, bis das Vermögen der Anjtalt den Betrag von 125000 
Mark erreicht hat. Won diefem Zeitpunkt ab werden ſämtliche 
Einnahmen der Witwen: und Waijenanjtalt zunächſt zur Be- 
ftreitung der Ausgaben verwendet und nur die fich ohne Beihilfe 
der Stadt etwa ergebenden Ueberſchüſſe Fapitalifiert. Die Erträg- 
niffe des Vermögens der Anjtalt und die in $ 2 lit. b verzeich- 
neten Jahresbeiträge dienen zunächſt zur Bejtreitung der Gehalte 
und Ausgaben der Verwaltung, jodann der Penjtonen. Soweit 
diefe Mittel nicht ausreichen, wird aus der Stadtfaffe das Be- 
nötigte zugejchoffen. Sollten aber die Erträgnijfe des Vermögens 
und die Fahresbeiträge das Nötige zur Bejtreitung der Ausgaben 
und Venfionen, wie des Erſatzes eines etwaigen Defizits, welches 
im Vorjahre die ftädtifche Kaffe deckte, überjchreiten, jo wird der 
Mehrbetrag Fapitalifiert. Die Kapitalien werden auf Hypotheken 
in der Provinz Rheinheſſen, oder auf erjte Obligationen des In— 
landes oder Reiches, oder bei der Stadt bezw. Sparkaſſe votzugs— 
weije angelegt. 


II. Gehaltsbezüge der Hinterlajjenen von Mitgliedern 
der Anjtalt. 


SA. 

Die Witwen und Waijen erhalten jährlich dreißig Prozent 
des Gehaltes, von welchen der verjtorbene Angejtellte zur Zeit 
feines Ablebens den im 8 2 lit. b bejtimmten Beitrag bezahlt Hat, 
mag derjelbe im Dienjte oder im Ruheſtande verjtorben jein. 


85. 
Stirbt ein Angejtellter vor Ablauf der eriten fünf Jahre 
jeiner Dienjtzeit, jo erhalten gleichwohl dejjen Hinterbliebenen Die 
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un S 4 beſtimmte Penſion, müſſen aber den im 8 2 lit. b feit- 
gejegten Beitrag bis zum Ablaufe des 5. Jahres jeit der An— 
jtellung des Verſtorbenen fortentrichten. 


S 6. 

Hinterläßt der Ungeftellte eine Witwe entweder ohne oder nur 
mit Kindern aus ihrer Ehe mit demfelben, jo bat die Witwe die 
ganze Penſion zu beziehen. 

Sind beim Ableben der Witwe penjtonsberechtigte Kinder aus 
deren Ehe mit dem Angejtellten vorhanden, jo treten Ddiejelben an 
deren Stelle nach den nachgehenden Beitimmungen in den Genuß 
der Penſion. 


8 7. 


Hinterläßt der Angejtellte zwar feine Witwe, aber leibliche, 
eheliche Kinder, von denen das eine oder andere beim Ableben des 
Vaters das 18. Lebensjahr noch nicht überjchritten hat, jo jind 
ſolche Kinder bis zum 19. Yebensjahr zur Penfion berechtigt. In 
dieſem ‚Falle iſt letere unter die Kinder, ſie mögen aus derjelben 
oder verjchiedenen Ehen jtanımen, nad Köpfen zu teilen. 

Sobald eines der Kinder das 18. Jahr zurückgelegt oder 
durch Verheiratung, Anjtellung oder jonftige Weije jeine Verforgung 
gefunden bat, oder wenn eins der Kinder verjtirbt, jo fällt dejjen 
Anteil den übrigen zu. 


8 8. 


Hinterläßt der Angeftellte, welcher in verjchiedenen Ehen ge: 
ftanden hat, neben penfionsberechtigten Kindern aus früherer Ehe 
eine Witwe, fei dies mit oder ohne Kinder aus der letteren Ehe, 
jo wird die Penſion der Art geteilt, daß die Hälfte derjelben der 
Witwe zufällt, die andere Hälfte aber unter die Kinder aus allen 
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Ehen nah Köpfen nah) Maßgabe der vorgehenden Beſtimmung 
geteilt wird. 


8 9. 

Eine Ehejcheidung benimmt der gefchiedenen Ehefrau alle An: 
jprüche auf Penfion. Die aus der aufgelöften Ehe abjtanımenden 
Kinder des Angejtellten find jedoch unter den obigen Voraus: 
jegungen (8 7) penfionsberechtigt. 

Die Penjion einer Witwe hört mit dem Tage auf, an welchen 
fie jich wieder verheiratet. In diefem Falle treten jedoch die aus 
der Ehe der Witiwe mit dem verjtorbenen Angejtellten herrührenden 
Kinder, joweit fie penjionsberechtigt jind, in den Genuß der 
Penſion. Konkurrierte die Witwe aber neben ihren Kindern mit 
Kindern früherer Ehen des Angeftellten, jo fällt ihr Anteil an der 
Penfion den jämtlichen Kindern anheim. 

Dasjelbe tritt ein, wenn die Witwe verjtirbt. 


8 10. 


Die Penfion der Witwen oder Kinder fängt von dem Tage 
an zu laufen, an welchem der Gehalt des verjtorbenen Angejtellten 
aufgehört Hat. Die Zahlung gejfchieht vierteljährig. 


sl. 


Die erfolgte Trauung des Angejtellten und die Tage der 
Geburt der legitimen Kinder, jowie die Erijtenz der zum Bezuge 
des Gehaltes Berechtigten müſſen auf gejegliche Weife nachgewieſen 
werden. 

$ 12. 


Die Gehalte der Witwen und Waijen dürfen zum Zwecke der 
Sicherftellung oder Befriedigung von Gläubigern nicht mit Bejchlag 
belegt werden. Auch iſt den Beteiligten jede Verfügung darüber 
durch Uebertrag, Anweifung, VBerpfändung oder durch ein anderes 
Rechtsgeſchäft unterjagt. 
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III. Austritt aus der Anjtalt und Verhältnis bei 
Verjegung in Nuheftand. 


$ 13. 


Der Ungeftellte, welcher in einen anderen Staats= oder öffent: 
lihen Dienſt übertritt oder freivillig aus dem Dienfte fcheidet, 
hört auf, Mitglied der Anjtalt zu fein, erhält jedoch die von ihm 
nah $ 2 lit. a, c, d bezahlten Eintrittsgelder nach Abzug von 
25 Prozent zu Gunſten der Kafje zurüd. 


8 14. 
Gleiches gilt von demjenigen Angeſtellten, welcher jeines 
Dienjtes ohne Anſpruch auf Nuhegehalt entlafjen oder feines 
Ruhegehaltes verluftig erflärt worden ift. 


8 15. 


Wenn der Angeftellte im Falle des 8 14 bei jeiner Entlaffung 
bereits die in den SS 3 und 4 der Dienjtpragmatif vom 28. Juni 
1876 bejtimmte fünfjährige, bezw. zehnjährige Dienjtzeit über: 
Ichritten hat, jo fünnen die penjionsberechtigte Ehefrau oder die 
penjionsberechtigten Kinder, jofern der Angeſtellte nicht in ein 
anderes öffentliches Dienjtverhältnis tritt, den Anfpruch auf Pen: 
jion nach dem Ableben des Chemannes dadurch erhalten, daß fie 
ohne Zurücknahme von Eintrittsgeldern die jährlichen Beiträge 
fortentrichten. Eine Nichtentrichtung der letzteren während drei 
Monaten hat jedoch den Verluſt diefes Anſpruchs zur Folge. 


8 16. 

Der in Ruheſtand verjegte jtädtifche Angeftellte bleibt mit allen 
ftatutenmäßigen Rechten und Pflichten im Verbande der Anſtalt. 
8 17. 

Ein Angeitellter, deſſen Gehalt fich infolge der Penfionierung 


oder aus einem anderen Grunde vermindert, bleibt gleichwohl mit 
dem höheren Gehalte Teilnehmer der Anitalt. 
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IV. Berwaltung der Anftalt. 
$ 18. 


Die Witwen: und Waifenanftalt ſteht unter der bejonderen 
Gewährleiftung der Stadt Mainz. Nach dem ausschließlichen 
Zwede der Anjtalt: die Unterftüung der hinterlajjenen Witwen 
und Waifen verjtorbener jtädtifcher Angeftellten zu fichern, dürfen 
die Gelder derjelben in feinem Falle zu irgend andern Zwecken 
verwendet werden. Für die Verwaltung wird ein Vorſtand, be- 
jtehend aus dem Bürgermeifter und weiteren 6 Perjonen gebildet, 
in welchem der erjtere den Vorfig führt und im Falle der Ver: 
Hinderung durch einen der Beigeordneten vertreten wird. Die 
übrigen Mitglieder desfelben werden von den beteiligten Angeftellten 
aus deren Mitte gewählt. 


8 19. 

Die Wahl der Mitglieder erfolgt auf jechs Jahre. Alle drei 
Jahre jcheiden drei Mitglieder aus, find jedoch wieder wählbar ; 
die das erftemal austretenden werden durch) das Los bejtinmt. 
Die dermalen bejtehenden Vorjtandsmitglieder werden bei Bere 
fündigung diejes Statuts durch Neuwahl erſetzt, bleiben jedoch bis 
dahin in Dienften. Bei der regelmäßigen dreijährigen Ergänzung 
des Vorſtandes werden zugleich die in der Zwiſchenzeit abge— 
gangenen erjeßt. Zu einer gültigen Bejchlußfafjung müſſen 
mindeftens vier Mitglieder des Vorſtandes anweſend fein. Die 
Berchlüjfe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei gleichen 
Stimmen entjcheidet die Stimme des Vorfigenden. 


8 20. 


Der Vorftand wählt aus jeiner Mitte einen Schriftführer. 
Derjelbe Hat die Schriftjtücke in DBerwahr zu nehmen, iſt mit der 
Abfaſſung der Beichlüffe, dem brieflichen DVerfehre, der Führung 
der Verzeichniſſe der Mitglieder der Anstalt, jowie der Witwen und 
Waiſen betraut. Ein anderes Mitglied wird zur Führung des 
Kontrollbuchs gewählt. 
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ot 
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8 21. 


Der jtädtifche Einnehmer ift mit der Kaſſe- und Rechnungs: 
führung, wie Aufbewahrung der Vermögens: und ‚yorderungs: 
Urfunden im Lokale der Stadtfajje beauftragt. Er hat jich dabei 
nach der allgemeinen Inſtruktion für Nechner von Gemeinden und 
Fonds zu richten. 

Ueber die Beiträge der Mitglieder, deren Erhebung mittels 
Gehaltsabzuges erfolgt, werden feine Quittungen ausgeftellt. 


8 22. 


Nah Ablauf des Nechnungsjahres, welches in Zukunft vom 
1. April eines jahres bis 31. März des darauffolgenden Jahres 
läuft, und längjtens zwei Monate darnach jtellt der Einnehmer 
jeine Rechnung und übergibt diefelbe mit den zugehörigen Urkunden 
den Borjtande zur Prüfung. Nach deren Vornahme wird die 
Rechnung nebjt Urkunden durch den Großh. Bürgermeijter der 
Stadtverordneten- Berfammlung zur Genehmigung vorgelegt, nach- 
dem Ddiejelbe vorher während S Tagen zur Einficht und etwaigen 
Beanjtandung der Beteiligten auf dem Stadthaufe offen gelegt 
worden. Schlieplih wird dieſelbe an Großherzogliche Ober: 
Nechnungsfammer zur Prüfung eingefendet. 


8 23. 


Die Verwaltung der Anftalt gejchieht unentgeltlich, mit Aus: 
nahme einer dem Einnehmer zu gewährenden Nemuneration für 
Anjchaffung der Nechnungsbücer und Stellung der Nechnung, 
deren Größe der Vorjtand bejtimmt. 


gs 24. 


Finden jich die Beteiligten durch eine Verfügung oder Ente 
ſcheidung des Vorſtandes bejchwert, jo jteht denjelben die Berufung 
an die Stadtverordneten» Verfannnlung und von dieſer binnen 
14 Tagen nah Zujtellung deren Beſchluſſes an den Kreisausihuß 
zu. Alles dies umbejchadet der Bejchreitung des gerichtlichen 
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Weges, wenn es fich um die Geltendmachung erworbener Rechte 
handelt. Erachtet der Biürgermeifter, gegen einen von dem Vor— 
Itande gefaßten Beſchluß im Intereſſe der Anftalt oder im jtädti- 
ſchen Intereſſe Einſprache erheben zu müſſen, jo erflärt er dies 
Ichriftlih dem Vorftande. Beharrt derjelbe wiederholt auf feiner 
Beichlußfaffung, jo bringt der Bürgermeifter die Sache an die 
Stadtverordneten-VBerfammlung zur definitiven Befchlußnahme und 
muß bis dahin die Ausführung des Befchluffes ausgejegt bleiben. 


$ 25. j 
Die Beitimmungen der SS 6, 7, 8 und 9 find aud auf die 


Witwen und Hinterlajjenen Kinder der dermaligen Mitglieder der 
Anitalt anwendbar. 


$ 26. 
Uenderungen an dieſem Statute fünnen nur nad) vorheriger 
gutachtlicher VBernehmung des Verwaltungs-Ausſchuſſes ftattfinden. 
Mit dem Tage der Veröffentlichung diefes Statuts treten die 


Beſtimmungen des Statuts vom 22. September 1869, unbejchadet 
der aus demjelben erworbenen Rechte, außer Wirkſamkeit. 


Mainz, den 6. Dezember 1879. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Du Mont. 
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3. 
Bekanntmachung. 


Wir bringen hierdurch zur öffentlichen Kenntnis, daß mit 
Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und der Juſtiz 
vom 26. Januar 1891 zu No. M. d. J. 2497 an die 
Stelle des 8 3 der Statuten der Witwen- und Waiſenanſtalt 
der Angejtellten der Stadt Mainz vom 6. Dezember 1879 mit 
Wirfung vom 1. April 1891 ab die nachjtehende abgeänderte 
Bejtimmung tritt. 


Mainz, den 11. Februar 1891. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Dehsner 


DOberbürgermeifter. 


S 3. 

Die in $ 2 umter lit. a und c bis g bezeichneten Einnahmen, 
jowie die zu Gunjten der Anjtalt etwa jtattfindenden Schenkungen 
und Vermächtniſſe jollen Fapitalifiert und verzinslich angelegt 
werden. Die Erträgnijje des Vermögens der Anjtalt und die in 
$ 2 lit b verzeichneten Jahresbeiträge dienen zunächſt zur Bes 
jtreitung der Gehalte und Ausgaben der Verwaltung, jodann der 
Benfionen. Soweit diefe Mittel nicht ausreichen, wird aus der 
Stadtfajje das Benötigte zugeſchoſſen. Sollten aber die Erträg— 
niſſe des Vermögens und die Jahresbeiträge das Nötige zur Be- 
jtreitung der Ausgaben und Penjionen, wie des Erſatzes eines 
etwaigen Defizits, welches im Vorjahre die ftädtiiche Kaffe deckte, 
überfchreiten, jo wird der Mehrbetrag fapitalijiert. Die Kapitalien 
werden auf Hypotheken in der Provinz Rheinheſſen, oder auf erſte 
Obligationen des Inlandes oder Neiches, oder bei der Stadt bezw. 
Sparkaſſe vorzugsmweife angelegt. 
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4. 


Verfügung Großh. Kreisamts Main; 
vom 8. Mai 1893. 


Großh. Minifterium des Innern und der Juſtiz hat durch 
Entfchließung vom 1. d. Mts., zu No. M. d. 3. 12821, den 
Beihluß der Stadtverordneten-Verſammlung genehmigt, wonach 
der legte Abjag des S 2 des Statuts der Witwen: und Waifen- 
anjtalt der Angejtellten der Stadt Mainz mit Wirfung vom 
1. Januar I. %. an wegzufallen hat und die hiervon berührten 
Mitglieder der Anjtalt von dem die Summe von 4200 Mark über- 
fteigenden Betrage ihres Gehalts die außerordentlichen " Eintritt®- 
gelder nad) $ 2, a und c des Statuts in höchſtens 12 monatlichen 


Naten nachzuzahlen haben. 
J. 8: Wolf. 


>. 
Bekanntmachung. 


Der von der Stadtverordneten-VBerfammlung in der Sigung 
vom 21. Dezember 1898 gefaßte Beichluß, 
„die Mitglieder der Witwen und Waifenanjtalt der Ange: 
jtellten der Stadt Mainz von der Verpflichtung zur Be— 
zahlung der Eintrittsgelder und Beiträge, welche ihnen durch 
$ 2 pos. a, b und ce des Statuts vom 6. Dezember 1879 
auferlegt find, zu entbinden umd die zur Bejtreitung der 
Witwen- und Waijenpenfionen erforderlichen Mittel voll: 
ſtändig auf die Stadtkaſſe zu übernehmen“, 
hat durch Verfügung Großherzoglichen Minijteriums des Innern 
vom 21. Januar 1899 zu Nr. M. d. %. 1709 die Genehmigung 
erhalten. 


Mainz, den 6. Februar 1899. 
Der DOberbürgermeifter: Dr. Gaßner. 


U — == 
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6. 
Ortsſtatut 


betreffend die Zürſorge für die von Betriebsunfällen 
Betroffenen Angeſtellten der Stadt Mainz und deren 
Ssinterbliebene. 


Mit Nückjicht auf S 14 des Unfallfürjorgegejeges für Beamte 
und für Perſonen des Soldatenjtandes vom 18. Juni 1901 
(Reichsgejegblatt Seite 211) und im Anfchluß an die Beſtimmungen 
dieſes Gefeges werden hierdurch nach erfolgter Zuſtimmung der 
Stadtverordnneten- Berfanunlung laut Beichluß vom 26. November 1903 
und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
29. Dezember 1903 zu Nr. M. d. J. 35956 nachjtehende Vor— 
ſchriften erlafien. 

$ 1. 

Die nah) Maßgabe der ortsjtatutarischen Beſtimmungen über 
die Dienjtverhältnifje der Beamten der Stadt Mainz angeftellten 
und in reichsgefeglich der Unfallverficherung unterliegenden Be— 
trieben bejchäftigten Beamten der Stadt Mainz erhalten: 

a) wenn jie infolge eines im Dienjt erlittenen Betriebsunfalles 
dauernd Ddienjtunfähig werden, als Penſion jechsundfechzigzweidrittel 
Prozent ihres jährlichen Dienjteinfonnnens; 

b) wenn fie infolge eines tm Dienjt erlittenen Betriebsunfalles 
micht dauernd Ddienjtunfähig geworden, aber in ihrer Erwerbs: 
fähigkeit beeinträchtigt worden find, bei ihrer Entlafjung aus dem 
Dienſt ala Penſion: 

1. im Falle völliger Erwerbsunfähigkeit für die Dauer der— 

ſelben den unter a bezeichneten Betrag; 

2. ım alle teilweifer Erwerbsunfähigfeit für die Dauer 
derjelben denjenigen Teil der vorjtehend bezeichneten Penſion, 
welcher dem Maße der durch den Unfall herbeigeführten 
Einbuße an Erwerbsfähigfeit entipricht. 
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Iſt der DVerlegte infolge des Unfalls nicht nur völlig dienjt- 
oder erwerbsunfähig, jondern auch derart Hilflos geivorden, DaB 
er ohne fremde Wartung und Pflege nicht bejtehen fann, jo ijt 
für die Dauer diejer Hilflofigfeit die Penfion bis zu Hundert 
Prozent des Dienfteinfommens zu erhöhen. 

Solange der Berlegte aus Anlaß des Unfalls tatjächlich und 
unverjchufdet arbeitslos ijt, kann im Falle teilweifer Erwerbs— 
unfähigfeit die Penfion bis zum vollen Betrag von jechsundjechzig- 
zweidrittel Prozent vorübergehend erhöht werden. 

Steht dem Verlegten nach anderweiter Beitimmung ein höherer 
Betrag zu, jo erhält er diefen. 

Nah) dem Wegfall des Dienfteintommens find dem Ver— 
legten außerdem die noch erwachjenden Kojten des Heilverfahrens 
(S 9 Abi. 1 Nr. 1 des Gewerbe-Unfallverficherungsgejeges vom 
30. Juni 1900) zu erjegen. 

Die in den unfallverficherungspflichtigen Betrieben der Stadt 
Mainz bejchäftigten Beamten, welche nicht nad) Maßgabe der 
ort3jtatutarifchen Bejtimmungen über die Dienjtverhältnifje der 
Beamten der Stadt Mainz angejtellt find, unterliegen auch ferner 
der reichögefeglichen Unfallverficherung. 


gs 2. 


Die Hinterbliebenen jolcher im $ 1 bezeichneten Angejtellten, 
welche infolge eines im Dienjt erlittenen Betriebsunfalles gejtorben 
find, erhalten: | 

1. als Sterbegeld, jofern ihnen nicht nach anderweiter Be- 

ſtimmung Anfpruch auf Sterbequartal zufteht, den Betrag des 
einmonatigen Dienjteinfommens oder der einmonatigen Penſion 
des Verftorbenen, jedoch mindeitens fünfzig Marf. 

2. eine Rente. Dieje beträgt: 

a) für die Witwe bis zu deren Tode vder Wiederverheiratung, 
ebenfo für jedes Kind big zum Ablauf des Monats, in 
welchen: das achtzehnte Lebensjahr vollendet wird, oder big 
zur etivaigen früheren Verheiratung zwanzig Prozent des 
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jährlichen Dienjteinfommens des VBerjtorbenen, jedoch für 
die Witwe nicht unter zweihundertjechzehn Mark und nicht 
mehr al3 dreitaufend Mark, fir jedes Kind nicht unter 
einhundertjechzig Mark und nicht mehr als eintaufend- 
jehshundert Mark; 


für Verwandte der aufjteigenden Linie, wenn ihr Lebens: 
unterhalt ganz oder überwiegend durch den Berjtorbenen 
bejtritten worden war, bis zum Wegfall der Bedürftigfeit 
insgejamt zwanzig Prozent des Dienjteinfonnnens des 
Berjtorbenen, jedoch nicht unter einhundertjechzig Mark 
und nicht mehr als eintaufendjechshundert Mark; find 
mehrere Berechtigte diefer Art vorhanden, jo wird Die 
Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt ; 


für elternloje Enfel, falls ihr Lebensunterhalt ganz oder 
überwiegend durch den Verjtorbenen bejtritten worden var, 
im Falle der Bedürftigfeit bis zum Ablaufe des Monats, 
in welchem das achtzehnte Lebensjahr vollendet wird, oder 
bis zur etwaigen früheren Verheiratung insgejamt zwanzig 
Prozent des Dienjteinfommens des Berjtorbenen, jedoch 
nicht unter einhundertjechzig Mark und nicht mehr als 
eintaujendjehshundert Mark. 

Die Renten dürfen zufammen ſechzig Prozent des Dienjtein- 
fommens nicht überfteigen. Ergibt fich ein höherer Betrag, jo 
haben die Verwandten der aufjteigenden Yinie nur inſoweit einen 
Anſpruch, als durch die Renten der Witwe und der Kinder der 
Höchitbetrag der Renten nicht erreicht wird, die Enfel nur foweit, 
als der Höchſtbetrag der Nenten nicht für Ehegatten, Kinder oder 
Verwandte der aufiteigenden Linie in Anfpruch genommen wird. 
Soweit die Renten der Witwe und der Kinder den zuläfligen 
Höchſtbetrag überfchreiten, werden die einzelnen Renten in gleichem 
Verhältniſſe gekürzt. 

Steht nad) anderweiter Beitimmung einem von den Hinter: 
bliebenen ein höherer Betrag oder ein jolcher auf längere Zeit zu, 
jo erhält er dieſen. 


z 


© 
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Der Anfprud der Witwe ift ausgejchlofien, wenn die Ehe 
erjt nach dem Unfall gejchlojfen worden it. 


8 3. 

Die Fürforge erſtreckt jich auf die Folgen von Unfällen bei 
häuslichen und anderen Dienjten, zu denen die Angejtellten neben 
der Bejchäftigung im Betrieb von ihren VBorgejegten herangezogen 
werde. 

Ss 4. 

Erreicht das jährliche Dienfteinfonmen nicht den dreihundert- 
fachen Betrag des für den Beichäftigungsort feſtgeſetzten ortsüblichen 
Taglohns gewöhnlicher, erwachjener Tagarbeiter ($ 8 des Kranken— 
verficherungsgejeges), jo iſt Diefev Betrag der Berechnung zu 
Grunde zu legen. 

Bleibt der nach Abſatz 1 zu Grunde zu legende Betrag binter 
dent Jahresarbeitsverdienjte zurüc, welchen während des leßten 
Jahres vor dem Unfalle Perfonen bezogen baben, die mit Arbeiten 
derjelben Art in demjelben Betrieb oder in benachbarten gleich- 
artigen Betrieben bejchäftigt waren, jo iſt diefer Jahresarbeitsver— 
dienst der Berechnung dev Nente zu Grunde zu legen. 

Der eintaufendfünfhundert Marf überjteigende Betrag fommt 
nur zu einem Drittel zur Anrechnung. 


85. 

Iſt das der Berechnung der Hinterbliebenen-Rente zu Grunde 

zu legende Dienſteinkommen infolge eines früher erlittenen, nach 

den Beſtimmungen über Unfallverſicherung oder Unfallfürſorge ent— 

ſchädigten Unfalls geringer, als der vor dieſem Unfall bezogene 

Lohn oder das vor dieſem Unfalle bezogene Dienſteinkommen, ſo 

iſt die aus Anlaß des früheren Unfalles bei Lebzeiten bezogene 

Rente oder Penſion dem Dienſteinkommen bis zur Höhe des der 

früheren Entſchädigung zu Grunde gelegten Jahresarbeitsverdienſtes 
oder Dienſteinkommens hinzuzurechnen. 
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5 6. 

Der Bezug der Penfion beginnt mit dem Wegfall des Dienit- 
einfommens, der Bezug der Binterbliebenen-Rente mit dem Ablauf 
des Sterbequartals oder, joweit jolches nicht gewährt wird, mit dem 
Ablauf derjenigen Zeit, fir welche nach $ 2 Ab}. 1 Ziffer 1 das 
Dienjteinfonmtn oder die Penfton wetter bezogen tft. 

‚Fällt das Recht auf den Penſions- oder Mentenbezug im 
Yaufe des Monats, für welchen Penſion oder Rente gezablt war, 
fort, jo ıft von einer Mückforderung abzujeben. Wenn für einen 
Teil des Monats die Penſion für den Verlegten mit der Nente 
für die Hinterbliebenen zufanmentrifft, Jo haben die Hinterbliebenen 
den böberen Betrag zu beanjpruchen. 


re 


Ein Anſpruch auf die im SS 1 bis 3 bezeichneten Bezüge be: 
ftebt nicht, wenn der Verlette den Unfall vorfäglich oder durch ein 
Verschulden berbeigefübrt bat, wegen deſſen auf Dienſtentlaſſung 
oder auf Verluſt des Penlionsanfpruchs gegen ibn erfannt oder 
wegen deſſen ihm die Fähigkeit zur Beſchäftigung un einem öffent: 
lichen Dienſtzweig aberkannt worden tft. 

Der Anſpruch kann, auch ohne daß ein Urteil der bezeichneten 
Art ergangen tft, ganz oder teilweiſe abgelehnt werden, falls das 
Verfahren wegen des Todes oder der Abweſenheit des Betreffenden 
oder aus einem anderen im jeiner Perſon liegenden Grunde nicht 
durchgeführt werden kann. 


UL 


8 
Ss». 


Ansprüche auf Grund der Beſtimmungen dev SS 1 bis 3 ſind, 
joweit deren Feſtſtellung nicht von Amtswegen erfolgt, bei Ber: 
meidung des Ausjchluffes vor Ablauf von zwer jahren mach dem 
Eintritt des Unfalls bei Großh. Bürgermeiſterei Manz anzumelden. 
Die Frift gilt auch dann als gewahrt, wenn die Anmeldung bei 
der für den Wohnort des Entjchädigungsberechtigten zuſtändigen 
unteren VBerwaltungsbebörde erfolgt Wit. 


- 
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Nach Ablauf diejer Frift ift der Anmeldung nur dann Folge 
zu geben, wenn zugleich glaubhaft bejcheinigt wird, daß eine den 
Anfpruch begründende Folge des Unfalls erjt jpäter bemerkbar ge: 
worden, oder daß der Berechtigte von der Verfolgung feines An- 
Ipruchs durch außerhalb jeines Willens Tiegende Verhältniſſe ab- 
gehalten worden tft, und wenn die Anmeldung innerhalb dreier 
Monate, nachdem eine Unfallfolge bemerkbar geworden oder das 
Hindernis für Die Anmeldung weggefallen, erfolgt tft. 

Jeder Unfall, welcher von Amtswegen oder durch Anmeldung 
der Beteiligten der Großh. Bürgermeifterei befammt wird, ijtfjofort 
zu umterjuchen. Den Beteiligten iſt Gelegenheit zu geben, jelbit 
oder durch Vertreter ihre Intereſſen bei der Unterfuchung zu wahren. 


s 9. 

Soweit vorjtehend nicht anders bejtimmt tft, finden auf die 
nach den SS 1 bis 3 zu geiwährenden Beziige die für die Be: 
teiligten geltenden Beltimmungen über die Penſion und über die 
Fürſorge für Witwen: und Waifen Anwendung. Auf die Bezüge 
von Berwandten der aufjteigenden Lime und, von Enfeln finden 
diefe Beſtimmungen entfprechende Amvendung. 


8S 10. 
Die nach den 88 1 bis 3 zu gewährenden Penſionen oder 
Renten treten an die Stelle derjenigen Penſionen oder Witwen: 
und Watjengelder, welche den Beteiligten auf Grund der orts- 
Itatutarischen Beſtimmungen über die Ruhegehalte und die Hinter: 
bliebenen- Berjorgung der Beamten der Stadt Mainz zuſtehen, 
joweit nicht die legteren Bezüge die eriteren iüberfteigen. ($ 1 Ab— 
jat 4: $ 2 Abjab 3.) 
8S II. 
Infolge der vorſtehenden Beſtimmungen ſteht nach S 14 des 
Unfallfürjorgegejeges für Beamte und für Perſonen des Soldaten: 


— 


ſtandes vom 18. Juni 1901 (Reichs-Geſetzblatt S. 211) den in 
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den SS 1 und 2 Ddiejes Ortsjtatuts bezeichneten Perjonen wegen 
eines im Dienſte erlittenen Betriebsunfalles ein gejeglicher Anspruch 
auf Erſatz des durch Ddenjelben erlittenen Schadens mur nach 
Maßgabe der SS 10 bis 12 des genannten Neichsgejehes zu. Die 
reichsgejeglichen Beſtimmungen über Unfallverjicherung finden auf 
dieje Perjonen feine Anwendung. 

Anfprüche der Entjichädigungsberechtigten an andere, als die 
im $ 10 des Weichsgejeges bezeichneten Perſonen geben auf die 
Stadt Mainz oder die Witiven: und Waifenanjtalt der Angejtellten 
der Stadt Mainz injoweit über, als diefelben auf Grund gegen: 
wärtigen Ortsjtatuts oder anderweiter Beſtimmungen zu Yeiftungen 
verpflichtet find. 


8 12. 


Vorjtehendes Ortsftatut tritt jofort in Kraft. Das Orts: 
jtatut gleichen Betrerfts vom 15. November 1892 ift aufgehoben. 


Mainz, den 26. Januar 1904. 
Großh. Bürgermeiiterei: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiiter. 
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II. Fürſorge für ſtädtiſche Sedienfteke 
und Arbeiter. Zozialpolitiſche Angelegen- 
fieiten des Stadfgemeinde überhaupt. 


— —  — 


1. 
Bekanntmachung. 

Nachdem das Ortsſtatut vom 7. März 1899 betr. die Für— 
ſorge für ſtädtiſche Bedienſtete und Arbeiter zu Mainz, ſowie deren 
Hinterbliebene durch die Nachträge vom 12. Juli 1901 und 
10. Februar 1904 verſchiedene Abänderungen erfahren bat, wird 
nachſtehend der Text des Ortsſtatuts in der aus den Nachträgen 
ſich ergebenden Faſſung veröffentlicht. 

Mainz, den 1. März 1904. 

Der Oberbürgermeiſter: Dr. Gaßner. 


Ortsſtatut 


betreffend 


die Fürſorge für ſtädtiſche Bedienſtete und Arbeiter 
zu Mainz, ſowie deren Sinterbliebene. 


Nach erfolgter Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verfammlung 
laut Bejchlürlen vom 30. Dezember 1898, 29. Mat 1901 und 
28. November 1903 und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums 
des Innern von 16. ‚Februar 1899 zu Nr. M. J. 2933, 27. Juni 
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1901 zu Wr. M. J. 19176 und 16. Januar 1904 zu Nr. M. 
J. 1701 werden hierdurch für die Bewilligung von Zuſchüſſen zu 
den Unfall- und Iwvalidenrenten, jowie von Witwen: und Waiſen— 
geldern an jtädtifche Bedienjtete und Arbeiter zu Mainz, ſowie 
deren Hinterbliebene nachjtebende Beſtimmungen getroffen: 


I. Kreis der in die Fürſorge eingejchlofjenen Berfonen. 


— 


Den im Dienſte der Stadt Mainz gegen Gehalt oder Lohn 
dauernd beſchäftigten Perjonen mit Ausnahme: | 
1. derjenigen, auf welche die Beſtimmungen über die Ber: 
jegung der ſtädtiſchen Angeftellten in den Ruheſtand und 
über die Verſorgung ihrer Hinterbliebenen Anwendung 
finden, ferner 
. derjenigen, welche vermöge der böheren Art ihrer Be: 
Ichäftigqung nicht unter das Meichsgejeg über die \\nvalı- 
dDitäts- und Altersverficherung fallen, 
jolfen aus Mitteln der Stadt nach Maßgabe der folgenden Be: 
jtimmungen Zuſchüſſe zu den auf Grund der Arbeiterverlicherungs- 
gejege des Deutjchen Reichs bewilligten Unfall: oder nwaltden- 
renten, jowie im Falle des Todes ihren Hinterbliebenen Witiven- 
und Waifengeld gewährt werden. | 


10 


82. 

Die Gewährung dieſer Zuſchüſſe, ſowie des Witwen- und 
Waiſengeldes findet ſtatt, wenn der Bedienſtete oder Arbeiter nach 
vollendetem 21. und vor vollendetem 60. Lebensjahre mindeſtens 
zehn Jahre ununterbrochen im Dienſte der Stadt Mainz be— 
ſchäftigt war. 

Unterbrechungen der Beſchäftigung, welche durch militäriſche 
Uebungen oder ärztlich beſcheinigte Krankheiten hervorgerufen 
wurden und im einzelnen die Dauer von drei Monaten nicht über— 
ſteigen, bleiben bei Feſtſtellung des in Abſatz 1 bezeichneten Zeit— 
raums außer Berückſichtigung. 
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88 

Die Zufchüfje, jowie das Winven: und Waifengeld fünnen 
durch Bejchluß der Stadtverordnneten-Verfammlung auch jolchen 
Bedienjteten oder Arbeitern oder deren Witwen und Waiſen ge: 
währt werden, welche nicht ununterbrochen, jondern nur einen be 
jtimmten Teil des Jahres in jtädtischen Betrieben bejchäftigt waren. 
Die Dauer diefer Beichäftigung muß in zehn aufeinanderfolgenden 
Kalenderjahren jährlich mindeltens 20 Wochen betragen haben. 

Angerechnet wird nur diejenige Bejchäftigung, welche nach 
vollendetem 21. und vor vollendetem 60. Yebensjahre jtattgefunden bat. 


II. Nentenzufchüfie. 
S 4. 

Die Zuſchüſſe werden bei eintretender Exrwerbsunfäbigfeit be- 
willigt, falls auf Grund der Arbeiterverlicherungsgejege des Deutjchen 
Neichs eine Unfalle oder nvalidenrente gewährt wird, und zwar: 

1. zur Unfallvente für dauernde völlige Erwerbsunfäbigfeit ; 

2. zur Invalidenrente, mag dieſe wegen dauernder Erwerbs- 
unfähigfeit oder nach Ablauf einer ununterbrochenen Krank— 
beitszeit von jechbsundzwanzig Wochen für voribergebende 
Erwerbsunfäbigfeit (S 16 des Imvalidenverſicherungs— 
geießes) gewährt werden; 

3. zur Altersrente, jobald der Empfänger einer jolchen von 

der DVerficherungsanftalt oder dem Großh. Kreisarzt für 
dauernd erwerbsunfäbhtg erklärt wird. 


S 5. 

Iſt die Erwerbsunfäbigfeit nur eine teilweise, dergeltalt, daß 
nur ein Bruchteil des Bollbetrags der Unfallrente oder Die 
Invalidenrente überhaupt nicht gewährt wird, jo findet auch die 
Bewilligung eines Zuſchuſſes nicht ftatt. In dieſem Falle ſoll 
dem in ſeiner Erwerbsfähigkeit Beſchränkten eine ſeinen Kräften 
und Fähigkeiten entſprechende Arbeit im ſtädtiſchen Dienſtbereich 
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gegen Gewährung des der Arbeit angemejjenen Yohnes zugemwiejen 
werden. | 
S 6. 

Bon dem Bezug des Zuſchuſſes ind Diejenigen ausgeſchloſſen, 
welche Sich die Erwerbsunfäbigkeit durch eiqnes grobes Verjchulden 
zugezogen haben. | 

Ss 17. 

Ter Zufchuß beträgt nach zehnjäbriger Dienftzeit (vergl. SS 2 
und 3) 20 Prozent des \Nabhresarbeitsverdienftes und jteigt von 
da an mit jedem weiter zurücgelegten Dienftjabre um 1 Prozent 
bis zum Höchitbetrage von 40 Prozent des Jahresarbeitsverdienſtes. 

Als Jabresarbeitsverdienft gilt der durchſchnittliche Betrag 
des von dem Bedienjteten oder Arbeiter in den lebten drei Jahren 
jeiner Beichäftigung von der Stadt tatjächlich bezogenen Lohnes, 
wober die Vergütung für Weberjtunden mit einzurechnen ift. Alle 
anderen unregelmäßigen Bezüge bleiben bei ‚yeititellung des Jahres— 
arbeitsverdienites außer Betracht. ‚Für Die ımter $ 2 Abf. 1 ge: 
nannten Arbeiter oder Bedienſteten werden die Verdienſtausfälle, 
welche aus den im S 2 Abſ. 2 erwähnten Gründen in den legten 
drei Jahren entjtanden Find, dem tatjächlich bezogenen Lohn bebufs 
Ermittelung des durchjchnittlichen Arbeitsverdienites binzugerechnet. 

Für mänmliche Bedienstete oder Arbeiter, welche nach voll: 
endetem 21. und vor vollendetem 60. Yebensjabre mindeitens zehn 
Jahre ununterbrochen im Dienjte der Stadt waren (vergl. 8 2 
Abſ. I) und während Ddiejer Zeit volle Tagesarbeit leifteten, wird 
der Mindejtbetrag des Zuſchuſſes auf 240 Mark jährlich feſtgeſetzt. 

Wenn biernach die auf Grund der Arbeiterverſicherungsgeſetze 
und dieſes Statuts berechneten Bezüge das tatjächliche Dienſtein— 
kommen des Betreffenden bei jeiner Penſionierung überjteigen, jo 
iſt der ſtädtiſche Zuſchuß entiprechend zu kürzen. 


8. 


LT 


Der Bezug des Zuſchuſſes beginnt mit dem Tage, von welchem 
ab die Unfallrente oder die Invalidenrente gezahlt wird, im ‚yalle 
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des 8 4 ‚Ziffer 3 mit dem Eintritt der dauernden Erwerbsunfäbig: 
feit im Sinne des $ 5 Abſatz 4 des Iwvalidenverſicherungsgeſetzes. 
Der Zuſchuß wird jedoch nicht von einem früheren Zeitpunft an 
bewilligt, als der Bezug des Lohnes oder des Krankengeldes auf: 
gehört bat. 

s 9. 

Die Zujchüffe werden in monatlichen Teilbeträgen am Schluffe 
des Monats gegen eigenhändige Quittung des Empfangsberechtigten 
ausgezablt. An auswärts Wohnende kann der Betrag auf ihre 
Kojten und Gefahr durch die Poſt übermittelt werden. 

Auf Verlangen der Stadt ift, falls die Erhebung des Zu: 
jchuffes nicht in Mainz oder nicht perjönlich gejchiebt, ein be 
bördlich beglaubigtes Yebens- Zeugnis vorzulegen. 


8 10. 


Der Bezug des Zuſchuſſes rubt bei denjenigen Perſonen, 
welchen eine ihren Kräften und ‚Fähigkeiten entjprechende Arbeit 
im jtädtifchen Dienftbereich zugewiejen wird, und zwar bis zur 
Höhe des für diefe Arbeit feſtgeſetzten Arbeitslohnes. 

S 11. 

Der Bezug des Zuſchuſſes erlischt: 

1. wenn dem im Genuß des Zuſchuſſes Befindlichen die 
Unfall» oder Invalidenrente wegen wieder eingetretener 
(völliger oder teilweiſer) Erwerbsfäbigfeit entzogen wird, 
mit dem Tage, von welchen ab die Entziehung ftattfindet: 

2. im Falle des 8 4 Ziffer 3 mit dem Wiedereintritt der 
Erwerbsfäbtgfeit; 

3. mit dem Tode des Zufchußempfängers. 


III. Witwen- und Waifengelder. 
Ss 12, 


Das Witwengeld beträgt 20 Prozent des im S 7 Abi. 2 
bezeichneten Dienfteinfommens des Mannes, mag derſelbe tm 
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Dienfte der Stadt oder als Zujchußempfänger verjtorben fein, 
mindeftens jedoch 180 Darf. 

Als Watjengeld werden für jedes ebeliche Kind bis zum 
vollendeten 16. Lebensjahre 10 Prozent des Dienfteinfommens des 
Vaters (S 7 Abj. 2) gewährt. Sind mehrere Kinder vorhanden, jo 
darf das Waijengeld 20 Prozent des Dienjteinfonmens nicht über: 
jteigen, und werden dann die Waijengelder auf die einzelnen Kinder 
verhältnismäßig verteilt. 

Wenn jpäter ein bezugsberechtigtes Kind ſtirbt, oder jobald 
ein jolches das 16. Yebensjahr zurückgelegt bat, werden die Waifen- 
gelder der verbleibenden Kinder entjprechend erhöht, jo, daß fie 
im einzelnen nicht mehr als 10 Prozent und im ganzen nicht 
mehr als 20 Prozent des Dienteinfonmtens betragen. 


8 13. 

Der Bezug des Witwen: und Waifengeldes beginnt mit dem 
Todestage des Ehemannes oder Vaters. 

Die Zahlung erfolgt in monatlichen Teilbeträgen am Schluffe 
des Monats. An wen die Zahlung zu leijten it, beſtimmt Die 
Bürgermeijteret. Im übrigen findet der S$ 9 Abi. 1 Say 2 auch 
bier Anwendung. 

8 14. 

Das Witwen: und Waijengeld fommt in Wegfall: 

1. bei Witwen, deren Vermögenslage jo bejchaffen iſt oder 
fich derart verbejiert bat, daß fie ihren Unterhalt und 
die Erziehung der Kinder in ausreichender Weiſe ſelbſt 
beftreiten können; 

2. mit der MWiederverheiratung der Witwe; 

3. bet Witwen von Zuſchußempfängern, wenn die Ehe erit 
nach erfolgter Bewilligung des Zuschuffes eingegangen wurde; 

4. bei Witwen, welche notorisch einen unfittlichen Lebens— 
wandel führen; 

5. mit dem Tode der Witwen- und Waijengeld-Empfänger. 
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In den Fällen der Ziffern 2 und 4 kann jedoch das Waifen: 
geld weitergezahlt werden, wenn dadurch die gute Erziehung der 
Kinder gefichert wird. 

Ss 15. 

Eine Ehejcheidung jchließt die gefchiedene Ehefrau von dem 
Bezuge des Witwengeldes aus. Den aus der aufgelöjten Ehe 
ſtammenden Kindern kann jedoch nach Maßgabe des S 12 Abjat 2 
und 3 das Watjengeld bewilligt werden. 


8 16. 


Zum Zwede der Gewährung des Witwen: und Waifen: 
geldes ind erjtmalig die erfolgte Eheſchließung und das Ableben 
des Ehemannes oder Baters, ſowie die Tage der Geburt der unter 
16 Jahre alten ebelichen Kinder durch ftandesamtliche Urkunden, 
ferner zum fortlaufenden Bezuge des Witiven- und Waiſengeldes 
auf ‚Verlangen der Stadt das Leben der Empfänger durch be 
bördlich beglaubigtes Zeugnis nachzuweiſen. 


IV. Allgemeine Bejtimmungen. 
8 17. 

Ein Nechtsanfpruch auf die Nentenzufchiiffe und das Witwer: 
und Waiſengeld ſteht den in den Kreis der Fürſorge eingefchloffenen 
Perſonen nicht au. 

8S 18. 

Wird ein unter gegenmwärtiges Urtsftatut fallender Be 
dDienjteter oder Arbeiter jeines Dienites entlaffen, oder tritt er 
freiwillig aus der Bejchäftigung bei der Stadt Mainz, jo erlifcht 
damit die Amwartichaft auf Bewilligung des Rentenzuſchuſſes 
oder des Witwen: und Waiſengeldes. 


$ 19. 


Die Rentenzuſchüſſe jowie Witiven- und Watjengelder find 
der Pfändung nicht unterworfen. Auch it den int Genuſſe dieſer 
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Yerftungen Befindlichen jede Verfügung über diefelben durch Ueber— 
tragung, Anweiſung, VBerpfändung oder eine andere Beſtimmung 
zu Gunjten Dritter unterſagt. Wird eine folche Berfügung 
dennoch bewirkt, jo wird die Zahlung genannter Gelder durch die 
Stadt jo Lange eingejtellt, bis die Verfügung wieder aufgehoben ift. 


8 20. 
Ausnahmen von den Beltimmungen in den. 88 2 und 5 
fünnen nur auf Antrag der Bürgermeijterei oder der Deputation 
für jozialpolitifche Angelegenheiten durch die Stadtverordneten- 
Verſammlung zugelajfen werden. 


Mainz, den 10. Februar 1904. 


Großh. Bürgermeijterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeliter. 





— — — 
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2. 


Arbeits- Ordnung 
für die in den Betrieben der Städt. Verwaltung 
zu Mainz beſchäftigten Arbeiter. 


— — 


Die nachjtehende Arbeitsordnung iſt nach Anhörung der in 
den jtädtifchen Betrieben bejchäftigten großjährigen Arbeiter feſt— 
geitellt und gilt als Arbeitsvertrag zwijchen der Städtifchen Wer: 
waltung und allen im deren Betrieben bejchäftigten männlichen 
und weiblichen Arbeitern. 


Allgemeine Beitimmungen. 


81. 
Jeder Arbeiter muß bei ſeinem Eintritt in die Arbeit die er— 
forderliche Geſundheit und körperliche Rüſtigkeit, insbeſondere ein 
ausreichendes Seh- und Hörvermögen beſitzen und: 
a) Zeugniſſe über gute ‚Führung, ſowie Ausweiſe über das 
Febensalter und die Militärverhältniffe erbringen; 

b) nachweifen, daß er aus jeinem legten Dienftverhältnts ohne 
Verlegung vertraglicher Berpflichtungen und ordnungs— 
mäßtg gejchieden ift! 


82. 


Bei ſeinem Eintritt hat der Arbeiter ſein Arbeitsbuch oder ein 
Zeugnis ſeines letzten Arbeitgebers und die Quittungskarte der 
Invalidenverſicherung abzugeben, inſofern letztere nicht bei der 
Ortskrankenkaſſe Mainz bereits hinterlegt iſt. 

Arbeitsbuch oder Zeugniſſe werden bei den von der vorgeſetzten 
Dienſtſtelle geführten Perſonalakten, die Quittungskarte bei der 
Ortskrankenkaſſe Mainz während der Dauer des Arbeitsverhältniſſes 
aufbewahrt. 
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Jeder Arbeiter hat jich vor Ablauf der Probezeit einer ärzt- 
lichen Unterfuchung zu unterziehen. 


8 3. 

Alle Arbeiter, mit Ausnahme der in $ 5 genannten find zum 
Eintritt in die hieſige Ortskrankenkaſſe verpflichtet, jofern fie nicht 
nachweifen, daß ſie bereits einer anderen durch Geſetz als Erjat 
anerfannten Kranfenfaffe angehören und erflären, in derjelben ver: 
bleiben zu wollen. 


84. 

Bei dem Eintritt erhält jeder Arbeiter einen Abdruck dieſer 
Arbeitsordnung in Buchform gegen Empfangsbeſcheinigung in 
einem beſonders hierfür beſtimmten Buche. Durch die erfolgte 
Unterſchrift wird das Einverſtändnis mit den Arbeitsbedingungen 
beſtätigt und der Arbeitsvertrag rechtsverbindlich, inſoweit ſolches 
nicht ſchon durch den Aushang der Arbeitsordnung gemäß 8 1344 
der Gewerbeordnung ohnehin der Fall iſt. 


85. 


Bon den Beſtimmungen der SS I, 2 und 4 kann abgeſehen 
werden, wenn die Bejchäftigung eines Arbeiters durch die Natur 
ihres Gegenjtandes eine vorübergebende oder bet Annahme des 
Arbeiters ausdrüclich auf einen Zeitraum von weniger als eimer 
Woche (6 Arbeitstage) bejchränft it. Dieje Arbeiter haben indeſſen 
die Quittungsfarte dev Invalidenverſicherung vorzulegen. 


Unfang und Ende des Arbeitsverbältnifieg. 


S 6. 

Die erjten ſechs Arbeitstage gelten als Probezeit, während 
welcher es ſowohl der Dienftitelle, wie dem Arbeiter freiltebt, das 
Arbeitsverhältnis am Schluffe eines jeden Arbeitstages zu löjen. 
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& 7. 

Nach Ablauf der Probezeit (S 6) kann, wenn in bejonderen 
‚Fällen feine anderweite jchriftliche Vereinbarung getroffen worden 
it, das Arbeitsverhältnis gegenfeitig nur nach vorausgegangener 
l4tägiger Kündigung mit Ablauf einer Lohnperiode aufgehoben 
werden. 

Die Kündigung kann feitens des Arbeiters nur durch Ein: 
tragung feines Namens in das bei feiner vorgejeßten Dienftjtelle 
offenliegende Kündigungsbuch erfolgen. Die Dienftitelle kann durch 
llebergabe eines Kiündigungsfcheines oder durch mündliche Mit: 
teilung an die Arbeiter fündigen. Wird das Dienjtverhältnis eines 
Arbeiters gekündigt, welchem nach dem Ortsjtatut vom 7. März 
1899, betreffend die Fürſorge für jtädtische Bedienstete und Arbeiter 
zu Mainz, jowie deren Hinterbliebene, ein Mentenzufchuß zujftebt, 
jo fann derjelbe gegen die Kündigung bei der Bürgermeijteret vor: 
jtellig werden. Die Entjcheidung der Bürgermeiſterei iſt endgültig. 

Nach erfolgter Kündigung find dem Arbeiter feine Zeugniſſe 
zurücdzugeben. 

S 8. 

Bor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und ohne vorhergegangene 
Auffündigung kann, unbejchadet des im Schlußfat des S 37 vor: 
geiehenen Entlafiungsgrundes, ein Arbeiter Durch den Amtsvorſtand 
jeiner Dienjtitelle entlaffen werden: 

1. wenn ex bei Abjchluß des Arbeitsvertrages die vorgejeßte 
Dienftitelle durch VBorzeigung eines faljchen oder ver: 
tälfchten Arbeitsbuches oder Zeugniſſes Hintergangen oder 
ſie über das Beſtehen eines anderen, ihn gleichzeitig ver: 
prlichtenden Arbeitsverbältnifies in einen Irrtum verjeßt bat; 

2. wenn er eines Diebſtahls, einer Entwendung, einer Unter: 
Ichlagung, eines Betrugs oder eines Liederlichen Yebens- 
wandels ſich fchuldig macht; 

3. wenn er die Arbeit unbefugt verlafien bat oder font den 
nach dem Arbeitsvertrage ihm obliegenden Verpflichtungen 
nachzufommen bebarrlich verweigert; 
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4. wenn er der Verwarnung ungeachtet mit ‚Feuer, Licht und 
Waſſer unvorfichtig umgeht oder ſonſt gefahrbringende 
Nachläffigfeiten jich zu ſchulden kommen läßt; 

. wenn er jich Tätlichfeiten oder grober Beleidigungen gegen 
jeine Vorgeſetzten oder die Familienangehörigen desjelben 
jchuldig macht; | 

6. wenn er einer vorjäglichen und rechtswidrigen Sach: 
bejchädigung zum Nachteil der Stadt Mainz oder eines 
Mitarbeiters ſich ſchuldig macht; 

7. wenn er ‚samitlienangebörige feiner Vorgeſetzten oder Mit: 
arbeiter zu Handlungen verleitet oder zu verleiten jucht 
oder mit ihnen Handlungen begeht, welche gegen Die Ge: 
jege oder die guten Sitten verjtoßen; 

8. wenn er mit einer abjchrecfenden Krankheit behaftet oder 
zur ‚Fortjegung der Arbeit unfähig tft, legteres jedoch nur 
unbejchadet der Beitinnnungen des 5 49. 

Der Tatbeitand iſt fchriftlich feſtzuſtellen. Dem Arbeiter tft 
Selegenbeit zu geben, jich über den Entlaffungsgrund bei dem 
Amtsvorſtand feiner Dienititelle zu Protokoll zu erklären. 

In den unter Ziffer 1—7 gedachten Fällen iſt die Entlaffung 
des Arbeiters nicht mehr zuläffig, wenn die zu Grunde liegenden 
Tatjachen dem Amtsvorjtand feiner Dienjtitelle länger als eine 
Woche befannt find. 


fu | 


Ss 9. 


Bor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit und obne Auffündigung 

fann ein Arbeiter die Arbeit verlaffen: 

1. wenn er zur Fortſetzung der Arbeit unfähig wird; 

2. wenn der Vorgeſetzte oder jein Vertreter ſich Tätlichkeiten 
oder grobe Beleidigungen gegen ihn oder jeine Familien— 
angebörigen zu jchulden kommen läßt; 

3. wenn ein Vorgejegter den Arbeiter oder deſſen Familien— 
angebörige zu Handlungen verleitet oder zu verleiten ver: 
jucht oder mit Familienangehörigen des Arbeiters Hand: 
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lungen begeht, welche wider die Geſetze oder die guten 
Sitten laufen; 
4. wenn ihm der ſchuldige Lohn nicht in der bedungenen 
Weiſe ausgezahlt oder bei Stücklohn nicht für ausreichende 
Beichäftigung geſorgt wird; 
wenn bei ‚Fortjegung der Arbeit fein Leben oder feine 
Geſundheit einer erweislichen Gefabr ausgejegt ſein 
würde, welche bei Eingebung des Dienjtvertrages nicht zu 
erfennen war. 


or 


8 10. 

Verläßt ein Arbeiter die Arbeit rechtswidrig, jo iſt derſelbe 
zur Zahlung einer Entfchädigung an die Stadt verpflichtet. Die 
Entſchädigung bejteht aus dem Betrag des ortsüblichen Tagelohns 
für den Tag des Vertragsbruchs und jeden folgenden Tag der ver: 
tragsmäßigen oder gejeßlichen Arbeitszeit, höchſtens aber für eine 
Woche Die ‚Forderung Ddiefer Entjchädigung it an den Nachweis 
eines Schadens nicht gebunden. Durch ihre Geltendmachung wird 
der Anſpruch auf Erfüllung des Vertrags und weiteren Schadens: 
erſatz ausgeſchloſſen. 

Dasſelbe Recht ſteht dem Arbeiter gegen die Stadt zu, wenn 
er vor rechtmäßiger Beendigung des Arbeitsverhältniſſes aus 
ſtädtiſchen Dienſten entlaſſen worden iſt. 


D 
a 


auer der Arbeitszeit. 
—JI 


Alle von der Stadt beſchäftigten Arbeiter, einſchließlich der 
dekretmäßig angeſtellten, jedoch ausſchließlich des Feuerhausperſonals 
in der alten Gasfabrik (S 12), haben ihre regelmäßige tägliche 
Dienitzeit in 12 aufeinanderfolgenden Tages: oder Nachtſtunden 
abzuleiten; von dieſen bilden 10 Stunden Die Arbeitszeit, während 
2 Stunden auf Ruhe und Eſſenspauſen entfallen. | 

Dem Mafchinen= und ‚yeuerbausperjonal tt ein Verlaſſen der 
Mafchinen und Oefen oder Keſſel während der Dienftzeit nur mit 
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Genehmigung des Vorgeſetzten geſtattet. Die Pauſen ſind hier 
dem Betriebe anzupaſſen. 

Für Arbeiter, deren Dienſt nach ſeiner Eigenart regelmäßig 
täglich mehr als 12 Stunden erfordert (Pferdeburſchen, Schützen, 
Brückenwärter, Bahnperſonal u. dergl,). kann die regelmäßige täg— 
liche Dienftzeit beim Dienjtantritt vertragsmäßig anders ver: 
einbart werden. 

s 12. 
Die regelmäßige Arbeitszeit dauert: 
1. in der alten Gasfabrif: 
a) für Die ‚yenerhausarbeiter entweder von morgens 6 Uhr 
Dis mittags 2 Uhr, oder von mittags 2 Uhr bis abends 
10 Uhr, oder von abends 10 Uhr bis morgens 6 Uhr; 
b) für die übrigen Arbeiter von morgens 6 Uhr bis abends 
6 Uhr, oder von abends 6 Uhr bis morgens 6 Uhr; 
in der neuen Gasfabrif fir ſämtliche Arbeiter in den 
Monaten April bis einjchlieglich Septeniber von morgens 
6 Uhr bis abends 6 Uhr, oder von abends 6 Uhr bis 
morgens 6 Uhr und in den Mlonaten Oftober bis ein: 
ichlieglich März jeweilig von 7 Uhr bis 7 Uhr. 
Die reuerhausarbeiter haben Pauſen von zuſammen 1/2 bis 
2 Stunden täglich, die den Betriebe anzupajien ind, alle iibrigen 
Arbeiter der beiden Gasfabrifen von SY/a—-9 Uhr morgens, 12 
pis 1 Uhr mittags und 4—4'/e Uhr nachmittags. 

In den übrigen ſtädtiſchen Betrieben werden Anfang und 
Ende der regelmäßigen Bejchäftigung, ſowie die dazwischen fallenden 
Ruhepauſen unter Berückjichtigung der Art der zu leiftenden Arbeit, 
injoweit erforderlich, durch einen Dienſtplan feitgeitellt und den 
Arbeitern in geeigneter Weiſe befannt gemacht. 

In Fällen, in welchen die Eigenart des Betriebes die Ein: 
baltung der regelmäßigen Arbeitszeit nicht gejtattet, kann der Vor: 
itand der Dienjtitelle in Bezug auf eine anderweite Verteilung der 
Arbeitsjtunden Anordnung treffen. 


ID 
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8 13. 

Alle Arbeiter, mögen Nie in Jahresgehalt, Monats-, Wochen: 
oder Tagelohn jtehen, find zur Leiſtung von Weberftunden, jowie 
von Nachtarbeit und Arbeit an Sonn: und ;yeiertagen nah Maß— 
gabe der hierfür geltenden gejeßlichen Bejtimmungen verpflichtet, 
jobald es von den Borgejeßten verlangt wird. 


S 14. 

Das gegen Jahres, Monats: oder Wochenlohn bejchäftigte 
Perſonal joll an Sonn: und Feiertagen nur inſoweit es das dienſt 
liche Intereſſe erheifcht und eine Stellvertretung bejondere Koſten 
verurfachen würde, zur Arbeit herangezogen werden. 


Verhalten während der Arbeit. 
8 15. 

Dem Arbeiter find bei der Annahme jeine VBorgejegten zu 
bezeichnen. Insbeſondere iſt ihm anzugeben, wer die Befugnis zur 
Verhängung von Strafen und zur Entlajfung bat. 

8 16. 
Jeder Arbeiter bat ſich den allgemeinen Anordnungen der 
jtädtischen WBerwaltung und deren Dienjtitellen zu unteriverfen, 
insbejondere ſich mit den zur Sicherung gegen Gefahr getroffenen 
Beſtimmungen vertraut zu machen und diejelben zu befolgen. 

8 17. 

‚seder Arbeiter bat den Anordnungen jeiner Vorgejegten ;Folge 
zu leijten und ſich gegen letztere ſtets dienſtwillig und mit der 
ichuldigen Achtung, gegen feine Mitarbeiter friedfertig und gegen 
das Publifum anftändig zu benehmen. 

8 18. 

Arbeiter eines beſtimmten Dienjtzweiges fünnen durch An— 
ordnung ihres Vorgeſetzten einem anderen Dienjtziweige überwiejen 
werden. 
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Iſt dies der Fall, jo haben fie den Anordnungen der bier 
zuftändigen Auflichtsbeamten Folge zu leisten. 

Das Mafchinenperjonal, welches gegen Wochenlohn bejchäftigt 
wird, iſt verpflichtet, auf Anordnung des Amts für Majfchinen- 
weſen an Sonn- und ‚yeiertagen auch außerhalb der regelmäßigen 
Arbeitsjtelle ausbilfsweife Dienjt zu tun. 


8 19. 


‚seder Arbeiter joll den Nugen der jtädtifchen Verwaltung zu 
fördern bejtrebt, insbejondere auch um Abwehr von Brandunglüd 
und anderen Gefahren oder Nachteilen bemüht fein. 


$ 20. 

Nimmt der Arbeiter Bejchädigungen an der Stadt gehörigen 
oder in Deren Gewahrlam befindlichen Gegenständen wahr, jo bat 
er jo bald als möglich dem Vorjtand der Dienjtitelle Anzeige zu 
machen. | 


8 21. 

Kein Arbeiter Darf ohne schriftliche Erlaubnis der Bürgermeiſterei 
Gait: oder Schanfwirtichaft betreiben oder durch jeine Ehefrau oder 
andere Perſonen betreiben lajien. 

Nebenbejchäftigungen, welche den ſtädtiſchen Dienjt beeinträchtigen 
fönnen, find unzuläſſig. Insbeſondere it den ftädtifchen Arbeitern 
die Uebernahme von Privatarbeiten innerhalb der Arbeitspläße und 
Betriebsftellen jorwie in Häufern derjenigen Straßen, auf welchen 
der Arbeiter dienjtlich bejchäftigt iit, unterfagt. Die bei dem Eleftri- 
zitäts- Gas: oder Waſſerwerk bejchäftigten Handwerfer dürfen für 
eigene oder fremde Rechnung keinerlei Privatarbeiten übernehmen. 


S 22, 


Andere als die ihn von den Vorgeſetzten aufgetragenen Arbeiten 
für jtädtifche Zivecfe darf der Ylrbeiter während der Arbeitszeit 
nicht vornehmen. 

6* 
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8 23. 


Jeder Arbeiter hat fich in der vorgejchriebenen Weije bei Beginn 
und am Ende der täglichen Arbeitszeit zu melden, die ihm iiber: 
tragenen Arbeiten jeglicher Art und zwar auch folche, zu Deren 
Verrichtungen er nicht ausdrücklich angenommen worden ift, ordnungs— 
mäßig und unter genauer Beachtung der ihm erteilten Anweiſungen 
auszuführen. Er darf während der vorgejchriebenen Arbeitszeit 
ohne Erlaubnis weder die Arbeitsjtelle verlaffen, noch Räume, in 
denen er feine Arbeiten zu verrichten bat, betreten. Den Dienjt- 
jtellen bleibt vorbehalten, den Beſuch von Wirtjchaften für Die 
Frühſtücks- und Veſperpauſen zu unterjagen. 

Alkoholiſche Getränke dürfen während der Arbeitszeit nicht 
genoſſen werden. Betrunfene Arbeiter werden ohne weiteres von 
der Arbeitsitelle entfernt. 


Ss 24. 


Empfang von Befuchen auf der Arbeitsjtelle ift unterfagt. 


8 25. 


Im Arbeitsbereich gefundene Gegenjtände ſind alsbald der 
betreffenden Dienjtjtelle abzugeben. Die Verheimlichung eines 
Fundes iſt nach den Gefegen ftrafbar. Für das Abhandenkommen 
von Privatgegenftänden des Arbeiters übernimmt die ſtädtiſche Ver— 
waltung feine Gewähr. 


$ 26. 

Den Arbeitern iſt es unterjagt, für Ausführung dienjtlicher 
VBerrichtungen Geſchenke anzunehmen. 
Ss 27. 

Zu Privatarbeiten für Beamte oder jonjtige Angeitellte der 

jtädtischen Verwaltung find die ſtädtiſchen Arbeiter nicht verpflichtet. 
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Schutzkleider, Geräte, Werkzeuge, Materialien u. f. w. 
S 28. 

Jeder Arbeiter, welchem Schußfleider, Geräte, Werfzeuge 
Materialien u. j. w. zur Berrichtung feiner Arbeiten übergeben 
werden, hat deren Empfang zu bejcheinigen. Er bat ſie ſorgſam 
und im der vorgejchriebenen Weife zu behandeln, bei Arbeits: 
unterbrechungen an dem dazu bejtimmten Orte aufzubewahren und 
nicht erforderliches Material, jowie unbrauchbar gewordene Geräte 
und Werkzeuge nach Beendigung der Arbeit vorjchriftsmäßig ab: 
zuliefern. Für die zum Alleingebrauch beim Arbeitsantritt ihm 
übergebenen und für die außerdem jeiner bejonderen Obhut an- 
vertrauten Gegenjtände haftet der Arbeiter gemäß S 33 der gegen: 
wärtigen Arbeitsordnung. 

$ 29. 

Kein Arbeiter darf die den Nebenarbeitern zum Alleingebrauch 

überwiefenen Gegenftände für jeine. Arbeit verwenden. 
S 30. 

Die bei der Arbeit nötige Beleuchtung iſt bei Unterbrechung 

und am Schluffe der Arbeit abzuitellen. 
Abzeichen. 
8 31. 

Die jtädtifche Verwaltung behält ſich vor, einzelnen Arbeitern 
das Tragen einer Uniform oder Dienſtmütze oder eines Abzeichens 
vorzujchreiben. In Ddiefem ‚Falle jind die Arbeiter verpflichtet, 
während ihrer Dienjtzeit die Uniform oder das Abzeichen zu tragen; 
im übrigen ind fie zum Tragen von Uniformen, Abzeichen u. ſ. w. 
nicht berechtigt. 

Unfälle. 
832. 

Wer bei Ausführung ſeiner Arbeit einen Unfall erleidet, hat 

alsbald ärztliche Hilfe in Anſpruch zu nehmen und, ſofern es die 
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Art des Unfalls gejtattet, ohne Verzug dem Vorſtand der Dienit- 
jtelle oder dejjen Vertreter. davon Anzeige zu erjtatten. 

Im Verhinderungsfalle iſt der Ddienftältefte Mitarbeiter der 
Arbeitsjtelle zu der Unfallanzeige verpflichtet. 


Erjagpflicht. 
S 33. 

Jeder Arbeiter bat für den Schaden aufzukommen, welchen 
er verjchuldet bat. 

Strafen. 
S 34. 

Zuwiderbandlungen gegen die Beſtimmungen dieſer Arbeits- 
ordnung können, joweit nicht jofortige Entlaffung eintritt, je nach 
threr Schwere mit: 

a) Verwarnung durch den unmittelbaren Vorgeſetzten, oder 

b) Verweis unter Vernehmung zu Protofoll durch den Amts: 

vorjtand gerügt, oder 

ec) mit Gelditrafen bis zu einem Drittel des durchichnitt- 

lichen Tagesverdienjtes Durch den Amtsvorjtand 
belegt werden. 

Wegen Tätlichkeiten gegen Wlitarbeiter, Trunkenheit, erbeb- 
licher Verſtöäße gegen Die guten Sitten, jowie gegen die zur Auf- 
rechterhaltung der Ordnung des Betriebes, zur Wahrung eines 
gefahrloſen Betriebes oder zur Durchführung der Beltimmungen 
der Gewerbeordnung erlaſſenen Vorjchriften, bei Majchiniften und 
‚renerhausarbeitern außerdem beim Schlafen im Dienft, fünnen 
Helditrafen bis zum vollen Betrage des durchjchnittlichen Tages: 
arbeitsverdienjtes durch den Amtsvorſtand auferlegt werden. 

Bor Verhängung von Gelditrafen it dem Arbeiter durch 
Vernehmung zu Protofoll Gelegenheit zu geben, fich zu rechtfertigen. 


Die Geldjtrafen ind an der nächiten Lohnzahlung zu kürzen 
und werden zu aufßerordentlicher Unteritügung erfvanfter und bes 


IH. Sozialpolitiiche Angelegenheiten. 87 


dürftiger Arbeiter nach Anhörung des Arbeiter-Ausfchuffes auf 
Anweiſung der Bürgermeijterei verwendet. 


Berufung. 
836. 

Segen die ſofortige Entlaſſung (SS 8 und 37), gegen die 
Auferlegung einer Erjagpflicht (S 33), ſowie gegen die Verhängung 
von Strafen (S 34) tft Die Berufung an die Bürgermeiiterei 
innerhalb der zwei nächjten Arbeitstage zuläflig. 

Die Entjcheidung der Bürgermetjterei iſt endgültig. 

Durch die Einlegung der Berufung wird der Abzug erkfannter 
Geldſtrafen, ſowie etwaiger Schadenerfaßbeträge bei der nächjten 
Lohnzahlung aufgejchoben. 


Geſuche und Bejchwerden. 
8 37. 

Geſuche und jonjtige Eingaben der Arbeiter an die Bürger: 
meifterei in bezug auf ihr Arbeitsverbältnis find durch den Dienſt— 
vorjteber einzureichen. 

Bejchwerden der Arbeiter gegen Mitarbeiter, Vorarbeiter oder 
Obleute ind bei dem Aufſichtsperſonal, Bejchwerden gegen letzteres 
bet dem Amtsvorjtand und Beschwerden gegen Diejen bei der 
Bürgermeijterei vorzubringen. 

Wiſſentlich taliche Angaben in den Bejchwerden fünnen jo: 
fortige Entlafjung nach jich zieben. 


Yobhnberechnung. 
Ss 38. 
Die Bezahlung der Dienſtleiſtungen ftädtischer Arbeiter erfolgt: 
durch Jahresgehalt an die bereits dekretmäßig Angeitellten ; 


1. 
2, durch Jahres- oder Monatslohn für Die zur Dekret: 
mäßigen Belegung zugelaiienen Stellen; 
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3. ım Wochenlohn für diejenigen Arbeiter, welche nach dent 
Dienjtplan an Sonn: und Feiertagen regelmäßig vollen 
Dienjt tum müſſen oder doch an diejen Tagen regelmäßig 
jtundenweife zu Dienjtleiftungen herangezogen werden und 
fich für den übrigen Teil des Tages in Dienjtbereitichaft 
zu balten baben; 

4. im Tage: oder Schichtlohn für die Arbeiter dev Gasfabrif 
und für alle übrigen jtändigen Arbeiter; 

5. im Stundenlohn bei vorübergebender Bejchäftigung, nach 
Maßgabe der geleifteten Stundenzahl, wobei die Ejtens- 
paufen nicht mitbezahlt werden. 


Yobhntarif. 
8 39. 


Für die Arbeiter der einzelnen Dienſtſtellen gelten die von 
der Bürgermeifterei unter Zuſtimmung der Stadtverordneten:Ver- 
jammlung fejtgejegten Lohntarife. 

Die Vergütungen für Dienftleiftungen der in ihrer Erwerbs: 
fähigfeit bejchränften Arbeiter jind im Sinne des S 4 des Statuts 
vom 7. März 1899, betrerfend die Fürſorge für Bedienjtete und 
Arbeiter der Stadt Mainz, zu berechnen. 


Vergütung für leberjtunden. 
8 40. 

Die mit Jahresgehalt dekretmäßig angejtellten Arbeiter baben 
weder für Ueberſtunden, noch für Arbeit bei Nacht, ſowie an Sonn: 
und ‚yeiertagen eine befondere Vergütung zu beanfpruchen. 

Die mit Verſehung von jolchen Stellen, deren defretmäßige 
Bejegung vorgejeben iſt, beauftragten Arbeiter, ſowie Die gegen 
Monats: oder Wochenlohn beichäftigten Arbeiter erbalten feine be: 
ſondere Vergütung für Sonn: und ‚yeiertagsarbeit oder fiir die 
nach dem Dienftplan beim Schichtwechjel regelmäßig wiederfehrende 
Nachtarbeit. Für andere Weberitunden über die regelmäßigen 
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12 Dienjtitunden erhalten ſie einen Zufchlag von 25 Prozent. 
Für Nachtichichten, welche fie nach dem Dienftplan nicht regel- 
mäßig zu betätigen haben, oder für Ueberjtunden, welche auf Sonn: 
und Feiertage von Mitternacht zu Mitternacht oder an Wochen: 
tagen in Die Zeit von 10 Uhr abends bis 6 Uhr morgens fallen, 
erbalten jie einen Zuſchlag von 50 Prozent. 

Die im Tags, Schicht: oder Stundenlohn bejchäftigten Arbeiter 
erhalten für Weberjtunden über die regelmäßigen 12 Dienjtitunden 
an Wochentagen einen Zuſchlag von 25 Prozent, joweit indejjen 
dieje Ueberjtunden in die Zeit von 10 Uhr abends bis 6 Uhr morgens 
fallen, einen Zujchlag von 50 Prozent. ‚Für Arbeiten an Sonn— 
und ‚yeiertagen, jofern Dieje in den Dienjtplan fallen, wird von 
Mitternacht bis Mitternacht eine befondere Vergütung von 25 Prozent 
gewährt, ſobald jie aber nicht in den Dienjtplan fallen, ein Zuſchlag 
von 50 Prozent bezahlt. Für Nachtichichten an Wochentagen, 
welche nach dem Dienſtplan regelmäßig zu betätigen find, wird 
fein Zuſchlag berechnet. Für Sormmtagsarbeit, die in den vegel- 
mäßigen Dienjtplan fällt, wird ein Zufchlag von 50 Prozent ge- 
währt, wenn die Arbeit weniger als fünf Stunden dauert. 

Bei wöchentlichem Schichtwechſel wird für die über die zwölf: 
ſtündige Arbeitszeit hinausgehenden Arbeitsjtunden ein Zuſchlag 
nicht verrechnet, wenn der Ausgleich in der nächitfolgenden Woche 
jtattfindet. 

Als Lohn für eine Arbeitsjtunde gilt der 300. Teil eines 
Mionatslohnes, der 70. Teil eines MWochenlohnes und der 10. Teil 
eines Tagelohnes. 

‚Für die ‚Feuerhausarbeiter des alten Gaswerfs bleiben be: 
jondere Beitimmungen vorbehalten. 


Sal. 


Für Wachen und für Dienftleiftungen, welche eine anhaltende 
Tätigfeit nicht erfordern, bleibt bejondere Vereinbarung vor: 
bebalten. 
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Feiertage. 
8 42. 


Den im Jahres-, Monats- oder Wochenlohn ſtehenden Ar— 
beitern werden Abzüge für die auf Wochentage fallenden geſetzlichen 
Feiertage, ſowie für die von der Bürgermeiſterei angeordneten be— 
ſonderen Ruhetage nicht gemacht. 

Den im Tage- oder Schichtlohn ſtehenden Arbeitern, wird 
der Lohn für die von der Bürgermeifterei angeordnete Nubezeit 
gewährt, wenn fie an dem vorausgegangenen und dem nachfolgenden 
MWerftage voll tätig gewejen find, oder ihre etwaige Verhinderung 
eine unverjchuldete war. Ordnet die vorgejete Dienjtjtelle an, daß 
. Ürbeiter während dieſer Ruhezeit bejchäftigt werden, jo erbalten 
diefelben außer dem ihnen belafienen Yohn für jede in die Ruhe— 
zeit fallende Arbeitsjtunde den halben Stundenlohn. 


Lohnberechnung uud Auszahlung. 
S 43. 

Für alle im Wochen, Tage, Schicht: oder Stundenlohn 
jtehenden Arbeiter findet die Berechnung und Auszahlung des 
verdienten Yohnes in wöchentlichen Friſten jtatt. Als Schluß der 
Arbeitsiwoche gilt bis auf weiteres der Donnerstag Abend nad) 
Beendigung der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit. 

Die Auszahlung des verdienten Lohnes gejchieht an dem der 
Arbeitsivoche folgenden Mittwoch oder Donnerstag. Fällt der 
Zabltag auf einen Feiertag, jo erfolgt die Auszahlung an dem 
vorbergebenden Werftag. 

Der Verdienſt einer Woche wird nach Maßgabe von $ 119a 
des Arbeiterichuggefeges vom 1. Juni 1891 einbehalten, um im 
Falle der \widerrechtlichen Auflöfung des Arbeitsverbältnifjes als 
Erſatz des hieraus erwachjenden Schadens zu dienen. Neueintreten: 
den Arbeitern werden nach zurückgelegter 6tägiger Arbeitszeit auf 
deren Verlangen 3 Viertel des verdienten Yohnes als Vorſchuß am 
nächiten Yohntage ausbezahlt, welcher Vorſchuß durch Abzug an 


me — i u F 
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dem Verdienſte während der 6 nächiten Wochen zu je einem 
Sechitel wieder zurückzuzahlen it. Der einbebaltene Wochen: 
verdienjt wird erit bei rechtmäßiger Auflöfung des Arbeits: 
verbältniffes bar ausbezahlt. Verfällt derſelbe wegen vechts- 
widrigen Berlafiens der Arbeit, jo ijt der Betrag zu außerordent-- 
lichen Unterjtügungen von erkrankten und bedürftigen Arbeitern 
nach Anweifung der Bürgermeifterei zu verivenden. 


8 44. 


An dem Yohnguthaben fommen, außer den anteiligen Bei: 
trägen zur Kranken: und nvalidenverficherung, Die verwirkte 
Schadenserjagleiitung ($ 33) und etwaige Gelditrafen ($ 34) in 
Abzug. Weitere Abzüge ind nur auf Anordnung der zu Lohn: 
beichlagnahmen zujtändigen Behörden zuläflig. 


8 45. 

Einwendungen gegen die Nichtigfeit des zur Auszahlung ge- 
langenden Geldbetrages jind jofort bei dejjen Empfangnahme bei 
dem auszahlenden Beamten, jolche gegen die Yohnberechnung 
jpätejtens innerhalb 3 Tagen nach dem Empfang bei dem Vor: 
gejeten anzubringen. 


Arbeitsverſäumniſſe. 
8 46. 


Ohne beſondere Erlaubnis der Dienſtſtelle darf kein Arbeiter 
von der Arbeit wegbleiben; nur Krankheit oder ungewöhnliche 
und unvorhergeſehene Abhaltungen können, wenn ſie ſpäteſtens 
innerhalb 24 Stunden nach dem Wegbleiben von der Arbeit glaub— 
haft nachgewieſen werden, als Entſchuldigung gelten. 

Für die Zeit der Krankheit, eines Verſäumniſſes bei zu ſpätem 
Dienſtantritt und bei Trunkenheit bleibt die Lohnzahlung ausgeſetzt. 


— 


92 III. Sozialpolitiſche Angelegenheiten. 


Beurlaubungen. 
S 47. 


Beurlaubungen defretmäßig angejtellter Arbeiter fünnen für 
die Dauer eines Tages durch den Amtsvorjtand, für mehr als einen 
Tag nur durch die Bürgermeifterei erfolgen. 

Den mit Tag: oder Stundenlohn eingejtellten Arbeitern kann 
Urlaub erteilt werden, wenn Sie auf jeden Lohn während des 
Urlaubs verzichten. Den im Schicht, Wochen: oder Monatslohn 
jtehenden Arbeitern Fan der Amtsvorjtand in bejonderen ‚Fällen 
Urlaub erteilen und zwar bis zu einem Tag ohne Yohnabzug. 
Yängerer Urlaub iſt mit Yohnabzug verbunden. 

Aus triftigen Gründen kann die Bürgermetjterei vom Lohn: 
abzug abjeben. 


Militärifche Jriedensübungen. 
8 48. 

Den im Mlonats:, Wochen: oder Taglohn stehenden ver: 
heirateten Arbeitern, welche mindeitens zwölf Monate ununterbrochen 
im jtädtischen Dienſt befchäftigt waren, wird während einer militärifchen 
Uebung der Unterjchied zwischen dem bisherigen Yohnjat und der 
aus MNeichsmitteln bezogenen Familien-Unterſtützung gewäbrt. 


Zuſchüſſe zu Unfall: oder Jnvalidenrenten der 
Urbeiter und Fürſorge für deren Hinterbliebene. 
S 49. 

Denjenigen Arbeitern, welche vom vollendeten 21. Yebensjahre 
ab mindeitens zehn Jahre im Dienite der Stadt Mainz ununter: 
brochen bejchäftigt waren, follen aus Mitteln der Stadt nach Map: 
gabe des Ortsjtatuts vom 7. März 1899, betr. die Fürſorge für 
jtädtifche Bedienftete und Arbeiter zu Mainz, jowie deren Hinter: 
bliebene, Zujchüffe zu den auf Grund der Arbeiterverficherungsgejege 
des Deutjchen Neichs bewilligten Unfall: oder |nvalidenrenten, ſowie 
im ‚Falle des Todes ihren Hinterbliebenen Witiven- und Waiſen— 
geld gewährt werden. 
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Austritt. 
$ 50. 

Beim Ausscheiden aus dem Dienjtverhältnis jind jämtliche 
dienftlich überlieferten Gegenjtände (Arbeitsordnung, Schugfleider, 
Werkzeuge, Materialien, Abzeichen ıc.) abzuliefern. Dagegen werden 
dem Arbeiter die von demjelben bei jeinem Gintritt übergebenen 
Papiere gegen Empfangsbeicheinigung zurückgegeben. 


Zeugnijie. 
8 51. 

Beim Abgang können die Arbeiter ein Zeugnis über die Art 
und Dauer ihrer Bechäftigung fordern. Dieſes Zeugnis ift auf 
Verlangen der Arbeiter auch auf ihre Führung und Yeiftungen 
auszudehnen ($ 113 ©.-0.). 


AUrbeiter-Ausjchuf. 


8 52. 

Um den Arbeitern Gelegenheit zu geben, Wiünfche und etivaige 
Bejchwerden in jolchen Angelegenheiten vorzubringen, die alle 
Arbeiter einer Dienjtjtelle berühren, wird ein Arbeiterausfchuß ein: 
geſetzt, deſſen Mitglieder über 30 Jahre alt und mindeitens 3 Jahre 
ununterbrochen im jtädtischen Dienſte als Arbeiter bejchäftigt fein 
müſſen. Die Mitglieder werden in geheimer Wahl von den voll: 
jährigen Arbeitern gewählt, welche jeit mindejtens jechs Monaten 
ununterbrochen in jtädtiicher Arbeit bejchäftigt Find. 


8 58. 

Die näheren Vorjchriften, insbejondere iiber Amtsdauer, Bes 
fugniffe und ‚Gefchäftsordnung des Arbeiterausichuffes werden von 
der Biürgermeijteret unter Zuſtimmung der Stadtverordnetens 
Verfanmlung erlafien. 
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Schlußbejitimmungen. 
8 54. 


Die vorjtehende Arbeitsordnung tritt am 10. uni 1901 in 
Kraft. Die Arbeitsordnung des Städtifchen Gaswerfs von 6. April 
1892 verliert von diefem Zeitpunfte an ihre Gültigkeit. 


Mainz, den 24. Mat 1901. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


Genehmigt durch die Bejchlüffe der Stadtverordneten - Ver: 
jammlung vom 7. Juli 1900, vom 20. Dezember 1900 und vom 
15. Dat 1901. 

Geſehen. 

Mainz, den 22. Juni 1901. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 
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Befimmungen 


für die Arbeiter: Ausfchüffe der in den Betrieben 
der Stadt Mainz befchäftigten Arbeiter. 





Zum Bollzuge der S 52 und 53 der Arbeitsordnung für 
die in den Betrieben der Stadt Mainz bejchäftigten Arbeiter vom 
24. Mat 1901 werden folgende Bejtinmnungen erlaffen. 


1. 
Zahl der Ausſchüſſe. 


Es wird je ein Arbeiter-Ausjchuß gebildet: 

1. für die Arbeiter der beiden Gasfabrifen; 

2. für die Tnftallationsarbeiter bei dem Gasamt und dem 
Waſſerwerk, die Beleuchtungsdiener, ſowie die Arbeiter des Eleftrizitäts- 
werf3 und der Feuerwehr; 

3. für Die Arbeiter bei den Bauämtern, der Stadtgärtneret, 
der ‚Friedhofsverwaltung und dem Stadtheater;) 

4. für die Arbeiter bei dem Reinigungsant; 

5. für die Arbeiter bei der Hafen: und Yagerhausverwvaltung, 
der Bahnwerwaltung und der Viehhof- und Schlachthausvermwaltung. 


UN 


S 2. 
Aufgaben und Befugniſſe. 


Die Arbeiter-Ausſchüſſe haben insbejondere folgende Aufgaben 
und Berugniife: 

I. Anträge, Wünfche und Befchwerden der Arbeiter eines 
Betriebes entgegenzunehmen, zu beraten und mit dem Ergebniſſe 
der Beratung der zujtändigen Dienftitelle zur Kenntnis zu bringen; 
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2. über alle von den beteiligten Dienſtſtellen vorgelegten 
Fragen in Angelegenheiten der Arbeiter ihre Anficht zu äußern; 
ferner jollen jie ſowohl für eine gedeihliche Negelung der Arbeiter: 
verhältniffe, als auch für die Aufrechterhaltung eines geordneten 
Betriebes bejtrebt ſein; 

3. endlich werden fie dahin zu wirken fuchen, daß Kamerad— 
ichaftlichfeitt und Zufammengebörtigfeit der im ſtädtiſchen Dienft be- 
ichäftigten Arbeiter aufrecht erhalten und Streitigkeiten unter den 
Arbeitern nach Möglichkeit verhütet oder gejchlichtet werden. 


8 3. 
Mitgliederzabl. 

‚seder Arbeiterausjchuß beſteht aus fünf Mitgliedern und 
ebenſoviel Erſatzmännern. 

84. 
Zuſammenſetzung der Ausſchüſſe. 

In jedem Arbeiter-Ausſchuß ſollen die wichtigeren Betriebs— 
zweige der betreffenden Dienſtſtellen vertreten ſein. Die Bürger— 
meiſterei wird vor jeder Wahl nach Anhörung der betreffenden 
Dienſtſtellen, ſowie der betreffenden Ausſchüſſe beſtimmen, wie die 
Ausſchußmitglieder und deren Erſatzmänner ſich auf die zugehörigen 
Betriebe und die einzelnen Betriebszweige zu verteilen haben. 

S 5. 
AUmtsdauer. 

Die Wahl der Ausjchußmitglieder und der Erſatzmänner er- 
folgt auf die Dauer von drei ‚Jahren. Alle drei Jahre findet 
die Geſamterneuerung der Arbeiterausjchüffe ftatt, wobei die aus: 
jcheidenden Wlitglieder und Erjagmänner wieder wählbar jind. 


6. 
Ausscheiden aus dem Ausſchuß. 


Verliert ein Mitglied oder ein Erjagmann jeine Eigenjchaft 
als jtädtifcher Arbeiter, jo erlischt jeine Mitgliedſchaft zum Arbeiter- 
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ausjchuß oder feine Eigenschaft als Erjagmann. An die Stelle 
eines ausjcheidenden Mitgliedes tritt jein Erſatzmann. ‚Für die in 
die Stelle von Mitgliedern eintretenden oder ſonſt ausjcheidenden 
Sriagmänner wird die Ergänzung bei der nächſten ordentlichen 
Wahl vorgenommen. 


9:7. 
Außerordentliche Neuwabl. 


Eine außerordentliche Wahl des Ausſchuſſes und der Erſatz— 
männer ijt von der Birgermeijterei anzuordnen, wenn die zuge: 
börigen Betriebe infolge Ausjcheidens von Mitgliedern oder Erjap- 
männern feine Vertretung mehr baben oder wenn es die Hälfte 
der Mitglieder eines der fünf Ausſchüſſe verlangt. 


88. 
Wahl der Ausſchüſſe. 


Vor jeder Wahl werden von den Dienſtſtellen Liſten aufge— 
ſtellt, aus welchen alle zu Mitgliedern oder Erſatzmännern wähl— 
baren, ſowie alle wahlberechtigten Arbeiter der zugehörigen Betriebe 
zu erſehen ſind. | 

Der Wabhltag wird von der Bürgermeiiterei feſtgeſetzt und iſt 
den Arbeitern mindeſtens zwei Wochen vorher inter Angabe von 
Zeit und Ort der Wahl, ſowie der Namen der ausjcheidenden oder 
ausgeschiedenen Mitglieder und Erjagmänner und der Zahl der zu 
wäblenden Mitglieder und Erſatzmänner durch Anjchlag oder in 
jonjt geeigneter Weije befannt zu geben. Gleichzeitig mit der Be- 
fanntgabe der Wahl find die Wahlliften den Arbeitern zur Einſicht— 
nahme zugänglich zu machen. Etwaige Eimwendungen dagegen ind 
innerhalb einer Woche, von Beginn der Bekanntmachung au, bei 
der zuftändigen Dienftjtelle vorzubringen. Die Entjcheidung über 
die Einwendungen erfolgt durch die Bürgermeifteret. 


-] 
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89. 
Yeitung der Wahl. 
Die Wahl erfolgt unter Yeitung eines jtädtifchen Beamten 
unter Zuziehung von zwei Arbeitern als Berliger. Der Wahlvor— 
jteber und die Beiliger werden von der Bürgermeijterei bejtinmt. 


$ 10. 
Wahlhandlung. 

Die Ausſchußmitglieder und Erſatzmänner werden in geheimer 
Wahl gewählt. Nur diejenigen Arbeiter, welche in den Wähler— 
liſten ſtehen, ſind zur Abgabe eines Stimmzettels, welcher ge— 
ſchrieben oder auch mechaniſch vervielfältigt ſein kann, berechtigt. 
In dem Stimmzettel ſind die Namen derjenigen Arbeiter, welche 
der Wahlberechtigte zu wählen gedenkt, unter Angabe, ob der Ge— 
wählte Ausſchußmitglied oder Erſatzmann ſein ſoll, anzugeben. 
Ungültig ſind Stimmzettel, wenn ſie mehr Namen enthalten, als 
Mitglieder und Erſatzmänner zu wählen ſind, oder inſoweit aus 
ihnen die Perſon des Gewählten nicht unzweifelhaft zu erkennen it. 

Die Wahl der Mitglieder und der Erjfagmänner kann auch 
getrennt erfolgen. | 

Diejenigen, auf welche jich der Reihe nach die meisten Stimmen 
vereinigen, jmd gewählt. Ber Stimmengleichheit entjcheidet das 
von dem Yeiter der Wahl zu ziebende Yos. Ueber den Verlauf 
der Wahlbandlung tft eu Protofoll zu führen, das von dem Yeiter 
der Wahl und den Berligern zu unterjchreiben iſt. 

Die Zeit für die Abgabe der Stimmzettel it, joweit es der 
Betrieb geitattet, jo zu legen, daß fie in die Arbeitszeit fällt. 
Während der Auszählung der . Stimmen iſt den wahlberechtigten 
jtädtischen Arbeitern der Aufenthalt im Wahllokal geitattet. 


8711: 
Ergebnis der Wahl. 


Das Wahlergebnis wird durch Anjchlag an den Dienjttellen 
befannt gegeben. Die Belanntmachung ſoll die Gejamtzahl der 
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abgegebenen Stimmen, ſowie die Zahl der auf die Gewählten ent: 
tallenen Stimmen enthalten. 

Ueber Einwendungen gegen die Wahl, welche nur innerhalb 
acht Tagen nach der Bekanntmachung des Wahlergebnifjes zuläſſig 
ſind, entjcheidet die Bürgermeiſterei. 


8 12. 
Verpflichtung zur Annabme der Wahl. 

Jeder Gewäblte ijt verpflichtet, die auf ihn gefallene Wahl 
anzunehmen und das hierdurch ihm zugefallene Amt auf die Dauer 
einer Wahlperiode zu verjeben, wenn ihn nicht die Bürgermeijterei 
davon entbindet. 

8 13. 
Wahl des VBorfigenden. 

Nach der Wahl beruft der Yeiter der Wahlhandlung die ge 
wählten Ausjchußmitglieder und Erſatzmänner zu einer Sigung und 
veranlaßt fie, aus der Zahl der Ausſchußmitglieder einen Bor: 
jigenden, einen Stellvertreter des Vorſitzenden, ſowie einen Schrift: 
führer zu wählen. Bis Ddiefe Wahl erfolgt it, nimmt er jelbit 
die Obliegenheiten eines Borjigenden wahr. Tritt ein Erſatzmann 
ein, jo bleibt die etwaige Neuverteilung der Aemter dem Ausschuß 
überlaſſen. 

8 14. 
Hinzuziehung der Erſatzmänner. 


Die Erſatzmänner haben die Ausſchußmitglieder in Verhin— 
derungsfällen zu vertreten und an Stelle von ausgeſchiedenen Mit— 
gliedern in den Ausſchuß einzutreten. Bei der Zuziehung von 
Erſatzmännern iſt auf den Betriebszweig des verhinderten Ausſchuß— 
mitgliedes Rückſicht zu nehmen. Zur Vertretung von Mitgliedern 
in den Sitzungen werden Erſatzmänner nur dann zugezogen, wenn 
erſtere rechtzeitig ihre Verhinderung mitgeteilt haben. Zum Eintritt 
von Erſatzmännern in den Ausſchuß an Stelle ausgeſchiedener Mit— 
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glieder erfolgt die Einberufung unter Mitteilung an die betreffende 
Dienititelle durch den Vorſitzenden des Ausfchuifes. 


8 15. 
Sitzungen. 


Die Sitzungen des Ausſchuſſes finden nach Bedarf auf Ein— 
ladung des Vorſitzenden ſtatt. Außerordentliche Sitzungen ſollen 
von dem Vorſitzenden einberufen werden, wenn dies von wenigſtens 
zwei Ausſchußmitgliedern unter Angabe der Verhandlungsgegenſtände 
beantragt, oder wenn es von einer beteiligten Dienſtſtelle begehrt 


wird. 
8 16. 


Zeit der Sitzungen. 

Die Ausſchußſitzungen ſollen, ſoweit es mit dem dienſtlichen 
Intereſſe vereinbar iſt, worüber die Betriebsvorſtände entſcheiden, 
in die Arbeitszeit gelegt werden. Lohnkürzungen für verſäumte 
Arbeitszeit finden nicht ſtatt, ebenſowenig werden Entſchädigungen 
für Sitzungen außerhalb der Arbeitszeit gewährt. 


8 17. 


Einladung zu den Sigungen. 


Die Einladung erfolgt jehriftlich durch den Vorfigenden unter 
Angabe der Tagesordnung und iſt den Mitgliedern drei Tage vor 
dem Sitzungstag zu behändigen. Bor der Einladung iſt den be- 
tetligten Dienjtjtellen von der Sigungszeit, dem Sitzungsort und 
der Tagesordnung Kenntnis zu geben, damit auch von Jenen ge= 
wünſchte Gegenftände auf die Tagesordnung gejegt Werden fünnen. 


8 18. 
Beteiligung der Amtsvorjtände an den Sitzungen. 


Die Ausſchüſſe ſind beſchlußfähig, wenn alle Mitglieder ord— 
nungsmäßig eingeladen, und wenigſtens drei Dderfelben erjchienen 
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jind. Die Vorſtände der Dienſtſtellen find gleichfalls einzuladen 
und fünnen den Sigungen beivohnen oder einen Vertreter entjenden. 


8 19. 
Beſchlußfaſſung. 


Beſchlüſſe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmen— 
gleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. 


$ 20. 
Beurkundung der Beschlüsse. 


Die Beichlüffe eines jeden Ausſchuſſes ſind mit Anführung 
der gegenwärtig geweſenen Mitglieder im ein Buch einzutragen 
und von allen Anweſenden zu unterjchreiben. Den Bejchlüffen kann, 
wenn es der Ausschuß bejchließt, eine Begründung beigefügt werden. 
Die Befchlüffe find den zujtändigen Pienjtjtellen zur weiteren 
Amtshandlung vorzulegen. 


g 21. 
Befanntgabe von Entjichließungen. 
Die auf die Anträge eines Arbeiter-Ausſchuſſes von der Ber: 
waltung gefaßten Entjchließungen werden demſelben durch Vermittlung 
der zuftändigen Dienjtitelle möglichit bald befannt gegeben. 


g 22. 
Vereinigte Ausſchüſſe. 

Die Bürgermeijterei bebält ich vor, mehrere oder alle Arbeiter: 
Ausjchüffe zu gemeinschaftlicher Beratung und Begutachtung zu 
berufen. Die Einberufung der vereinigten Ausjchüffe kann zur Be- 
ratung und Beſchlußfaſſung über ‚ragen, welche die Intereſſen der 
gejamten jtädtifchen Arbeiterfchaft berühren, auch dann erfolgen, 
wenn fie von wenigjtens drei Arbeiterausſchüſſen beantragt wird. 
Der Antrag wird durch die Vorjigenden der Birrgermeifterei über— 
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mittelt. Bei den Verhandlungen der vereinigten Ausſchüſſe führt 
der Bürgermeifter oder ein Beigeordneter den Vorſitz. 
Ueber die Verhandlungen der vereinigten Ausſchüſſe wird ein 
Protokoll geführt. 
8 23. 

Gegenwärtige Beſtimmungen treten jofort in Kraft. Der zur 
zeit im Amt befindliche Arbeiterausschuß beim Gaswerf führt die 
Gejchäfte in bisheriger Weife bis zur erfolgten Wahl des neuen 
Ausſchuſſes fort. 


Mainz, den 20. Oftober 1902. 


Großh. Burgermeiſterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiſter. 


Genehmigt durch Beſchluß der Stadtverordneten-Verſammlung 
vom 16. Oktober 1902. 


— — ee — — 
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4. 
Ortsftatut 


betreffend die Einrichtung eines Arbeitsamtes für 
die Stadt Mainz. 


——— — -—— 


Auf Grund der Art. 52 und 53 des Gejeges, betreffend Die 
Städte-Ördnung für das Großherzogtum Heſſen vom 13. ‘uni 
1574, wird durch Beichluß der Stadtverordneten: Berfammlung 
vom 9. Dezember 1896, nach Anhörung des Kreisausjchuffes und 
mit Genehmigung des Großh. Miniſteriums des Innern vom 
19. Februar 1897 zu Ne. M. J. 2938 für den Bezirk der 
Stadt Mainz ein 


Arbeitsamt 


eingerichtet, für welches folgende Beſtimmungen maßgebend find. 
81. 

Das Arbeitsamt hat den Zweck: 

1. ein fortlaufendes Verzeichnis über die in der Gemeinde 
Mainz ſich darbietenden Arbeitsgelegenheiten und die 
Arbeit ſuchenden Perſonen auf Grund der bei demſelben 
einlaufenden Anmeldungen zu führen; 

2. zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern (gewerblichen 
Arbeitern, Dienſtboten und Lehrlingen) Arbeit zu vermitteln; 

3. über Fragen der Gewerbe-Ordnung, der Kranken-, Unfall-, 
Iwaliditäts- und Alters-Verſicherung, ſowie anderer 
ſozialpolitiſcher Geſetze Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
auf Anfrage Auskunft zu erteilen; 

4. fremden Arbeitnehmern über die örtlichen Lebens- und 
Wohnungs-Verhältniſſe auf Anfrage mündlich Auskunft 
zu geben. 

Das Arbeitsamt iſt verpflichtet, der Bürgermeiſterei und 

Stadtwerordneten-Verſammlung alljährlich einen Bericht über feine 
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Tätigfeit zu erjtatten, in welchen namentlich über die Bewegungen 
des Arbeitsangebots und der Arbeitsnachfrage eine nach Berufs: 
arten und Jahreszeiten geordnete Statijtif enthalten jein muß. 


S 2, 


Die Yeitung und Verwaltung des Arbeitsamtes iſt einer 

jtädtischen Deputation übertragen, welche befteht: 

1. aus dem Bürgermeifter oder dem von ibm dazu beauf: 
tragten Beigeordneten als Vorſitzender; 

2. aus acht von der Stadtverordnneten-Berfammlung geväblten 
Mitgliedern, von welchen zwei Mitglieder der Stadtver: 
ordnneten-Berfammlung und jechs Mitglieder dem Gewerbe: 
gericht angebören müſſen. Bon den acht Mitgliedern der 
Deputation muß Die eine Hälfte Arbeitgeber, die andere 
Hälfte Arbeitnehmer jein. Sämtliche Mitglieder der 
Deputation müſſen nach Art. 13 und ff. der Städte: 
Ordnung ſtimmberechtigte und wahlfähige Mitglieder der 
Stadtgemeinde jein. 

Die Amtsdauer erlischt: 

a) für Diejenigen Mitglieder, welche Stadtverordnete sind, 
mit der nach der regelmäßigen Ergänzung der Stadtver: 
ordneten-Verſammlung jtattgehabten Einführung der neu 
gewählten Mitglieder derjelben, 

b) fir die übrigen Mitglieder mit dem Ablauf der ‚Zeit, auf 
welche Die Beiliger des Gewerbegerichts gewählt waren. 


5 3. 


Die Sigungen der Deputation werden von dem Worfigenden 
nach Bedarf oder auf Antrag von fünf Mitgliedern, jedoch mindejtens 
alle drei Monate einberufen. Die Deputation it bejchlußfäbig, 
wenn alle Mitglieder geladen und einſchließlich des WBorfigenden 
fünf Mitglieder und zwar wenigjtens zwei Arbeitgeber und zwei 
Arbeitnehmer verſammelt find. Sind die Mitglieder zum zweiten: 
mal zur Verhandlung über denjelben Gegenitand einberufen, aber 
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dennoch nicht in gemügender Zahl erjchtenen, jo jind die Er- 
jchtenenen über dieſen Gegenjtand unter allen Umftänden bejchluf- 
fähig. 

Die Beſchlüſſe der Deputation werden nach Stimmenmehrheit 
gefaßt; inſoweit bei der Abſtimmung Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
in ungleicher Zahl anweſend ſind, haben ſich die überzähligen Mit- 
glieder der ſtärkeren Seite und zwar zunächſt die dem Lebensalter 
nach jüngeren der Abſtimmung zu enthalten. 


84. 
Alle Koſten für Errichtung und Unterhaltung des Arbeits— 


amtes trägt die Stadt Mainz; die Arbeitsvermittelung ſelbſt erfolgt 
unentgeltlich. 


8 5. 

Die Geſchäftsführung des Arbeitsamtes erfolgt in zwei Ab— 
teilungen, wovon die eine die Arbeitsvermittlung für Arbeiter, die 
andere ſolche für Arbeiterinnen und weibliche Dienſtboten zu be— 
tätigen hat. An der Spitze jeder Abteilung ſteht ein Vorſtand, 
welcher mit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung durch 
die Bürgermeiſterei ernannt oder entlaſſen wird; der Vorſtand der 
Abteilung für Arbeiterinnen ſoll, wenn tunlich, eine Frau ſein. 

Der Deputation ſteht für die Ernennung dieſer WVorſtände 
und des übrigen Perſonals des Arbeitsamtes ein Vorſchlagsrecht zu. 

86. 

Die Mitglieder der Deputation erhalten, ſoweit ſie nicht zu— 
gleich Stadtverordnete ſind, für jede Sitzung, welcher ſie beiwohnen, 
eine Entſchädigung von zwei Mark, und, falls die Sitzung mehr 
als einen halben Arbeitstag in Anſpruch nimmt, eine ſolche von 
vier Mark. 


— 


N 
Bei Streitigfeiten, welche zwifchen Arbeitgebern und Arbeit: 
nehmern über die Bedingungen der Fortſetzung oder Wiederauf- 
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nahme des Arbeitsverhältniffes entjtehen und zu Ausjtänden oder 
Ausfperrungen führen, jtellt das Arbeitsamt feine Tätigfeit für 
die Beteiligten ein, jobald das Gewerbegericht auch nur von einem 
der jtreitenden Teile als Einigungsamt angerufen wird. Sofern 
vor Ddiefem Ginigungsamt weder eine Vereinbarung noch ein von 
beiden Zeilen anerfannter Schiedsſpruch zuſtande gekommen iſt, 
nimmt das Arbeitsamt für die Beteiligten ſeine Tätigkeit wieder auf. 


88. 


Die Geſchäfte des Arbeitsamtes werden nach einer Geſchäfts— 
ordnung, die von der Stadtverordneten-Verſammlung nach An— 
hörung der Deputation erlaſſen wird, geführt. — Die Vertretung 
der Anſtalt erfolgt durch den Vorſitzenden der Deputation. 


89. 
Das Arbeitsamt tritt mit dem 6. Mai 1897 in Wirkſamkeit. 


Mainz, am 15. März 1897. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


— — —— — 
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5. 
Statut. 
Nach Zuftimmung der Stadtverordneten- Berfanmmling und 
mit Genehmigung Großberzoglichen Minijteriums des Innern vom 


15. Auguft 1900 zu M. J. 63601 wird hiermit auf Grund der 
Art. 9, 52 und 53 der Städte-Ordnung bejtimmit: 


s1. 

Es wird eine Deputation gebildet, welche den Namen führt: 
„Deputation für jozialpolitische Angelegenheiten der Stadtgemeinde 
Mainz“. 

Ss 2. 


Die Deputation bejteht: 

1. aus dem Bürgermeifter oder einem von demjelben jtändig 
beauftragten Beigeordneten als Vorfigender; 
2. aus zehn von der Stadtverordneten-Verſammlung zu wählenden 

Mitgliedern, wovon 

a) mindejtens fünf aus Mitten der Stadtverordneten- Ver: 

ſammlung entnommen werden müſſen, weitere fünf auch 
außerhalb derjelben aus ftimmberechtigten und wahlfähigen 
Mitgliedern der Stadtgemeinde entnommen werden fünnen, 

b) mindeftens je zwei Arbeitgeber und Arbeitnehmer find. 

Zu den Sigungen Finnen außerdem auf Bejchluß der Depus 
tatton der Vorſitzende des Gewerbegerichts und der Vorſtand des 
Arbeitsamtes, ſowie andere jachverjtändige Männer mit beratender 
Stimme zugezogen werden. 

Die Wahl der ad 2 genanıten Mitglieder erfolgt auf drei 
Jahre und wird nach jeder Erſatz- oder Neuwahl der Stadt: 
verordnneten-Berfammtlung erneuert. Die erjte Wahl diefer Mit: 
glieder erfolgt jedoch nur für die Zeit bis zur nächiten regelmäßigen 
dreijährigen Ergänzung der Stadtverordneten-Verſammlung; Die 
ausjcheidenden Mitglieder jind wieder wählbar. 
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Die Deputation iſt bejchlußfähig, wenn alle Mitglieder ge— 
laden waren und mindeſtens jechs einschließlich des Vorjigenden 
verſammelt find. 

Bei den Abſtimmungen entjcheidet die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, im Falle der Stinmmengleichheit gibt die Stimme Des 
Borfigenden den Ausjchlag. 


8 3. 
Der Deputation liegt es ob, die ihr jeitens der Stadtverord- 
neten-Verſammlung überwiejfenen Anträge zur Durchführung Der 
jozialpolitischen Aufgaben der Stadt zu beraten und dariiber Be— 
richt zu erftatten, jelbjtändig und aus eigenem Antrieb Anträge 
diefer Art bei der Stadtverordneten-Berfammlung zu jtellen und 
Gutachten über Fragen jozialpolitifchen Inhalts abzugeben, die ihr 
von der Bürgermetiterei vorgelegt werden. 
8 4. 
Gegenwärtiges Statut tritt jofort nach feiner Befanntntachung 
in Kraft. 
Mainz, den 25. September 1900. 


Großherzoglie Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner. 


—-9 — — 
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6. 


Ortsftatut 
für das Gemwerbegericht in Mainz. 





Auf Grund des Gewerbegerichtsgefeßes in der ‚Jallung vom 
29. September 1901, nach Anhörung beteiligter Arbeitgeber und 
Arbeiter, im Gemäßbeit Bejchluffes der Stadtverordnneten-Berfanme 
lung vom 11. Dezember 1901 und mit Genehmigung Großherzog: 
lichen Miniſteriums Des mern vom 4. Januar 1902 zu Mr. 
M. J. III 7023 wird an Stelle des Ortsitatuts vom 26. März 
1891, betr. die Errichtung eines Gewerbegerichts zu Mainz, Das 
nachitebende Statut erlaffen: 


Bezirf und Umfang. 
s 1. 

Das auf Grund des Ortsitatuts vom 26. März 1891 für 
den Bezirk der Stadt Mainz errichtete Gewerbegericht iſt zuftändig 
für Streitigfeiten: 

„1. iiber den Antritt, Die ‚yortießung oder die Auflöfung des 
Arbeitsverbältniffes, Jorwie über die Aushändigung oder den 
Inhalt des Arbeitsbuches, Zeugniſſes, Yobnbuches, Arbeits: 
zetteld oder Lohnzahlungsbuches; 

. über die Leiſtungen aus dem Arbeitsverhältniſſe; 

3. über die Rückgabe von Zenugniſſen, Büchern, Yegitimations- 
papieren, Urkunden, Gerätichaften, Kleidungsitücen, Kautionen 
und dergleichen, welche aus Anlaß des Arbeitsverhältniſſes 
übergeben worden jind; 

4. über Anjprüche auf Schadenserjag oder auf Zahlung einer 
Vertragsitrafe wegen Nichterfüllung oder nicht geböriger 
Erfüllung der Verpflichtungen, welche die unter Nr. 1 bis 3 
bezeichneten Gegenjtände betreffen, ſowie wegen geſetzwidriger 
oder unrichtiger Eintragungen in Arbeitsbiücher, Zeugniſſe, 


to 
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Lohnbiücher, Arbeitszettel, Yobnzahlungsbücher, Krankenkaſſen— 

bücher oder Unittungsfarten der Invalidenverſicherung; 

5. über die Berechnung und Anrechnung der von den Arbeitern 
zu leijtenden Kranfenverjicherungsbeiträge und Eintrittsgelder 
(SS 53a, 65, 72, 73 des Krantenverficherungsgejeßes); 

6. über die Anfprüche, welche auf Grund der Uebernahme einer 
gemeinjamen Arbeit von Arbeitern Ddesjelben Arbeitgebers 
gegen einander erhoben werden. 

Zur Zuftändigfeit des Gewerbegerichts gehören ferner Streitig: 
feiten der vorjtehend unter Nr. 1 bis 5 bezeichneten Art zwiſchen Per— 
jonen, welche für beſtimmte Gewerbetreibende außerhalb der Ar: 
beitsjtätte der letzteren mut Anfertigung gewerblicher Erzeugniſſe 
bejchäftigt ſind (Heimarbeiter, Hausgewerbetreibende), und ihren 
Arbeitgebern, jofern die Beichäftigung auf die Bearbeitung oder 
Verarbeitung der den eriteren von den Arbeitgebern gelieferten 
Rohſtoffe oder Halbfabrifate bejchränft iſt. Das Gleiche gilt 
von Streitigfeiten der vorjtebend unter Nr. 6 bezeichneten Art 
zwischen jolchen Sausgewerbetreibenden untereinander. 

Die Zujtändigfeit des Gewerbegerichts iſt auch dann gegeben, 
wenn die Hausgewerbetreibenden die Rohſtoffe oder Halbfabrifate 
ganz oder teilweije jelbjt bejchaffen. 


Wahl der VBorfigenden und Amtsdauer. 
S 2. 

Der Borfigende des Gewerbegerichts und die erforderliche 
Zahl von Stellvertretern des Vorfigenden werden von der Stadt: 
verordneten-Verſammlung auf die Dauer von drei Jahren gewählt. 

Der Name des VBorfigenden und der Stellvertreter iſt orte: 
üblich befannt zu machen. 


Zahl der Beifiger. 
8 3. 
Die Zahl der zu berufenden Beifiger beträgt 52, wovon Die 
eine Hälfte aus der Zahl der wählbaren Arbeitgeber, die andere 
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Hälfte aus der Zahl der wählbaren Arbeitnehmer nach näherer 
Borschrift dieſes Statuts zu wählen it. 


Amtsdauer. 
84. 

Die Wahl der Beiſitzer erfolgt auf zwei Jahre. Die Neu— 
wahlen ſind drei Monate vor Ablauf dieſes Zeitraumes vorzu— 
nehmen. 

Beiſitzer, deren Amtsdauer abgelaufen iſt, bleiben ſo lange 
im Ant, bis eine gültige Neuwahl und die Bekanntmachung der 
Namen der gewählten Beifiger ($ 19 des Gejeges) ftattgefunden bat. 


Wahlbandlung, Yadung und Entjchädigung der 
Wahlmänner. 


85. 

Die Wahldandlung it öffentlich, die Stimmabgabe unmittelbar 
und gebein. 

Die Wahl wird von einem Wahlausſchuſſe geleitet, welcher 
beiteben joll: 

a) aus dem Bürgermeijter oder deſſen Stellvertreter als Wahl: 
voriteber, 

b) aus jechs von der Stadtverordneten-VBerfammlung je zur 
Hälfte aus den jtinmberechtigten Arbeitgebern und Arbeitern 
berufenen Perſonen (Wahlmännern). 

Die Wahlmänner find jpätejtens 3 Tage vor dem Wabhltermin 
zu der Wahlhandlung einzuladen. Falls einer derjelben die Be: 
rufung ablehnen oder an der Ausübung des Amtes verhindert 
jein jolfte, ift von der Biirgermeijterei ein geeigneter Erſatzmann 
zuzuziehen. 

Die Wahlmänner erhalten eine Entſchädigung für Zeitver— 
ſäumnis im Betrage von 6 Mark, welche auf Grund einer An— 
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weifung des Wablvorftebers von dem Gemeinde-Einnehmer aus: 
bezahlt wird. 


Wahl der Beifiger. 


S 6. 

Die Wahlhandlung findet in der Zeit von 11 Uhr vormittags 
bis 8 Uhr abends ftatt. Die um 8 Uhr im Wahllofal jchon An: 
wejenden find auch nach dieſer Zeit zur Stimmabgabe noch zu- 
zulaſſen. 

Die Wahlberechtigten (S 14 des Geſetzes) werden durch den 
Bürgermeifter mindejtens 8 Tage vor der Wahl mittels ortsiblicher 
Bekanntmachung dazu berufen. Die Bekanntmachung muß das 
Wabllofal, den Tag und die Dauer der Wablbandlung genau 
angeben. 

Die in S 1 Abſatz 2 dieſes Statuts bezeichneten Perjonen 
ind in der Abteilung der Arbeitnehmer wablberechtigt und wählbar. 

Das Reich, der Staat, die Gemeinden und jonjtige öffentliche 
Verbände, ſowie jurtitiiche PBerfonen üben ihr Stimmrecht dur 
ihre gejeglichen Vertreter aus. 

— 

Die an der Wahl ſich Beteiligenden haben ſich vor dem Wahl: 
ausſchuſſe über ihre Wahlberechtigung auszuweiſen und zwar die 
Arbeitgeber durch Zeugniſſe der Polizeibehörde, die Arbeitnehmer 
durch Zengniife- ibrer Arbeitgeber oder der Polizeibehörde, durd 
welche betätigt wird, daß ſie den Vorausſetzungen der SS 14 und 16 
des Hewerbegerichtsgejeges entiprechen. 

erjonen, deren Wohn: oder Aufenthaltsort außerhalb des 
Bezirks der Stadt Mainz liegt, haben, jofern ihre Verhältniſſe der 
biefigen Polizeibehörde unbefannt Sind, ein von dem Gemeinde: 
vorjteher oder der Poltzeibebörde ihres Wohn: oder Aufentbalts: 
ortes ausgeftelltes Zeugnis über ihre Wablberechtigqung vorzulegen. 

Formulare für dieſe Zeugniije werden von dem Gewerbegerict 
unentgeltlich verabfolgt. 
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Abſtimmung. 


S 8. 


Die Abjtinnmenden geben ihre Stimme in eigener Perjon 
mittels Ueberreichung eines Stimmzettels ab, welcher nicht mebr 
als 26 Namen enthalten darf. 

Ueber die Abſtimmung ſind zwei Negiiter zu führen, das eine 
für die Arbeitgeber, das andere für die Arbeitnehmer. In den: 
jelben jind die Namen aller einzelnen Abſtimmenden in der Neihen- 
folge, in welcher abgeſtimmt wird, einzutragen. Jeder Stinme 
berechtigte übergibt jeinen bandjchriftlich oder im Wege der Ver: 
vielfältigung ausgefüllten Stimmzettel ohne Namensunterfchrift und 
jo zujammengefaltet, daß Die auf ibm verzeichneten Namen verdeckt 
ind, einem Mitglied des Wahlausjchuffes, welches denjelben uner: 
öffnet in die betreffende Wahlurne legt. 

Nach Ablauf der zur Abjtinmmung fejtgejegten „Zeit werden 
die Stimmzettel aus den Wablurnen herausgenommen; es Tind 
jodann Die Namen derjenigen, welche in den Stimmzetteln Stimmen 
erhalten haben, in die Zählliſten — wieder getrennt nach Arbeit: 
gebern und Arbeitnehmern — einzutragen und bei jedem Einzelnen 
zu bemerfen, wieviel Stimmen er im ganzen erhalten bat. 

Als gewählt jind diejenigen zu betrachten, welche die meiſten 
Stimmen erhalten haben; bei Stimmmengleichbeit entjcheidet das 
Yos, welches der Wahlvorſteher ziebt. 


Stimmzettel. 
S 9. 

Ungültig find Stimmzettel: 

1. welche nicht von weißem Papier oder welche mut einen 

äußeren Kennzeichen verjeben Tind; 

welche feinen oder injoweit ste feinen lesbaren Namen 

entbalten ; 

3. inſoweit die Perfon eines Gewäblten nicht unzweifelhaft 
zu erfennen iſt; 


1o 
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4. infoweit darin Namen von nicht wählbaren Perſonen 
vorfommen; 


5. anf welchen mehr Namen jtehen, als Beifiger zu wählen find: 
6. welche einen Proteſt oder Vorbehalt enthalten. 


Wahlprotokoll. 
8 10. 


Ueber die Wahlhandlung iſt ein Protokoll aufzunehmen und 
von dem MWablausjchuß zu unterjchreiben. In dem Protokoll ift, 
fall3 Perſonen, die nicht wahlberechtigt, zurückgewieſen, oder falls 
Stimmzettel nach den Beſtimmungen des 8 8 nicht zugelafien 
worden oder unberüchichtigt geblieben find, eines jeden folchen Um— 
jtandes bejondere Erwähnung zu tun. 

Das Ergebnis der Wahl ift von dem Birgermeijter oder 
jeinem Stellvertreter ımter Himveis auf das Befchwerderecht (8 17 
des Geſetzes) alsbald in ortsiiblicher Weiſe zu veröffentlichen. Zu: 
gleich iſt jeder Gewählte von feiner Berufung zum Mitglied Des 
Hewerbegerichts unter Mitteilung der gejeglichen Ablehnungsgründe 
Ichriftlich mit der Aufforderung in Kenntnis zu jegen, etwaige 
Ablehnungsanträge bei der Bürgermeiſterei jchriftlich anzubringen. 

Ueber Ablehnungsanträge entjcheidet die Stadtverordneten- 
Verſammlung. 


Bekanntmachung der Namen x. der Beiſitzer. 
=... 


Sind Bejchwerden gegen die Gitltigfeit der Wahlen innerhalb 
der in 8 17 des Gewerbegerichtsgejeßes bezeichneten Friſt nicht 
vorgebracht oder ſind die vorgebrachten Bejchwerden für unzuläflig 
oder unbegründet erklärt worden, jo Jind die Namen, das Gewerbe 
und der Wohnort der Berliger des Gewerbegerichts durch Die 
Bürgermeijterei alsbald auf ortsübliche Weiſe befannt zu machen. 





III. Soztalpolitifche Angelegenheiten. * 115 


Entjhädigung der Beifißer. 
8 12. 


Die Beiliger erhalten für jede Sigung, der fie beigewohnt 
haben, Vergütung etwaiger Neifefoften und eine Entjchädigung für 
Zeitverſäumnis. Die legtere beträgt bei einer Dauer der Sigung 
von weniger als 4 Stunden 3 Mark, bei längerer Dauer 5 Marf; 
eine Zurüchweifung der Entjchädigung it unftatthaft. 

Die Auszahlung erfolgt auf Grund einer Anweifung des 
Vorſitzenden unmittelbar nach Schluß der Sitzung. 


Beſetzung des Gewerbegerichts. 
S 13. | 

Ueber die in $ 1 dieſes Ortsitatuts bezeichneten Streitigfeiten 
verhandelt und entjcheidet das Gewerbegericht, joweit in dem 
Gewerbegerichtsgefeß nicht ein anderes beſtimmt iſt, in der Be: 
gung von drei Mitgliedern mit Einjchluß des Vorfigenden. Der 
Letztere iſt jedoch berechtigt, wo es ihm nach Inhalt der Klage 
angemefjen erjcheint, eine größere Zahl von Berligern zuzuzieben. 
Arbeitgeber und Arbeiter find jtets in gleicher Zahl zuzuziehen. 


Zuziebung der Beiſitzer. 
8 14. 
jeder Beifiger joll zu den im Yaufe von zwei aufeinander 
folgenden KRalenderwochen zur Entjcheidung ſtehenden Streitigfeiten 
zugezogen werden. Die Reihenfolge der Zuziehung wird durch 
das Los beſtimmt, welches vom Borfigenden in öffentlicher Sitzung 
gezogen wird. 


Yadung der Beiſitzer. 
8 15. 
Die Beifiger werden zu den einzelnen Sitzungstagen unter 


Bezeichnung der zur VBerbandlung gelangenden Streitfälle und 
8* 
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unter den Hinweiſe auf die gefjeglichen Folgen des Wusbleibens 
($ 23 des Gejeges) vom VBorjigenden geladen. Zwiſchen der Zu: 
jtellung der Yadung und dem Termin joll eine freie Zeit von 
mindeitens 24 Stunden liegen. 

Iſt ein Beifiger verhindert oder ohne Entjchuldigung aus: 
geblieben, jo ift durch den Vorfigenden aus der Neihe der Beiliger 
ein Erfagmann zuzuziehen. Gleiches gilt für den Fall der Nieder: 
legung des Beiligeramtes oder der Enthebung von demſelben 
(SS 20 und 21 des Gejeges). 


Befanntmachung der Sigungstage und des Lokals. 
S 16. 


Die regelmäßigen Sigungstage, jowie das Yofal, in welchen 
die Sitzungen des Gewerbegerichts abgehalten werden, ind all: 
jährlich im Monat Dezember von dem Vorſitzenden in ortsüblicher 
Weiſe befannt zu machen. | 

Der Vorjigende iſt befugt, im Bedarfsfall einzelne Sigungs- 
tage oder das Sikungslofal zu verlegen oder außerordentliche 
Sitzungen anzuberaumen. 


Gerichtsjchreiber, Geſchäftsordnung und Zuftellungen. 
817. 

Die Ernennung des Gerichtsſchreibers des Gewerbegerichts 
und des etwa erforderlichen Hilfsperſonals erfolgt nach Maßgabe 
der Beſtimmungen über die Dienſtverhältniſſe der Angeſtellten der 
Stadt Mainz. Im Falle der Verhinderung des Gerichtsſchreibers 
ernennt die Bürgermeiſterei aus der Zahl der ſtädtiſchen Ange— 
ſtellten einen Stellvertreter. Gerichtsſchreiber und Stellvertreter 
ſind vor der erſten Dienſtleiſtung durch den Vorſitzenden auf ihre 
dienſtlichen Obliegenheiten eidlich zu verpflichten. 

Die Geſchäftsordnung für die Gerichtsſchreiberei wird vom 
Vorſitzenden feſtgeſetzt. 
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Die Zuftellungen in dem Verfahren vor dem Geiverbegerichte 
erfolgen durch einen bierzu beſtimmten Gerichtsdiener oder durch 
andere von der Bürgermeiſterei beftellte und bejonders verpflichtete 
Gemeindebeamte. 

Koſten. 
8 18. 

Das Gewerbegericht iſt ermächtigt, in einzelnen Fällen anzu— 
ordnen, daß Gebühren und Auslagen in geringerem als dem durch 
8 55 des Gewerbegerichts-Geſetzes beſtimmten Betrage oder gar 
nicht erhoben werden. Dieſe Befugnis ſteht auch dem Vorſitzenden 
allein zu. 

Gewerbegericht als Einigungsamt. 
810. 

Die Verhandlungen vor dem Gewerbegericht als Einigungs— 
amt (58 62 bis 74 des Geſetzes) erfolgen öffentlich. Durch das 
Gericht kann die Oeffentlichkeit für die Verhandlungen oder für 
einen Teil derſelben nach Maßgabe der Vorſchriften in den 88 173 
bis 175 Ger.Verf.Geſ. ausgeſchloſſen werden. 


Entſchädigung der Vertrauensmänner. 
8 20. 

Die zu den Einigungsverhandlungen zugezogenen Vertrauens— 
männer (S 67 Abſ. 1 des Geſetzes) erhalten eine Entſchädigung 
für Zeitverfäumnis, wie folche den Gewerbegerichtsbeifigern nach 
5 12 dieſes Statuts zufteht. Beiſiter ($ 67 Abſ. 5 des Gefeßes) 
und Ausfunftsperfonen ($ 68 Ab. 2 des Geſetzes) haben Anſpruch 
auf Vergütung etwaiger Neifefoften und auf Entjchädigung für 
Zeitverfäunmis nach Maßgabe der deutichen Gebührenordnung für 
Zeugen und Sachverjtändige (R.G. vom 20. Mai 1898). 


Gutachten. 
8S 21. 
Zur Vorbereitung von Gutachten und Anträgen auf Grund 
des Geſetzes ($ 75) künmen Ausfchüffe aus der Mlitte des Ge— 
werbegerichts gebildet werden. 
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Die Ausſchüſſe bejtehen, ſofern es ſich um Fragen bandelt, 
welche die Intereſſen beider Teile berühren, neben dem VBorjigenden 
aus mindeftens vier Beiligern des Gewerbegerichts, wobei Arbeit: 
geber und Arbeiter in gleicher Zahl vertreten jein müſſen. Die 
Zuziehung der Beiſitzer erfolgt Durch den Vorjigenden, welcher bier: 
bei, joweit möglich, ſolche Beiliger zu berückjichtigen bat, die das 
Gewerbe, auf welches jich das Gutachten oder der Antrag beziebt, 
oder ein verwandtes Gewerbe ausüben. 

Die Ausschüffe fünnen die Zuziehung weiterer Beiſitzer be 
ichließen. 

Beratungsprotofoll. 


8 22. 


Ueber die Beratung iſt ein Protokoll aufzunehmen und von 
den Mitgliedern des Ausſchuſſes zu unterzeichnen. Aus demſelben 
muß der Verlauf der Verhandlungen und das Ergebnis der Be— 
ratungen hervorgehen. Etwaige Meinungsverſchiedenheiten ſind in 
dem Protokoll erſichtlich zu machen. 


8 23. 


Gegenwärtiges Statut tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 
Die Gültigkeit der auf Grund des Ortsſtatuts vom 26. März 
1891 vollzogenen Wahlen bleibt unberührt. 


Mainz, am 22. Januar 1902. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiſter. 
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. 
Ortsfatut 


betreffend die Sonntagsrube im Sbandelsgemwerbe 
in der Stadt Mainz. 


Auf Grund der 88 41a, 105b Abi. 2 und 3, 142 und 146a 
der Gewerbe-Ordnung für das Deutjche Neich, nach Anhörung von 
Vereinigungen beteiligter Handelsgewerbetreibender und Handlungs: 
gebilfen, in Gemäßheit Bejchluffes der Stadtverordneten-VBerfamm- 
fung vom 1. Juni 1904 und mit Genehmigung Großberzoglichen 
Miniſteriums des Innern vom 8. Juni 1904 zu Nr. M. J. 1 
4761 wird hiermit fir den Bezirk der Stadt Mainz folgendes 
bejtimmt: 


Ss 1. 


Im Handelsgewerbe dürfen Gebilfen, Lehrlinge und Arbeiter 
— inſoweit nicht die zuftändigen Behörden Ausnahmen zulaſſen — 
am erſten Weihnachts:, Oſter- und Pfingſtfeiertage überhaupt nicht, 
im übrigen an Sonn: und Feſttagen nur innerhalb der nachitehend 
angegebenen Zeiten bejchäftigt werden, nämlich: 
a) in der Zeitungsipedition von 6 bis 9 Uhr vormittags; 
b) in Fabrik-,, Engros:, Bank, Verſicherungs-, Speditiong- und 
MWarenagentur-Gejchäften von 8 bis 9'/s Uhr vormittags; 
c) in Padengejchäften und ſonſtigen offenen Verfaufsitellen von 
11 Uhr vormittags bis 1 br machntittags. 
Auf die Beichäftigung von Gebilfen, Yebrlingen und Arbeitern 
im Gejchäftsbetriebe von Konſum- und anderen Vereinen finden 
dieſe Beſtimmungen entiprecbende Anwendung. 
Ausgenommen von der Beſtimmung unter iſt jedoch Die Be⸗ 
ſchäftigung von Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern im offenen 
Verkaufsſtellen nachſtehender Art: 
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. Milchhandlungen, Fiſchhandlungen und Mebgereien: 
. Bäckereien und Konditoreien; 
. Tabaf-, Zigarren und Rauchutenfilien- PanDHRgeN: 
. Blumenhandlungen und Gärtnereien; 

. Nobeishandlungen. 

Die Stunden, während welcher die Beichäftigung in derartigen 
Verfaufsftellen Itattfinden Darf, werden durch die Ortspolizeibebörde 
(Großh. Bürgermetiterei Mainz) und die höhere Verwaltungs: 
behörde (Großh. Kreisamt Mainz) auf Grund der SS 105b Abi. 2 
und 105e der Gewerbe-Ordnung innerhalb der Dort geregelten 
Zuftändigfeit befonders feſtgeſetzt. 


B — 


82. 


Für die letzten vier Wochen vor Weihnachten, ſowie für ein— 
zelne Sonn- und Feſttage, an welchen örtliche Verhältniſſe einen 
erweiterten Geſchäftsverkehr erforderlich machen, kann die Bürger— 
meiſterei eine Vermehrung der Stunden, während welcher die Be— 
ſchäftigung ſtattfinden darf, bis auf 10 Stunden zulaſſen. 

Soweit nach vorſtehenden Beſtimmungen Gehilfen, Lehrlinge 
und Arbeiter tm Handelsgewerbe an Sonn: und Feſttagen nicht 
bejchäftigt werden Dürfen, darf in offenen Verfaufsstellen ein Ge 
werbebetrieb an Ddiefen Tagen nicht jtattfinden. Dieje Vorjchrift 
findet auf den Gejchäftsbetrieb von Konſum- und anderen Vereinen 
entiprechende Amvendung (S 4la G.O.). 

84. 

Allgemeine Feſttage im Sinne dieſer ſtatutariſchen Beſtim— 
mungen ſind neben den regelmäßig auf einen Sonntag fallenden 
Feſttagen: der Neujahrstag, Karfreitag, Oſtermontag, Chriſti— 
Himmelfahrtstag, Pfingſtmontag, Fronleichnamstag, Mariä-Himmel— 
fahrtstag, Allerheiligentag und der erſte und zweite Weihnachts— 
feiertag. 
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S 5. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſes Ortsſtatut werden mit Geld— 
ſtrafe bis zu 600 Mark oder im Unvermögensfalle mit Haft 


beſtraft. 


$ 6. 


Dieſes Ortsjtatut tritt mit dem 1. Juli 1904 in Kraft. 
Mainz, den 22. Juni 1904. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 
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8. 
Ortsſtatut 


die 
Ausführung der Geſinde-Ordnung betreffend. 





Auf Grund des Art. 273 des Geſetzes vom 17. Juli 1899, 
die Ausführung des Bürgerlichen Geſetzbuches betreffend, wird nach 
Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung und mit Ge— 
nehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 5. Februar 
1900 zu Nr. M. J. 3131 für den Bezirk der Provinzial-Haupt— 
ſtadt Mainz folgendes beſtimmt: 


Art. 1. 

An Stelle des Art. 6 der revidierten Gejinde-Ordnung (Gejet 
vom 17. juli 1899) in der Faſſung des Negierungsblattes Nr. 34 
vom Jahre 1899 haben über die Dauer der Dienjtzeit Folgende 
Borjchriften zu treten: 

Iſt über die Dauer der Dienjtzeit nichts vereinbart, jo 
wird der Vertrag als auf die Dauer eines Kalender-Vierteljahres 
abgeſchloſſen angejeben. 

Das Kalender-Bierteljahr beginnt mit dent erjten Werftage 
eines Vierteljabres und endigt mit dem Beginne des folgenden 
Kalender: Bierteljahres. 

Ein um Yaufe des Kalender-Vierteljahres abgejchlojjener 
Dienftvertrag gilt als bis zum Ende desjelben eingegangen, 
falls nicht ein anderes vereinbart ift. 


Art. 2. 
Das Statut vom 28. Juli 1877, die GeſindeOrdnung betr., 
wird aufgehoben. 


Mainz, den 20. Februar 1900. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 
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9. 


Polizei - Verordnung 


für den Streis Mainz, betreffend die Unterbringung 
der auf den Backſteinfabriken Befchäftigten Arbeiter 
vom 3. November 1898. 





Auf Grund des Urt. 78 der Kreis: und Provinzialordnnung 
wird unter Zujtunmung des Kreisausjchufjes und mit Genehmigung 
Großh. Minifteriums des Innern vom 28. Dftober 1898 Nr. M. 
J. 25877 für den Kreis Mainz verordnet wie folgt: 


— 

Jeder Beſitzer einer Backſteinfabrik, welcher ſeinen Arbeitern 
Unterkunftsräume überläßt, iſt verpflichtet, die nachſtehenden Vor— 
ſchriften zu beobachten. 


Anforderungen im allgemeinen. 


82. 

Die Räume, welche Arbeitern zum Wohnen oder zum 
Schlafen dienen, müſſen ausreichenden Schutz gegen alle ſchädlichen 
Witterungseinflüſſe gewähren. 

Für Arbeiter, welche nur während der wärmeren Jahreszeit 
— von Anfang April bis Ende September — in den Fabriken 
beſchäftigt werden, genügen zu dieſem Behufe hölzerne Baracken. 
Dieſelben müſſen jedoch von Brettern feſtgefugt und waſſerdicht 
gedeckt ſein. Familien mit Kindern unter 16 Jahren dürfen in 
dieſe Arbeiterwohnungen überhaupt nicht, Familien ohne Kinder 
oder mit Kindern über 16 Jahren nur dann aufgenommen werden, 
wenn ihnen ein eignes Zimmer eingeräumt werden kann. 

Iſt letzteres nicht tunlich, ſo dürfen auch Familien ohne 
Kinder bezw. mit Kindern über 16 Jahren, gleichwie in allen 
Fällen, Familien mit jüngeren Kindern nur dann zur Arbeit 
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angenommen werden, wenn ihnen anderweit eine Wohnung oder 
Unterfommen gejichert it. 

Werden im der Fabrik weibliche Arbeiter bejchäftigt, welche 
nicht zur Familie eines Arbeiters gehören (bj. 3), jo jind 
denjelben Wohnräume anzuweiſen, welche von denen der männlichen 
Arbeiter volljtändig getrennt find. 


Beichaffenheit der Wohnräume. 
S 3. 

Die Wohn: oder Schlafräume müſſen mindeitens 30 
Zentimeter über dem Erdboden liegen, mit trocenem, fejtgedieltem 
Fußboden, mit gut fchließenden Türen und einer genügenden Zahl 
von Fenſtern, welche jich öffnen lajjen, verjehen fein. 

Auf den Kopf der zuläffigen höchiten Zahl von Bewohnern 
oder Schläfern muß mindeitens 4 Quadratmeter yenjteröffnung 
vorhanden fein. 

Die Höhe der Wohnräume hat mindeſtens 2,5 Meter zu be- 
tragen. „jedem Urbeiter muß 3 Quadratmeter Bodenfläche und, 
wenn die Wohnungsräume gleichzeitig als Schlafräume dienen, ein 
Luftraum von wentgjtens 12 Kubikmeter gewährt werden. 

Sind außer den Schlafräumen noch bejondere Räumlichkeiten 
für den Verkehr während der arbeitsfreien Zeit vorhanden, jo ge: 
nügt für erjtere ein Luftraum von 9 Kubikmeter, für legtere von 
7 Kubikmeter pro Kopf der Arbeiter. 


84. 

Sämtliche Wohn- bezw. Schlafräume müſſen, ſo oft die 
Polizeibehörde es für notwendig erachtet, mindeſtens aber einmal 
jährlich, und zwar vor Beginn der Arbeitszeit, mit Kalkwaſſer 
friſch geweißt werden. 

Schlafſtätten. 

Die Schlafſtätten müſſen jeder Perſon einen Raum von 

mindeſtens 1,75 Meter in der Länge und von mindeſtens 0,63 Meter 
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int der Breite gewähren. Außerdem muß ein freier Raum von 
0,50 Meter am Fußende frei bleiben. Der Abitand der Schlaf: 
jtellen vom Fußboden muß zum Mindeften 30 Zentimeter betragen. 


S 6. 

jeden Arbeiter ijt eim gefüllter Strohfad oder eine durch: 
nähte Strohmatrage, ein keilförmiges mit Stroh oder Heu geitopftes, 
bezw. durchnähtes Kopfkiſſen und eine wollene, hinreichend warme 
Dede (Kolter) von mindeitens 1,75 Meter Yänge und 1,25 Meter 
Breite zu verabreichen. 

Der ‚inhalt der Strohfäde und Kiffen tjt alle 4 Wochen zu 
erneuern; die Säde und Kiffen ſelbſt ſind nach Bedarf, mindejtens 
aber von 8 zu 8 Wochen zu reinigen. 

Durchnähte Strohmatragen und Kiffen müſſen alle 6 Monate 
gereinigt werden, und iſt hierbei gleichzeitig deren Inhalt zu er: 
neuern. 

Die wollenen Deden jind gleichfalls alle 6 Monate ent: 
Iprechend zu reinigen, bezw. zu walten. 

‚jedem neu eintretenden Arbeiter iſt ein neuer oder friſch ge: 
reinigter Strohjad nebſt Kiffen, bezw. eine neue oder friſch ge— 
reinigte und gefüllte Matrage nebjt Kiſſen zu verabfolgen. 


87. 


In den Schlafräumen muß für jeden Arbeiter ein Trinkgefäß 
und mindeftens für je 2 Arbeiter ein Tiſch mit Wajchgefäß und 
ein Wafterbehälter vorhanden jein. 

Außerdem müfjen jedem Arbeiter wöchentlich zwei reine Hand- 
tiicher verabfolgt werden. 


S 8. 
Das Reinigen und Trocdnen von Wäſche in den Wohn: und 
Schlafräumen iſt nicht zu dulden. 


— — 
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Heizung und Beleuchtung. 


89. 

Werden in der Fabrik Arbeiter auch während der fälteren 
Jahreszeit (von Anfang Oftober bis Ende März) bejchäftigt, fo 
ift für entfprechende Erwärmung und Beleuchtung der Wohnungs: 
räume Sorge zu tragen. Die Oefen müſſen einen ordnungs— 
mäßigen NRauchzug haben. Heizungen mit Klappen, welche den 
Rauchzug abjchließen, find unzuläſſig. Die Erleuchtung der Räume 
ijt in feuerjicherer Weiſe (mittelſt gejchlojjener Laternen) zu be: 
wirfen. 


Kochgelajje und VBorratsräume. 
8 10. 

Denjenigen Arbeitern, welchen die erforderlichen Nahrungs: 
mittel nicht zugetragen werden, ijt in einer genügend geräumigen 
Küche mit den erforderlichen Kochgefäßen Gelegenheit zur Selbftbe: 
reitung von Speifen und Getränken zu geben. Der Arbeitgeber 
bat das nötige ;yeuerungsmaterial zum Selbitlojtenpreis abzugeben. 
zum Aufbewahren von Nahrungsvorräten ijt ein befonderer Raum 
zu überlafjen. 

Das Kochen in den Wohnungs: bezw. Schlafräumen, ſowie 
das Aufbewahren von Nahrungsvorräten in den legteren iſt unterjagt. 


MWafferbezug. 

215 
Den Arbeitern ift der Bezug von gutem, gejundem Trinf: 
wajjer aus Brummen mit ordnungsmäßiger Pumpens Vorrichtung 
zu ermöglichen. Iſt ein Brunnen auf der Fabrik jelbjt nicht 
vorhanden, jo darf die Entfernung der Bezugsftelle nicht über 

300 Meter betragen. 

| Aborte. 

812. 
Auf jeder Fabrik muß ein Abtritt vorhanden ſein, welcher 
für je 25 Arbeiter mindeſtens einen Sitz von 0,75 Meter Breite 


* 
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gewährt. Befinden ſich auf der Fabrik weibliche Perjonen, jo it 
für ſolche ein bejonderer Abtritt zu jtellen. 


8 13. 


Die Abtrittsgruben find nad Vorfchrift der allgemeinen 
Bauordnung vom 30. April 1881 und der Ausführungsverordnung 
vom 1. Februar 1882 und zwar mit Riückſicht auf Die 
vorherrichende jüdweitlihe Windrichtung, joweit es angängig ift, 
nördlich oder öjtlid von den Wohngebäuden herzurichten und in 
Sohle und Wand waſſerdicht aufzumauern. Ihre Entfernung 
von den Wohn: und Schlafräumen, jowie von etwa vorhandenen 
Brunnen muß mindejtens 8 Meter betragen. 

Die Gruben müſſen nad) Bedarf, mindejtens aber einmal 
monatlich gänzlich entleert und bei Ddiejer Gelegenheit jedesmal 
gehörig desinfiziert werden. 


Aufrehterhaltung der Ordnung und Sittlichfeit. 
8 14. 

Der Betriebsunternehmer iſt zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Sittlichfeit unter den von ihm bejchäftigten Arbeitern 
verpflichtet. Wenn er nicht in Perſon auf der Fabrikſtätte wohnt, 
hat er zu diefem Behufe einen zuverläfiigen Aufjeher zu bejtellen. 

Insbeſondere hat die Aufficht ſich auf folgende Punkte zu 
eritreden: 

1. daß die zum Aufenthalt weiblicher Perſonen bejtimmten 
Wohnungs: bezw. Schlafräume nicht von männlichen 
Arbeitern betreten werden. Umgekehrt dürfen die Aufenthalts: 
räume männlicher Arbeiter nur bet Tage und während der all: 
gemeinen Arbeitszeit und mur zum Zwecke der Meinigung 
der Räume von weiblichen Perſonen betreten werden; 

2. daß nicht durch Sorglofigfeit, Trägheit oder Unreinlichkeit 
der Arbeiter ſich Einflüſſe entwiceln, welche der Geſund— 
heit derjelben nachteilig werden können, — namentlich tt 
dafür Sorge zu tragen, daß die VBorjchriften der SS 2, 
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5, 6, 7, 8 und 10 gehörig beobachtet werden, und daß die 
Luft in den Wohn: und Schlafräumen täglich erneuert 
und in möglichjt reinem Zuſtande erhalten wird; 

3. daß die Arbeiter ich an ihrem Körper und in ihrer Be: 
fletdung möglichjt reinlich halten; 

4. daß die Arbeiter die Aborte benußen und nicht andere 
Orte durch Verrichtung ihrer Notdurft verunreinigen. 


Anſteckende Krankheiten. 
g 15. 


Der Ürbeitgeber darf feinen Arbeiter annehmen, welcher er: 
jichtlih an einer anſteckenden Krankheit, 3. B. Krätze u. ſ. w., 
leidet. Erkrankt eine zur Arbeit bereits angenommene Perjon an 
einer derartigen Krankheit, jo iſt dieſelbe jofort von den übrigen 
Arbeitern zu tjolieren und ungeſäumt der Ortspolizeibehörde Anzeige 
zu erjtatten. 


Verbot des Branntweinausſchanks. 
8 16. 


jeder Ausſchank von Branntwein durch den Unternehmer der 
Fabrik oder mit dejien Erlaubnis durch Andere iſt unterjagt. 


Befanntgabe der PBolizeiverordnung an die Arbeiter. 
817. 

Dieſe Polizeiverordnung iſt auf einer allgemein zugänglichen 
Stelle in einer jeden Fabrikſtätte, wo mehrere Wohnräume vor— 
handen ſind, in einem jeden derſelben anzuſchlagen, auch jedem 
neu eintretenden Arbeiter beſonders bekannt zu machen, was durch 
Namensunterſchrift desſelben in einem dazu beſtimmten Buche zu 
konſtatieren iſt. Für die Befolgung der Vorſchriften derſelben iſt 
der Betriebsunternehmer, eventuell der von ihm beſtellte Aufſeher 
verantwortlich. 
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Strafbeftimmungen. 
S 18. 
Zumwiderhandlungen gegen die Borjchriften diefer Verordnung 
bezw. Nichtbefolgung derſelben werden mit Geldbuße bis zu 
30 Mk. oder entjprechender Haft bejtraft. 


Uebergangsbefitimmung. 
83%. 
Dieſe PBolizeiverordnung tritt mit dein heutigen Tage in Kraft. 
Mainz, den 3. November 1898. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 
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IV. Zqulweſen. 





1. 
Beftimmungen 


über die 
Megelung der Gebalte des Lebrperfonals an den 
Volksfchulen zu Mainz. 





Huf Grund der Gejege vom 9. März 1878 und 2. Januar 
1901, betreffend die Gehalte der Bolfsjchullehrer, werden zufolge 
Bejchluffes der Stadtverordneten-VBerfammlung vom 17. April 1902 
mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 
14. Mai 1902 zu Mr. M. %. 1 4445 die Gehalte des Lehr: 
perjonals an den Volksſchulen der Stadt Mainz, wie folgt, ge: 
regelt: 

sl. 

Im Gehalte des Yehrperjonals findet ein jtufenweifes Auf: 

jteigen nach Dienjtjahren ftatt. 


8 2, 

Die Dienftzeit des Lehrperfonals, nach welcher ſich die Ge: 
haltsklaſſen beftimmen, wird von dem Zeitpunfte der erjten Wer: 
wendung im Schuldienjte nach bejtandener Schlußprüfung ab ge: 
rechnet. 

Als Dienjtzeit wird nur die im praftifchen Schuldienjt wirk— 
lich verbrachte Zeit angefeben. 

Soweit die Dienjtzeit im hiefigen Schuldienft erivorben wurde, 
wird fie voll in Anrechnung gebracht. 

Bei Berechnung der Dienjtzeit des von auswärts nah Main; 
verjegten, vorher bereits definitiv angeftellten Lehrperſonals (Lehrer 


BEN Be 
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und Lehrerinnen) finden die Beſtimmungen des Art. 5 des Geſetzes 
vom 2. Januar 1901, die Gehalte der Volksſchullehrer betreffend, 
volle Amvendung. 

Bei dem von auswärts nah) Mainz verjegten, vorher nicht 
definitiv angejtellten Yehrperjonal, worunter Schulverwalter, Schul: 
verwalterinnen, Schulgehilfen und Schulgehilfinnen  verjtanden 
werden, wird indeſſen die außen verbrachte Dienjtzeit nach be— 
tandener Schlußprüfung nur bis zum Höchitbetrag von 10 Dienits 
jahren in Anrechnung gebracht. 


8 3. 
Die Gehaltsklajfen werden folgendermaßen beſtimmt: 


A. Für Yehrer: 


I. im 1, 2. und 3. Dienftjahre 1400 
le 31 8,3. 8 e „ 1600 
u: — E89 5.8 „ „ 1800 
IV. „0,1. „2% R „ 2000 
Var 5: 18 14 1, " „ 2200 
VI. „16,17. „ 18. M „ 2400 
VII. „19,20 „21. J „ 2600 
VIII. „22,23. „ 4. R „ 2800 
IX. „23,26. „ 27. R „ 3000 


X. „28. u. den folgenden Dienjtjahren „ 3200 


B. Für Lehrerinnen: 
J. im 1, 2. und 3. Dienitjahbree .4 1200 


Bi. + 2 A = „ 1350 
ak. u Teer u 0 5 „ 1500 
iv. a0. 8 x „ 1650 
v. „13,14. „15. ; „1800 
Hl: es 3 8 - „ 1950 
TIL. :2:-438..20: 2]: r „2100 


VIII. „22. u. den folgenden Dienitjahren „ 2250 


9* 
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84. 

Nach Maßgabe des Art. 10 des Geſetzes vom 9. März 1878 

ſoll die geſetzlich zuläſſige Zahl von Lehrſtellen an den Volks— 

ſchulen der Stadt Mainz ſtändig offen gehalten und von Schul— 
verwaltern bezw. Schulverwalterinnen verſehen werden. 


85. 
Schulverwalter und Schulverwalterinnen beziehen an 
Gehalt: 


I. vor abgelegter Schlußprüfung - » » » 2.2. . A 1000 
II. nach abgelegter Schlußprüfung und zwar: 
1. die Schulverwalter: 


a) im 1., 2. und 3. Dienftjahre . . . . . - „ 1200 

b) vom 4. Dienftjahre ab. . » 2. 22... „ 1400 
2. die Schulverwalterinnen: 

a) im 1., 2. und 3. Dienſtjahre .» » . . „ 1100 

b) vom 4. Dienftjahre ab. -. » .» 2 2 2... „ 1200 


Ein weiteres Vorrücken im Gehalt findet nicht ftatt. 
Die Dienstzeit wird nach den Beltimmungen im $ 2 berechnet. 


8 6. 
Un Wohnungsentjchädigung werden vergütet: 
I. an verheiratete und verwitwete Lehrer, jowie an 


unverheiratete Lehrer mit eigenem Hausjtand . . . «A 600 
II. an unverbeiratete Lehrer ohne eigenen Hausſtand, 
jowie an Lehrerimmen . © > 2 2 2 2 nn „ 300 
III. an verheiratete Schulverwalter . . » » 2 2.2... „ 400 
IV. an unverheiratete Schulverwalter, ſowie an Schul: 
verwalterinnen.. — 
87. 


Jedes Vorrücken in eine höhere Gehaltsklaſſe, ſowie die Zah— 
lung der erhöhten Wohnungsentſchädigung für verheiratete Lehrer 
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und Schulverivalter findet mit dem erjten Tage desjenigen Quartals 
jtatt, das auf den bejtimmenden Termin folgt. Ber definitiven An— 
jtellungen werden die höheren Bezüge an Gehalt und Wohnungs: 
entſchädigung mit dem Tage der Dienjteinweifung gewährt. 


S 8. 
Die Oberlehrer und Hauptlehrer erhalten für ihre 
Funktionen eine jährliche Zulage von 600 Marf. 
89. 
Borjtehende Bejtimmungen haben Wirkung vom 1. April 1902 


ab. Alle bisher bejtandenen reglementären Bejtimmungen für die 
Gehalte der Lehrer an den Volksſchulen zu Mainz jind aufgehoben. 


Mainz, den 5. Juni 1902. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeilter. 


— — 
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Satzungen 
für die böhere Mädchenſchule in Mainz. 





In Gemäßheit Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung 
vom 31. Oktober 1902 werden mit Genehmigung Großberzoglichen 
Mlinifteriums des Innern vom 6. Februar 1903 zu Nr. M. J. 
32 787/02 für die höhere Mädchenfchule zu Mainz folgende 
Satzungen erlajien: 


$1. 
Die Schule wird auf Kojten der Stadt Mainz unterhalten. 
8 2. 


Die Leitung liegt im den Händen eines Direktors. Zur 
Wahrung und Förderung der Intereſſen der Schule, namentlich 
in ihren Beziehungen zum Stadtvorjtand fteht dem Direftor em 
Kuratorium zur Seite. Dasjelbe bejteht aus fieben Mitgliedern. 
Der jeweilige Bürgermeiſter oder jein gejeglicher Vertreter ift Vor: 
fiender, der Schuldireftor jtändiges Mitglied. Bon den übrigen 
fünf Mitgliedern wird eines vom Großh. Miniſterium des Innern 
ernannt, während Die vier anderen von der Stadtverordneten=Ver: 
janımlung gewählt werden. Zwei diefer WMlitglieder müſſen der 
Stadtverordnneten- Berfammlung angehören, die weiteren zwei fünnen 
aus jtimmberechtigten und wahlfähigen Mitgliedern der Stadt: 
gemeinde entnommen werden. Dieſe vier Mitglieder find auf drei 
Jahre zu wählen; bei einem Wegfall it fofort zur Erſatzwahl 
zu ſchreiten. 


88. 
Das Kuratorium ijt der Schul-Abteilung Großh. Minifteriums 
unterjtellt, welche die Oberleitung über die Schule in gleicher 
Weiſe wie über die anderen höheren Yehranitalten ausübt. 
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84. 

Das Kuratorium hat im allgemeinen die Fürſorge für alles, 
was das Wohl und das Gedeihen der Anſtalt im ganzen wie im 
einzelnen zu fördern geeignet iſt, und hat über alle, die Schule 
betreffenden, laufenden Verwaltungs-Angelegenheiten zu beraten. 

Dahin gehören namentlich: 

1. Aufſtellung des Etats der Schule; 

2. Inſtandhaltung der Schullokalitäten und Beſchaffung der 

nötigen Mobiliar-Gegenſtände; 

3. die Aufſicht über alle zur Schule gehörigen Lehrmittel ıc. 

Ueber die vorgenannten Gegenftände hat das Kuratorium ent: 
weder endgültig zu bejchliegen oder, wenn der Gegenftand zur 
Entſcheidung der Stadtverordnieten : Berfammlung gehört, dieſer 
das aus der Beratung hervorgehende Gutachten zur Beichlußfaffung 
vorzulegen. 

Das Kuratorium hat alle Anfchaffungen für die Schul: 
bedürfnijfe innerhalb der Grenzen des Etats zu bejchaffen, auch 
über den etatsSmäßigen Betrag für Inſtandhaltung der Gebäude 
und der Utenſilien zu verfügen. 

Endlich it das Kuratorium befugt und gehalten, den Zuſtand 
der Schule in didaktiſcher und Ddisziplinarischer Beziehung und 
vornehmlich die Amtsführung des Yehrperjonals fortwährend zu 
überwachen. 


S 5. 

Die Anstalt umfaßt 10 Klaſſen mit Jahreskurſen fir 
Mädchen vom 6. bis zum 16. Jahre. 

Der Anjtalt find angegliedert: 

a) eine Selefta mit einjührigem Yehrkurs, als eine außerhalb 
des Schulrahmens jtehende Fortbildungsklaſſe, welcher 
die Aufgabe der Vertiefung und Erweiterung des in der 
Schule Erlernten zufällt; 
eine Yehrerinnenbildungsanftalt (Seminar) für das höhere 
Yehrfach, welcher die Berechtigung zufteht, auf Grund 


r 


— 
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jährlich vorzunehmender Entlaffungsprüfungen Zeugniſſe 
über Befähigung als Yehrerin des höheren Lehrfaches an 
höheren Mädchenjchulen auszustellen. 


S 6. 

Die Anjtellung des Direktors, der Yehrer und YVehrerinnen 
erfolgt nach den Beſtimmungen des Bolksjchulgefeges vom 10. uni 
1874, und zwar werden die nach Art. 40 dieſes Gejeges dem 
Schulvorjtand zujtehenden Befugnifje von dem Kuratorium ausgeübt. 


53. 

Bezüglich der Gehalte des Yehrperjonals der höheren Mädchen: 

jchule gelten folgende Beſtimmungen: 

1. Für den Direftor und die akademiſch gebildeten Lehrer 
finden die Beſtimmungen des Gejetes vom 9. Juni 1898, 
die Bejoldungen der heſſiſchen Staatsbeamten betreffend, 
volle Anwendung mit der Maßgabe, daß dem Direktor 
die Gehaltsbezüge der Direktoren der Gymnafien, der 
Realgymnaſien und der Oberrealfchulen und den akademiſch 
gebildeten Lehrern die Gehaltsbezüge der afademijch ge 
bildeten Yehrer an den Gymnaſien, Realgymnaſien, Ober: 
realfchulen und Realſchulen zujtehen. Siehe Abt. B. b. 5 
und 10 der Bejoldungsordnung. 

. Dem jeminariftisch gebildeten Yehrperfonal werden Gehalte 
und Wohnungsentichädigungen nach den jeweils gültigen 
Beitimmungen über Regelung der Gehalte des Lehr: 
perjonals an den Volfsfchulen der Stadt Mainz gewährt. 

3. Für die definitiv angejtellten Yehrerinnen, welche die 

Prüfung für das höhere Yehramt bejtanden haben, wird 
der Anfangsgehalt auf 1700 Mark feitgefegt. Nach dem 
zurückgelegten 3., 6., 9., 12., 15., 18. und 21. Dienit 
jahre werden MAlterszulagen von je 150 Mark gewährt. 

Die Dienftzeit wird vom Tage der definitiven Anjtellung m 

Mainz an gerechnet. 


00 
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In befonderen Fällen kann ein Zufaß zu der in Anrechnung 
zu bringenden Dienjtzeit bewilligt werden. 

Das Aufrüden in eine höhere Gehaltsklafje findet mit dem 
erjten Tage desjenigen Quartals ftatt, das auf den bejtimmenden 
Zermin folgt. 

Die Handarbeitslehrerinnen find hinfichtlich ihrer Gehaltsver: 
hältniſſe denjenigen ſtädtiſchen Bedienfteten gleichgeitellt, welche in 
Stufe I eingereiht jind. 

88. 

Die Feſtſetzung des Schulgeldes bleibt der Stadtverordneten— 
Verſammlung überlaſſen, jo lange die Koſten der Schule aus— 
jchließlich von der Stadtfafje getragen werden. 


S 9. 

Die vorftehenden Satungen treten mit dem Tage der Ge: 
nehmigung in Kraft. Bon dem gleichen Tage ab find Die 
Sagungen vom 10. April 1889 aufgehoben. 


Mainz, am 11. Februar 1903. 


Großh. Bürgermeilterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 
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3. 
Satzungen 


die Dienſtverhältniſſe der Ssandarbeits: Lebrerinnen 
an den ſtädtiſchen Schulen zu Mainz betreffend. 


un — 


Mit Genehmigung Großherzoglicen Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 30. Juli 1890 zu Nr. M. %. 19344 und 
nah Zujtimmung der Stadtverordneten-VBerfammlung, jorwie der 
Großh. Kreis - Schullommiffion Mainz wird hierdurch bezüglich 
der Dienjtverhältniffe der an ftädtiichen Schulen wirkenden 
Yehrerinnen für den Unterricht in weiblichen Handarbeiten ange: 
ordnet und verfügt, wie folgt: 


81. 


Die an der Mainzer Volksſchule wirkenden Lehrerinnen für 
den Unterricht in weiblichen Handarbeiten, injoweit deren Beftellung 
nach Borjchrift des Art. 42 des Gejeges vom 16. Juni 1874, 
das Volksſchulweſen im Großherzogtum betreffend, erfolgt it, 
ebenjo die Handarbeits:Lehrerinnen an der höheren Mädchenjchule 
in Mainz, werden Hinfichtlich ihrer Gehaltsverhältniſſe denjenigen 
ſtädtiſchen Bedienſteten gleichgejtellt, welche der Norm II der 
2. Gehaltsfategorie*) eingereiht find. 


8 2. 

Bei eintretender Dienftunfähigfeit erhalten die Handarbeits— 
Tehrerinnen, welche mindeltens 10 Jahre ununterbrochen im 
jtädtifchen Dienjte tätig waren, ein Ruhegehalt in Höhe und nad) 
Maßgabe derjenigen Sätze, welche durch das Geſetz vom 10. Mai 
1875, die Penfionierung der auf Widerruf angeftellten Beantten 





) Yet: Gehaltsitufe I. Stadtverordneten-Beichluß vom 16. Dezbr. 1891, 
genehmigt durch Großherzogliches Minifterium des Innern und der Juſtiz vom 
25. Mai 1892. 
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betreffend, für Die widerruflich angejtelften Staatsbeamten be: 
ſtimmt find. 
S 3. 

Die hiernach bejtimmten Nuhegehaltsfäge können nur über- 
jchritten werden, wenn eine Handarbeits-Lehrerin auf gewaltfame 
Weiſe aus Veranlafjung ihrer Dienftverrichtungen ohne ihr Ver: 
Ihulden dienjtunfähig geworden iſt. In Ddiefem Falle fann die 
Stadtverordneten= Berfammlung dem entfallenden Ruhegehalt 20 
Prozent des Dienjteinfommens bis zu deſſen vollem Betrage zujegen. 


84. 


Ausnahmsweiſe kann durch Beſchluß der Stadtverordneten— 
Verſammlung aus beſonderen Gründen die Bewilligung eines 
Ruhegehalts zugeſtanden werden, auch wenn eine 10jährige un— 
unterbrochene Lehrtätigkeit im Dienſte der Stadt Mainz nicht 
erworben worden iſt. 

Ebenſo ſteht der Stadtverordneten-Verſammlung das Recht 
zu, die 10jährige Probezeit bei Ablauf aus Gründen der Dienſt— 
leiſtung um zwei Jahre zu verlängern. 


8 5. 


Bei Berechnung des Ruhegehalts iſt derjenige Jahresgehalt 
zu Grunde zu legen, welchen die Handarbeits-Lehrerin z. Zt. ihres 
Eintritts in den Ruheſtand bezieht. Perſönliche Zulagen, freie 
Wohnung, Holz, Licht und ſonſtige Bezüge, welche einer Hand— 
arbeits-Yehrerin während ihres Dienſtes etwa zugewieſen waren, 
bleiben außer Betracht. 

Nur die im ſtädtiſchen Dienſte ſelbſt erlangten Dienſtjahre 
ſind in Anrechnung zu bringen. Ausnahmsweiſe können indes 
aus beſonders triftigen Gründen durch eine bei der Anſtellung zu 
pflegende Vertragsberedung beſtimmte Jahre eines vorhergehenden, 
mit Berechtigung auf Ruhegehalt bejtehenden Dienjtverhältnifjes 
bei der Verjegung in den Ruheſtand in Betracht kommen. 
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8 6. 

Die Handarbeits-Lehrerinnen haben ihre ganze Zeit und Tätig: 
feit ausschließlich dem übertragenen Dienjte zu widmen. Zur Er- 
teilung von Unterricht an Privat-Unterrichtsanftalten, zur Ueber: 
nahme jedes anderen Nebengejchäfts, ſowie zum Betrieb eines Ge— 
werbes iſt außer der nach Art. 51 des Volksſchulgeſetzes erforder: 
lichen Genehmigung der Kreis-Schulfommiffion noch diejenige des 
Bürgermeifters erforderlich. Dieſe Genehmigung fann nur in 
Uebereinftimmung mit dem Schulvorftande erteilt werden und iſt 
jederzeit widerruflich. 

Die Handarbeits-Lehrerinnen an der höheren Mädchenjchule 
bedürfen zur Erteilung von Privatunterricht der Emmilligung und 
Zuftimmung des Kuratoriums der genannten Anjtalt. 

57, 

Erfolgt die Entlajjung einer Handarbeits:Lehrerin wegen ein: 
getretener Dienjtunfähigfeit durch die Großh. Kreis-Schulkommiſion, 
obne daß jeitens der Birgermeifteret Mainz das Vorhandensein 
der Dienjtunfähigfeit anerkannt wird, jo entiteht für die Hand: 
arbeits:Lehrerim ein Penſionsanſpruch nur auf Grund eines be: 
jonderen Bejchluffes der Stadtverordneten-Verſammlung. 

Wird eine in Ruheſtand verjegte Handarbeits-Lehrerin wieder 
dienſtfähig, jo tit ſie verpflichtet, hievvon der Großh. Kreis: Schul: 
kommiſſion Mitteilung zu machen und auf erite Aufforderung 
wieder in den Dienjt zu treten. 


Dit Verzichtleiftung auf Nuhegehalt kann eine Handarbeits- 
Lehrerin Ihr Amt jederzeit niederlegen. Dieſelbe iſt jedoch ver: 
pflichtet, auf Verlangen der Kreis-Schulkommiſſion die ihr über: 
tragene Stelle noch drei Monate weiter zu verwalten. 

S 9, 

Ein Anſpruch auf Nuhegehalt ſteht derjenigen Handarbeits— 

Lehrerin nicht zu, welche ohne eingetretene Dienftunfähigfeit aus den 
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in den bejtehenden Geſetzen und Verordnungen ausgejprochenen 
Gründen und Formen, insbejondere wegen Beftrafung oder Dienit- 
widrigfeit, jowie durch die hiernach zuftändigen Behörden aus dent 
Dienste entlafjen worden ijt. 


g 10. 


Die Bejtimmungen des Gejeges vom 16. Juni 1874, das 
Volksſchulweſen im Großherzogtum betreffend, jowie alle jonftigen 
Gejege und Verordnungen über Anjtellung, Beauffichtigung und 
Entlafjung der Lehrerinnen für den Unterricht in weiblichen Hand: 
arbeiten, die z. Zt. in Kraft find oder insfünftig noch erlajjen 
werden, werden durch die gegenwärtigen Satungen nicht berührt. 


$ II. 

Vorjtehende Beltimmungen treten mit dem 1. April 1890 in 
Kraft. Diefelben bleiben jedoch für die Stadt Mainz nur infolange 
verbindlich, als nicht von Seiten des Hejfischen Staates eine gleich- 
mäßige Regelung der Dienjtverhältnijfe aller Lehrerinnen für den 
Unterricht in weiblichen Sandarbeiten im Großherzogtum Heſſen 
auf gejeglichen Wege herbeigeführt wird. 


Mainz, den 18. Auguft 1890. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 


Dr. Oechsner 
Oberbürgermeiiter. 


V. Kunſt und Wiſſenſchaft. 


— — — — 


1. 
Statut 


; betreffend 
die Verwaltung der ſtädtiſchen Sammlungen. 





Auf Beihluß der Stadtverordneten-Verfanmlung von 1. Yun 
1887, unter Zuftimmung des Kreisausfchuffes und mit Ge 
nehmigung des Großh. Miniftertums des mern und der Juſtiz 
zu Nr. M. J. 15134 vom 22. Juni 1887 werden für die Ver: 
waltung der jtädtifchen Sammlungen und die Ueberwachung der 
in ſtädtiſchen Gebäuden aufbewahrten Sammlungen von Korpora- 
tionen und Vereinen nachjtehende Beſtimmungen getroffen: 


I. Bejtellung einer Deputation. 


81. 
Zur Verwaltung der ſtädtiſchen Sammlungen und äußeren 
Ueberwachung der in ſtädtiſchen Gebäuden aufbewahrten Samm— 
lungen von Korporationen und Vereinen wird auf Grund der 
Art. 52 und 53 der Städte-Ordnung vom 13. Juni 1874 eine 
jtändige Deputation eingejegt, welche den Nanten 
„Mujfeums: Deputation“ 
führt. 
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8%, 

Die Deputation beiteht: 

1. aus den Bürgermeifter oder einem von demjelben beauf- 

tragten Beigeordneten als Vorſitzender; | 

2. aus jechs von der. Stadtverordneten - Berfammlung zu 

wählenden Mitgliedern, wovon mindeſtens zwei aus 
Mitten der Stadtverordnieten-Berfammlung entnommen 
werden müjjen, die andern vier auch außerhalb derjelben 
aus jtimmberechtigten und wahlfähigen Mitgliedern der 
Stadtgemeinde entnommen werden fünnen. 

Die Wahl erfolgt auf vier Jahre; jcheidet ein Mitglied während 
jeiner Amtsdauer aus, jo iſt alsbald eine Erjagwahl vorzunehmen. 

Alle zwei jahre jcheiden drei Mitglieder aus. Die Reihen— 
folge des Austritts wird durch das Dienjtalter und bei gleichen 
Dienitalter durch das Los bejtimmt. Die ausjcheidenden Mit: 
glieder der Deputation Jind wieder wählbar und bleiben in allen 
Fällen zur Fortführung des übernommenen Amtes bis zum Em: 
tritt der an ihrer Stelle neugewählten Mitglieder verpflichtet. 

Die Deputation verfammelt ſich auf Einladung des Vor— 
jigenden, welcher diefelbe einzuladen verpflichtet tft, wenn ein Mit— 
glied dies unter Angabe des zur Beratung zu ftellenden Gegen: 
jtandes Tchriftlich beantragt. Die Deputation ift bejchlußfähig, 
wenn alle Mitglieder geladen waren und mindejtens die Hälfte 
derjelben verſammelt iſt. 

Bei den Abſtimmungen entſcheidet die Mehrheit der ab— 
gegebenen Stimmen, im Falle der Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Der „Direktor der ſtädtiſchen Sammlungen für Wiſſenſchaft 
und Kunſt“ (8 9) hat allen Sitzungen der Deputation mit be— 
ratender Stimme beizuwohnen, inſofern nicht ihm perſönliche An— 
gelegenheiten zur Beratung ſtehen. 

Die gefaßten Beſchlüſſe werden in ein Protokollbuch fort— 
laufend eingetragen und ſind dieſe Eintragungen ſofort von allen 
Anweſenden zu unterzeichnen. 
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II. Befugniffe der Deputation. 
8 3. 


Alle beftehenden jtädtifchen Sammlungen, nämlih: — 

1. die Bibliothek, 

2. das Archiv, 

3. das Minzfabinet, 

4. die Gemäldegallerie, 

5. die Kupferſtichſammlung 
und alle etiva noch zu bildenden jtädtifschen Sammlungen werden 
durch die Deputation verwaltet. 

Es iſt Aufgabe der Deputation, diefe Sammlungen in bezug 
auf deren Bewahrung, Inſtandhaltung und Vergrößerung zu 
fördern. | 

S 4. 

Die von der Stadiverordneten-VBerfammlung zur Erhaltung 
und Vermehrung der ftädtiichen Samınlungen bewilligten Mittel 
find nad) Anordnung der Deputation zu verwenden, welche recht- 
zeitig nach Ablauf des VBerwaltungsjahres Nechnung zu legen und 
der Stadtverordneten- Verfammlung über die jtädtiichen Samm— 
lungen Bericht zu erjtatten hat. 

Ueber die Verwendung der für die ftädtifche Bibliothek be: 
willigten Summen, jowie über alle die ftädtifche Bibliothef und 
das ſtädtiſche Archiv jpeziell betreffende Angelegenheiten kann nur 
in Gemeinschaft mit der ſtädtiſchen Bibliothef-Rommiffion verhandelt 
und bejchlojjen werden. 

Ss 5. 

Die Deputation iſt mit der äußern Ueberwachung der in 
jtädtifchen Gebäuden bereits aufgejtellten oder noch aufzunehinenden 
Sammlungen von Korporationen und Vereinen beauftragt. 

Zur Zeit jind Dies: 

a) die vereinigten Altertumsfannmlungen der Stadt und des 

Vereins zur Erforfchung der rheinischen Geſchichte und 
Altertiimer, 
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b) die Sammlung des Vereins für plaftifche Kunit, 

c) die Gemälde des Vereins für Kunſt und Literatur, 

d) die Sammlungen der Rhein. naturforjchenden Gejelljchaft, 

e) die Sammlung des Gartenbauvereing. 

Auch das römtjchegermanische Zentral-Muſeum, welches als 
Heichsanitalt unter der Oberaufjicht der Neichsbehörde jteht und 
feine jelbitändige Direktion hat, unterjteht der Oberaufficht der 
Deputatton in jeinen Sammlungen, injfoweit es deren Beſuch und 
die Erhaltung der Räumlichkeiten betrifft, in welchen dieſelben 
untergebracht find. 

s 6. 

Die Deputation hat die Bedingungen feitzuftellen, unter 
welchen frenıde Sammlungen Aufnahme in jtädtifche Gebäude finden 
fünnen, wobei namentlich darauf Rückſicht genommen werden joll, 
dag die Aufitellung der Gegenftände jachgemäß ftattfindet und 
diefelben in einer dem Publikum leicht verſtändlichen Weiſe be: 
zeichnet werden. 

Alle in ftädtischen Gebäuden aufgeftellten fremden Samm— 
lungen müfjen zu derjelben Zeit und unter denjelben Bedingungen 
dem Publikum zugänglich gemacht werden wie die jtädtijchen, ſo— 
weit es im Intereſſe der auszuftellenden Gegenjtände möglich tft. 

lleber die Aufnahme einer jeden fremden Sammlung ijt ein 
Ichriftlicher Vertrag zwijchen der Stadt Mainz und den Eigen: 
tiimern der Sammlung unter Mitwirkung der Dlufeumsdeputation 
zu vereinbaren. 

Zu denjenigen Sitzungen der PDeputation, in welchen über 
Angelegenheiten eines Bereins oder einer Korporation verhandelt 
werden foll, iſt der betreffende Vorſtand einzuladen und berechtigt, 
eines feiner Mitglieder zu der fraglichen Sitzung zu delegieren. 

8 7. 
Die Deputation bejtinmt: 
die Verteilung der Sammlungen in die ihr zur Berfügung 


geitellten Räume und jorgt, innerhalb der hierfür be: 
10 
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willigten Mittel, für die ſachgemäße Herſtellung und In— 
ſtandhaltung dieſer Räume; 
die Bedingungen, unter welchen die Sanmlungen an von 
ihr fejtzufegenden Tagen und Stunden dem — 
zugänglich ſind; 
die Anordnung der inneren Verwaltung der Gebãulichteiten 
und die Beaufſichtigung der Sammlungen während der 
Beſichtigungszeit. 
88. 
Sollen an den ſtädtiſchen Gebäuden, welche ſeitens des Stadt— 
vorſtandes zur Aufnahme von Sammlungen beſtimmt werden, 


bauliche Veränderungen vorgenommen werden, ſo iſt die Deputation 
hierüber rechtzeitig gutachtlich zu hören. 


III. Beſtellung eines Direktors der ſtädtiſchen Samm— 
lungen für Wiſſenſchaft und Kunſt. 
89. 

Die Ausführung der von der Muſeums-Deputation zu 
treffenden Anordnungen Wird einem 
„Direktor der ftädtifchen Sanımlungen für Wiffenfchaft und Kunft“ 
übertragen. 

Derjelbe wird von der Stadtverordneten-Verſammlung nad 
Anhörung der Mufeums-Deputation erwählt und unterjteht der 
Großh. Bürgermeifterei nach Maßgabe der Dienftpragimatif für 
die jtädtiichen Beamten. 

Die Stelle des Direktors fann jowohl dur einen ſelb— 
ftändigen Beamten bejegt, als auch von einem beveit3 vorhandenen 
jtädtischen Beamten im Nebenamte verjehen werden. 


S 10. 
Dem Direktor der jtädtiichen Sammlungen liegt, als aus: 
führendem Organ der Mujeums-Deputation, die geſamte äußere 


V. Kunſt und Wiffenfchaft. 147 


und innere Verwaltung dieſer Sammlungen und deren Vertretung 
nach außen ob. 

Derjelbe hat für die Inventariſierung der Beſtände der 
Sammlungen, ihre jachgemäße Aufitellung und Ordnung Sorge 
zu tragen, ſowie insbefondere auch dafür, daß die Sammlungen, 
ihren Zwecke entjprechend, für das Publikum möglichſt nutzbar 
gemacht werden. 

| 8 11. 

Der Direktor der jtädtifschen Sammlungen iſt Worgejeßter 
aller bei denjelben Angejtellten und Bedienjteten; demjelben werden 
ausdrüdlich der Hausverwalter des furfürftlichen Schloſſes und 


das in den Sammlungen verwendete Aufjichtsperfonal unterjtellt. 
Das Mufeumsgebäude jteht unter feiner Aufficht. 


Gegenwärtiges Statut tritt mit dem Tage der Veröffentlichung 
in Kraft. 
Mainz, den 6. Yuli 1887. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Dr. Oechsner. 


10* 
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2 


Statut 


die Bildung einer Deputation für Theater: 
ARrgelegenbeiten betreffend. 


Nach Zuftimmung der Stadtverordneten-Verfammlung und mit 
Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern und der 
Juſtiz vom 20. Oftober 1887 zu Nr. M. 3. 25204 wird hiermit 
beſtimmt: 

8S I. 


Es wird eine Deputation gebildet, welche den Namen „Depu— 
tation für Theater-Angelegenheiten“ führt. 


52, 

Die Deputation bejteht:*) 

l. aus dem Bürgermeifter oder einem von demjelben jtändig 
beauftragten Beigeordneten als Vorſitzender; 

2. aus ſechs von der Stadtverordnneten-Berfammlung zu wäh: 
(enden Mitgliedern, wovon mindeſtens drei aus Mitten der 
Stadtverordneten-Verfanmlung entnommen werden müſſen, 
weitere drei auch außerhalb derjelben aus jtinnmberechtigten 
und wahlfähigen Mitgliedern der Stadtgemeinde entnommen 
werden fünnen. 

Die Wahl erfolgt auf drei Jahre und wird nach jeder Erſatz— 
oder Neuwahl der Stadtverordneten-Verfammlung erneuert. Die 
erite Wahl dieſer Mitglieder erfolgt jedoch nur für die bis zur 
Ergänzungswahl für die Stadtverordneten laufende Zeit; die aus: 
ſcheidenden Mitglieder find wieder wählbar. 

Bei den Abjtimmungen entjcheidet die Mehrheit der abge: 
gebenen Stimmen, im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausjchlag. 


*) Geändert. S. ©. 150. 
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Die Deputation iſt beſchlußfähig, wenn alle Mitglieder ge— 
laden waren und mindeſtens vier einſchließlich des Vorſitzenden 
verſammelt ſind. 

83. 

Die Deputation führt die ſtändige Aufſicht über alle das 
Mainzer Stadttheater betreffenden Angelegenheiten und hat nament— 
lich das Intereſſe der Stadt bei Erfüllung des mit dem jeweiligen 
Theaterdirektor abgeſchloſſenen Vertrages zu wahren. 


84. 
Der ſog. Theater-Ausſchuß, wie er zur Zeit beſteht, hört mit 
dem Inkrafttreten gegenwärtiger Statuten auf. 
85. 
Die gegenwärtigen Statuten treten mit deren Veröffentlichung 
in Kraft. 
Mainz, 10. November 1887. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Beigeordneter. 


ee — 
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Nachdem die Stadtverordneten-Verſammlung in der Sitzung 
vom 13. Februar d. J. beſchloſſen hat, die Zahl der Mitglieder 
der Theater-Deputation von ſechs auf ſieben zu erhöhen und 
Großh. Miniſterium des Innern mit Verfügung vom 22. März 
d. J. zu Nr. 7418 dieſem Beſchluſſe die Genehmigung erteilt hat, 
wird der 8 2, Abſatz 1 des Statuts über die Bildung einer 
Deputation für Theater-Angelegenheiten vom 10. November 1887 
in feiner nunmehrigen Faſſung nachitehend zu allgemeiner Kennt: 
nis gebracht: 

8 2, Abjag 1. 

„Die Deputation bejteht: 

1. aus dem Bürgermeifter oder einem von demſelben jtändig 
beauftragten Beigeordneten als Vorfigender ; 

2. aus ſieben von der Stadtverordnieten-Berfammlung zu 
wählenden Mitgliedern, wovon mindejtens vier aus Mlitten der 
Stadtverordneten = Verfanmmlung entnommen werden müſſſen, 
weitere drei auch außerhalb derjelben aus ſtimmberechtigten und 
wahlfähigen Mlitgliedern der Stadtgemeinde entnommen werden 
fünnen.” 


Mainz, 18. April 1902. 


Der Oberbürgermeifter: 
J. V.: Dr. Schmidt, Beigeordneter. 
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4. 


Befimmungen 
betreffend die Verwaltung der Stiftung des Sberrn 
Sranz Schott. 


sl. 

Die nach der legtwilligen Verfügung des Herrn Franz Schott 
vom 8. ‚Februar 1874 durch den Stadtvorjtand ernannte Kommiſſion 
bat zu beſtimmen, im welcher Weiſe den Abjichten des Stifters 
gemäß die Erträgniffe der Stiftung zur Prlege der Muſik zu ver: 
wenden Sind. Ueber dieſe zu faſſende Beſtimmung bat Die 
Kommiſſion ein von ihren Mitgliedern zu unterzeichnendes Protokoll 
aufzunehmen und jolches der Stadtverordneten-Berfammlung zur 
Kenntnisnahme zuzujtellen. 


S 2. 

Die Konmiflion wird zum erjtenmal auf die Dauer der 
laufenden Wahlperiode der Stadtverordieten:Berfanmtung und nach 
deren Ablauf auf je drei Jahre ernannt und aus den feweiligen 
Mitgliedern der Stadtverordneten : Berfanmmlung erneuert, wobei 
austretende, aber in der Stadtverordneten-Berfanmmlung verbleibende 
Mitglieder wieder wählbar jind. Die Beſchlußfähigkeit der Kommiſſion 
erfordert die Amvejenbeit von wenigſtens drei Mitgliedern, jedoch 
müſſen zweds der in $ 1 zu treffenden Beſtimmungen alle Mit 
glieder anweſend jein. 

Tritt während der Wahlperiode ein Mitglied aus der Kommiſſion 
aus, fo wird an dejien Stelle jofort durch die Stadtverordneten- 
Verſammlung ein anderes enwäblt. 

Die Kommiſſion hat die Verwendung dev Erträgniffe der nach 
$ 1 fejtgejegten Bejtimmung gemäß in das Werf zu ſetzen und zu 
überwachen. Die auf die Ausführung derjelben bezüglichen Be— 
ſchlüſſe, insbejondere die Anjtellung eines ſtädtiſchen Kapellmeiſters 
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oder von Lehrern an einer Muſikſchule, unterliegen der Genehmigung 
der Stadtverordneten-Berfammlung. 


84. 

Die Verwaltung des Stiftungsvermögens ſelbſt findet unter Auf— 
ſicht der Kommiſſion durch die betreffenden ſtädtiſchen Beamten ſtatt. 

Alle darauf bezüglichen Abſchlüſſe von Verträgen, alle auf 
die Unterhaltung des Stiftungsgebäudes bezüglichen Ausgaben hat 
die Kommiſſion zu beſchließen. 

Die Kommiſſion hat alljährlich und rechtzeitig vor Aufſtellung 
des ſtädtiſchen Rechenſchafts-Berichtes und Voranſchlages Rechnung 
über die Verwaltung des vorhergehenden Nechnungsjahres zu ſtellen 
und einen Voranjchlag über das folgende Jahr der Bürgermeifterei 
einzureichen, Damit beide gemeinschaftlich mit dem Nechenfchafts: 
Bericht und Voranſchlag über den jtädtischen Haushalt, in welchen 
diejelben aufzunehmen find, zur Verhandlung und Bejchlußfaffung 
durch die Stadtverordnieten-Berfammlung kommen. 

Für das laufende erjte Jahr 1876 und die für dieſes Jich 
ergebenden Erträgniffe der Stiftung, wie deren Verwendung ſoll 
die Kommiſſion jofort einen Voranſchlag aufftellen und jolchen der 
Genehmigung der Stadtverordneten-Berjanumlung unterbreiten. 

Die Kommission bat unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters 
als ſtändigem Mlitgliede über ihre Verhandlungen ein Protofollbuch 
zu führen, zu deſſen Aufnahme der jtädtiiche Sefretär beigezogen 
wird. Das Protokoll wird von den anweſenden Mitgliedern und 
dem Sekretär unterzeichnet. 

So auf Vorjchlag und im Einvernehmen mit der Kommiſſion 
bejchloffen und aufgenommen in der Sitzung der Stadtverordneten: 
Berfammlung vom 5. April 1876. 


Mainz, am 5. April 1876. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Wallau. 
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5. 
Satzungen 
der Venſions-Anſtalt für die ſtädtiſche Kapelle 
zu Mainz. 


Ze 


Nach Zuftimmung der Stadtverordneten-Berfammlung zufolge 
Beichluffes vom 26. November 1896, nach Zuftimmung der Mit 
glieder der Penlions-Anjtalt laut Protofoll über die Verſammlung 
am 17. April 1896 und mit Genehmigung des Großberzoglichen 
Miniſteriums des Innern und der Juſtiz von 17. Dezenber 1896 
zu Nr. M. %. 31938 werden für die Verwaltung der Penſions— 
Anjtalt Für die ftädtifche Kapelle zu Mainz nachjtehende Bejtim- 
mungen getroffen: 


I. Zwed der Anftalt und Teilnahme an derfelben. 
S I. 

Die Penſions-Anſtalt der ſtädtiſchen Kapelle hat den Zweck: 

a) ihren Mitgliedern bei eintretender Dauernder Unfähigkeit 
zur Ausübung ihrer Berufstätigkeit einen Nubegebalt zu 
gewähren; 

b) die Fürſorge für die Witwen und Waijen der Mitglieder 
zu übernehmen. 


Mit jedem ftändigen Mitglied der ftädtifchen Kapelle iſt ſeitens 
der Stadt ein Vertrag abzujchließen, nach welchem dasjelbe gleich: 
zeitig Mitglied der Penſions-Anſtalt wird und gegenwärtige Satz— 
ungen als rechtsverbindlich anerkennt. 


$ 3. 
Tritt ein Mitglied Freiwillig aus der ſtädtiſchen Kapelle aus 
oder wird es wegen eigenen Verſchuldens von der Stadt entlaften, 
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jo erlöjchen alle jeine Anfprüche an die Penftons-Anjtalt, insbe- 
jondere findet feine Rückerſtattung der geleifteten Beiträge ftatt. 
Das Gleiche gilt, wenn das Mitglied zum Verluft der bürger- 
lichen Ehrenrechte oder jtrafrechtlich verurteilt wird und die Stadt 
deswegen jeine Entlaſſung für notwendig erachtet. 


84. 

Erfolgt der Austritt gemäß einer Kündigung durch die Stadt 
nach vertragsmäßigen Beſtimmungen, ſo wird dem ausſcheidenden 
Mitglied, falls es ununterbrochen zehn Jahre der ſtädtiſchen Kapelle 
angehört hat, die Hälfte der von ihm zur Penſions-Anſtalt ge— 
leiſteten Beiträge ohne Zinsvergütung zurückerſtattet. Die andere 
Hälfte der Beiträge verbleibt der Anſtalt. Alle weiteren Anſprüche 
des Mitgliedes an die Penſions-Anſtalt ſind damit erloſchen. 


8 5. 


Das in Ruheſtand verſetzte Mitglied verbleibt mit allen Rechten 
und Pflichten im Verbande der Anſtalt. 


II. Vermögen, Einnahmen und Ausgaben der Anſtalt. 
86. 

Das Vermögen der Anſtalt beſteht aus dem zur Zeit bei der 
Mainzer Sparkaſſe laut Einlagebuch Nr. 41895 verzinslich an— 
gelegten Kapital. Die Kapitalbeſtände ſind entweder bei der Stadt 
Mainz, oder bei der Mainzer Sparkaſſe, oder auf erſte Hypotheken 
in der Provinz Rheinheſſen, oder in Wertpapieren des Deutſchen 
Reiches oder der Einzelſtaaten verzinslich anzulegen. 


87. 


Die Einnahmen der Anſtalt werden gebildet: 
1. aus den Beiträgen der Mitglieder;*) 
2. aus den Zinſen des Vermögens der Anjtalt; 





*) Biffer 1 iſt in Wegfall gefommen. ©. ©. 166. 
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3. aus dem nach Abzug der Koften fich bildenden Ertrag zweier 
Konzerte, welche zum Bejten der Anjtalt alljährlich — eines 
in der Winter: und eines in der Sommerſaiſon — jeitens 
der Schott-Braunrajch-Stiftung zu veranftalten jind; 

4. aus dem Ertrag einer Theater-VBorjtellung — abzüglich der 
Tagesfoften —, zu welcher die Stadt Mainz den jeweiligen 
Iheater-Unternehmer verpflichtet; 

5. aus 15 Prozent aller Vergütungen, welche die Kapelle für 
die Mitwirkung bei denjenigen Aufführungen erhält, welche 
nicht die Stadt, jondern andere Unternehmer oder Gefell- 
jchaften veranjtalten. Dieſer Abzug wird erhoben, jobald 
zwei Drittel der Mitglieder der Kapelle tätig waren, gleich: 
viel ob die Einnahme in die Kaffe der Stadt oder die der 
Orchejtermitglieder fließt; ; 

6. aus Vermächtniſſen, Schenfungen und fonjtigen Einnahmen; 

7. aus Strafgeldern. 

88. 
Die Ausgaben der Anſtalt zergliedern ſich wie folgt: 

a) Ruhegehalte an die Mitglieder; 

b) Zahlungen des Gehaltes oder des Ruhegehaltes an die 
Hinterbliebenen verſtorbener Mitglieder auf weitere drei 
Monate vom Todestage ab (Sterbequartale); 

c) Witwen- und Waiſengelder an die Hinterbliebenen der Mit— 
glieder. 

$ 9. 
Dem Bermögen der Anjtalt haben alljährlich die im $ 7 
unter Ord.:Nr. 3, 4, 5 und 6 aufgeführten Einnahmen zuzufließen. 
Zur Beitreitung der Nubhegebalte, der Sterbequartale und der 
Witwen: und Watijengelder ($ 8 a, b und c) fünnen nur die Bei— 
träge der Mitglieder*), die Zinfen aus dem Vermögen der Anjtalt 
und die Strafgelder (S 7 Ord.Nr. 1, 2 und 7) verwendet werden. 


) Die Worte „die Beiträge der Mitglieder” find in Wegfall gefommen. 
©. ©. 166. 
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Soweit dieſe Mittel nicht ausreichen, wird aus der Stadtkaſſe das 
Fehlende zugeſchoſſen. Ueberſteigen aber dieſe Mittel die vor— 
bezeichneten Ausgaben, jo iſt der Ueberſchuß zunächſt als Erſatz 
auf den von der Stadtkaſſe in den Vorjahren geleijteten Zuſchuß 
zu verwenden und der alsdann etwa weiter verbleibende Betrag 
dem Vermögen der Anjtalt einzuverleiben. 


III. Leitung der Benjions-Anjtalt und Verwaltung des 
Vermögens. 


S 10. 


Der Voritand der Anjtalt beiteht aus: 

J. dem Bürgermeifter, beziehungsweife dem von ihm dauernd 
bierzu bejtellten Beigeordneten als Vorſitzender; 

2. zwei von der Kommiffion der Schott-Braunrajch-Stiftung 
auf eine zweijährige Amtsdauer aus ihrer Mitte zu wählen: 
den Mitgliedern; 

3. dem jeweiligen Dirigenten der jtädtiichen Kapelle; 

4. vier von den Mitgliedern der jtädtiichen Kapelle alle zwei 
Jahre aus ihrer Mitte zu wählenden Beauftragten. 

Der Borjtand iſt bei Anweſenheit des VBorfigenden, eines Mlit: 
gliedes der Schott-Braunrafch-Stiftung und eines Mitgliedes Der 
jtädtiichen Kapelle beſchlußfähig. Die Bejchlüffe werden nach 
Stimmenmebrbeit gefaßt. Ber Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausichlag. 

$ 11. 

Der Vorſtand entjcheidet: 

1. über die Berechtigung zum Bezug von Nubegebalt, den 
Eintritt dev Pienjtunfäbigfeit, Die unfremvillige Berjegung 
in den Ruheſtand, die ‚yeititellung des Nubegebaltes, ſowie 
über die Entziehung desjelben; 

2. über die Bewilligung der Sterbequartale; 

3. über die Bewilligung dev Witwen: und Waijengelder. 
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Die Mitglieder der Anſtalt unterwerfen ſich hinſichtlich der 
bier gedachten Angelegenheiten den Beſchlüſſen des Vorſtandes 
unter Ausichluß des Nechtsweges, jedoch jteht den Mitgliedern der 
Anjtalt gegen die Entjcheidungen des Vorjtandes eine Berufung 
an die Stadtverordnneten-Berfanunlung zu und zwar innerhalb einer 
Friſt von vierzehn Tagen von der Zustellung der Entjcheidung ab. 


$ 12. 


Die Verwaltung der Anftalt und ihres Vermögens erfolgt 
durch die Stadt Mainz auf deren Koften; dieſelbe nimmt Zahlungen 
an und leiftet jolche, befchliegt nach Anhörung des Vorjtandes der 
Anjtalt über die Annahme von Zuwendungen und vollzieht dieſe. 
Die Stadt bewahrt ferner die die Anjtalt betreffenden Schriftſtücke 
anf, bat überhaupt jäntliche Nechte und Verpflichtungen wahrzu— 
nehmen, welche nicht ausdrücklich dem Borjtande zugewieſen find. 

Ueber die Einnahmen und Ausgaben, ſowie über die Ver: 
mögenslage der Anjtalt wird von dem Gemeinde-Einnehmer nach 
Ablauf eines jeden Gefchäftsjahres Rechnung gejtellt, welche der 
Mechnung des Orchejterfonds des betrerrenden Jahres einzuverleiben 
ift. Ueber die Rechnungsergebniſſe tit dem Vorſtande und der 
Konmiſſion der Schott-Braunrafch- Stiftung Mitteilung zu machen. 


IV. Beiträge der Mitglieder.*) 
8 13. 

Die Mitglieder der Anjtalt haben einen jährlichen Beitrag 
von Drei Prozent ihres Jahresgehaltes zu leisten. Der Beitrag 
wird in halbmonatlichen Teilbeträgen an dem Gehalte in Abzug 
gebracht. 

Ss 14. 

Die Mitglieder, welche in den Ruheſtand verjegt worden find, 
haben die Verpflichtung, den im $ 13 feſtgeſetzten Beitrag von 
ihrem zulegt bezogenen Jahresgehalte weiter zu entrichten. 


*) Die $$ 13 und 14 find in Wegfall gefommen. ©. ©. 166. 
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V. Rubegebalte. 
8 15. 


Als NRuhegehalt werden den Mitgliedern gewährt, wenn Die 
Verſetzung in den Ruheſtand nach Ablauf der erjten zehn Dienft- 
jahre erfolgt, vierzig Prozent ihres zuletzt bezogenen Gebaltes. 
Erfolgt die Verſetzung in den Ruheſtand jpäter, jo wird dem Be— 
trag von vierzig Prozent des zuletzt bezogenen Gebaltes für jedes 
weitere zurücgelegte Dienjtjahr, vom elften bis vierzigiten Dienit- 
jahr einjchließlich, ein und ein halb Prozent zugejegt. Die Dienft- 
zeit wird vom Tage der Zugehörigkeit des Mitgliedes zur Penſions— 
Anſtalt gerechnet. 

8 16. 


Zum Bezug von Rubegehalt iſt jedes Mitglied der Anjtalt 

berechtigt, welches 
l. mindejtens zehn Jahre lang der Anjtalt ununterbrochen 
angehört hat und 

2. infolge eines förperlichen Gebrechens oder wegen ein- 

tretender Schwäche feiner förperlichen oder geijtigen Kräfte 
zur Ausübung feines Berufes dauernd unfähig wird. 

In befonderen Fällen fann auf Antrag des Vorjtandes Die 
StadtverordnnetenBerfammktung einem Mitglied der Anjtalt, welches 
weniger als zehn Jahre derjelben angehört hat, einen den Dienſt— 
jahren entiprechenden Nubegehalt, welcher alljährlich widerruflich 
ist, gewähren. 

8.17. 


Das Mitglied, welches in den Ruheſtand verjegt zu Werden 
beantragt, hat darzutun, daß der Fall dauernder Unfähigkeit zur 
Ausübung feines Berufs vorliegt, und der Vorſtand hat hierüber, 
ohne an beſtimmte Bewersmittel gebunden zu jein, zu entjcheiden. 
Er hat das Recht, die ihm zweckmäßig erjcheinenden Ermittelungen 
anzuordnen, und kann namentlich auch dem Antragiteller die Bei— 
bringung eines Zeugniſſes eines vom Vorjtande zu bejtimmenden 
Arztes auferlegen. 
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Der Vorſtand macht von ſeiner Entſcheidung dem Mitgliede 
ſchriftlich Mitteilung. 
8 18. 


Erweiſt ſich die Annahme dauernder Unfähigkeit zur Ausübung 
des Berufs als irrig oder iſt das bereits in Ruheſtand befindliche 
Mitglied wieder imſtande, ſeinen Beruf auszuüben, ſo hat der Vor— 
ſtand das Recht, den bereits zuerkannten Ruhegehalt zurückzuziehen. 


819. 


Gegen ſeinen Willen kann ein Mitglied nur dann in den 
Ruheſtand verſetzt werden, wenn es infolge körperlicher oder 
geiſtiger Gebrechen dauernd dienſtunfähig geworden iſt. Der Vor— 
ſtand beſtimmt in dieſem Falle einen Arzt, welcher das Mitglied 
zu unterſuchen und ein ſchriftliches Gutachten zu erjtatten bat. 
Zur Verjeßung in den Ruheſtand iſt die Zuſtimmung von zwei 
Drittel der in der betreffenden Sitzung anweſenden Vorſtands— 
mitglieder erforderlich. 


g 20. 


Der Rubegebalt wird in monatlichen Teilbeträgen am Schluffe 
des Monats gegen eigenhändige Quittung des Empfangsberechtigten 
ausgezahlt. An auswärts Wohnende kann der Betrag auf ihre 
Koſten und Gefahr durch die Poſt itbermittelt werden. 

Auf Verlangen der Stadt iſt, falls die Erhebung des Ruhe— 
gehaltes nicht Hier oder nicht perfünlich gejchieht, ein bebördlich 
beglaubigtes Lebens: Zeugnis vorzulegen. 

Die Berechtigung auf den Bezug des Ruhegehaltes erlifcht 
mit dem Tode des im Ruheſtand befindlichen Mitgliedes. 


VI. Sterbequartale. 
Ss 21. 


Stirbt ein im Dienfte oder Ruheſtand befindliches Mitglied 
der Anftalt, jo wird feiner Witwe oder feinen ehelichen Nachfonmen, 
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welche mit ihm in häuslicher Gemeinschaft lebten, der Dienft- oder 
Nuhegebalt für weitere drei Monate nach dem Todestage ausbezahlt. 

Hinterläßt er feine Witwe und feine in häuslicher Gemein: 
jchaft mit ihm lebende ebeliche Nachkommen, wohl aber Eltern, 
Großeltern, Geſchwiſter oder Gefchtwifterfinder, deren Ernährer er 
war, oder eheliche Nachkommen, die nicht in häuslicher Gemein: 
ichaft mit ihm lebten, fo kann der Vorjtand der Penſions-Anſtalt 
den Gehalt oder Nubegehalt für weitere drei Monate nach den 
Sterbetage bewilligen. 

An wen in diejem Falle die obigen Beträge zu verabfolgen 
jeien, beſtimmt der VBorjtand. 

Für diefe drei Monate finden feine Bezüge an Witwen: und 
Waiſengeldern jtatt. Die Jahresbeiträge an die Penftons-Anjtalt 
find indeifen von den Hinterbliebenen des Verftorbenen bis zum 
Ablauf des Sterbequartals zu bezahlen.*) 


VI. Witwen: und Waifengelder. 
s 22.**) 

Die Witwen und Waijen erhalten zufammen jährlich dreißig 
Prozent des Gebaltes, von welchen das verjtorbene Mitglied zur 
Zeit feines Ablebens den im S 13 beſtimmten Beitrag bezahlt bat, 
mag das Wlitglied im Dienjte oder im Ruheſtande verjtorben fein. 


$ 23. 


Stirbt ein Mitglied vor Ablauf der erjten zehn Jahre feiner 
Dienjtzeit, Jo erhalten gleichwohl deſſen Hinterbliebenen die im $ 22 
beſtimmten Witwen: und Watjengelder, müſſen aber den im $ 13 
feftgefeßten Beitrag Dis zum Ablauf des zehnten ‘Jahres jeit der 
Zugebörigfeit des Mitgliedes zur Anftalt fortentrichten.***) 

*, Der zweite Satz iſt im Wegfall gefommen. ©. ©. 166. 

**) Geändert. ©. ©. 167. 


* Die Worte „mürfen aber“ bis „fortentrichten“ find in Wegfall ge 
fommen. ©. ©. 167. 
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8 24. 

Die Zahlung des Witwen- und Waiſengeldes beginnt mit 
dem Ablauf des Sterbequartals. Sie erfolgt in monatlichen Teil— 
beträgen am Schluſſe des Monats. An wen die Zahlung gültig 
zu leiften tft, beftimmt der VBorjtand der Anſtalt. 

Nicht abgehobene Teilbeträge des Witwen: und Waijengeldes 
verjähren binnen vier jahren, vom Tage ihrer ‚Fälligkeit an ge: 
rechnet, zum Borteil der Penſions-Anſtalt. 


8 25, 


Das Necht auf den Bezug des Witwen: und Waifengeldes erlischt: 

a) für jeden Berechtigten mit dem Tage des Ablebens; 

b) für jede Witwe und für jedes bezugsberechtigte Kind mit 
dem Tage, an welchem fie fich verbeiraten; 

c) für jedes bezugsberechtigte Kind außerdem mit dem Tage, 
an welchen es das 18. Yebensjahr vollendet. 


S 26. 

Hinterläßt das Mitglied eine Witwe, aber feine leiblichen ehe: 
lichen Kinder, oder eine Witwe und nur Kinder aus der Che mit 
diefer, jo erhält die Witwe das ganze Witwen: und Watjengeld. 

Sind beim Ableben der Witwe Kinder unter 18 Jahren aus 
deren Ehe mit dem Mlitgliede vorhanden, jo treten Diejelben an 
deren Stelle in den Genuß des ganzen Witwen- und Waijengeldes. 


3 27. 


Dinterläßt das Mitglied zwar feine Witwe, aber leibliche ehe— 
(tiche Kinder, von denen das eine oder andere beim Ableben des 
Baters das 18. Yebensjahr noch nicht überjchritten bat, jo ſind 
jolche Kinder bis zum Beginn des 19. Yebensjahres zum Bezug 
von Witwen: und Watjengeld berechtigt. In dieſem ‚Falle tft das 
letztere unter die Kinder, ſie mögen aus derjelben oder verschiedenen 
Ehen ſtammen, nach Köpfen zu teilen. 

11 
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Sobald eines der Kinder das 18. Jahr zurückgelegt oder 
durch Verheiratung, Anſtellung oder ſonſtige Weiſe ſeine Ver— 
ſorgung gefunden hat oder wenn eins der Kinder verſtirbt, ſo fällt 
deſſen Anteil den übrigen zu. | 


Ss 28. 

Öinterläßt das Mitglied, welches in verfchiedenen Ehen ge: 
itanden bat, neben bezugsberechtigten Kindern aus früherer Ebe 
eine Witwe, ſei Dies mit oder ohne Kinder aus der legten Ehe, jo 
werden die Witwen: und Watjengelder derart geteilt, daß die eine 
Hälfte derjelben der Witwe zufällt, die andere Hälfte aber unter 
die bezugsberechtigten Kinder aus allen Ehen nah Köpfen ge 
teilt wird. 

8 29. 

Eine Eheſcheidung benimmt der geſchiedenen Ehefrau alle An— 
ſprüche auf Witwen- und Waiſengeld. Die aus der aufgelöſten 
Ehe abſtammenden Kinder des Mitgliedes ſind jedoch unter den 
obigen Vorausſetzungen (S 27) zum Bezug von Witwen- und 
Matjengeld berechtigt. 

$ 30. 

Das Witwengeld einer Witwe hört mit dem Tage auf, an 
welchen ſie jich wieder verbeiratet. In dieſem ‚Falle treten jedoch 
die aus der Ehe der Witwe mit dem verjtorbenen Mlitgliede ber- 
rührenden Kinder, joweit Ste bezugsberechtigt find, in den Genuß 
des vollen Witwen: und Waifengeldes. War die Witwe aber 
neben ihren Kindern mit Kindern früberer Ehen des Mitgliedes 
an dem Bezuge des Witwen: und Waifengeldes beteiligt, jo fällt 
ihr Anteil an den letzteren den Jämtlichen bezugsberechtigten 
Kindern anbeim. 

Dasfelbe tritt ein, wenn die Witwe jtirbt. 

8 31. 

Die erfolgte Ehejchließung des Mitgliedes, ſowie die Tage der 

Geburt der legitimen Kinder, ferner das Yeben der zum Bezuge 
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des Winven- und Waifengeldes Berechtigten müſſen nachgewiejen 
werden. 

Werden Ruhegehalte, Sterbequartale oder Witwen- und Waifen: 
gelder zediert, verpfändet, gepfändet oder ſonſt übertragen, jo er: 
liſcht biermit die Verpflichtung der Anftalt zur Zablung diejer 
Gelder injolange, als diefe Maßregel nicht aufaeboben tft. 


VIII Uenderung der Saßungen. 


Jede Aenderung der vorjtehenden Satzungen bedarf zu ihrer 
Gültigkeit 

1. der Zuſtimmung von zwei Drittel der Mitglieder der 
Penſions-Anſtalt, welche in einer dieferhalb zu berufenden 
Verſammlung amwejend find; 
der Genehmigung des Vorſtandes der Anſtalt; 
derjenigen des Stadtvorjtandes; 
derjenigen des Großberzoglichen Miniſteriums des mern 
und der Juſtiz. 

Die Verfanmlung zu 1 beruft und leitet der Bürgermeijter, 
beziebungsiweife der von ihm bejtellte Beigeordnete. Die Einladung 
zu Derjelben bat jchriftlich mindeitens acht Tage vorber unter An 
gabe der Tagesordnung zu gejcheben. 

Die Einberufung muß erfolgen, wenn diejelbe von mindeſtens 
20 Mitgliedern der Anstalt bei dem genannten Vorſitzenden ſchrift— 
(ich beantragt wird und zwar binnen Monatsfrijt nach Eingang 
des jchriftlichen Antrags. 


= 


IX. Auflöjung der Kapelle. 
8 34. 
Im Falle einer Auflöfung der jtädtiichen Kapelle verpflichtet 
jih die Stadt Mainz, die Penſions-Anſtalt nach Maßgabe gqegen- 
11* 
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wärtiger Satzungen, inſoweit dieſelben durch nachſtehende Be— 

ſtimmungen nicht abgeändert werden, für Rechnung der Stadt 

Mainz unter folgenden Bedingungen und Beſchränkungen weiter 

beſtehen zu laſſen: 

a) Das Vermögen der Penſions-Anſtalt fällt' der Stadt Mainz 

in Eigentum zur freien Verfügung zu. 

b) Den zur Zeit der Auflöfung noch in Tätigkeit befindlichen 

Mitgliedern der Kapelle, welche mindeſtens zehn Jahre der 
Kapelle angehört haben und fein anderweitiges mit Der 
Berechtigung zum Bezug von Ruhegehalt verbundenes 
Dienjtverhältnis eingeben, wird es freigeftellt, ob fie Mit: 
glieder der Penſions-Anſtalt mit allen Rechten und Pflichten 
bleiben wollen; bejabendenfalls haben diefe Mitglieder 
hierüber innerhalb zwölf Monaten nach Auflöjung der 
jtädtischen Kapelle eine jchriftliche Erklärung bei der Groß— 
berzoglichen Bürgermeiſterei Mainz abzugeben. 

c) Der jäbrliche Beitrag der in der Penſions-Anſtalt ver— 

bleibenden Mitglieder beträgt 3 Prozent des zuleßt in 
Mainz bezogenen Gehaltes und iſt in vier gleichen Teil: 
beträgen je am Schluſſe des KHalendervierteljabres foiten: 
frei an die Stadtkaſſe zu zablen. 

d) Bleibt em jolches Mitglied nit vier Quartalsbeiträgen im 
Nickitande, jo wird es als aus der Penſions-Anſtalt aus: 
gejchteden betrachtet und werden ihm Die eingezablten Bei: 
träge zur Hälfte ohne Zinsvergütung zurückerſtattet. 

Bei Mitgliedern der ſtädtiſchen Kapelle, welchen erſt nach 

Auflöfung der Kapelle Nubegebalt zugelprochen wird, zählt 

nur diejenige Dienſtzeit, welche fie bei der ſtädtiſchen 

Kapelle bis zu ihrer Auflöfung zurücgelegt baben. 

f) Mitgliedern der ſtädtiſchen Kapelle, welche von der Ber: 
günſtigung unter b feinen Gebrauch machen, ſowie allen 
übrigen Mitgliedern der Kapelle werden die eingezablten 
Beiträge ohne Zinſen zurüceritattet. 


cd 
u 
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g) Die dem Vorſtande der Penſions-Anſtalt nach Maßgabe 
gegenwärtiger Sabungen zugewiejene Tätigkeit wird nach 
Auflöfung der ſtädtiſchen Kapelle durch den Stadtvorjtand 
ausgeübt. 


X. Uebergangsbejtimmung. 
Ss 35. 

Denjenigen Mitgliedern, welche am 16. September 1887 be- 
reits volle zehn Jahre oder länger ununterbrochen der biejigen 
ſtädtiſchen Kapelle angehört haben, joll hinsichtlich aller in den 
Satzungen beſtimmten Rechte. diefe Zeit jo in Anrechnung gebracht, 
werden, als wenn Diejelben bereits fünf Jahre als Beitrag zablende 
Mitglieder der Anftalt angebört bätten. Tritt jedoch: bei ihnen 
der ‚yall der Nüderjtattung von Beiträgen in Gemäßbeit der SS 4 
und 34 ein, jo werden bei ‚yeititellung dieſer Rückerſtattungen nur 
de wirklich geleisteten Beiträge in Betracht gezogen. 


x 36. 
Vorjtebende Satzungen treten mit dem 1. Januar 1897 in 


Kraft, an welchem Tage die Statuten der Penſions-Anſtalt von 
17. Februar 1888 aufgehoben werden. 


Mainz, den 30. Dezember 1896. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Oberbirgermeifter. 


— — 2— — 
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6. 
Nachtrag 
zu den Satungen der Venſions-Anſtalt für die 
täötifche Stapelle zu Mainz. 

Nach Ansicht des 8 33 der Sabungen der Penſions-Anſtalt 
für die ftädtische Kapelle zu Mainz vom 30. Dezember 1896, nach 
Zuftimmung der Stadtverordneten-Verſammlung zufolge Bejchluifes 
vom 14. Juni 1899, nach Zuſtimmung der Mitglieder der Penſions— 
Anjtalt laut Protofoll über die VBerfammlung vom 18. Mai 1899 
und des Borjtandes der Penſions-Anſtalt vom 20. Juli 1899, 
jowie mit Genehmigung des Großberzoglichen Mintjteriums des 
Innern vom 8. Augujt 1899 zu Nr. M. J. 23396 und vom 
5. Dezember 1899 zu Nr. M. %. 35576, werden die Saßungen 
der Penlions-Anjtalt für die jtädtische Kapelle zu Mainz vom 
30. Dezember 1896 abgeändert wie folgt: 

81. 

Die Mitglieder der Penſions-Anſtalt werden von der Ver— 
pflichtung zur Zahlung eines jährlichen Beitrages von drei Prozent 
ihres Jahresgehaltes mit Wirkung vom 1. Januar 1899 ab ent: 
bunden. 


’' % 


82 

In den Satungen der Penſions-Anſtalt werden demgemäß 

folgende Beſtimmungen gejtrichen: 

a) $ 7, die Ziffer: „l aus den Beiträgen der Mitglieder” ; 

b) $ 9, Abi. 2, Zeile 2 und 3, die Worte: „die Beiträge 
der Mitglieder”; 

c) die „SS 13 und 14” ganz; 

d) 5 21, Abi. 4, der Schlußfag: „Die Nahresbeiträge an 
die Penſions-Anſtalt ſind indeſſen von den Hinter— 
bliebenen des Verſtorbenen bis zum Ablauf des 
Sterbequartals zu bezaählen“; 
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e) $ 23, Zeile 3, die Worte: „müffen aber den im 8 13 
fejtgefegten Beitrag bis zum Ablauf des zehnten 
Jahres jeit der Zugehörigkeit des Mitgliedes zur 
Anstalt fortentrichten”. 

Die Faſſung des $ 22 wird, wie folgt, feitgejeßt: 

„Die Witwen und Waifen erbalten zuſammen jährlich 
dreißig Prozent des Gehaltes, welchen das verjtorbene 
Mitglied vor jeiner Verſetzung in den Ruheſtand . oder 
zur Zeit feines Ablebens bezogen bat.” 


Die Beitimmung in $ 34 pos. ce über die Zahlung eines 


jährlichen Mitgliederbeitrages an die Penſions-Anſtalt nach Auf: 
löfung der ſtädtiſchen Kapelle bleibt bejteben. 


Mainz, den 15. Dezember 1899. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 


Dr. Gaßner. 
Oberbürgermeiiter. 
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VI. Saswerfe. SElektrizitätswert. 
Waſſtrwert. 


——--1- - — ——— 


1. 
Saßungen 


die Bildung einer Peputation für die Verwaltung 
der Gas: und Elekitrizitäfswerke der Stadt Mainz 
betreffend. 





Nah Zultunmung der Stadtverordneten: Berfammlung und 
mit Genehmigung Großberzoglichen Miniſteriums des Innern vom 
25. Februar 1901 zu Nr. M. J. 5057 wird hierdurch auf Grund 
des Artikels 9 der Städteordnung beſtimmt: 


Ss. 


Die Gasiwerfe und das Glefrizitätswerf der Stadt Mainz 
werden für deren Nechnung unter der Bezeichnung: 
„Städtiſche Gaswerke“ 
und 
„Städtiſches Elektrizitätswerk“ 
in getrennter Verwaltung betrieben. Sie unterſtehen um Sinne 
des Urt. 52 und 53 der Städteordnung der oberen Yeitung der 


= 
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„Deputation für die Verwaltung der Gas: und Eleftrizitätswerfe”, 
Die biermit gebildet wird. 


$ 2. 

Die Deputation bejtebt aus: 

1. dem Bürgermeiſter oder einem von demſelben jtändig be- 
auftragten Beigeordneten als Vorſitzender; 

2. acht von der StadtverordnetenVerfammlung zu wählenden 
Mitgliedern, von denen fünf Stadtverordnete fein müſſen, 
drei auch aus der Zahl der jtimmberechtigten und wabl- 
fähigen Mitglieder der Stadtgemeinde entnommen Werden 
können. 

Die Wahl der unter 2 bezeichneten Mitglieder der Deputation 
erfolgt auf drei Jahre; diejelbe wird nach jeder Erjaß: oder Neu: 
wabl der Stadtverordneten-Berfammlung erneuert. Die erjte Wahl 
der Mitglieder der Deputation erfolgt jedoch mur für die bis zur 
nächiten Ergänzungswabl für die Stadtverordneten laufende Zeit. 
Die ausfcheidenden Mitglieder ind wieder wählbar. 


$ 3. 


Die Deputation verſammelt ich, jo oft es deren Vorfigender 
für nötig erachtet oder jobald drei Mitglieder der Deputation es 
beantragen. 

Die Einladung zu den Sitzungen erfolgt jehriftlich mit An: 
gabe der Tagesordnung Nicht auf der Tagesordnung Ttebende 
Gegenſtände können nur zur Beratung kommen, wenn ſie dring- 
licher Natur ſind umd gegen die Beratung derjelben fen Wider- 
jpruch erfolgt. 

An den Sigungen nehmen die VBorjtandsbeamten beider Werke 
auf Einladung mit beratender Stimme teil, jofern nicht perſönliche 
Berhältniffe derjelben zur Sprache kommen. 

In geeigneten ‚Fällen können mit Zuſtimmung der Deputation 
Beamte anderer jtädtiichen VBerwaltungszweige als Ausfunfts- 
perfonen zugezogen werden. 
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84. 

Die Deputation ift beſchlußfähig, wenn alle Mitglieder geladen 
waren und außer dem Vorſitzenden noch vier Mitglieder amvejend 
find. Bejchlüffe werden nach Stimmenmehrheit gefaßt, bei Stimmen: 
aleichheit enticheidet die Stimme des Worfigenden. Ueber die 
gefaßten Bejchlüffe ind laufende Protofolle durch einen von der 
Deputation biermit beauftragten jtädtischen Beamten zu führen und 
von dem Vorfigenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. 

In Sachen, die feinen Auffchub ertragen, entjcheidet der Vor: 
Jißende der Deputation im Einvernehmen mit dent Gasamt oder 
Eleftrizitätsamt; zu derartigen Entjcheidungen iſt die nachträgliche 
Genehmigung der Deputation in der nächjten Sigung einzubolen. 


85, 

Die Deputation überwacht und verwaltet jelbjtändig die 
Städtischen Gaswerfe und das Städtifche Eleftrizitätswerf nad 
Maßgabe der Berwaltungsvorjchriften, ſowie der gejeßlichen und 
jtatutarischen Bejtimmungen. Sie bejchließt innerhalb der Grenzen 
der von der Stadtverordneten-Berfanmlung genehmigten Haushalts: 
VBoranjchläge über freihbändige oder ſubmiſſionsweiſe Vergebung von 
Arbeiten und Yieferungen und trifft Die näheren Beſtimmungen 
iiber den Verkauf und die Preife der Nebenprodukte. Verkäufe 
von Nebenproduften für das nächite Betriebsjabr kann die Depu— 
tation auch vor Genehmigung des betreffenden Haushaltungs— 
Boranfchlags abjchliegen. 

Der Genehmigung der Stadtverordneten-Berfammlung be 
Dürfen: 

1. Veränderungen und Erweiterungen der Werfe, welche über 
die laufende Unterhaltung und Ergänzung binausgeben; 
die ‚yeititellung der VBoranjchläge und der Rechnungs 
ergebniſſe; 

3. die Beſtimmung der Preiſe für Gas und elektriſche Energie 
und der Meſſermieten; 


—* 





VI. Gaswerfe. Gleftrizitätswerf. Waſſerwerk. 171 


4. die Bejegung der Stellen von Verwaltungs: oder Betriebs: 
Vorſtehern, die dekretmäßige Anftellung von Beamten und 
deren Entlafjung. 


S 6. 

Die laufenden Geſchäfte leitet und führt das Städtifche Gas: 
amt und das Städtijche Eleftrizitätsamt. jedes diefer Aemter 
jet Fich zufanmen aus: 

1. dem Verwaltungs-Borjteber und 

2, dem Betriebs: Voriteber. 

Der Gejchäftsbetrieb Liegt den genannten zwei Borjtands- 
beamten und den Beamten der Werfe nach den von der Deputation 
erlaffenen VBorfchriften und den Dienjtanmweifungen ob. 


st. 

Die Deputation macht WBorfchläge für die Belegung der 
Stellen von Verwaltungs: und Betriebs:Vorjtehern ſowie für Die 
defretmäßige Anjtellung und Entlaſſung von Beamten; ſie beſchließt 
nach Anhörung des betreffenden Amtes über die Annabme und 
Entlajfung der nicht defretmäßig angejtellten Beamten und Be— 
dienjteten nrit Ausnahme des Arbeiterperjonals, das von dem be— 
treffenden Amte anzunehmen und zu entlaffen it. 


88. 

Die Feſtſtellung der Gehalte und Löhne der nicht dekretmäßig 
angeſtellten Beamten und Bedienſteten, ſowie des Arbeiterperſonals 
erfolgt auf Vorſchlag des betreffenden Amtes durch die Deputation 
innerhalb der von der Stadtverordneten-Verſammlung genehmigten 
Gehaltsnormen und Lohnifala. 


S 9. 
leder die Beamten und Bedienjteten jtebt den Bürgermeiiter 


nach Maßgabe der Beſtimmungen des Art. 51 der Städteordnnung 
das Pisziplinarrecht zu. 
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8 10. 


Beurlaubungen der Beamten und Bedienjteten auf die Dauer 
von 1 Tag erteilt das betreffende Amt. ntjcheidung über längere 
Benrlaubungen, jowie über Beurlaubung der VBorjtandsbeamten 
bleibt dem Bürgermeiiter vorbehalten. Weber Urlaub von mebr 
als 1 Monat entjcheidet die Stadtverordneten-Berfanmtlung. 


8 11. 

Das Geſchäftsjahr der Städtiſchen Gaswerke und des 
Städtiſchen Elektrizitätswerks beginnt übereinſtimmend mit dem 
Gemeindehaushalt am 1. April und endigt am 31. März des 
folgenden Jahres. 

Die Deputation hat alljährlich einen Voranſchlag aufzuſtellen 
und ſpäteſtens am 15. Januar der Bürgermeiſterei einzureichen. 
In dem Voranſchlag muß ein Betriebs-Reſervefonds enthalten ſein, 
welcher mit einer entſprechenden Summe auszuſtatten iſt. Aus 
demſelben ſind die im Laufe des Jahres unvorhergeſehenen Aus— 
gaben einer Rubrik zu beſtreiten. Der Voranſchlag unterliegt der 
Genehmigung der Stadtverordneten-Verſammlung. - 

Die Einſendung der Jahresrechnung an die Bürgermeiſterei 
muß bis ſpäteſtens 30. September ſtattfinden. 

Ueber das abgelaufene Rechnungsjahr hat die Deputation bis 
zum 1. November der Bürgermeiſterei einen Rechenſchaftsbericht einzu— 
reichen, welche denſelben mit ihrer Verwaltungsrechenſchaft der Stadt: 
verordnneten-Verfanmtlung zur Prüfung und Genehmigung vorlegt. 

Bezüglich der Nevilion der Jahresrechnung gelten die Be- 
ſtimmungen der Städte-Ordnung (Art. 89). 


s 12. 


ſtimmungen für das Gemeinderechnungsweſen. 
8 13. 


Im Sinne der Dienſtanweiſung für die Gemeinde-Einnebmer, 
ſowie der bezüglichen Beſtimmungen der Städte-Ordnung bat der 
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Vorjigende der Deputation alle Einnahme- und Ausgabe-Anweifungen 
dem Nechner der Städtifchen Gaswerke und des Städtiichen Elek— 
trizitätswerfs zu erteilen. Bor Erteilung der Anweiſung ſind 
jämtliche Einnabme- und Ausgabeurfunden dent jtädtiichen ‚Finanz: 
jefretariat zur Prüfung auf jachliche und vechnerische Nichtigkeit, 


jowie der voranjchlagsmäßigen Verwendung der Kredite vorzulegen. 
S 14. 

Alljährlich zweimal hat die Deputation eine Durchlicht der 
Geſchäftsbücher und eine Prüfung der Kaffe der Städtijchen Gas: 
werfe und des Städtifchen Gleftrizitätswerfs anzuordnen. Der 
Befund iſt in eine Urkunde einzutragen und Diefe der Peputation 
zu unterbreiten. 

$ 15. 

Am Schluffe eines jeden Nechnungsjahres hat die Deputation 
durch Die betreffenden Aemter, unter Zuziebung eines Deputations- 
mitgliedes, alle Betriebsmatertalien und Vorräte aufnehmen zu 
laſſen. 

x 16. 

Ueber Jämtliche Mobilien, Werkzeuge und Geräte der Städti- 
ſchen Gaswerfe und des Städtifchen Eleftrizitätswerfs ſind ge: 
trennte Verzeichniſſe zu führen, alljährlich mit den Beltänden zu 
vergleichen und abzujchliegen. 

| 3 17, 

Durch die gegenwärtigen Satzungen welche alsbald nach ihrer 
Veröffentlichung in Kraft treten, wird das Statut vom 24. Wo: 
venber 1884, betr. Die Verwaltung des Städtifchen Gaswerks zu 
Mainz, aufgehoben. 


Mainz, den 10. April 1901. 


Großh. Bürgermeilterei: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiſter. 
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2. 


»Polizei-Werordnung 


die Entnabme. von Waffer aus den Ventil: und 
F8aufßbrunnen der Stadt Mainz betr. 


Nach Anhörung der Stadtverordneten-Berfammlung und mut 
Genehmigung Großberzoglichen Wlinifteriums des Innern und Der 
Juſtiz vom 20. Juni 1892 zu Nr. M. %. 17055 wird für Die 
ProvinzialHauptitadt Mainz bejtunmt, was folgt: 

51. 

Die Entnahme von Waſſer aus den Ventil- und Laufbrunnen 
der Stadt zu gewerblichen Zwecken in größeren, als den zu Haus— 
haltungszwecken üblichen Quantitäten iſt unterſagt. 


82. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorſtehende Beſtimmung werden 

mit Geldſtrafe bis zu 30 Mark, die im Falle der Uneinbringlichkeit 
durch Haft zu verbüßen iſt, beſtraft. 


Gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Juli 1892 im Kraft. 
Mainz, am 28. Juni 1892. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Beigeordneter. 
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1. 
Statut 


die Bildung einer Deputation für die Verwaltung 
des ſtädtiſchen Schlachtbaufes und WViebbofes Be: 
treffend. 


— — 





Nach Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung und 
mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 13. Oktober 
1896 zu Nr. M. J. 27056 wird hierdurch beſtimmt: 


sl. 
In Gemäßbeit der SS 52 und 53 der Städte-Ordnung wird 
eine Deputation gebildet, welche den Namen „Deputation für Die 
Verwaltung des jtädtifchen Schlachthaufes und Viehhofes“ Führt. 


8 2. 
Die Deputation bejtebt: 
1. aus dem Birgermeijter oder einem von demjelben jtändig 
beauftragten Beigeordneten als Borligender; 
2. aus jechs von der Stadtverordneten: Berfammlung zu 
wäblenden Mitgliedern, wovon 
a) mindejtens Drei aus Mitten der Stadtverordneten: 
Verſammlung entnommen werden müſſen, weitere Drei 
aus jtinmberechtigten und wahlfäbigen Mitgliedern der 
Stadtgemeinde entnommen werden fünnen; 
b) mindeitens zwei Megger und einer Viehhändler Ind. 
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Die Wahl der ad 2 genannten Mitglieder erfolgt auf Drei 
Jahre und wird nach jeder Erſatz- oder Neuwahl der Stadtver: 
ordneten erneuert. Die erjte Wahl diefer Mitglieder erfolgt jedoch 
nur für die Dis zur Ergänzungswahl für die Stadtverordneten 
laufende Zeit. 

Die ausscheidenden Mitglieder jind wieder wählbar. 

Ber den Abſtimmungen entjcheidet die Mehrheit Der abge— 
gebenen Stinmmen; im Fall der Stimmengleichheit gibt die Stinmme 
des Vorjigenden den Ausfchlag. 

Die Deputation ift bejchlußfäbig, wenn alle Mitglieder ge- 
(laden waren und mindeitens vier ausjchlieplich des Vorſitzenden 
verſammelt find. 

Es jind in der Megel zu den Sitzungen zuzuziehen: 

1. der Direktor des Schlachthaufes und Viehhofs: 

2. der Polizeirat oder ein von Ddemjelben zu bejtinmmender 

Vertreter; 

3. der Großh. Kreisarzt des Kreiſes Mainz; 

4. der Großh. Kreisveterinärarzt des Kreiſes Mainz; 

5. der jeiweilige Obermetster der Metzgerinnung in Mainz. 
tejelben haben nur beratende Stimme. 


I: 


8 3. 

Die Deputation Führt die Berwaltung des Schlacht: und 
Viehhofs innerhalb der Grenzen des von der Stadtverordneten: 
Verſammlung aufgejtellten Sausbaltsplanes und auf Grund der 
bejtebenden und noch zu erlalfenden Ortsjtatuten, Nequlative, 
(Hebührenordnungen und jonjtigen Beſtimmungen. Dieſelbe tft be: 
rechtigt, alle zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Schlacht: und 
Viehhofs notwendig werdenden Anordnungen und Maßregeln zu 
treffen. In ihren Gejchäftsfreis gebört insbejondere Die Ge: 
nebmiqgung der durch die Verwaltung der Schlachthausanlage ab— 
geſchloſſenen Verträge und die Kontrolle über die Erfüllung diejer 
Verträge jeitens der Schlachtbausbeantten jowobl als auch jeitens 
derjenigen, mit welchen jolche Verträge abgejchloffen ſind oder werden. 
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84. 

Die Deputation beſchließt über die Annahme und Entlaſſung 
der bei der Schlachthausverwaltung im Taglohn beſchäftigten Per— 
ſonen innerhalb der etatsmäßigen Grenzen. Es bleibt ihrem Er— 


meſſen überlaſſen, inwieweit ſie hierbei dem Schlachthausdirektor 
freie Hand laſſen will. 


85. 


Der Deputation liegt die Beaufſichtigung der Dienſtführung 
der Schlachthaus- und Viehhof-Beamten ob. Die Ernennung und 
Entlaſſung dieſer Beamten ſelbſt erfolgt auf Grund der Beſtimm— 
ungen der Städte-Ordnung durch die Stadtverordneten-Verſamm— 
lung. Letztere hat vorher die Deputation zu hören. 


S 6. 

Das Nechnungsjahr der Deputation beginnt am 1. April und 
endigt mit dem letten März eines jeden Jahres. Alljährlich bat 
die Deputation über die Bedürfniffe ihrer Verwaltung einen Vor: 
anjchlag aufzuitellen und ſpäteſtens bis 1. November der Bürger: 
meifterei einzureichen. Der Voranjchlag unterliegt ſodann der Ge: 
nehmigung der Stadtverordneten-Verſammlung. 

Ueber das abgelaufene Nechnungsjahr hat die Deputation bis 
zum 1. Auguſt nach Ablauf Ddesjelben der Birgermeijterei einen 
Rechenjchaftsbericht einzureichen, welche denjelben mit ihrer Ver: 
waltungsrechenjchaft der Stadtverordneten-Verſammlung zur Prüfung 
und Genehmigung vorlegt. 


8: %, 
Das Statut tritt jofort in Kraft. 


Mainz,den 30. Oftober 1896. 


Großherzoglide Bürgermeiiterei: 
Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiiter. 
12 
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Betrieds-Hrdnung 
für den PViebbof der Stadt Mainz. 


— —— 


Mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern 
vom 11. Oftober 1898 zu Nr. M. J. 21941 und nach Anhörung 
der Stadtverordneten:VBerfammlung wird hierdurch auf Grund Des 
Art. 56 Abi. 2 Ziffer 1 der Städte-Ordnung auf die Dauer eines 
Jahres*) folgendes beſtimmt: 


81. 
Zweck des Viehhofes. 


Der ſtädtiſche Viehhof dient zur Abhaltung von Viehmärkten 
und zur Einſtallung von Vieh vor und nach den Märkten. 

Alles Vieh, das zum Handel oder Verkauf in die Gemeinde 
Mainz eingeführt wird, darf nur auf dem Viehhofe eingeſtellt und 
feilgeboten werden. 

Nur Lämmer, Ziegenlämmer und Spanferkel dürfen auch auf 
dem Viktualienmarkte verkauft werden. 


5 
Märkte und Marktzeiten. 
Die Viehmärkte werden abgehalten: 
a) für Großvieh: an jedem Montag, Dienstag und 
Donnerstag von 10% vormittags bis 1 Uhr nachmittags: 


*) Durch Berfügung Großh. Miniiteriumg des Innern vom 25. März 
1901 zu Mr. M. J. 8332 iſt bis auf weiteres die Verlängerung der Gültigfeits- 
dauer der für den Schlacht- und Viehhof zur Mainz erlaifenen Betriebsordnungen 
unter Ausſchluß der Militär-Konſervenfabrik vom Schlachthauszwang und 
unter dem Vorbehalt etwaiger Wenderungen, welche infolge von reichs- und 
landesrechtlichen VBorichriften notwendig werden jollten, genehmigt. 


"a 
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b) für Kleinvieh (Kälber, Schafe, Ziegen und Ferkel): au 
jedem Montag, Dienstag, Donnerstag und Freitag von 
8 bis 10 Uhr vormittags; 

e) für Schweine: in der Schweine-Warftballe an jedem 
MWochentage von 8 bis 12 Uhr vormittags. 

Yon der Großh. Biürgermeiiterei können nach Anhörung der 
Deputation für die Berwaltung des Viehhofes und Schlachtbaufes 
jederzeit andere als die vorjtebend bezeichneten Marfttage und 
Marktſtunden angeordnet werden. 

Ar gejeglichen Feiertagen fällt der Markt aus und wird jtatt 
dejlen von der Großh. Bürgermeiterei ein anderer Marfttag be: 
jtimmt, der durch Anschlag im Viehhof und durch die Mlainzer 
Zeitungen befannt gegeben wird. 


83. 
Zutritt. 

Der Zutritt zum Viehhofe it nur denjenigen Perſonen ge 
jtattet, Die Dajelbjt irgend welche auf den Viehmarkt bezügliche 
Geſchäfte haben. Andere Berfonen haben zur einmaligen Befichtigung 
der ganzen Anlage au der Kaſſe eine Eintrittskarte zu löſen, welche 
auf Verlangen den Beamten als Ausweis vorzuzeigen tt. 

Betrunfenen fann die Erlaubnis zum Betreten des Viehhofes 
nicht erteilt werden. Weiblichen Perſonen, ausgenonmmen denjenigen, 
weiche auf Grund von Eintrittskarten zur einmaligen Beltchtigung 
der Anlage Zutritt haben, it das Betreten des Viehhofes unter 
jagt. Die in Begleitung Erwachſener zur einmaligen Berichtigung 
zum Schlacht: und Viehhofe zugelaftenen Kinder unter 14 Jahren 
dürfen die Schlachthallen nicht betreten: im übrigen ſind Kinder 
vom Zutritt zum Viehhofe überbaupt ausgeichlofien. 

Die Verwaltung kann Ausnahmen geitatten. 

Bevor das „Zeichen zum Beginn des Marktes gegeben tft, iſt 
der Zutritt zu dem aufgetriebenen Vieh nicht geitattet. Händler 
dürfen nur vorübergebend vor dem Marktbeginn zu ihren eigenen 
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Tieren herantreten und haben ſich, nach Verrichtung der etwa er: 
forderlichen Wartung der Tiere, aus der Halle jofort wieder zu 
entfernen. 


8 4.*) 
Oftroi-Abfertigung. 


Alles auf den Viehhof gelangende Vieh muß in die Oktroi— 
Regiſter eingetragen werden, und zwar iſt hierbei, wie folgt, zu 
verfahren: 

1. Vieh, welches Durch die Stadttore eingeführt wird, erbält, 
wie jeither, gegen Ginterlegung der Oftroigebübr bei der 
Einfuhr, einen Durchgangsichein auf den Viehhof mit 
längitens zwetjtündiger Durchgangsfriſt. Bei dem Ein- 
trieb in den Viehhof wird die Eintriebszeit vom Auffeber 
vermerkt und, wenn die Durchgangsfriit nicht abgelaufen 
it, das Oktroi von der Viehhofkaſſe zurückerſtattet. 

2. Vieh, welches mit der Bahn direft in den Viehhof ge- 
langt, it gegen Ausjtellung eines Durchgangsicheins zum 
Eintrag in die Oftrot:Regiiter des Viebbofes anzumelden. 

3. Kein Stück lebendes Vieh kann von dem Viehhofe ver: 
bracht werden, obne mit einem Oftroi-Abfertigungspapier 
verjeben zu jein. Es werden ausgefertigt: 

J. Oftroiquittungen: 

a) für das unmittelbar in das Schlachthaus gebende 
Vieh in Verbindung mit der gleichzeitig zu löjenden 
Schlachtfarte (S 24 der Schlachtboferdnuung) ; 

b) für Vieh, welches in Privatitälle in der Stadt ein: 
geitellt werden joll; 

11. Durchgangsicheine mit OftroisÖinterlegung für Vieh, 
welches auf den Yandiwegen aus der Stadt ausgeführt 
werden ſoll; 

III. Durchgangsſcheine ohne OftroisÖinterlegung für Vieh, 
welches vom Viehhof unmittelbar mit der Babn weiter 
befördert wird. 


*) Aufgehoben: ſ. Nachtvag S. 216. 
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Für jedes den Viehhof verlajjende Stück Vieh ift die Markt— 
farte (S 8 der Viehhofordnung) bei der Ausfuhr auf den Yand- 
wegen oder mit der Bahn oder bei dem Eingang in den Schlacht: 
bof dem dienittuenden Aufjeber abzugeben. 


8 5. 
Betriebszeiten und Marftverfebr. 


Der Beginn und das Ende des Viehmarktes, d. h. der Ein: 
faufs- und VBerfaufszeit, wird durch ein Zeichen mit der Markt— 
aloe befannt gegeben. Die Anzahl der bis zum Beginn des 
Marktes aufgetriebenen Stüce Vieh wird an der Marfttafel ans 
geichrieben. Dieje Anfchreibungen Dürfen nur von den bierzu er: 
mächtigten jtädtiichen Bedienjteten gemacht, gelöjcht oder geändert 
werden. 

Es iſt verboten: 

1. auf dem Viehhofe in anderer als Reichswährung zu 
bandeln. Der Käufer iſt nicht verpflichtet, ein ſog. Trink— 
geld als Zuſchlag zu dem vereinbarten Kaufpreis zu ent- 
richten; 

. auf dem Marfte Angebote zu machen, ohne die Aufitellung 
des Viehes an den bierzu beſtimmten Plätzen abzuwarten; 

3. vor Beginn und nach Schluß des Marktes zu faufen 

oder zu verfaufen; 

4. das auf dem Marfte erfaufte Vieh noch an demſelben 

Tage wieder auf dem Mlarfte zum Verkaufe aufzuftellen. 

Perſonen, die nicht Eigentümer des Viebes ſind (Konmiſſio— 
näre, Unterhändler, Makler), Dürfen dasjelbe nur dann zum Wer: 
faufe ansbieten oder Gebote darauf annehmen, wenn ſie vom 
Eigentümer, als für ibn zum Abjchluß von Verkäufen bevoll- 
mächtigt, bei der Viehhof-Verwaltung jchriftlich angemeldet ind. 
Iſt dies geſchehen, jo Find, jo lange nicht jchriftliche Abmeldung 
erfolgt it, Die durch dieſe Bevollmächtigten berbeigefübrten Ab— 
ſchlüſſe für den Eigentümer verbindlich. Für vereinzelte ‚Fälle der 
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Beauftragung durch fremde Händler kann ein ſchriftlicher Auftrag 
und Beſitz der Marktkarte als Legitimation zum Verkaufe gelten. 

Lohnſchlächtern und Viehtreibern, ſowie deren Hilfsperſonen 
iſt der Einkauf von zum Viehhofe gebrachten Schlachttieren, ſei es 
für ihre eigene Rechnung, ſei es für Rechnung Dritter, verboten. 

Nichtachtung des Verbots bat für den Betreffenden neben 
Strafeinfchreitung die Entziehung der Yegitimationsfarte (S 8) und 
nach Umjtänden die Wegwetfung vom Viehhof zur ‚Folge. 

Nach abgejchlojienem Berfaufe und jtattgehabter Zahlung 
oder Kreditierung des Naufpreijes iſt vom Verfäufer die Marftfarte 
(5 8 der Marktordnung) an den Käufer abzugeben und gilt der 
Belig der Marftfarte als Beftätigung der Uebergabe jeitens Des 
Verkäufers. 

Iſt das verkaufte Vieh in den Stallungen eingeſtellt, ſo iſt 
dem betreffenden Stallwärter ſeitens des Verkäufers von dem 
Verkaufe Mitteilung zu machen. 

S 6. 
Zutrieb. 

Die Zufuhr von Vieh zum Viehhofe durch die Bahn iſt zu 
jeder Zeit geitattet; von der Landſtraße ber darf dieſelbe nur au 
Werktagen, und zwar in den von der Viehhofverwaltung beitimmten 
Stunden, ſtattfinden. 

Die Viehbeförderung durch die Stadt unterliegt den im S 11 
bezeichneten Beſtimmungen. 


ST. 
Unterjuchung der Tiere. 

Alles auf den Viehhof eingebrachte Vieh unterliegt der Beſchau 
durch den beamteten Tierarzt, deſſen Anordnungen bezüglich krank 
befundener oder verdächtiger Tiere umveigerlich Folge zu leijten tft. 

Auf den Viehhof dürfen nur lebende und gejunde Tiere aus 
jeuchenfreien Geböften und Ortſchaften gebracht werden. 

Die unter ſog. Sperrmaßregeln mit der Bahn oder mit 
Wagen eintreffenden Tiere werden auf den im Seuchenbofe er: 


Ss 


VI. Scladthaus und Viehhof. 183 


richteten Rampen ausgeladen, unterfucht und in den Sperritallungen 
untergebracht. 

Das übrige mit der Bahn eingetroffene Vieh wird in die auf 
den Rampen vorgejebenen Entladebuchten getrieben und darf den 
Stallungen und Verfaufshallen erit zugeführt werden, nachdem die 
Unterfuchung durch den beamteten Tierarzt jtattgefunden bat. 

Das auf dem Yandwege anfommende Vieh iſt dem Torwärter 
anzumelden, welcher diejenige Stätte bezeichnet, wo die Unterjuchung 
itattfindet. 

Erſt nach dieſer Unterfuchung Dürfen die Tiere in Die 
Stallungen oder Verkaufshallen gebracht werden. 

Den Anordnungen des beamteten Tierarztes iſt bei Diejer 
Unterfuchung ummeigerlich ‚Folge zu letiten. 

Die von dem beamteten Tierarzt angeordnete Weberfübrung 
franf befundener oder verdächtiger Tiere oder Iransporte von 
Tieren nach dem Kranfenftalle oder Kranfenjchlachtbaus liegt dem 
jeweiligen Inhaber des Viehes ob, ſei derjelbe Gigentümer oder 
deifen Beauftragter. Die Anordnungen des Tierarztes ind, auch 
wenn jte jeitens der Beteiligten angefochten werden, einſtweilen 
ummeigerlich auszuführen. 

Ss. 
Anmeldung und Einjtallung der Tiere. 

Gleich bei Ankunft der Tiere hat jeder Empfänger oder deſſen 
Beauftragter die Stückzahl jeder Gattung Vieh, auf Verlangen 
auch den WHuftraggeber nach Bor: und Zunamen, Stand und 
Wohnort, ſowie den Urfprungsort der betreifenden Tiere dem Auf: 
jeher anzugeben. Diejer vervollitändigt nach dieſen Angaben jein 
Tagebuch und ftellt den Anmeldejchein aus. Auf Grund Diejes 
Scheines hat alsdann der Empfänger die Stall: und Marftgebübren 
an die Viehhofkaſſe zu entrichten und erhält biev die Marktfarten, 
welche ihn zur Benutzung der Marftballen berechtigen. Trans— 
porte, welche mit der Bahn zur Nachtzeit oder außer den feſt— 
geitellten Markttagen und Dienftitunden ankommen, find in die 
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bierzu bejonders zu bezeichnenden Stallungen zu verbringen und 
dem dienſthabenden Aufjeher unter Angabe der Gattung und Zahl 
des Viehes, des Namens und Wohnortes des Eigentümers oder 
jeines Berfaufsbevollmächtigten anzumelden. Hierfür ijt die Markt: 
farte jofort nach Eröffnung der Kaſſe beizubringen. 

Die für Großvieh zu zahlende Marktgebühr berechtigt nur 
dazu, Die Tiere an den Marfttagen in den Stallungen des Vieh— 
hofs, joweit fie ausreichen, unterzubringen und in den Berfaufshallen 
zum Verkauf aufzujtellen. Stallgeld ift hierfür an den Marfttagen 
bis zwei Stunden nah Schluß des Marktes nicht zu zahlen. Di 
Marftgebühr für Kleinvieh berechtigt zum Einjtellen der Tiere in 
die betreffende Markthalle auf die Dauer von 24 Stunden; die 
Marktgebühr für Schweine berechtigt zum Einftellen derſelben in 
die Schweinemarftballe auf die Dauer von jechs Tagen. (Siebe 
Gebührenordnung ©. 1, 2 u. 3). Bleibt ein Stück Vieh unver: 
fauft, jo tt für Dasjelbe, jofern es im Viehhof belaſſen wird, für 
jpätere Märfte Marftgebühr nicht zu entrichten. 

Für jedes Tier, welches im Viehhofe verfauft und von 
Käufer wieder zum Verkauf geitellt wird, iſt aufs neue die Markt: 
gebühr an die Viehhofskaſſe zu entrichten. 

Vor Erfüllung der durch die Gebührenordnung fejtgejtellten 
Derbindlichfeiten darf fein Stück Vieh vom Viehhof entfernt werden. 

Die Räume, Stände und Buchten zur Unterbringung der Tiere 
beſtimmt umd verteilt Die Verwaltung. Hierbei joll, wie auch bei 
der Anweifung der Marftitände, allen berechtigten Anfprüchen der 
Beterligten nach Möglichkeit Nechnung getragen werden. Ein Recht 
auf einen beftimmten Platz kann jedoch niemand zugejtanden werden. 

Die angewieſenen Pläge dürfen während des Marktes eigen 
mächtig nicht gewechjelt werden. Den eingejtellten Tieren können 
jederzeit auf Anordnung der Verwaltung andere Ställe oder Stand: 
pläge angewieſen werden. 

Tie Tiere find mit quten baltbaren Striden durch den Ei 
bringer anzubinden. Geſchieht dies nicht oder reift ſich ein Tier 
(08, jo baftet der Beſitzer für allen durch dasjelbe angerichteten 
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Schaden. Frei umberlaufende Tiere werden durch die Bedieniteten 
des Viehhofs angebunden, wofür eine Gebühr von 50 Pig. zu 
entrichten tt. 

Die eingebrachten Tiere jind ſofort nach dem Einjtellen von 
dem Einbringer deutlich zu zeichnen, und zwar Nindvieh und Kälber 
Durch Haarſchnitt an der linfen Hüfte, Schweine und Schafe durch 
Jichtbare ‚zarbe oder Brandzeichen. Das gewählte Zeichen iſt bei 
der Verwaltung vormerfen zu laſſen und im ‚Falle der Bean: 
ttandung zu ändern. Ebenſo haben die Mekger das von ihnen 
gefaufte Vieh mit ihrem bei der Verwaltung anzumeldenden Zeichen 
zu verjeben. Dasjelbe it nur im ‚Falle der Beanjtandung zu 
ändern. Kauft ein Viehbändler von einem andern Händler Tiere 
auf dem Marfte, jo bat er jofort nach Abichluß des Gejchäftes 
jein Zeichen anzubringen. 

Das eingeftellte Vieh wird von der Viehhof-Verwaltung gegen 
‚yeuersgefahr verjichert. Im ‚Falle von Brandfchaden wird an Die 
(Hejchädigten die von der Verſicherungs-Geſellſchaft geleiſtete Ent: 
ſchädigung ausbezahlt. 

Die Verwaltung läßt zwar das Vieh bei Nacht überwachen, 
übernimmt aber keinerlei Haftverbindlichkeit. 


x 9. 

Yegitimation des Hilfsperjonals der Händler. 

Alle Berjonen, welche auf dem Viehhofe ihre Hilfe anbieten, 
miüfjen mit einer von der Berwaltung des Schlacht: und Viehhofes 
auszuftellenden Yegitimationsfarte verjeben fein, Die von derjelben 
zu jeder Zeit zurückgezogen werden kann. Händler, welche jtändiges 
Dienſtperſonal benußen, baben diejes ebenfalls der Verwaltung an: 
zumelden und mit einer Legitimationskarte verjeben zu laſſen. 

Es ijt der Verwaltung anbeimgeitellt, einen Tarif für Die 
Dienftleiitungen auf dent Viehhof zu erlaſſen, deſſen Ueberſchreitung 
mit Zurücziehung der Zulaſſungskarte beitraft wird. Verſtöße 
der Treiber gegen die Anordnungen der Beamten oder gegen Die 
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Viehhofordnung, ſowie Unredlichfeiten haben die Entziehung der 
Yegitimationsfarte zur ‚Folge. 


Ss 10. 
‚Fütterung und Stellung der Streu. 


Es iſt verboten, Futter und Streu für Die Tiere im den 
Viehhof mitzubringen oder einzuführen. Die Streu und das ‚Futter 
werden jeitens der Verwaltung gegen entjprechende Vergütung ge 
liefert, deren Zahlung nur an der Kaffe zu erfolgen hat. 

Die Futtermittel werden in eriter Güte bejchafft: Die Einzel: 
preife werden monatlich und zwar je nach den Marftpreifen von 
der Verwaltung fejtgefegt und Durch Anschlag auf dem Wiehbot 
befannt gegeben. Gegen Abgabe von fäuflich an der Viehhofkaſſe 
zu erwerbenden ;Futterjcheinen werden die bezeichneten ‚yuttermengen 
auf den ‚Futterböden und in den Tränfefüchen verabfolgt. 

Das Verabreichen von Waſſer, das Streuen, Reinigen und 
Yüften der Stallungen und Markthallen bejorgt die Verwaltung 
unentgeltlich. 

Die benutzte Streu und Dinger ind Eigentum der Ver: 
waltung. 

Tas Melken der Kühe wird durch Beauftragte der Verwaltung 
bejorgt. Die Milch iſt gleichfalls Eigentum der Verwaltung umd 
wird in der Negel zu Gunſten dev Viehhofkaſſe in der Tränfefüche 
für Kälber verwertet. | 

Ber Aufitellung von mindeitens 20 Kühen fann die Berwaltung 
Ausnabmen bezüglich des Melkens derjelben und der Verwertung 
der Milch geitatten. 

Die nach den Märkten übrig bleibenden Tiere werden genau 
nach den vorjtebenden Beltimmungen in den ſogenannten Ueber— 
jtänderitallungen verpflegt: bier werden auch die von den Metzgern 
angefauften Tiere, welche nicht gleich zur Abſchlachtung gelangen, 
untergebracht und gefüttert. Die ‚Fütterung der Tiere übernimmt 
die Verwaltung. Dieſe ‚Fütterung findet vormittags um 7 br 
und nachmittags um 7 Uhr ſtatt. 
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Als Futter wird für jede ‚Futterzeit verabreicht: 


Kür 1 Großvpieb . . . 5kg Hau, 

„ 1 Schaf oder Ziege 1, „ 

„ 1 Schwen . . ..05 „ Gerjtenmebl oder Kleie, beides als 
mit -Waſſer aufgebrübter Ivanf, 

„Rab . . . . 0. 1%ter Milch oder Mehltrank. 


Alles ‚Futter, welches nach dem Verlaſſen der Stallungen und 
Marfthallen in den Naufen, Krippen und Trankgefäßen zurück: 
bletbt, Fällt der Verwaltung zu. 

Das mit der Eiſenbahn eingetroffene Vieh iſt bald nach ſeiner 
Ankunft zu füttern und etwas jpäter zu tränfen. Ohne vorberige 
‚Fütterung bezw. Tränfung dürfen die Tiere nicht zum Verkauf 
gebracht werden. 

8S II. 
Treiben und Verladen der Tiere. 

Bei der Beförderung des Viehes und der Behandlung des— 
ſelben ſind die nachſtehenden Vorſchriften zu beachten. 

Bullen dürfen nur einzeln und mit verbundenen Augen ge— 
führt werden. Außerdem müſſen ſie, entweder an einem Naſenringe 
oder auf andere Weiſe ſicher gefeſſelt, geleitet werden. In allen 
Fällen muß jeder Bitlle von mindeſtens zwei erwachſenen, kräftigen 
Treibern begleitet werden, von denen der eine das Tier am Kopf 
zu leiten, dev andere das um den einen Vorderfuß geichlungene, ' 
ſtarke Yeitjeil, welches durch einen um den Leib des Tieres gelegten 
Strif gezogen iſt, zu führen und hinter dem Bullen berzugeben bat. 

Bösartige oder wild gewordene Ochſen oder Kühe müſſen 
ebenjo wie Bullen transportiert werden. 

Jedes brutale Benehmen gegen die Tiere, insbejondere beftiges 
Zerren an den Xeitjeilen, Prügeln mit Knitteln u. dal, Stoßen 
mit Fäuſten und ‚Füßen tft unterfagt. 

Für das Verladen (Ein- und Ausladen) des auf dem Vieh— 
bofe befindlichen WViehes in Wagen jeglicher Art, desgl. für das 
lleberführen des Viebes nach und von den Wagen und von und 
zu den Marfthallen und Stallungen bat der Eigentiimer des Viehes 
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oder deſſen Stellvertreter Sorge zu tragen. Derſelbe muß ſich 
hierzu, wenn er nicht ſtändiges Dienſtperſonal hat, des von der 
Verwaltung hierzu beſtätigten Hilfsperſonals bedienen. Das Ent— 
laden des Viehes hat ſofort nach dem Eintreffen im Viehhofe zu 
erfolgen. Sind Tiere eine halbe Stunde nach der Ankunft nicht 
entladen, ſo iſt die Verwaltung berechtigt, die Ausladung auf 
Koſten und Gefahr der Eigentümer zu veranlaſſen. 

Das Wiederbeladen auf dem Viehhofe entleerter, nicht Des: 
infizierter Eijenbabmwagen ift nicht geitattet. 

Mesgern oder Händlern, welche größere Bolten von Schlacht: 
tieren bier einfaufen oder zuſammen nach derjelben Richtung bin 
verladen wollen, können auf Wunjch einzelne Stallabteilungen oder 
Buchten zum Sammeln der Tiere behufs einheitlichen Verladens 
angemwiejen werden. Bon bier aus müſſen dieſe Tiere jedoch, in- 
joweit nicht ausdrücklich eine Ausnahme von der Verwaltung ge: 
itattet wird, längftens zwei Stunden nach Schluß des Marktes 
abgetrieben fein, andernfall® werden Diejelben in den ihnen neu 
anzuweiſenden Stallungen untergebracht und find die in der Ge: 
bühren-Ordnung fejtgeitellten Stallgeldbeträge zu entrichten. 

Das zu verjendende Vieh unterliegt vor dem Berladen euer 
nochmaligen tterärztlichen Kontrolle. 


$ 12. 
Beltimmungen für den Verkehr vor und auf dem Viehhofe 


Den im veterinärpolizeilichen Intereſſe jowte zur Aufrecht: 
erhaltung der Ordnung des Verkehrs vor und auf dem Viehhofe, 
insbefondere beim An- und Abtrieb von Vieh und bei der An— 
und Abfahrt von Fuhrwerken, erlaffenen Anordnungen der Auf: 
fichtsbeamten iſt unbedingt und von allen Perſonen, die den Vieh— 
bof bemugen, ‚Folge zu leiten. 

Insbeſondere tft folgendes zu beachten: 

1. In den Zugangsitraßen zum Schlacht: und Viehhofe darf 

Vieh und ‚Fubhrwerf nicht aufgeitellt werden. 





> 
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Mit dem angetriebenen Vieh und den anfabrenden 
Wagen muß auf Diefen Zugangsitraßen in der Reihen— 
folge der Ankunft vorgerücdt und bei Stodfungen gewartet 
werden. Das zu Wagen angebrachte Vieh darf in den 
Zugangsitraßen nicht abgeladen werden. Auf dem Vieh— 
bofe darf das Aufftellen dev Wagen nur an den bierfür 


. bejtimmten Pläßen erfolgen. 


Das Warten der Wagen vor dem Viehhofe und" an den 
Schlachthofeingängen ift verboten. 

Es iſt verboten, zu lärmen, zu zanfen, zu vaufen oder 
Andere durch Zurücddrängen oder auf jonjtige Weiſe zu 
ſtören. 


. Es ıjt verboten, innerhalb der geſchloſſenen Räume des 


Viehhofes Zigarren oder Tabafspfeifen, te mögen bremmen 
oder nicht, in der Hand oder im Munde zu halten oder 
abzulegen. 


. Hunde dürfen auf den Viehhof nicht mitgebracht werden. 


Tiejelben find außerhalb des Viehhofes an einer zu be: 
zeichnenden Stelle ſicher anzubinden. 

Jede Verunreinigung oder Bejchädigung des Viehhofes 
oder feiner Einrichtungen und Gerätichaften iſt ſtrengſtens 
unterjagt; ebenjo das eigenmächtige Derfnen und Schließen 
der Ausjchalter und Yüftungsvorrichtungen, ſowie jede 
Mafjervergeudung. 

Das Hauſieren auf dem Viehhofe iſt nicht geitattet. 

Die Tiiren der Ställe und Stallabteilungen müſſen von 
den darin verfebrenden Perſonen jedesmal jofort wieder 
gejchlofjen werden. 


. Betrunfene Berjonen oder Berjonen, welche den vorstehenden 


Beſtimmungen zuwiderhandeln, können, abgejeben von ihrer 
Beitrafung, vom Viehhofe weggewiejen werden. 

Für die Beichädigungen an den Baulichkeiten, den Ein: 
richtungen Dderjelben, den Leitungen und den Gerätichaften 
baften diejenigen, Die ſie verurjacht haben, für Bedienſtete 


deren Arbeitgeber, und jofern die Beichädigung durch auf: 
getriebene Tiere verurjacht worden tft, deren Eigentümer. 
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S 13. 
Notierung der Marftpreife. 


Die Notierung der Marftpreife für den öffentlichen Markt: 
bericht erfolgt durch den Pireftor unter Hinzuziehung von Wieb: 
bändlern und Mebgern. Es werden ſowohl die Preije, Die bei 
Verkäufen nach Schlachtgewicht der Tiere erzielt worden jind, als 
auch diejenigen bei Verkäufen nach Lebendgewicht notiert. 


$ 14. 
Strafbeitimmungen. 

Zwwiderbandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden, jofern 
nach den allgemeinen Strafbeſtimmungen des P.St. G. B. oder des 
R. St. G. B. nicht jchärfere Strafen in Anwendung kommen, mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Marf geahndet. 

8 15. 
Schlußbeſtimmung. 


Vorſtehende Verordnung tritt mit dem Tage der Betriebs— 
eröffnung des ſtädtiſchen Viehhofes in Kraft. Von da ab iſt die 
Viehhofsordnung vom 5. Juli 1880 aufgehoben. 


Mainz, den 12. Oktober 1898. 


Großh. Bürgermeiſterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiſter. 
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3. 
Betriebsordnung 
für den Schlachthof der Stadt Mainz. 





Mit Genehmigung Großh. Mlinijteriums des Innern vom 
2. Dezember 1903 zu Wr. M. J. 134609 und nad Anhörung 
der Stadtverordneten-Berfanunlung wird hierdurch, auf Grund des 
Art. 56 Ab}. 2 Ziff. 1 der Städte-Ordnung folgendes bejtimmt: 


81. 
Schlachthofzwang. 


Alles innerhalb der Gemeinde Mainz zur Abſchlachtung ge— 
langende Vieh darf nur im ſtädtiſchen Schlachthofe (Kaiſer Karl— 
Ring) geſchlachtet werden. Vom Schlachthofzwang ausgenommen 
ſind nur die Schlachtungen der Königl. Armee-Konſervenfabrik. 

Die Polizeibehörde kann Für den Vorort Zahlbach bei 
Schlachtungen, welche Private zum eigenen Hausbedarf vornehmen, 
im Bedürfnisfalle Ausnahmen unter Beachtung der Vorſchriften 
des Reichs-Fleiſchbeſchaugeſetzes ($ 2) geſtatten. Im übrigen dürfen 
Schlachtungen außerhalb des Schlachthofes nur dann ſtattfinden, 
wenn Tiere wegen plötzlich eingetretener Unglücksfälle geſchlachtet 
werden müſſen und ein Aufſchub der Schlachtung zur Folge haben 
würde, daß deren Fleiſch überhaupt nicht oder nur bedingungsweiſe 
als Nahrungsmittel für Menſchen verkauft werden kann. (Vergl. 
s 1 Ab}. 3 des Reichs-Fleiſchbeſchaugeſetzes vom 3. Juni 1900.) 
Jede derartige Schlachtung ijt binnen jechs Stunden der Großh. 
Bürgermeijterei Jchriftlich zu melden. Die Ausichlahtung bat in 
jolhen Fällen gegen Entrichtung der tarifmäßigen Gebühren im 
Schlachthof zu erfolgen, wenn nicht die Bolizeibehörde eine Aus: 
nahme geitattet. 
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S 2. 
Schladtvieh und Fleiſchbeſchau. 

Für die Schlachtoieh: und Fleiſchbeſchau tt ein Bejchauamt 
bejtellt, bejtehend aus einem approbierten beamteten Zierarzt als 
Vorſtand und einer dem Bedürfnis entjprechenden Anzahl von 
Fleiſchbeſchauern. Die Ernennung der Fleiſchbeſchauer und Die 
Ausübung der Schlachtvieh: und Fleiſchbeſchau erfolgt gemäß der 
Beitinnnungen der ‚zleifchbeihau-Ordnung vom 9. April 1903. 
Die nad dem Reichs-Fleiſchbeſchaugeſetze und jeinen Ausführungs: 
vorjchriften der Polizeibehörde zugewieſenen ‚Funktionen werden 
durch die Schlachthofverwaltung wahrgenommen, der auc Die 
Handhabung der Beterinärpolizei gemäß der Vorſchriften Des 
Reichs Viehjeuchengejeges ꝛc. obliegt. 


| 8 3. 

Die nachbenannten Tiere müfjen vor und nach den Schlachten 
von dem zuftändigen Tierarzt oder Fleiſchbeſchauer befichtigt werden: 
I. Rindvieh 

2, Pferde 
3. Ejel, Maultiere 
und Dlaulejel 
. Schafvieh 
. legen 
6. Schweine 
7. Hunde 


jeden Alters. 


2 


84. 
Die Beſichtigung vor dem Schlachten darf nur in den Fällen 
des 8 1 Abi. 2 unterbleiben. 
S 5. 
Betriebszeiten. 
Der Schlachthof ift zur Vornahme von Schlachtungen und 
Kutteleiarbeiten mit Ausnahme der Sonn: und Feiertage täglich 


| 
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geöffnet, und zwar in den Sommermonaten (April bis Ende 
September) von morgens 6 bis abends 7 Uhr, in den Winter: 
monaten (Januar bis Ende März und Oktober bis Ende Dezember) 
von 7 Uhr morgens bis 6 Uhr abends. 

In dringenden Fällen darf nach vorher eingeholter Erlaubnis 
der Schlachthofverwaltung auch zu anderen Zeiten gefchlachtet 
werden. An Sonn» und Feiertagen kann, ‚Fälle von unaufichieb- 
baren Notjchlachtungen ausgenommen, dies nur nach vorher ein— 
geholter schriftlicher Erlaubnis der Großh. Bürgermeifterei aus: 
nahmsweiſe und gegen Bezahlung doppelter Gebühren geitattet 
werden. 

Eine Stunde vor Schluß der Gefchäftszeit wird ein Zeichen 
mit der Glocde gegeben; von da ab dürfen Schlachtungen nicht 
mehr vorgenommen werden. Der Schluß der Gejchäftszeit wird 
ebenfalls mit der Glocke bekannt gegeben. Alsdann haben die 
Sclächter, Kuttler und deren Dienjtleute, jowie alle anderen 
dienjtlich nicht mehr bejchäftigten Perſonen, die nicht im Schlacht= 
bofe jelbit ihre Wohnung haben, den Schlachthof zu verlaſſen. 

Das Fleiſchbeſchauamt it an den Werktagen von früh T—12 
und nachmittags von 2—6 Uhr, an Sonn- und Feiertagen von 
7— 9 Uhr vormittags geöffnet. 

Mährend der Wachtzeit darf ſich außer den dienſtlich dort 
befchäftigten und den im Schlachthof jelbit wohnenden Perſonen 
niemand ohne Erlaubnis des Direktors im Schlachthof aufhalten. 


S 6. 
Zutritt. 

Der Zutritt zum Schlachthofe iſt, außer zum Zwecke der 
Befichtigung der Anlage, nur denjenigen Perſonen  geitattet, 
weiche daſelbſt auf das Schlachten beziigliche Gefchäfte haben. 
Vieh: und Fellhändler, ſowie die Abnehmer von Düngeſtoffen ꝛc. 
und deren Beauftragte haben Zutritt zum Schlachthofe (mut Aus— 
nahme der Schlahthallen und der Majchinenanlage) gegen Jahres: 
farten, welche von der Schlahthofverwaltung ausgeitellt werden. 

13 
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Zum Zwecke der Beſichtigung der Schlachthofanlage iſt an der 
Kaſſe eine Eintrittskarte zu löſen, welche auf Verlangen den 
Aufſichtsbeamten als Ausweis vorzuzeigen iſt. Perſonen, welche 
auf dem Schlachthofe Dienſte als Kopfſchlächter u. dgl. leiſten 
wollen, bedürfen hierzu einer Erlaubniskarte der Schladhthofver: 
waltung, die bei begründeten Anlaß jederzeit verweigert bezw. ent- 
zogen werden fann. 

Betrunfenen kann die Erlaubnis Bu Betreten des Schlacht: 
hofes nicht erteilt werden. 

Die in Begleitung Erwachjener zur Befichtigung zum Schladt: 
und Viehhof zugelafienen Kinder unter 14 jahren Dürfen Die 
Schlachthallen nicht betreten; Kinder allein find vom Zutritt zum 
Schlachthof überhaupt ausgeſchloſſen. 

Der Zutritt zu den Majchinenräumen und majchinellen An: 
lagen, ſowie zum Krankenſchlachthof und den Kranfenjtällen iſt nur | 
mit befonderer Erlaubnis des Direktors gejtattet. 

er den Schlachthof und feine Anftalten und Emrichtungen 
bejucht bezw. benußt, hat den bezügl. Anordnungen und Werfungen 
des Auflicht3= und Verwaltungsperjonals, auc in Fällen, wo folches 
in den gegenwärtigen Vorjchriften nicht ausdrücklich vorgeſehen iſt, 
unbedingt Folge zu leijten. Der Direktor it berechtigt, Perfonen, 
die Fich den Anordnungen der Auffichts: und VBerwaltungsbeamten 
oder Bedienjteten nicht fügen, aus dem Schladhthofe wegzuweiſen. 

Das Mitbringen von Hunden (mit Ausnahme von Ziehhunden) 
auf den Schlachthof ijt verboten. Die Ziehhunde müſſen nach ihrer 
Ankunft ohne Verzug ausgejpannt, in den Hundejtall gebracht und 
dort feit angelegt werden. Bösartige oder folche Hunde, Die zu 
Störungen Beranlafjung geben, müſſen auf Verlangen des Direktors 
jofort entfernt werden. Das Mitbringen von Hunden in die Gait: 
räume und in die Verwaltungsgebäude it ſtrengſtens unterjagt. 

5 
VBerfehr auf den Straßen. 

Die Einfahrt in den Schlachthof it nur ſolchen Fuhrwerken 

geitattet, welche den auf das Schlachten bezüglichen Gejchäften 
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dienen. Im Schlachthofe darf nur im Schritt gefahren werden 
und ijt die jeweilig angeordnete Fahrordnung einzuhalten. Fuhr— 
werfe und im Gange befindliche Tiere dürfen fich nur auf den 
Fahrbahnen des Schlachthofes bewegen. Anderen Fuhrwerken vor: 
zufahren oder im Gange befindliche Tiere zu überholen, ijt ver: 
boten, ebenſo das Knallen mit der Peitiche. Die zum Schlachthofe 
gehörigen Wege und Hofräume find für den allgemeinen Berfehr 
frei zu halten. Vieh, Fleisch und Schlachtabfälle oder fonjtige 
Segenftände dürfen dajelbit nicht feilgeboten werden. Körbe, Mulden, 
Säde, Eimer und andere Gefäße find auf Verlangen den Auf: 
ſichtsbeamten vorzuzeigen,; auch die Fuhrwerke jelbit können einer 
Unterjuchung durch die Beamten unterzogen werden und müljen 
auf Zuruf anhalten. 


Es ijt ſtrengſtens unterjagt, mit Pferden, jowie mit Hand: 
oder Hundefuhrwerf in die Schlachthallen zu fahren. Nur während 
des Aufladens von ausgejchlachteten Tieren, von Fleiſch- oder 
Fleiſchteilen darf Fuhrwerk in den Straßen des Schlachthofes auf: 
gejtellt werden. Im übrigen jind die. Fuhrwerksbeliger gehalten, 
nach dem Eintreffen jofort auszuſpannen und die ‘Pferde oder 
Hunde in den hierfür beitimmten Ställen, ſowie die Fuhrwerfe in 
dem Wagenjchuppen unterzubringen. 


Fuhrwerke, welche Fleiich zum Schauamt bringen, müffen in 
unmittelbarer Nähe desjelben jo aufgeitellt werden, daß jie den 
Verkehr nicht jtören. Der Direktor iſt ermächtigt, zur Negelung 
des Verkehrs im Schlachtbofe ergänzende Anordnungen zu 
treffen. 


S 8. 
VBiehbeförderung. 


An Sonns und Feiertagen iſt die Einfuhr von Vieh zum 
Schlachthofe bezw. die Ausfuhr von Schweinen von da nur durch 
die Bahn geftattet. Auf dem Landwege werden VBiehtransporte 
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nur im Falle einer Notſchlachtung aus dem Gebiete der Stadt 
Muinz zugelafjen. 

Die Beförderung der Tiere zum Schlachthof und zu den 
Schlachträumen muß in jchonendjter Weiſe gejchehen; jede rohe 
Behandlung it unterjagt. Das Großvieh muß mit einer ent: 
Iprechenden Vorrichtung (Strid, Kette oder Niemen) zum Anbinden 
verjehen jein und wohl verjichert geführt werden. Bullen müſſen 
bei allen Transporten bis zur Schlachthalle mit einem Naſen— 
ringe oder einer Blende (Kappe) vor den Augen verjehen oder 
an den Füßen in üblicher Weiſe gefeffelt werden. Für bösartige 
Tiere müſſen wenigftens zwei kräftige Führer gejtellt werden. 


Einzelne Kälber und Hämmel oder Ziegen müſſen mit einem 
Stride zum Aubinden verjehen fein. 

E3 iſt verboten, in den Hallen und auf den Straßen und 
lägen des Schlachthofes Vieh frei umberlaufen oder jtehen zu 
lajjen. Nur dasjenige Vieh darf in die Schlachthallen eingeführt 
werden, für welches alle Borbereitungen zur jofortigen Ab— 
ichlachtung bereit$ getroffen find; die etwa denjelben Mebgern noch 
gehörenden weiteren Schlachttiere find jo lange in den längs der 
Schlachthalle befindlichen Wartebuchten . unterzubringen oder an 
den in die Außenſeiten der Hallen eingelaffenen Ringen anzubinden, 
bis auch ihre Abichlachtung erfolgen fann. Mit Ausnahme der 
vom Schweinemarktte im Schlachthofe zur Ausfuhr kommenden 
Schweine dürfen die im Schlachthofe befindlichen Tiere nicht wieder 
aus demjelben ausgeführt werden. 

Schweine und Kälber dürfen in den Schlachthof nur mit der 
Eiſenbahn oder mittelft Fuhrwerks eingebracht werden. Der Trans 
port des Kleinviehs von Viehhof nach dem Schlachthof hat mittelſt 
Wagen zu geichehen. 

Zur Vermeidung von Verwechjelungen haben die Eigentiimer 
ihre dem Schlachthof zugeführten Tiere mit den bei der Berwaltung 
anzumeldenden Erfenmingszeichen (Anjchnitt oder Farbzeichen) zu 


verjehen. 
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s9. 
Ginführung und Unterfuhung der Schlacttiere. 


Das Einführen der Tiere in den Schlachthof darf nur au 
dem betreffenden Eingangstore unter Beachtung der Vorjchriften 
der Polizeiverordnung vom 1. März 1902 (Nachtrag zu den Be- 
trieb3ordnungen für den Vieh: und Schlachthof betr.) erfolgen; 
hier find auch dem hierzu beauftragten Bedienfteten die Schlacht: 
und Beichaufarten zum Burchlochen vorzuzeigen. 

Alle nicht vom Viehhof dem Schlachthof direkt zugeführten 
Tiere unterliegen vor der Einbringung in den Schlachthof einer 
Unterfuchung durch den Tierarzt oder beauftragten Bejchauer und 
jind zu Ddiefem Behufe bei dem Eingangstor dem Aufjeher anzu— 
melden. 

Die Schlachtviedbejchau erfolgt für alle zu jchlachtenden Tiere 
nach Einbringung in die Stallungen bezw. unmittelbar vor der 
Schlachtung. Lebtere darf nicht vor Erteilung der Genehmigung 
des Beſchauers jtattfinden. 

Kranke, abgemagerte und unreife Tiere fünnen von der Einfuhr 
zurücgewiejen werden. Kälber unter zehn Tagen gelten als unreif. 


Tiere, welche bei der Unterjuchung frank oder franfheitsver- 
dächtig befunden werden, dürfen nicht in den allgememen Schlacht: 
ballen geichlachtet werden, müfjen vielmehr je nach Anweiſung des 
Unterjuchungsbeamten in die dazu beitimmten Beobachtungs- oder 
Schlachträume gefchafft werden. Die von diejfem Beamten ange: 
ordnete Ueberfühtung nach den bezeichneten Näumen Liegt dem 
Eigentümer des Tieres oder deſſen Beauftragten ob. Soweit das 
beanftandete Tier nicht nachträglich gefund und genußfähig befunden 
und dem Eigentümer herausgegeben oder durch die Freibanf ver: 
wertet wird, hat der Schlachthausdireltor oder deſſen Vertreter Die 
unfchädliche Befeitigung desjelben durch jchriftliche Berfügung anzu— 
ordnen, unter Beobachtung der Borjchriften des Neichsgeleges über 
die Abwehr und Unterdrüdung von Viehſeuchen nebſt den hierzu 
erlafienen Ausführungsbeitimmungen. 
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Die nach vorſtehendem zu erlaſſenden Verfügungen des Direltors 
oder ſeines Vertreters ſind, auch wenn ſie ſeitens der Beteiligten 
angefochten werden, einſtweilen zu befolgen, doch ſteht dem Be— 
teiligten binnen 24 Stunden Beſchwerde bei dem Polizeiamt Mainz 
und im weiteren Verfolg bei Großh. Kreisamt Mainz zu. 


8 10. 


Fütterung der Schladttiere. 


Die Beitimmungen in $ 10 der Viehhofordnung vom 12. Df- 
tober 1898 finden im allgemeinen auch für den Schlachthof Anwendung. 

Alles Vieh, welches über Nacht in den Ställen eingejtelit 
bleibt, it mindeitens täglich einmal des Abends zu füttern. 

ALS geringite Futterreichung find zu verwenden: 

Für 1 Stüd Großvieh 5 kg Hei, 
„ 1 Schwein 0,5 kg Gerſtenmehl oder Kleie, beides ala 
mit Waſſer aufgebrühter Tranf, 
„ 1 Schaf oder Siege 1 kg Heu, 
„ 1 Kalb 1 Liter Milch oder Mehltranf. 

Die AFutterreihung erfolgt ohne befonderen Auftrag durch 
den Stallwärter auf Kojten des Eigentümers. 

Wird öftere und reichlichere Fütterung beanjprucht, fo iſt der 
Stallwärter zu verjtändigen, und es jind für den Mehrbezug von 
Sutter die Duittungen vorher bei der Schlachthoffaffe zu Löfen. 
Das Tränfen de3 Viehes erfolgt gleichfalls durch den Stallwärter. 


sl. 

Schladtungen. 
Das Schlachten hat ausſchließlich in den für die verjchiedenen 
Biehgattungen beitimmten Schlachthallen zu gejchehen. Für jede 
Schlachtung wird die Stelle von dem mit der Ueberwachung der 


Schlachthallen beauftragten Angeitellten angewieſen. Derſelbe be: 
jtimmt auch die Neihenfolge der Schlachtungen. 


— 
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Vor Beginn mit der Schlachtung iſt dem Aufſichtsbeamten 
die Schlacht- und Beſchaukarte abzugeben, und es darf ohne 
Schlacht- und Beſchaukarte keine Schlachtung zugelaſſen werden. 

Das Töten der Tiere muß möglichſt raſch und ſicher unter 
Vermeidung jeder Tierquälerei erfolgen. Beſondere Beſtimmungen 
bleiben vorbehalten. 

Zum Töten der Tiere werden nur ſolche Perſonen zugelaſſen, 
welche die Gewähr dafür bieten, daß ſie das Töten in der ange— 
gebenen Weiſe und das weitere Abſchlachten nach gewerbsüblichen 
Regeln ausführen können. 

Lehrlinge dürfen nur, wenn ſie körperlich genügend kräftig 
ſind und im Beiſein des Meiſters oder deſſen Vertreters Tiere töten. 

Vor der Tötung ſind die Tiere an den dazu beſtimmten Vor— 
richtungen ſicher zu befeſtigen. Bei Kleinvieh ſind die vier Füße 
auf dem Schragen feſt zuſammenzubinden, was jedoch nicht früher 
geſchehen darf, als bis die mit der Tötung beauftragte Perſon 
anweſend iſt; auch dürfen nicht mehr Tiere angebunden werden, 
als Perſonen zum Töten zugegen ſind. 

Sämtliche Schlachttiere mit Ausnahme der nach jüdiſchem Ritus 
zu jchächtenden Tiere müſſen vor dem Töten betäubt werden. 

Ueber die Art der Betäubung entjcheidet der Direktor oder 
der Schlachthof-Tierarzt. Ber der Ausführung it den nord: 
nungen der Auffichtsbeamten unweigerlich Folge zu leiſten. 

Mit dem Abhäuten, Abbrühen und weiteren Berarbeiten der 
Schlachttiere darf erjt begonnen werden, wenn feine Bewegungen 
oder Zuckungen der getöteten Tiere mehr wahrzunehmen ſind. 

Für das Shädten nah jüdiſchem Ritus gelten 
folgende Bejtimmungen: 

1. Das Schächten darf nur durch angeftellte Schächter aus: 

geführt werden. 

2. Das Niederlegen von Großvieh darf nur durch Winden 
oder ähnliche Vorrichtungen bewirkt werden und bat mit 
möglichjter Schnelligkeit zu geichehen. Die Winden umd die 
dabei gebrauchten Zeile, Gurten und Ketten müſſen Die 
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nötige Stärfe bejigen und jtet3 in gutem Zujtande ge 
halten werden. 

3. Während des Niederlegens muß der Kopf des Tieres ge 
hörig unterftügt und geführt werden, jo daß ein Auf: 
ichlagen desjelben auf den Fußboden und ein Bruch der 
Hörner vermieden wird. 

4. Beim Niederlegen des Tiere® muß der Schäcdhter bereits 
zugegen jein und unmittelbar darnach die Schächtung 
vornehmen, welche raſch und ficher auszuführen it. 

. Nicht nur während des Schächtens, jondern auch für die 
ganze Dauer der nach dem Halsjchnitt cintretenden 
Muskelkrämpfe bis zum Eintritt des Todes muß Der 
Kopf des Tieres feitgelegt bleiben. 

6. Das Blut von gejchächteten Tieren darf nicht zum menſch— 
lichen Genuß, jondern nur zu technischen Zwecken ver: 
wendet werden. 

Mepger und Mebgergehilfen, jowie Lohnfchlächter, welche bei 
oder nach der Schlachtung ein Tier oder Teile desjelben Frank 
oder franfHeitsverdächtig finden, find verpflichtet, hiervon dem 
sleischbeichauer bezw. dem amtierenden Schlachthof-Tierarzt ent: 
Iprechende Meldung zu machen, dejjen Entjcheidung abzuwarten ift 

Keim geichlachtetes Tier, ebenjowenig Zeile, Eingeweide und 
Blut eines jolchen, dürfen vom Schlachtplage entfernt, von den 
Winden oder Hafen abgenommen, verhängt oder in die Kuttelei 
gebracht werden, bevor nicht die vorgeichriebene Unterjuchung (ver: 
gleiche S 2 und 13) ftattgefunden hat. 

Alle geichlachteten Tiere find am Linken Worderfuße vom 
Schlachtenden mit einem Dauerzeichen zu verjehen, das den Beſitzer 
fennzeichnet. Dieje Zeichen find dem Direktor des Schlachthofes 
anzumelden. 

Die in den Schlachthallen angebrachten Aufzugs- und Be: 
förderungsvorrichtungen dürfen nur don Perſonen, welche damit 
umzugehen wien, aber nicht von Unbefugten, in Bewegung gejeßt 


on 
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und bedient werden. Ber ihrer Benutzung it die Neihenfolge nad) 
Anordnung des Auffichtsperjonals einzuhalten. 


8 12. 
Weitere Berarbeitung der gejchladhteten Tiere. 


Alles geichlachtete Vieh) muß mach vollendeter VBerblutung 
ſofort und ohne Unterbrechung dem Handiwerfsbrauche gemäß weiter 
verarbeitet werden. Hierbei ijt in allen Räumen des Schlacht: 
hofes die größte Neinlichkeit zu beobachten; jowohl der benußte 
lag als auch die Geräte find Durch die Schlachtenden mach der 
Benutzung zu reinigen. 

Das zur menschlichen Nahrung beſtimmte Blut darf nur in 
ganz reimen Gefäßen aufgefangen und mit jauberen Holzlöffeln 
oder Quirlen, nicht aber mit der Hand, gerührt werden. 

Bor der TFeititellung des Ergebnijfes der tierärztlichen Unter: 
juchung der gejchlachteten Tiere darf das Blut derjelben von der 
Schlachtjtelle nicht entfernt werden. Die Blutfchüffeln dürfen zu 
feinem anderen Bwede als zum Auffangen des Blutes verwendet 
werden. 

Zu Nahrungszweden darf nur das Blut von Tieren mit: 
genommen werden, bei denen der Schlund beim Schlachten nicht 
mit durchichnitten wurde, und die nach dem Schlachten gejund be: 
funden wurden. Der Verkauf des Blutes von Tieren, für welche 
dies nicht zutrifft, darf nur im Schlachthofe und nur an jolche 
Perſonen jtattfinden, welche hierzu die Erlaubnis des Schlachthof: 
direftors erhalten haben. Letzteres gilt auch für den Verfauf von 
Borjten innerhalb des Echlachthofes. 

Im Schlachthof zurücgelafjenes nicht verkauftes Blut und 
die dajelbjt zurücgelaffenen nicht verfauften Borſten bleiben Eigen 
tum der Schlachthofverwaltung. 

Die Eingeweide dürfen in den Schlachträumen und im Brüh— 
hauje, abgejehen von der Schweinejchlachthalle, nicht geöffwet und 
ihres Inhaltes entleert werden, jondern müſſen in die hierzu be- 
itimmten Lofale gebracht und dort ausgewaſchen werden, 
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Die Entleerung und gröbere Reinigung der Eingeweide von 
Groß- und Kleinvieh muß im Düngerhofe geichehen; der Magen— 
inhalt darf nur in diejenigen Ausschüttelöcher entleert werden, unter 
denen Düngerwagen jtehen. Die weitere Reinigung der Eingemeide 
hat dann in der Kaldaunenwäjche (Kuttelei) zu erfolgen. 

Die Brufteingeweide der Schweine müfjen in unmittelbarer 
Nähe hinter die gejchlachteten Tiere gehängt werden, jo daß Ber: 
wechslungen nicht vorfommen fünnen. Die Därme können entfettet 
und ausgejpült werden, müffen aber nach der Reinigung wieder 
zum betr. Schwein zurüdgebracht und dort bis zur beendeten Unter: 
juchung aufbewahrt werden. 


8 13. 
Unterfuhung, Abjtempelung und Entfernung der 
geichladhteten Tiere. 


Jedes geichlachtete Tier ift, nachdem es geöffnet worden ilt, 
von dem die Aufficht führenden Fleiſchbeſchauer zu befichtigen, der 
in Beanftandungsfällen die Entjcheidung des Schlachthof-Tierarztes 
gemäß der gegebenen Dienjtinftruftion herbeizuführen hat. Zu 
dieſem Zweck jind durch den Megger Großvieh und Schweine zu 
Ipalten (Ausnahmen vergl. S 27 der Ausführungsbeftimmungen A. 
zum Neichs-Fleifchbeichaugejeß). Bei Großvieh ijt die Zunge ſoweit 
zu löjen, daß Maul» und Nachenjchleimhaut in ihrem ganzen Um: 
fang zu jehen find; die Nieren müſſen aus ihrer Fettkapſel gelöft 
werden. Bei Kälbern dürfen Kopf und Füße vor beendigter 
Unterfuchung nicht aus ihrer Verbindung mit dem Tierkörper ge 
[öft werden. Der Kopf von Kälbern über ſechs Wochen iſt wie 
der von Rindern zu zerlegen. Bei Schweinen it das Schmalzfett 
zu löſen. — Die Eingeweide der Tiere find bis zur Unterfuchung 
in deren nächjter Nähe aufzubewahren oder entiprechend zu zeichnen. 
— Se nach dem Ergebnis der Unterfuchung wird der Genuß oder 
Verkauf des Fleiſches und der zugehörigen Teile der gefchlachteten 
Tiere entweder gejtattet, bejchränft oder unterjagt. Hinſichtlich der 
Behandlung des beanftandeten Fleiſches find die Vorjchriften der 
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Fleiſchbeſchau-Ordnung vom 9. April 1903 unter E. ſowie jene 
der Bolizei-VBerordnung vom 8. April 1904 betr. Freibanf-Urdnung 
für Die Stadt Mainz maßgebend. 

Glaubt der Eigentümer eines beanftandeten Tieres ſich irgend 
wie beeinträchtigt, jo kann er beim Pireftor der Anstalt die noch» 
malige Unterfuchung des Falles durch den Großh. Kreisveterinär: 
arzt beantragen. Die entitehenden Koſten hat in dem Falle, daß 
die Entjcheidung zu jeinen Ungunjten ausfällt, der Antragjteller 
zu tragen. 

Bevor die Schlachttiere vom Beamten unterjucht, als gejund 
bezeichnet und als jolche abgejtempelt find, dürfen diejelben oder 
Teile von ihnen nicht entfernt oder einer weiteren Behandlung 
unterzogen werden. Ein Tier gilt als zerlegt, wenn von demjelben 
irgend welche Organe, Teile oder Eingeweide entfernt find. 

Erjt nach erfolgter Abjtempelung fünnen die Eigentümer über 
ihre geichlachteten Tiere und deren Eingewveide frei verfügen. Rinder 
dürfen vor der Abjtempelung mitten durchgehauen oder durchgelägt 
werden, doch muß die Haut noch mit dem Tiere in Verbindung 
bleiben; ebenjo müfjen Schweine jo in zwei Hälften geipalten 
werden, daß die Naden- oder Kopfſchwarte oder die Haut der 
Naſenſpitze noch beide Hälften verbindet. 

Für die Sicherheit des im Schlachthofe verbleibenden Fleiſches 
und der Eingeweide, ſowie der den Mepgern gehörenden Geräte 
wird jeitens der Stadt feine Gewähr geleitet. Das eingeftellte 
Vieh wird durch die Stadt gegen Feuersgefahr verfichert. Im 
Falle von Brandjchäden wird an die Gejchädigten nach Maßgabe 
des von den betreffenden Berficherungsgejellichaften bezahlten Ent: 
ſchädigungsbetrags Erjab geleiſtet. 


8 14. 
Das Verwiegen der geſchlachteten Tiere. 


Behufs Feſtſtellung des Schlachtgewichtes der nach Schlacht: 
gewicht gekauften Tiere Find in den Sclachthallen Wagen auge: 
bracht, auf denen die amtlichen Verwiegungen von Fleiſch und 
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Eingeweideteilen gegen Entrichtung der feitgejegten Wiegegebühren 
von vereideten jtädtischen Wiegern ausgeführt werden. Die eigen: 
mächtige Benußung der amtlichen ſowie das Verwiegen auf eigenen 
Wagen it im Schlachthofe verboten. Für die Ermittelung des 
Schlachtgewichts gelten folgende Bejtimmungen: 


I. Bei den Rindern: 

Zu entfernen find der Kopf, die Füße, das dide Kronenfleiſch 
(Kröhe) und der Schwanz unter Beachtung des nachfolgenden: der 
Kopf iſt ohne jegliches Halsfleiich am Genickwirbel und zwiſchen 
dem zweiten amd dritten Gurgelring abzutrennen, die Füße jind 
oberhalb des Schienbeines glatt abzujchneiden, der Schwanz wird 
unter Belaffung von zwei Wirbeln abgetrennt. Zum Verwiegen 
kommen die Viertel mit Belaffung der Fett: und Fleiſchnieren, 
des Schloß: und Sackfettes und des dünnen SKronenfleiiches in 
rich ausgejchlachtetem Zuftande Das Ergebnis diefer Wägung, 
abzüglich 1 Kilo Wafjergewicht pro Biertel, gilt als Schlacht— 
gewicht. Bei Verwiegung eines nur in zwei Hälften geteilten 
Tieres kommen 5 Kilo Wafjergewicht für dasjelbe in Abzug. 


11. Bei den Schweinen: 

Zu entfernen jind die Eingeweide mit der Zunge ohne allen 
Fleiſchanſatz, der Maſtdarm mit "/s cm breiter Krone und das 
HBwerchfell bis ans Kronenfleiſch. Zu bejeitigen und durch die 
Sclachthofverwaltung zu vernichten find: dev Nabel mit der Nabel: 
Ichnur, die Augen und Die Ohrmuſcheln. Im Schwein zu ver 
bleiben haben Halsdrüſen, Schwarte der Schädeldede, Schwan; 
und Pieren. Zum Verwiegen fommt das in Hälften geteilte 
Schwein 1 Stunde nach der Ausweidung. Das Ergebnis dieler 
Wägung, abzüglih 2 Kilo Waſſergewicht pro Schwein, gilt als 
Schlachtgewicht. 


III. Bei den Schafen: 
Zu entfernen ſind der Kopf, die Vorder- und Hinterfüße mit 
den Schienbeinen, die Lunge mit der Gurgel, das Herz mit Herz: 
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fett, die Leber und Milz mit dem dien Kronenfleijche, die Blaſe 
und Nabeljchnur. Zu verbleiben haben Fett und SFleijchnieren, 
Schloßfett, das dünne Stromenfleisch und der Schwanz. Maß— 
gebend Für die Feſtſtellung des Gewichts it das Verwiegen 
früheſtens eine Stunde nad) der Ausjchlachtung ohne Gewähr von 
MWafjergewicht; bei verlangter jofortiger VBerwiegung wird "2 Kilo 
Waffergemwicht gewährt. 


IV. Bet den Kälbern: 


Zu entfernen find der Kopf, die Vorder« und Hinterfüße mit 
den Schienbeinen, die Lunge mit dem Kronenfleiſch und der Gurgel, 
das Herz mit Herzfett, die Leber, Milz, Blaſe und Nabelichnur. 
Zu verbleiben haben die Fett: und Fleiſchnieren, Schloßfett und 
Schwanz Maßßgebend Für die Feititellung des Gewicht? it das 
Vermwiegen in Hälften oder VBierteln ein Tag nach der us: 
ſchlachtung ohne Gewähr von Waſſergewicht. 

Alles jogenannte Schneiden an dem zu verwiegenden Teilen 
ift verboten. Findet der Wieger, dab an einem zu verwiegenden 
Tiere mehr abgejihnitten iſt, als mach den vorſtehenden Beſtimm— 
ungen zuläſſig erjcheint, jo hat er das Wiegen zu verweigern und 
dem Direktor Anzeige zu eritatten. Derjelbe veranlapt die Schägung 
der widerrechtlich entfernten Teile. Von dem Ergebnis dieſer 
Schätzung it dem Verkäufer alsbald Mitteilung zu machen. 


8 15. 
Benugung der Ställe. 


Die Ställe des Schlachthofes dürfen nur zum Einstellen des 
im Schlachthof zur Schlachtung fommenden Viehes benußt werden. 
Die Eintellung darf erit nach Bezahlung der Schlachtgebühr er: 
folgen. 

Alles Vieh, welches nicht zur jofortigen Schlachtung fommen 
fann, muß bis zu dieſem Beitpunfte in den Schlachthof-Ställen 
eingeftellt werden. 


Jedes zur Einjtellung kommende Stück Großvieh muß mit 
einem guten Strid zum Anbinden verjehen fein. Alles eingejtellte 
Bieh it vom Eigentiimer mit einem leicht erfennbaren Beichen zu 
verjehen. Dieje Zeichen jind bei dem Schlachthofdireftor anzugeben. 

Allem eingejtellten Vieh muß ausreichend eingejtreut werden 

Die Einjtrenung wird durch die Stallwärter bejorgt. Die 
Einjtreuftoffe werden von der Verwaltung geitellt. Eine bejonder: 
Vergütung dafür it nicht zu leilten. 

Futter und Einjtreuftoffe Dürfen von WVieheigentiimer nict 
mitgebracht werden. Im übrigen gelten die gleichen Beltimmungen 
wie für die Benußung der Ställe im Vichhofe (vergl. S 10 der 
Viehhof-Ordnung). Es iſt verboten, Tiere in die Stallung einzu: 
führen oder aus demjelben abzuholen, ohne daß vorher dem Auf: 
Jichtsbeamten bezw. Stallwärter hiervon Anzeige gemacht und 
dieſem der Nachweis der Bezahlung des Schlacht: und Beſchau— 
bezw. Stalle und Futtergeldes erbracht worden it. 

Für die Benutzung der Ställe find die in der Gebühren: 
Ordnung des Schlachte und Biehhofes feitgejegten Beträge zu 
entrichten. 
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S 16. 
Die Benugung des Kühlhauſes. 

Die Stadt verpflichtet fich, das Kühlhaus während des ganzen 
Jahres auf einer Temperatur von 2 bis höchiten® 3° C., den 
Böfclfeller von 6 bis 8° C. zu halten. 

Das Kühlhaus und der Pökelkeller find geöffnet: während 
der Sommermonate an allen Wochentagen morgens von 4—8 Uhr, 
von 11 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittagd und nachmittags 
von 4—7 Uhr und während der Wintermonate morgens von 
6—9 Uhr, von 11 Uhr vormittags bis 2 Uhr nachmittags umd 
nachmittags von 4—6 Uhr; an Sonn- und Feiertagen in den 
Sommermonaten morgen® von 4—7 Uhr und 11—1, in de 
Winternionaten morgens von 5—8 Uhr und 11—1 Uhr. 
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Außer dieſen Zeiten iſt das Betreten des Kühlhauſes unter— 
ſagt, doch kann der Direktor Ausnahmen geſtatten. 


Fleiſch, ſowie Lungen und Lebern der im Schlachthaus aus— 
geſchlachteten Tiere dürfen nicht früher in das Kühlhaus gebracht 
werden, als bis ſie vollſtändig abgetrocknet und bis auf Luftwärme 
ausgekühlt ſind. Wann dieſer Zeitpunkt eingetreten iſt, entſcheidet 
in Streitfällen der Direktor. 

Die Ueberführung der ganzen Tiere mittelſt der Beförderungs— 
vorrichtungen erfolgt in den Vorkühlraum, ſoweit dieſer ausreicht, 
täglich innerhalb der benannten Betriebszeiten; jedoch müſſen die 
in dem Vorkühlraum untergebrachten Tiere und Teile ſpäteſtens 
am Morgen des folgenden Tages aus demſelben wieder entfernt 
werden. Die Benutzung des Vorkühlraumes iſt unentgeltlich nur 
den Mietern von Kühlräumen oder bei Zahlung von Hakengebühr 
geſtattet. Zur Entlaſtung der Schlachthallen an Hauptſchlachttagen 
kaun die Direktion ausnahmsweiſe die gebührenfreie Einbringung 
geichlachteter Tiere in den Vorkühlraum bis zum nächſten Bor: 
mittag geitatten. 

Bon auswärts eingeführtes Friiches Fleisch darf nur dann in 
die Kühlhallen gebracht werden, wenn es vom Bejchauamt als ge- 
Jund abgejtempelt worden üt. 

Fleiſch und Fett, welches übel riecht oder bereits verdorben 
iſt, loſe Felle, alter Talg, Kuheuter, Därme, Eingeweideteile (mit 
Ausnahme von Leber, Herz, Milz und Nieren), ſowie unentklaute 
Füße, ferner Gegenjtände, welche nicht zur Aufbewahrung von 
Fleiſchteilen notwendig ind, ſowie Stleidungsjtüde, Handwerfszcug 
und Geräte, mit Ausnahme von Meſſern und Knochenſägen, dirfen 
nicht in das Kühlhaus eingeführt werden. 

Die Verwaltung fanı derartige Gegenjtände zwangsweiſe und 
auf Kojten des Eigentümers ohne weiteres bejeitigen laſſen. 

In den Bellen des Kühlhaufes it nur geitattet je einen mit 
Dedel verjehenen Pöfeljtänder von höchſtens "/ıo cbm Inhalt auf: 
zujtellen, desgleichen darf das Blut zur Wurjtfabrifatton nur in 
verichlofjenen Kannen dort aufbewahrt werden. 
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Das Aufhängen eijerner Hafen an den Gittern der Wände 
oder Deden der Zellen it unterfagt; wo jolche Hafen außer den 
von der Berwaltung gejtellten noch angebracht werden jollen, it 
ein bejondere3 Trageijen zu bejchaffen, wozu vorher von dem 
Direftor die Erlaubnis einzuholen it. 

Die für den Verkehr beſtimmten Gänge dürfen mit feimerlei 
Gegenſtänden beſetzt und zu feinerlei Arbeit benußt werden. Das 
Fahren mit Handwagen und Karren im Kühlhauſe, jowie die Aufs 
jtellung von Wagen im Kühlhauje ift verboten. 

Im, Kühlhaufe iſt die peinlichite Sauberkeit zu beachten, und 
jind für die Erhaltung derjelben im den vermieteten Zellen deren 
Mieter verantwortlic. 

Insbejondere iſt der Fußboden der Zellen ſtets jauber und 
trocen zu Halten; auf demjelben dürfen weder Fleiſch- noch Fett: 
vejte, weder Blut noch Knochenſplitter oder jonftige Gegenſtände 
umberliegen. Zur Neinigung ſind feuchte Tücher zu verwenden. 

Ob eine Zelle unvorichriitsmäßig gehalten, ob fie mit unge: | 
börigen oder verbotenen Sachen belegt oder übermäßig belajtet ıt, 
eirtjcheidet in jedem Falle die Verwaltung. . 

Die Vornahme gründlicher Neinigung und Ausſpülung der 
Zellen darf mur und muß gleichzeitig an dem von der Verwaltung 
angeordneten Tage ttattfinden. 

Falls in den Kühlzellen oder an den Maschinen: und Kühl— 
anlagen bauliche Beränderungen, Reparaturen oder größere Nemt: 
gungsarbeiten mach Anordnung dev Bürgermeiſterei oder der 
Schlachthausverwaltung vorgenommen werden jollen, kann Leßtere, 
ſoweit notwendig, die Kühlung einstellen, jowie eine Räumung der 
Kühlzellen verlangen. Falls diefer Zuitand länger als acht Tage 
andanert, können die Mieter Für den über dieſe Friſt hinaus: 
gehenden Zeitraum eine dem Mietbetrage entjprechende Entſchädigung 
bezw. Ermäßigung der Miete beanjpruchen. 

Die gemieteten Zellen find verjchloffen zu halten; ihre In— 
haber und deren Beauftragte jind verpflichtet, die Zellen auf Ver: 
langen der Beamten zu öffnen. Die Berwaltung übernimmt 
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feinerlei Verantwortlichkeit für die in dem Kühlhauſe aufberwahrten 
Vorräte und Gegenftände. 

Kein Abnehmer darf ohne jchriftliche Genehmigung der Ver— 
waltung die gemietete Zelle einem andern zur Benußung oder Mit: 
benugung überlaffen; dagegen fünnen in Bedürfiisfällen geeignete 
Zellen an höchſtens zwei Gefchäftsleute zur gemeinfamen Benugung 
vermietet werden; in diejem Falle find beide für die Befolgung der 
erlajjenen VBorjchriften jolidarisch verantwortlich. 


Werden Zellen frei, jo jollen, abgejehen von dem Falle der 
Fortſetzung des Gejchäftes durch Nachfolger, Bewerbungen im der 
Regel nach der Reihenfolge der Anmeldungen berücfichtigt werden, 
jedoch erwirbt niemand darauf einen Rechtsanſpruch. Demjenigen, 
weicher die ihm vermietete Zelle nicht mit Sorgfalt benußt oder 
gegen die für das Kühlhaus erlaffenen Vorjchriften wiederholt ver: 
ſtößt oder troß wiederholter Zahlungsaufforderung mit der fälligen 
Miete 14 Tage im Nüditande bleibt, kann durch die Verwaltung 
außer der jonjt vorgejehenen Beitrafung die Zelle ohne jede Kün— 
digung entzogen werden Die Stadt verjichert das in das Kühl: 
haus eingebradhte ?zleisch gegen Feuersgefahr. Im Falle von 
Brandichäden wird an die Gejchädigten nad) Maßgabe des von 
den betreffenden Verficherungsgejellichaften bezahlten Entſchädigungs— 
betrages Erjaß geletitet. 


8 17. 
Allgemeine Borjchriften. 


Wer den Schlachthof und deſſen Einrichtungen benußt, hat bei 
feinen Arbeiten die größte Reinlichfeit zu beobachten, insbejondere 
jeden Unrat, Abfälle von Fleisch, Haare und Talg ꝛc. jofort in die 
dazu beitimmten Aufberwahrungsorte zu verbringen, auch den Boden, 
die Tische und die Wände, ſowie das benußte Handwerkszeug Des 
Schlachthofed3 von Blut 2c. zu reinigen und das Handwerkszeug 
orbnungsmäßig aufzubewahren; namentlich gilt dies auch bei der 
Benugung der Kaldaunenwäjche (Kuttelei) und der Brühfejjel. 
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Auf dem Schlachthofe iſt unterjagt: 


1. alle8 Lärmen und Gtreiten, Pfeifen und Siugen, jede 
Beläftigung und Behinderung anderer und jede Störung 
der Ordnung; 


2. jede Verunreinigung oder Beichädigung des Schlachthofes 
und feiner Geräte jowie die beftimmungswidrige Bes 
nügung derjelben; 


3. der Genuß geiltiger Getränke außerhalb der Gafträume 
und das Nauchen innerhalb der gejchlofjenen Räume, mit 
Ausnahme der Gajträume; 


4. jede Wafjer- und Dampfverjchiwendung, jowie das eigen 
mächtige Benügen der amtlichen Wagen und das unbe- 
fugte Deffnen und Schließen der Eleftrizität3-Schaltungen 
und der Lüftungs-Einrichtungen ; 


5. Wagen, Karren und ©erätichaften auf anderen als den 
hierfür bejtimmten Plägen aufzuftellen oder jtehen zu lafjen; 


6. das Ablegen und Aufhängen von Sleidungsjtüden in den 
Schladhträumen, jowie das NAufbewahren von Blut oder 
Jonftigen tieriichen Teilen in den zum Umtleiden beſtimmten 
Räumlichkeiten. 


Für das ordnungsmäßige Verhalten ihrer Angeitellten oder 
Bedienjteten haben die Auftraggeber Sorge zu tragen; für den 
durch ihre Leute veruriachten Schaden haben diejelben aufzufommen. 

Alle diejenigen Perſonen, welche im Schlachthof jchlachten 
oder ſonſt verkehren, haben die voritchenden Anordnungen zu 
beobachten und den im dieſer Beziehung an fie eegehenden Weiſungen 
der Beamten unbedingt Folge zu leiſten. | 

Perſonen, welche die Ruhe und Ordnung ftören und andere 
tätlich oder durch Worte beläftigen, ferner Betrunfene, jowie die— 
jenigen, welche fich den Anordnungen der Beamten nicht fügen, 
fönnen, abgejehen von der ſonſt eintretenden Beltrafung, jofort aus 
dem Schlachthof entfernt werden. 
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Den Auffichtsbeamten it der Zutritt zu allen Räumlichkeiten, 
auch zu denjenigen, welche vermietet find, jederzeit zu gewähren. 

Etwaige Bejchwerden über die jtädtiichen Auffichtsbeamten 
oder Arbeiter jind beim Direktor, Bejchtverden über dieſen ſelbſt 
beim Oberbürgermeiſter anzubringen. 

Das durch den Schlacht- und Viehhof Führende Bahngeleiſe 
darf in feiner Weije mit irgend welchen Gegenjtänden belegt oder 
beitellt werden. Das Ueberjchreiten und Weberfahren desfelben 
darf nur an den hierzu beſtimmten Uebergangsftellen ftattfinden, 
hat ohne Aufenthalt und in rajchem Schritt zu gejchehen und bei 
herannahendem Zuge zu unterbleiben. 


$ 18. 
Beförderung des Fleijches. 


Die Berörderung des Fleiſches und der Abfälle aus dem 
Schlahthofe darf nicht mit lebendem Vieh zujammen und nur 
mittelit zugededter Wagen oder Karren erfolgen. 

Sind die Wagen nicht mit feiten Verſchlußdeckeln verjehen, jo 
muß das Fleiſch mit reinen Tüchern volljtändig bedeckt werden. 

Fleiſch- oder Eingeweideteile dürfen nur in bededten Gefähen 
vom Schlachthofe entfernt werden. 

Die zur Beförderung des ausgejchlachteten Fleifches dienenden 
Wagen find zu anderen Zwecken, 3. B. zur Beförderung von 
febendem Vieh, nicht zu verwenden; diejelben müfjen jich jtets in 
Durchaus reinem Zuſtande befinden, namentlich müjjen die Wagen- 
bretter und Seitenwände, jowie die zur Unterlage für das Fett 
dienenden Wagenteile frei von Blut und Schmuß jet. 

Unreine Fleiſchwagen werden zum Schlachthofe nicht zuge— 
lafjen; auch ift dag Reinigen und Wajchen der Wagen im Schlacht: 
hofe nicht geitattet. 

Die mit der Abfuhr betrauten Perjonen dürfen ihre beladenen 
Fleiſchwagen nur in durchaus jauberem Anzuge aus dem Schlacht: 
hof fahren. 
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8 19. 
Betrieb im Pferdeſchlachthauſe. 


Die Beitimmungen dieſer Schlachthof-Drdnung finden finn- 
gemäße Anwendung auf das Prerdejchlachthaus. 

Pferde dürfen nicht eher gejchlachtet werden, bis die Unter: 
ſuchung durch den zuftändigen Tierarzt jtattgefunden hat. 

Der Kopf der gejchlachteten Tiere ijt Der Länge nach zu 
ipalten, jo daß die unverlegte Najenjcheidewand fichtbar. ift. 

Erjt nach erfolgter Unterjuchung und Abjtempelung fann der 
Pferdemeßger über dieſes Tier und deſſen Eingeweide frei verfügen. 


g 20. 
Düngerhof und Kuttelei (Kaldaunenwäjce). 


Die Entleerung der Eingeweide von Großvieh (Ochjen, Kühe, 
Stiere, Rinder) und der Pferde, jowie auch von Sleinvieh (Kälber, 
Schafe, Lämmer und Biegen) muß im Düngerhofe vorgenommen 
werden, die Neinigung derjelben hat in der Nuttelei zu gejchehen. 
Das Entflauen der Füße von Großvieh darf auf dem Schlahthofe 
uur an einem eigens hierfür bejtimmten Plage ftattfinden. 

In die Kuttelei dürfen nur die Mäuler, Zungen, Füße, Brujt- 
und Bauch-Eingewerde von gejchlachteten Tieren gebracht werden. 
Die entleerten Mägen, Därme und die Füße müfjen vor dem 
Brühen jorgfältig in den Waffertrögen gereinigt werden. 

Die in der Suttelei vorhandenen Kefjel dürfen nur zum 
Brühen, nicht auch zum Sieden der Kuttelwaren verwendet werden. 
Die weitere Zurichtung, das Sieden, Sulzen u... muß außerhalb 
des Schlachthofes erfolgen. 

Die Kuttelmaren müffen jpäteitens am Tage nad) der Schlach- 
tung des Tieres in der Kuttelei aufgearbeitet werden; die fertige 
Kuttelware tft noch am gleichen Tage aus dem Schlacdhthofe zu 
entfernen. 

Die Arbeitspläge in der Kuttelei werden den Kuttlern von 
den Angejtellten zugewieſen. 


Br —— 
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Nach vollendeter Arbeit haben die Kuttler die ihnen zuge— 
wiejenen Arbeitspläge und Gerätjchaften zu reinigen, jowie leßtere 
wieder an ihre beftimmten Pläße zu bringen. 


g 21. 
Kranfenihlahthaus und Krankenſtälle. 


Das Krankenſchlachthaus dient zur Schlachtung von krankem 
oder Franfheitäverdächtigem Schlachtvieh, überhaupt von jolchem, 
dejjen Zuitand es zweifelhaft erjcheinen läßt, ob das Fleisch zum 
Genuſſe für Menjchen Verwendung finden darf. 

Die Krankenftälle dienen zur Unterbringung und Beobachtung 
von beanftandeten Tieren. Die Schlachtung der in das Kranken— 
ſchlachthaus verwiejenen jeuchefranfen oder jeucheverdächtigen Tiere 
darf nur durch den vun der Schlachthofverwaltung damit beaufs 
tragten Metger gejchehen, dem nach Bedarf Hilfskräfte beigegeben 
werden. R 

Die bezüglich de3 allgemeinen Schlachtbofes gegebenen Vor— 
Schriften finden auc) auf das Krankenſchlachthaus und die Kranken— 
jtälle Anwendung. 

Ueber die Verwendbarkeit des Fleiſches der im Krankenſchlacht— 
haus gejchlachteten Tiere entjcheidet der Schlachthof-Tierarzt. 


g 22. 
Garderobe und Badeanſtalt. 


Kleidungsitüce, welche von den Schlachtenden vor und nach 
dem Schlachten abgelegt werden, jowie Werkzeuge und Geräte, 
welche nicht mehr zum Schlachten erforderlich find, Dürfen weder 
in den Schlachthallen noch in anderen Räumen des Schlachthofes 
untergebracht oder aufbewahrt, jondern müfjen in dem hierfür bes 
ſtimmten Aufbewahrungsraum abgegeben werden. Gebühren werden 
für dieje Aufbewahrung nicht erhoben. Beſonders unreine Stleider, 
Geräte 2c. fünnen zurüdgewviejen werden und find in diefem Falle 
von dem Bejiger jofort aus dem Schlachthofe zu entfernen. 
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Die Benützung der Baderäume ift nur gegen Zahlung der 
in der Gebührenordnung feitgeftellten Säße bei der Schlachthoffafje 
geitattet. Ä 
Im übrigen find bei Benutzung der obigen Anftalten die für 
diejelben gegebenen VBorjchriften umweigerlich zu befolgen. 


28, 
Ueberwahungsporjchriften. 


Für jedes Stück Vieh, welches in den Schlachthof gebracht 
werden foll, muß bei der Einbringung in denjelben an der Schlacht- 
bhoffafje eine Schlacht: und Beichaufarte gelöft werden. Mit diejen 
Gebühren iſt gleichzeitig das tarifmäßige Oktroi zu entrichten. 

Die Schladt- und Beichaufarten find beim intrieb des 
Biehes in den Schlachthof dem Torwärter zu behändigen, welcher 
diejelben erjtmalig zu emtwerten und zurüczugeben hat. Der Tor: 
wärter ‚hat hierbei zugleich das verzeichnete Vieh der Stüdzahl und 
Gattung nad) zu prüfen. Ergeben ſich Zweifel oder Unrichtig- 
feiten, jo hat der Eintrieb in den Schluchthof jo lange zu unter- 
bleiben, bis ſeitens des bemachrichtigten Direktors oder deſſen Be— 
auftragten die Entjcheidung in Diefer Sache getroffen ift. 

Die Schlacht: und Bejchaufarten ſind demnächjt beim Eintrieb 
der Tiere in die Schlachthofltallungen dem betreffenden Stallwärter 
vorzuzeigen und vor der Schlachtung dem Auffichtsbeamten der 
Schlachthalle abzugeben und von Ddiefem endgültig zu entwerten. 

Wird Vich in den Schlachthof zu einer Zeit eingetrieben, wo 
die Schlachthoffafje geichlofjen tft, jo muß dasjelbe bei dem Tor: 
wärter angemeldet werden, welcher hierüber die erforderlichen Ein— 
träge in das Anmeldebuch zu machen hat. Dieje Einträge find 
täglich zu einer bejtimmten Zeit dem Kafjenbeamten vorzulegen, 
welcher nach Prüfung derjelben auf ihre Nichtigkeit die Ausstellung 
der Schlachtfarten veranlaßt. 

Für jolches Vieh muß ſpäteſtens am Tage nach der Ein- 
bringung die Schlachtkarte an der Kaſſe vom Einbringer nachgelöjt 
werden. 


— — m 
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Das Verzeichnis über das zu den Futterzeiten eingejtellte Vieh 
hat der Futtermeiſter täglich der Kaſſe zu übergeben. 

Die Futterrechnung muß von dem Vieheigentümer (Schlach- 
tenden) an der Kaſſe bezahlt werden. Die in den Stallungen ein- 
geitellten Tiere Dürfen vor Entrichtung der Stallgebühren und 
Futterkoſten bei der afje des Schlachthofes und Abgabe des Zahlungs: 
ausweijes an den Stallwärter nicht zur Schlachtung abgeführt 


werden. 
Die nach der Gebührenordnung entfallenden Wiegegebühren 


müſſen vor der Abwägung au den Wieger (Hallenmeijter) und 
zwar von demjenigen, der die Abwägung verlangt, gegen un 
von Wiegefarten entrichtet werden. 


S 24. 
Schluß: und Strafbejtimmung. 

Die vorjtehende Schlachthofordnung tritt mit dem QTage ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. | 

BZuwiderhandlungen gegen die Beitimmungen der Schlachthof: 
ordnung werden, jofern nicht nach anderen gejeglichen Beitimmungen 
eine höhere Strafe verwirft ift, mit Gelditrafe bis zu dreigig Mark 
geahndet. 

Die Betriebsordnung für den Schlachthof der Stadt Mainz 
vom 12. Oftober 1898 iſt hiermit aufgehoben. 


Mainz, den 8. April 1904. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter, 


216 VII. Schlachthaus und Wiehhof. 


4. 
Nachtrag 


zu den WBetriebs Oronungen für den Viehß- und 


Schlachtbof der Stadt Mainz.*) 





Mit BZujtimmung der Stadtverordneten » Berfammlung laut 
Beſchluß vom 13. November 1901, fowie mit Genehmigung Großh. 
Ministeriums des Innern vom 31. Januar 1902 zu M. 3. 1712 
wird hiermit unter Aufhebung der Beitimmungen in $ 4 der 
Betrieb3ordnung für den Viehhof der Stadt Mainz und zur Er» 
gänzung des S 9 der Schladhthofordnung vom 12. Oftober 1898 
Nachitehendes angeordnet: 


5:1; 

Die Vieh- und Schlachthof:Verwaltung Hat über ſämtliche 
Eine und Ausgänge von Vieh genau Regiſter zu führen, aus 
welchen der Zus und Abtrieb mit der Bahn und auf dem Land: 
weg, getrennt für den Vieh- und Schlachthof, jederzeit erjichtlich 
it. Die Negijtereinträge erfolgen bei der Vieh- und Schladhthof- 
kaſſe, bet Schluß derjelben durch VBermittelung des dienjttuenden 
Auffichtsbeamten, auf Grund der nach 8 8 der Vichhofordnung 
und 8 9 der Schlachthoforduung durch) die Transportanten, 
Empfänger oder deren Beauftragte zu betätigenden Anmeldungen. 
Nachdem die Stüdzahl und Gattung genau feitgejtellt it, wird 
für jeden Transport ein Ein» bezw. Austriebſchein ausgejtellt, der 
nach Beicheinigung durch den Ddienfthabenden Aufjeher von diefem 
der Kaſſe zu überliefern und dorten als Regiſterbeleg zu vers 
wahren: tft. | 

Kein Stück Vieh darf dem Vieh- und Schlachthof zugeführt 
oder don da entfernt werden, bevor es bei der Stafje oder dem 
dienſttuenden Nufjichtsbeamten gemeldet und ein Ein» oder Aus: 





*) Bergl. auch $ 9 der Schlachthofordnung vom 8. April 1904, Seite 197. 
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triebjchein ausgeitellt worden ift. Für das vom Viehhofe bezw. 
vom Schweinemarfte im Schlahthofe zur Ausfuhr kommende, 
jowie für das vom Viehhofe zum Schlachthofe gehende Vieh it 
die Marftfarte ($ 8 der Viehhofordnung) bei der Anmeldung des 
Abtriebs oder bei Löſung der Schlachtkarte abzuliefern. 


82. 
Diejer Nachtrag tritt am 1. April 1902 in Kraft. 


Mainz, den 1. März 1902. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiiter. 


5. 


Gebühren ˖ Ordnung 
für den ſtädtiſchen Vieh: und Schlachthof zu Mainz. 


— — 


Nach Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung und 
mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 11. Ok— 
tober 1898 zu Nr. M. J. 21941 wird hierdurch auf Grund der 
Art. 9 und 95 der Städte-Ordnung auf die Dauer eines \Yahres *) 
folgendes beſtimmt: 

Für die Benugung des jtädtifchen Vieh- und Schlachthofes 
und feiner Einrichtungen find von den bierzu nach der Vieh: und 





) Siehe Anmerkung auf Seite 178. 
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Schlachthofordnung Verpflichteten die nachfolgend feſtgeſetzten Ge— 
bühren an die Kaſſen dieſer Anſtalt zu entrichten. 


J. Gebühren für den Viehhof. 
A. Marktgebühr (Auftriebgebühr). 

Dieſelbe iſt vor Eintrieb des Viehes an der Kaſſe zu ent— 
richten gegen Verabfolgung einer Marktkarte, welche beim Verlaſſen 
des Viehhofes wieder abzuliefern iſt. 

Es iſt zu zahlen für: 


1 Stüf Großviehb . -. » A 1.00 
1 Schwein . . 2 2 2 220.40 
RO ur re, 
1 Schaf oder Ziege . -» » . „010 


1 Spanferfel oder Ziegenlamm ,„ 0.10 

Die Zahlung der Marktgebühr für Großvieh berechtigt zum 
Aufitellen des betr. Stüdes in der Markthalle während der Dauer 
des Marktes. 

Die Zablungen der Marftgebühr für Schweine gewährt dem 
Einbringer die Berechtigung, diejelben auf die Dauer von 6 Tagen 
in den Schweinejtallungen unterzubringen und dort zum Verkauf 
zu ſtellen. (Die Markthalle für Schweine befindet fich auf dem 
Schlachtbofe.) Bleiben die Schweine länger als jechs Tage in den 
Stallungen, fo iſt die Marktgebühr twiederbolt zu bezahlen. 

Die Zahlung der Marftgebibr für Kälber, Schafe und 
Biegen berechtigt den Einbringer, dieſes Vieh in der betr. Halle 
während eines Zeitraums von 24 Stunden unterzubringen und 
zum VBerfauf zu jtellen. 

Die Marftgebühr für Ferkel und Ziegenlämmer berechtigt nur 
zur Unterbringung der Tiere in der Kleinvieh : Markthalle während 
eines Marktes. 

Für jedes Tier, welches auf dem Viehhofe (bezw. Schlachthofe) 
verfauft und vom Käufer wieder zum Verkauf gejtellt wird, tft 
aufs neue die Marktgebühr zu entrichten. 


6 


Vo. Schlachthaus und Viehhof. 219 


B. Wiegegebübhr. 
Die für das Wiegen der lebenden Tiere durch die vereidigten 


jtädtifchen Wieger von den Einbringern zu entrichtende Gebühr 
beträgt: 


für 1 Ochjen, Stier oder Farren „A 0.40 
„ 1K8ub oder Rd. . . . „0.30 
„16Shwen . . 2... 0.15 
„ 18alb, Schaf oder Ziege . „ 0.15 
„1 Ferkel oder Yaım . . . „0.05 


Bei Verwiegung von Schweinen und Kleinvieh in größeren 


Partien (nicht unter 6 Stück) auf einen Wiegefchein für jedes 


Stüf „AM 0.10. 
Ueber jede vollzogene Verwiegung ift ein Wagfchein auszu— 
ſtellen. 
C. Stallgebühr. 
1. Für das in die Stallungen eingeſtellte Großvieh iſt außer 


— 


der Marktgebühr für jede Uebernachtung eine Gebühr von 
A 0.30 zu entrichten. Das Stallgeld für Großvieh begreift 
zugleich die Vergütung fir Einjtren im ſich. Großvieh, 
welches nach Mitternacht vor dem Markte in die Stallungen 
eingejtellt wird, ijt fiir die ‚Jeit DIS zum Beginn des Marktes 
von der Stallgebühr befreit. 


. Neben der für Schweine auf eine Yiegezeit von je 6 Tagen 


zur Erhebung kommenden Marktgebühr (A) ijt eine bejondere 
Vergütung an Stallgeld nicht zu entrichten, Dagegen iſt die 
tarifmäßige Vergütung für Einſtreu zu entrichten. 

Für Kälber und Schafe it für die eriten 24 Stunden des 
Aufenthalts außer der Marftgebühr Stallgeld nicht zu entrichten. 
Nach diejer Zeit iſt für jeden weiteren ganzen oder angefangenen 
Zeitraum von 24 Stunden eine Gebühr von AM 0.05 pro 
Stück zu zahlen. 
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Die Streu bat der Eigentümer zu dem tarifmäßigen 
Sate von der Verwaltung zu entnehmen. 

Das ſchuldig gewordene Stallgeld ift jeweilig vor Ab— 
führung der betr. Tiere an der Kaffe zu entrichten. 


D. Futtergelder. 


Die Preije des zur ‚Fütterung der eingejtellten Tiere nötigen 
Futters und der Einftreuftoffe (joweit diejelben überhaupt von den 
Einbringern zu bezablen find), jowie der Kälber: und Schweinetränfe, 
werden von der Viehbofverwaltung jeweilig feitgejegt und durch 
Anschlag im Viehhof öffentlich befannt gemacht. 


E. Gebühren für Benugung des Schienengeleijes im 
Schlacht- und Viehhof. 


Für die Benutzung der Schienengeleiſe und Ladeſtellen im 
Schlacht- und Viehhof ſind folgende Gehühren zu entrichten: 
Für jeden beladen ankommenden oder abgehenden Viehwagen: 
a) bis zu 7 Stück Kleinvieh oder bis zu 2 Stück Großvieh „A 0.50 
b) mit 8 oder 9 Stück Kleinvieh oder 3 Stück Großvieh „ 1.00 
ec) mit mehr als 9 Stüd mn oder mehr als 
3 Stüf Großpieb . . 2... u ar ea 
Hierbei jind Die eberfuhrgebüiheen vom ——— nach 
der Uebergabeſtelle im Schlacht- und Viehhof, welche durch die 
Intereſſenten zu zahlen ſind, nicht inbegriffen. 


F. Desinfeftionsgebübhren. 


Für die Reinigung der Viehwagen und fir die Befeitigung 
von Anſteckungsſtoffen find die nach den bejtehenden Vorfchriften 
jeweilig feſtgeſetzten Entſchädigungen zu leiten. 

Für das Einjtreuen der zu beladenden Wagen ift eine Gebühr 
von «A 0.50 bis .A 1.00 für den Wagen nach jeweiliger Feſt— 
jeßung der Verwaltung zu entrichten. 
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I. Gebühren für den Schladthof.*) 
G. Schlachtgebühren. 
1. Die Schlachtgebühr beträgt für: 


1 Stüf Großvieb. . . A43750 
1, Kleimiehb . . 2:20.20 „0.60 
1 Schweii4112265 
1 Spanferkel oder Yamımıı . .  „ 0.30 


2. Die Schlachtgebühr für Pferde im MPferdejchlachtbaufe 

beträgt: 
für 1 Stüd . . . A 5.50. 

3. Für die Schlachtungen im Kranfenjchlachtbaus ſind diefelben 
Gebühren wie in den anderen Schlachtballen des Schlacht- 
hofes zu entrichten. Außerdem iſt als Entfchädigung für 
den von der Verwaltung angejtellten Metger und feinen Ge- 
hilfen zu entrichten: 


für 1 Stück Großvieh . . .A 1.50 
„1 SEEN. ;- #2. %: 6 00 
„ 1 Kalb oder Schaf . . . „ 0.50 


In den Gebühren unter 1, 2 und 3 ift Die Entichädigung für 
die Vornahme der Fleiſchbeſchau und für die Benugung der 
übrigen Einrichtungen des Schlachtbofes, ſoweit für diejelben 
nicht bejondere Gebühren feitgejegt ſind, ſowie für Benutzung 
der zum Schlachtbofe gehörigen Gerätichaften inbegriffen; 
insbefondere werden fir das Brüben der Schweine fowie für 
Benugung der Kuttelei bejondere Gebühren nicht erhoben. 
4.**) Für Tiere, welche in den Schlachthof gebracht werden, ohne 
daß fie vorher auf dem Viehhofe aufgeitellt waren und für 
jie eine Viehmarftgebühr entrichtet wurde, iſt außer der 
Schlachtgebühr noch eine bejondere Gebühr zu entrichten. 


*) Nachtrag hierzu ſ. Seite 226. 
») Ziffer 4 ift durch den Nachtrag vom 26. März 1904 ©. 226 in 
Wegfall gefommen. 
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Dieſe beträgt: 
für ein Stück Großvieh (Ochjen, Stiere, 
Farren, Kühe oder Rinder) . . . .A 0.40 
für ein Stüc Kleinvieh (Kälber, Schafe 
Dder Biegen) - + 2 0 0.0.9 020 
für ein Schwein . -. » 2 2 0.30 


H. Beihaugebühren.*) 


Die Beichaugebühren fir friſches Fleiſch und für Eingeweide, 
welche gemäß der Polizeiverordnung über die Einfuhr und Durch— 
fuhr von friſchem FFleifche außer dem Oftroi zu entrichten find, be- 
tragen: 

1. für frisches leid . . . 2... fürlikg .A 0.04 

Bruchteile eines kg werden voll berechnet. 

2. für Eingeweide von Schlachtvieb, bejtehend aus 

Därmen, Magen, Silze und Lungen: 


a) von einem Stüd Großvieh . . . 2. „1.00 
— ee „  Kleinvieh oder von einem 
Schwein . . . — 2-50 


Die Beichaugebübhren für ———— eines Stückes Schlacht- 
vieh werden voll erhoben, wenn auch nur Teile der Eingeweide 
eingeführt werden. 


I. Stallgebübren. 

1. Für die Benußung der Stallungen des Schlachthofes werden 
Gebühren nur erhoben, wenn ein Tier über Nacht im Stalle 
jtehen bleibt. 

Die Gebühr für jede Nacht beträgt: 
für 1 Stück Großvieh . . 4 0.30 
„1,  Klemieb . . 2.4 0.05 
Für Schweine gelten die Beitunmungen unter C 2. 
Die Futterpreife find Die gleichen wie fir den Viehhof. 








*) Geändert durch 8 6 der Polizei: Verordnung vom 8. April 1904, 
©. 232 ff. 
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Für Einftren iſt eine befondere Gebühr nicht zu entrichten. 
‚Für die Benußung des Beobachtungs: oder Krankenjtalles 
gelten die gleichen Gebühren wie für die Benußung Der 
übrigen Stallungen des Schlachtbofes. 

Für den Stall im Pferdefchlachtbof iſt für jedes Pferd, 
welches über Nacht in der Stallung verbleibt, eine Gebühr 
von M 0.30 für jede Nacht zu zahlen. 


K. Wiegegebübhren. 
Die für das Wiegen der gejchlachteten Tiere, ſowie von ‚Fett 


oder Häuten durch die vereidigten ſtädtiſchen Wieger zu ent— 
richtenden Gebühren betragen: 


1. für 1 Stück Großvieh oder Teile desjelben . M 0.25 
„ 1 8Ralb, Schaf oder Zee . » » - u 0.10 
„ 1 Bierd oder Teile desjelben . . 2. „0.25 
„ 1 Schwein oder Teile desjelben . . . .  „ 0.15 

2. Für das Auswiegen von Fett und Häuten: 
Me Te KR. 2 es . . . A 0.10 


Bruchteile eines dz werden voll berechnet. 


L. Gebühren für Benugung des Kühlhauſes. 


. Für die Benugung der Kühlräume und des Pöfelfellers find 


jährlich zu zahlen für jeden Quadratmeter des vermieteten 
Zellenraumes im Kühlhauſe «A 40.—, im Pökelkeller M 30.—. 
Es werden nur ganze ‚Zellen in Miete gegeben, doch it ge: 
itattet, daß folche von zwei Perſonen gemeinjchaftlich gemietet 
werden. 


Für Unterbringung des Fleiſches in den Kühlräumen, welche 


nicht zu ausschließlichen Gebrauche vermietet werden, iſt für 
jeden Tag und für die Zeit von weniger als 1 Tag für 
jeden benugten Aufbängebafen eine Gebühr von M 0.20 zu 
entrichten. 
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M. Mietpreije für die Näume zur Yagerung von Fett, 
Fellen und Häuten. 

Die Vermietung von Räumen zur Yagerung von ‚Fett, Fellen 
oder Häuten findet nach) Maßgabe der Verfügbarkeit jtatt. Die 
Dauer der Mlietzeit muß mindeſtens einen Monat betragen. 

Als Jahresmiete ift zu entrichten für einen qm Bodenfläche: 

a) im Keller und im Erdgefchof: 


bei dreijährigen Mietzeit . . . 2. AM d— 

„ einjähriger ee er 5. — 

„einmonatigerr 6. — 
b) auf dem Speicher: 

bei dreijähriger Mietzeit.. 43.- 

„einjähriger — een 4 - 

„ Pdreimonatiger .. ; Yan 


Ueber jede derartige Vermietung iſt ein ſchriftlicher Miet— 
vertrag abzuſchließen. 


N. Freibankgebühren.“) 


1. Für Benutzung der Freibank zum Verkauf minderwertigen 
Fleiſches ſind an Gebühren zu entrichten: 


für einen Ochſen, Stier oder Farren. .. A 2.50 
„ eine Kuh oder ein Rind... 2020200150 
„ en Schwen . . . ee 
„ ein Kalb, Schaf oder eine — “er AO 


„ einzelne Fleiſchſtücke für jedes kg und Darunter „ 0.05 

2. ‚Für die Benutung des Desinfeftors find zu entrichten: 
für das Abkochen des Fleiſches eines Stückes ee A 3.50 
desgleichen eines Schweines . . > u. 1.50 
Ri „ NKalbes, Schafes — einer — „ 0.75 
„ einzelner Fleiſchſtücke für jedes kg und darunter „ 0.03 


*) Die unter 1 und 2 aufgeführten Gebühren werden nicht mehr erhoben. 
S. Nachtrag S. 926, Die Gebührenfäge unter 3 und 4 find neu geregelt im 
der syreibanf-Ordnung vom 8. April 1904, ©. 227 ff. 
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Die Verwaltung entjcheidet nach ihrem Ermeſſen, zu welchen 
Zeiten der Desinfeftor in Betrieb zu jegen ift. 

Für einzelne Fleiſchſtücke darf, ſoweit diejelben nachweislich 
von einem Tier berrübren, die Gebühr unter Ziffer 1 umd 2 Die 
jeweilige Gebühr für ein ganzes Tier der betreffenden Art nicht 
überjteigen. 

3. Für Benutzung der Kiühlräume zur Aufbewahrung von 
minderwertigen Fleiſche ind die in diefer Gebühren-Ordnung 
unter pos 1. feſtgeſetzten Gebühren zu entrichten. 

4. Für das Zerteilen des Fleiſches und die damit verbundenen 
Verrichtungen, für den Verfauf desjelben und die Einnahme 
der Geldbeträge durch den vereidigten Aushauer iſt für je 
ein kg ‚Fleisch eine Vergütung von 2 5 zu entrichten. 
Bruchteile eines kg werden voll berechnet. 


OÖ. Berfaufspreis für Eis. 
‚Für Abgabe von Eis im Schlachthofe find zu bezahlen: 


für 1I a 170) 
Unter 20 kg werden nicht abgegeben. 


P. Eintrittsgelder. 


Für Befichtigung des Viehhofs und des Schlachthofes wird 
für jede Perfon ein Eintrittsgeld von „4 0.30 erhoben. 


Vorftehende Gebührenordnung tritt gleichzeitig mit Der 
Viehhof- und Schlachthoforduung in Kraft. 


Mainz, den 12. Oftober 1898. 


Großherzoglihe Bürgermeiiterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 
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6. 
VNachtrag 


zur Gebüßren:Orönung für den ſtädtiſchen Wieb: 
und Schlachtbof zu Mainz. 





Auf Grund der Art. 7—9 des Gejetes vom 4. April 1903 
betr. die Ausführung des Neichsgefeges über die Schlachtvieh- und 
‚rleischbeichau wird biermit mit Zuſtimmung der Stadtverordneten- 
Verſammlung und mit Genebmigung Großh. Mintjtertums Des 
Innern vom 15. juli 1903 zu Wr M. %. 22543 folgendes 
beſtimmt: 

S L. 

Für die Schlachtvieh- und Fleiſchbeſchau iſt neben den in 
II G 1—3 der Gebührenordnung für den Vieh: und Schlachthof 
zu Mainz vom 12. Dftober 1898 fejtgefegten Schlachtgebühren für 
jämtliche im Schlachtbofe zur Schlachtung gelangenden Schlachttiere 
eine Bejchaugebühr zu entrichten. Diejelbe beträgt für Großvieh 
(Ochjen, Stiere, Farren, Kühe oder Ninder) und für Pferde 
50 Big. für ein Stück, für Kleinvieh (Kälber, Schafe oder Ziegen) 
und für Schweine 25 Pig. für ein Stück. Die Beichaugebübr ift 
vor Eintrieb der Tiere in den Schlachthof gleichzeitig mit den 
Schlachtgebühren zu entrichten. 


8 2. 

Die Beſtimmung in II G 3 Abi. 1 der Gebührenordnung 
findet dDemgemäh Einjchränfung, an Stelle der in II G 4 vorge 
jehenen jeitherigen Beſchaugebühr tritt die durch die heutige Feſt— 
jegung gegebene Bejchaugebühr. 


8 3. 


Die unter IEN 1 md 2 feitgejeßten Freibankgebühren werden 
nicht mebr erhoben. 
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S 4. 


Dieſer Nachtrag tritt alsbald nach erfolgter Bekanntgabe in 
Kraft. 


Mainz, den 26. März 1904. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Bürgermeiiter Dr. Schmidt 
Beigeordneter. 


— —N 


Freibank - Ordnung 
für Sen Bezirk der Stadt Mainz. 


u 2— —-— 


Mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
2. Dezember 1903 und 28. März 1904 zu Nr. M. J. 1 34609, 
11 8558 und nach Anhörung der Stadtverordneten-Verſammlung 
werden biermit auf Grund des Geſetzes vom 4. April 1903 betr. 
die Ausführung des Neichsgefeges über die Schlachtvieb: und Fleiſch— 
beichau nachitebende VBorfchriften für den Betrieb der Freibank im 
Bezirk der Stadt Mainz erteilt: 


sl. 

Die für den Stadtbezuf Mainz im jtädtifchen Schlachthof 
eingerichtete ‚sreibanf dient zum Vertriebe des bei der Fleiſchbeſchau 
als in jeinem Nahrungs: und Genußwerte erbeblich berabgejegten 
(minderwertigen) Fleiſches (S 24 des Neichsgefeßes) ſowie des be— 
dingt tauglich erfannten und zum Genuſſe für Menschen brauchbar 
gemachten Fleiſches ($ 10 des Meichsgefeges) einſchließlich des 
‚Fettes und der Eingeweide. 

Der Betrieb der Freibank unterliegt der Aufficht der Schlacht: 
bofverwaltung und des Fleiſchbeſchauamtes. 


15* 
’ 
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52. 

Yın Falle der Zulaſſung weiterer Freibanfitellen außerhalb 
des Schlachtbofes unterliegen diejelben der unentgeltlichen Kontrolfe 
der Ortspolizei, welcher in jedem Falle unter Vorlage des Befund: 
jcheines Anzeige zu machen ijt, wenn Fleiſch in einen Freibank— 
laden feil gehalten werden foll. 


S 3. 

Alle Freibankitellen find über dem Eingange deutlich durch 
die Anfchrift „Freibank“ als Freibank-Verkaufsſtellen für nrinder- 
wertiges und bedingt taugliches ;yleisch zu bezeichnen. Im mern 
des Verfaufslofals müſſen durch Anfchlag die Gründe, wegen 
welcher die Beanjtandung des ausgebotenen Fleiſches ftattgefunden 
bat, jowie die Verkaufspreiſe befannt gegeben werden. 


84. 

Die Beſtimmung des Preiſes des Freibankfleiſches erfolgt von 
Fall zu Fall durch die Schlachthofverwaltung maßgeblich der Vor— 
ſchrift in Artikel 4 des Heft. Ausführungsgefeges und 8 22 Abſ. 5 
der Fleiſchbeſchau-Ordnung. Die Schlachtbofverwaltung ift bei Ab— 
wejenheit des Eigentümers verpflichtet, für eine entiprechende Ber: 
wertung Sorge zu tragen. 


85. 

Auf der Freibank dürfen ‚Fleisch oder Teile des zur Verwertung 
auf der Freibank beſtimmten Fleiſches an Wiederverfäufer nicht 
abgegeben werden, auch ift es Fleiſchhändlern, Saft, Schanf: und 
Speiſewirten, jofern ihnen nicht dev Vertrieb und die Verwendung 
von Freibankfleiſch unter befonderen Bedingungen polizeilich gejtattet 
iſt (S 11 des Meichsfleifchbefchaugefeges), unterfagt, Fleiſch oder 
ſonſtige Gegenjtände auf der Freibank zu erwerben oder durch 
andere Perſonen eriverben zu laſſen. 


S 6. 
Das Aushauen und der Verfauf des Fleiſches auf der. Frei— 
bank ift nur den bebördlich damit beauftragten, durch Grogh, Kreis— 


— 
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amt verpflichteten Perſonen geſtattet und erfolgt gegen Entrichtung 
der nachitehend feſtgeſetzten Gebühren. 
Ss 7. 

Die zum Verkauf gejtellte Ware wird nur -in Mengen von 
250 gr bis höchjtens 3 kg an die Käufer abgegeben. Es tft nicht 
ſtatthaft, daß, abgejeben von Fleiſchhändlern, Gaſt-, Schanf: und 
Speiſewirten, welchen auf Grund des $ 11 des Reichsfleiſchbeſchau— 
gejeges hierzu Die polizeiliche Genehmigung erteilt iſt, dieſelbe 
Perſon an einem Tage mehr als zuſammen 3 kg Fleiſch auf der 
Freibank erwirbt. 

S 8. 

Das der Freibank überwiejene Fleiſch iſt bis zum Zeitpunkte 
ſeiner Verwertung in den dazu beſtimmten Räumen aufzubewahren 
und verbleibt im ausſchließlichen Gewahrſam der Schlachthofver— 
waltung. Das Gewicht des Fleiſches und aller Zubehörteile iſt 
Durch einen bei der Verwertung des Fleiſches nicht intereſſierten 
Beamten des Schlachtbofs jowohl bei der Uebernahme in Gewabhr: 
ſam, als auch bei der Herausgabe zur Tauglichmachung und zum 
Verkaufe feitzuftellen. Dem Freibankverfäufer wird beim Verkauf 
des Fleiſches, des ‚Fettes und der Eingeweide in robem Zuftand 
ein Gntgewicht von 3%, beim Verkauf in gefochtem ZJuftande 
ein Gutgewicht von 6° gewährt. Die Schlachthofverwaltung 
regelt im Weiteren den Freibankverkauf, beſtimmt die ‚Zeiten, zu 
welchen der Verkauf ftattfindet und trifft Beſtimmung binfichtlich 
der Verwertung der zu techniichen Zwecken verbleibenden Teile, wie 
Knochen, Häute, Fette u. dergl. 


Ss 9. 

Für die Benutzung der Freibank zum Verkaufe, für das 
Tauglichmachen des bedingt tauglich erfannten Fleiſches und Die 
unschädliche Beseitigung des unverkäuflichen Fleiſches kommen Ge: 
bühren nicht in Anrechnung. Dagegen iſt für das Zerteilen des 
Fleiſches und Die damit verbundenen Verrichtungen, für den 


230 VI. Schladthaus und Viehhof. 


Verkauf desjelben und die Vereinnahmung der Geldbeträge durch) 
den Freibankverkäufer eine Vergütung von 4°/o der Gejamt- 
einnahme zu entrichten. Fir die Verwertung des von den 
Schlachtungen der Königl. Konjervenfabrif der Freibank überwieſenen 
Fleiſches erhöht ſich Die Vergütung auf 6°%/o der Geſamteinnahme. 
Wird auf Wunſch des Eigentümers oder dejjen Stellvertreters 
oder im Einverjtändnis mit denjelben das zur Freibank verwieſene 
Fleiſch zur bejjeren Erhaltung und Verwertung im Kühlraume 
untergebracht oder eingefalzen oder ausgeichmolzen, jo ſind bierfür, 
infoweit dieſe Vorkehrungen nicht als Maßnahmen zur Tauglich- 
machung bedingt tauglich befundenen Fleiſches im Sinne der Bundes» 
ratsbejtinnmungen A SS 38 und 39 anzufehen find, dem Eigen: 
tiimer in Anrechnung zu bringen: 
a) für die Benugung des Kühlraumes ohne Rückſicht auf Die 
‚Zeit derjelben: 


fir 1 Stück Großvieh > 2.2.2.5. 
„ 1 Schwein . . . — 
„ 1 Stüd Kleimvieh über Teile von 

Tieren .. u 


b) die Barauslagen für Eirfalzen * Ausichmelzen. 

Iſt der Eigentümer nicht amvejend und werden Die im vorigen 
Abſatz erwähnten Vorkehrungen vom Schlachtboftierarzt im Intereſſe 
des Eigentümers für dringlich erklärt, jo ift Die Schlachthofver: 
waltung verpflichtet, diejelben in Vertretung des Eigentümers ein- 
treten zu laſſen. 

Die Belajtung des Eigentümers mit den unter a und b des 
vorlegten Abſatzes aufgeführten Gebühren und Kojten kann nur 
dann stattfinden, wenn das Fleiſch auf der Freibank verfauft wird. 


8 10. 

Der Freibankverkäufer bat die täglichen Einnahmen an die 
Kaffe des Schlacht: und Viehhofes jpätejtens am nächjten Kaſſetage 
vormittags abzuliefern und den Betrag für jedes Tier und jede 
Ueberweifung nach beendetem Verkauf abzurechnen, wonach nad) 


Bu _ 
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Prüfung und Gutfindung der Abrechnung durch die Schlachthof: 
verwaltung die Auszahlung des Erlöjes abzüglich der Gebühren 
und Koſten an den Berechtigten durch die Kaffe des Schlacht: und 
Viehhofes erfolgt. 

8 11. 

Fleiſch, welches durch Verkauf auf der Freibank innerhalb 
eines angemeſſenen Zeitraumes nicht verwertet werden konnte, kann 
nach näherer Beſtimmung der Schlachthaus-Verwaltung zu gewerb— 
lichen Zwecken ausgenutzt werden oder fällt der Vernichtung 
anheim. 

s 12. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorſchriften werden, ſofern 
nicht nach anderen geſetzlichen Beſtimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt iſt, mit Geldſtrafe bis zu 30 4 geahndet. 


8 13. 
Gegenwärtige Polizeiverordnung tritt am Tage ihrer Ver— 


kündigung in Kraft. Die Polizeiverordnung vom 12. Oktober 1898 
iſt von gleichen Tage an aufgehoben. 


Mainz, den 8. April 1904. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiſter. 
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8. 
Polizei - Verordnung 


die Einfuhr und Durchfuhr von friſchem Sleiſch 
betreffend. 


Auf Grund des Artifels 1 des Gefetes vom 4. April 1903 
betr. die Ausführung des Neichsgefeges über die Schlachtvieh- und 
Fleichbeſchau und mit Genehmigung Großh. Mintftertums des 
Innern vom 2. Dezember 1903 zu Nr M. J I 34609 wird bier: 
durch nach Anhörung der Stadtverordneten-Berfammlung für die 
Provinztal-Hauptitadt Mainz angeordnet und verfügt wie folgt: 





Ss 1. 

Die Einfuhr von friſchem ‚Fleisch nach Mainz und Die 
Durchfuhr desjelben durch Mainz kann nur unter Beobachtung 
folgender Sicherbeitsinaßregeln jtattfinden. 

‚yür den Begriff „friſches Fleiſch“ jmd mafgebend die Vor— 
ichriften in S 2 der Ausführungsbeitinnmungen D zum Reichsfleiſch— 
bejchaugejeß betr. die Unterfuchung und gejundheitspolizeiliche Be- 
handlung des ın das Zollinland eingehenden Fleiſches.“*) 


*), Anmerkung. Die angezogenen Vorſchriften lauten wie jolgt: 

Als Frisches Fleisch iſt anzuſehen Fleiſch, welches, abgeichen von einem 
etwaigen Kühlverfahren, einer auf die Haltbarfeit eimvirtenden Behandlung nicht 
unterworfen worden ijt, ferner Fleiſch, welches zwar einer ſolchen Behandlung 
unterzogen worden iſt, aber die Eigenſchaften frifchen Fleiſches im wejentfichen be= 
halten hat oder durch entiprechende Behandlung wieder gewinnen kann. 

Die Eigenſchaft als friiches Fleiſch geht insbejondere nicht verloren: 

durch Gefrieren oder Austrodnen, ausgenommen bei getrodneten Därmen, 
durch oberflähliche Behandlung mit Salz, Zuder oder anderen chemifchen 
Stoffen, 

durch bloßes Näuchent, 

durch Einlegen in Ejiig, 

duch Einhüllung in Fett, Gelatine oder andere, den Luftabſchluß be- 
zwedende Stoffe, 

durch Einjprigen von Konjervierungsmitteln in die Blutgefäße oder in 
die Fleiſchſubſtanz. 
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Eingeweide von Schlachttieren werden im Sinne diejer Polizei: 
verordnung als frijches Fleiſch behandelt. 


82. 

Ber der Einfuhr und Durchfuhr von frischem Fleiſche it 
durch amtliche Stempelung nachzuweiien, daß die Schlachttiere, 
von denen das Fleiſch berrührt, der nach dem Neichsgejeg vor: 
gejchriebenen amtlichen Unterfuchung unterlegen haben und hierbei 
nicht beanjtandet worden find. 


S 3. 

Das zur Einfuhr bejtummte, amtlich identifizierte Fleiſch muß 
nach Entrichtung des Oftrois und der Bejchaugebühren (S 6) auf 
direftem Wege in das Fleiſchbeſchauamt des jtädtischen Schlacht: 
und Viehhofs gebracht, daſelbſt in ein zu führendes Regiſter mit 
Tag und Datum des Oftroifcheines und der Hinterlegung ver: 
zeichnet werden. 

Die Unterfuchung des Fleiſches findet werftäglich von 7—12 
und von 2—6 Uhr und an Sonn: und ‚yetertagen für dringende 
Fälle von 7—9 Uhr vormittags ftatt. Wird das ‚Fleisch nicht 
beanitandet, jo wird es nach entiprechender Stempelung dem Ber: 
fehr freigegeben; wird es beanjtandet, verdorben oder gefundheits: 
schädlich befunden, jo ift mit ihm maßgeblich der Entjcheidung des 
Fleiſchbeſchauamtes und der bezüglich des allgemeinen Schlachthofes 
gegebenen Borjchriften (SS 9 und 13 der Schlachtbof-Ordnung) zu 
verfahren. 

Ss 4. 

Im Falle der Beanjtandung eingeführten friſchen Fleiſches 
find, außer der etwa verwirften Beſtrafung wegen des Imnverkehr— 
bringens verdorbenen oder gefundbeitsjchädlichen Fleiſches, Das be- 
reit3 entrichtete Oftroi, jowie die Beſchaugebühren zu Gunften der 
Stadtkaſſe verfallen und es bat der Einführende zutreffendenfalls 
die tarifmäßigen Koſten des ‚sreibankverfaufs oder der Vernichtung 
zu tragen. 


+. 
“ri 
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8 5. 


Das zur Durchfuhr beſtimmte Frifche Fleisch wird von der 
Eingangsitelle, an welcher zur Sicherung des Wiederausgangs der 
zebnfache Betrag des entfallenden Oftrois hinterlegt werden muß, 
nach Anbringung von Identitätszeichen mittelſt Durchfuhrſcheins 
der Oftroi-Erbebejtelle an dem betreffenden Tore zur Nusgangs- 
behandlung überwieſen. Es muß binnen der im Durchgangsjcheine 
angegebenen Friſt (3 21%) des Oktroi-Reglements vom 22. Dezember 
1871 und Dienjtanweifung zur Ausführung desjelben, Ziffer 11 
vom 28. März 1872) der Ausgangsitelle vorgeführt werden. 
Letztere erteilt nach Prüfung und Gutbefinden der dentitätszeichen 
vorſchriftsmäßige Ausgangsbeicheintgung und überwacht das Ver: 
bringen des Fleiſches über die Oftroigrenze. Auf Grund des ord- 
nungsmäßig erledigten Durchgangsicheines wird alsdann der beim 
Eingang binterlegte Oftroibetrag am Eingangstore zurücdbezahlt; 
derjelbe verfällt jedoch der jtädtifchen Kaſſe, wenn die rechtzeitige 
Erledigung des Durchgangsicheines verſäumt worden ift. Findet 
Die Ansgangsitelle Dagegen das Fdentitätszeichen nicht in Ordnung 
oder feblend, jo nimmt jie das ‚Fleisch in Bejchlag und übermittelt 
es unter Aufficht dem Fleiſchbeſchauamt, welches es nah S 3 
unterjucht, bebandelt und, wenn geſund befunden, der Bürgermeiſterei 
zur weiteren Verfügung jtellt. 


S 6. 


Die von dem Einbringer außer dem Oftroi zu entrichtenden 
Beichaugebühren betragen für 1 kg Fleiſch oder Eingeweide 2 
Pfennig. Bruchteile eines Kilogramms werden voll berechnet. Beim 
Einbringen gejchlachteter ganzer Tiere wird die Oftroigebühr für 
lebende Tiere jowie an Beichaugebühren die für die Benugung 
des ſtädtiſchen Schlachtbaujes jeweils feitgejegte Schlachtgebübr 
berechnet. 





*) Sept 8 24. 
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Die von dem Einbringer von ungenießbar befundenen Fleiſche 
zu entrichtenden Gebühren für die Vernichtung desfelben betragen: 


RTL 7 A — 

von 10—40 kg. . . . en . 2.— 

für jede weitere 40 kg und — a Si 6666 
838. 


Neben dem Einbringer friſchen Fleiſches macht ſich auch der 
Empfänger ſtrafbar, wenn er das eingeführte Fleiſch der Nachunter: 
juchung entzieht bezw. ohne dieje verwendet oder in Verkehr bringt. 


S 9. 

Zwwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen diejer Polizei: 
verordnung werden, jofern nicht nach anderen Geſetzen eine höhere 
Strafe verwirkt tft, nach den Strafbeftimmungen des Neichstleifch- 
bejchaugejeges vom 3. Juni 1900 ($ 27 Nr. 4) mit Gelditrafe bis 
zu 150 M oder mit Haft geahndet. 

8 10. 

Die Beſtimmungen diefer Polizeiverordnung finden feine An— 
wendung auf friiches ;yleisch, welches von Privaten zum Verbrauch 
im eignen Haushalte eingeführt wird (Artikel 1 Ab}. 3 des Aus: 
führungsgejeges zum Reichsfleiſchbeſchaugeſetz). 

8 11. 

Gegenwärtige Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage der Bes 
fanntmachung in Kraft und ijt hiermit die Polizet-Berordnung vom 
12. Oftober 1898 aufgehoben. 


Mainz, den 8. April 1904. 


Großherzogliche Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiſter. 
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»olizei-Berordnung 


betreffend das Ausmtelken der Kühe vor dent Auf: 
frieb auf den Viebmarkt oder dem Antveißen zu 
Ssandelszwecken. 


ee 


Auf Grund des Art. 78 der. Kreis: und Provinzialordnung 
wird mit Zuſtimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung 
Großberzoglichen Miniftertums des Innern vom 28. November 1902 
zu Nr. M. %. 33943 für den Kreis Mainz hiermit verordnet: 


Ss 1. 

Sämtliches Melfvied muß an den Morgen des Marfttages, 
bevor es auf den Viehmarkt aufgetrieben wird, ausgemolfen werden. 
Desgleichen muß alles zu Handelszwecen getriebene Melkvieh vor 
dem Antreiben ausgemolfen werden. 


82. 


Ueberfüllt ſich das Euter auf dem Transporte oder dem Markte 
ſo, daß die Milch auszulaufen beginnt, ſo muß das Vieh ſofort 
von neuem ausgemolken werden. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſoweit 


nicht auf Grund anderweitiger Strafbeſtimmungen eine höhere 
Strafe verwirkt iſt, mit einer Geldſtrafe bis zu 30 Mark beſtraft. 


Mainz, den 17. Januar 1903. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 
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10. 
»Polizei-Derordnung 


über den Betrieb und die Benutzung der für den 
Kreis Mainz errichteten Anftalt zur techniſchen 
Verarbeitung und Verwertung von Tierkadavern. 


Nachdem der Kreistag des Kreifes Mainz die Errichtung einer 
Anſtalt zur technischen Berarbeitung und Verwertung von Tier: 
fadavern für Jämtliche Gemeinden des Kreifes bejchlofien bat, werden 
mit Zuſtimmung des Kreisausfchuffes und mit Genehmigung Großh. 
Mintiteriums des Innern zu Nr. M. J. 23 284 vom 3. Oftober 1898 
zur Regelung des Abdeckereiweſens im Kreiſe Mainz die nach: 
jtehenden Beſtimmungen erlafjen. 


81. 

Die ſeitens des Kreiſes Mainz zum Zwecke der unſchädlichen 
Beſeitigung und möglichſten Nutzbarmachung von Tierkadavern in 
der Gemarkung Bretzenheim eingerichtete Abdeckerei führt die Be— 
zeichnung „Anſtalt zur techniſchen Verarbeitung und Ver— 
wertung von Tierkadavern“ und unterſteht in polizeilicher Hin— 
ſicht der Ueberwachung Großh. Kreisamts Mainz unter techniſcher 
Mitwirkung Großh. Kreisveterinäramts Mainz und im übrigen 
der Verwaltung des Kreistags und des Kreisausſchuſſes des 
Kreiſes Mainz. 

Die Anſtalt tritt an Stelle der bisherigen Gemeindewaſenplätze 
des Kreiſes und dient zur ausſchließlichen Verarbeitung und Ver— 
wertung des ſäutlichen, innerhalb des Kreiſes Mainz nach Maß: 
gabe der Beſtimmungen in den SS 4 und 5 dieſer Polizeiverordnung 
anfallenden Materials, es jet denn, daß einzelnen Gemeinden für 
technische Verarbeitung und Verwertung der Anfälle aus öffent: 
then, der jtaatlichen Kontrolle unterjtebenden Vieh- und Schlacht: 
böfen die Konzeſſion zur Errichtung bejonderer Anlagen erteilt 
werden jollte, für welchen Fall Hinfichtlich des dieſen bejonderen 
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Anlagen etwa zu überlaffenden Materials die für die Errichtung, 
den Betrieb und die Benutzung derjelben gemäß 8 16 der Reichs— 
Gewerbe-Ordnung aufzuitellenden Konzeffionsbedingungen maß: 
gebend ſind. 


5 2. 


Der Leiter der Anjtalt und — nach Befinden des Kreisamts — 
das von ihm angenommene Perſonal find auf die Inſtruktion für 
die Waſenmeiſter (Amtsblatt Großh. Miniſteriums des Innern 
und der Juſtiz zu Nr. M. J. 5 von 1880) zu verpflichten. Sie 
unterjtehen der Disziplinarftrafgewalt des Großh. Kreisamts ſowohl 
hinsichtlich ihres allgemeinen Verhaltens als auch binfichtlich des 
Befolgs der für ihre fpezielle Tätigfeit jeitens des Großh. Kreisamts 
erlajienen Dienſtanweiſungen. 

83. 

Iſt ein Stück Vieh (Rindvieh, Pferd, Efel, Schaf, Schwein, 
Ziege) irgend welcher Art gefallen oder getödtet und Das Fleiſch 
davon an Sich ungenteßbar oder bei der Fleiſchbeſchau für unge 
nießbar erklärt worden, jo muß dasjelbe nach Maßgabe der nach- 
folgenden Borfchriften in die Kreisabdederei verbracht werden. Das 
Abledern von Tieren, welche gefallen oder wegen Krankheit getötet 
Jind, tit, abgejeben von den in $ 5 genannten Fällen, nur in der 
Kreisabdederei gejtattet. 

84. 

Der Eigentümer gefallenen oder getöteten Viehes, ſowie ſolchen 
Viehes, welches bei der Schlachtung ganz oder teilweife für unge 
niegbar erflärt worden tft, hat bei Meidung der in Artifel 299 FF. 
Pol.-Strafgei. angedrobten Strafe ohne jeden Verzug nach dem 
Verenden oder nach vollzogener Tötung oder Ausschlachtung bei 
der Polizeibebörde des Ortes, innerhalb deſſen Gemarkung fich der 
Kadaver bezw. die zu bejeitigenden Teile eines jolchen befinden, 
entjprechende Anzeige zu machen. Die bei den Lofalpolizeibehörden 
der Landgemeinden erjtatteten Anzeigen ſind, jolange nicht eine 
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Meitergabe derjelben durch Poſtkarte gejtattet ift, mittelit Telegramıms, 
Telephons oder Botens dem Großh. Kreisamt zu übermitteln, 
welches der Anjtalt per Telephon alsbald Nachricht wegen Ab— 
bolung der Kadaver x. zugeben läßt. Bezüglich der bei dem 
Polizeiamt Mainz eingehenden Anzeigen bat jeitens diefer Behörde 
auf telephonifchen Wege die Benachrichtigung der Anjtalt zu erfolgen. 

Die bei dem Großh. Kreisamt bezw. dem Polizeiamt Mainz 
eritatteten und von Diejen an die Anjtalt weiterzugebenden Anzeigen 
müfjen den Namen und Wohnort des VBieheigentümers, die Tierart, 
das Alter und die Zahl der gefallenen, getöteten oder gejchlachteten 
Tiere enthalten. 

Die vorſtehenden Borjchriften finden bei Schlachttieren, von 
denen einzelne Teile für ungenießbar erklärt worden find, nur dann 
Anwendung, wenn alle inneren Organe und die Eingeweide bejeitigt 
werden müſſen, in welchem Falle jedoch der Eigentümer die etiwa 
entjtehenden Kojten der Benachrichtigung der Anftalt und diejenigen 
der Verbringung der zu bejeitigenden Teile in Diejelbe gemäß $ 5 
Abt. 2 zu tragen bat. Andernfalls kann gemäß der Vorſchrift 
in S 5 Abi. 1 verfahren werden. 


S 5. 


Die im vorftehenden Baragrapben beſtimmte Anzeigepflicht 
tritt nicht ein bei dem Verenden von Saugferfeln und Sauglänmern 
unter 2 Monaten, Hunden und Katzen (mit Ausnahme der an 
Wut frepierten oder deshalb getöteten), ſowie bei totgeborenen oder 
während der Geburt verendeten Tieren. In diefen Fällen iſt es 
den Eigentiimer gejtattet, Die Verſcharrung an einem ibm zur Der: 
fügung jtebenden Orte vorzunehmen (Art. 309 Pol-Str.Geſ.). 

Der Eigentümer kann indes die VBerbringung derartiger Kadaver 
in die Anstalt durch eine gemäß S 4 zu bewirfende Anzeige ver: 
langen. Er bat in jolchen ‚yällen neben der tarifmäßigen Gebühr 
die Koſten der Benachrichtigung der Anſtalt zu tragen. Das Gleiche 
gilt bei dem Verenden von Geflügel und Wild. Auf Anſtehen der 
Beliger ift der das KHadaverfuhrwerf leitende Bedienitete des An— 
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ſtaltsunternehmers ſtets verpflichtet, derartige Kadaver gegen Die 
tarifmäßige Gebühr gelegentlich mitzunehmen. 


S 6. 
| Die Anftalt hat nach erhaltener Benachrichtigung jo raſch als 
es die Jahres- und Tageszeit gejtattet und unter tunlichjter Ein— 
haltung der in Art. 299 Pol.Str-Geſ. beftimmten Friſt die an: 
gemeldeten Kadavermaſſen ausfchließlich vermitteljt der für die Ans 
jtalt beſchafften Iransportmittel abzuholen. 

Der den Transport Yeitende bat ein Buch bei ſich zu fübren, 
in welches die Ortspolizeibehörde die Art, das Alter und die Zahl 
der verladenen Kadaver, bezw. eine Bezeichnung der verladenen 
Kadaverteile, den Namen des Eigentümers, fowie den Tag und 
die Stunde der VBerladung einzutragen bat. Diefes Buch iſt den 
Bolizetauflichtsorganen auf Verlangen jederzeit vorzuzeigen und 
ebenjo denjelben eine Kontrolle der Yadung zu geitatten. 


TI: 


F 
Der Eigentümer gefallenen Großviehs iſt verpflichtet, bei deſſen 
Verladung die erforderliche Hilfe zu leiſten. 


8 8. 
Das Wegichaffen der Tierfadaver und deren unjchädliche Be- 
jeitigung ſowie die Tötung lebender Tiere in der Anjtalt erfolgt 
nach Maßgabe der einschlägigen Beitinunungen des Reichsgeſetzes 
23. Juni 1880 
1. Mai 1894 
Viehſeuchen und der bierzu erlaffenen inftruftionellen reichs und 
kandesrechtlichen Borschriften. 


SL 


vom über die Abwehr und Unterdrüdung von 


S 9. 
S 
Die auf Antrag des Eigentümers oder auf Anordnung der 
zuftändigen Behörde in der Anitalt zu vollztebenden Tötungen 
von Tieren erfolgen ausschließlich in dem hierfür und für Die Ob- 
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duftion der Tiere bejtimmten Raum. Erweiſt jich aus irgend 
welchen Gründen die Tötung eines Tieres vor der Verbringung 
in die Anftalt als notwendig, jo ijt der hierfür angejtellte Leiter 
des Fuhrwerks verpflichtet, die Tötung auf Verlangen vorzunehmen. 
Die Tötung hat auf die fürzefte und ſchmerzloſeſte Weiſe nach be- 
jonderer Anweifung des beteiligten Tierarztes (eventl. unter Be- 
nugung einer Schlachtmasfe) jtattzufinden. 
s 10. 

Die zur technifchen Verarbeitung beſtimmten Tierfadaver und 
Teile von jolchen find von dem Transporteur direkt in den Seftions: 
raum und von bier aus ebenfalls unmittelbar in den Eindampfungs— 
apparat zu verbringen. Das Vergraben der vorgenannten, für die 
Anſtalt beſtimmten oder dorthin verbrachten Anfälle it verboten. 
Nur bei ganz außergewöhnlicher, mit den Apparaten nicht mehr zu 
bewältigender Anhäufung, bei längeren Betriebsjtörungen ꝛc., kann 
das Kreisamt gejtatten oder anordien, daß die Kadaver und Kadaver— 
teile auf dem bei der Anftalt befindlichen Gelände nad) Maßgabe 
der einschlägigen gejeglichen Beſtimmungen verfcharrt werden. 

sl. 

Die Kadaver derjenigen Tiere, welche mit einer anſteckenden 
Krankheit behaftet waren, bei denen die Benutzung von Kadaver: 
teilen, einjchlieglich der Haut, nach den geltenden gejeßlichen Be: 
ſtimmungen unzuläſſig ift (bei Milzbrand, Rauſchbrand, Nog und 
Tollwut), find mit allen ihren Teilen und Abfällen, ausschließlich 
der Eijenteile, welche geeignet (durch Glühen) zu desinftzieren jind, 
in die Upparate zu verbringen und zu vernichten. Bon den Kadavern 
der mit anderen Krankheiten bebafteten Tiere fünnen (nach vor: 
gängiger Genehmigung des Kreisveterinärarztes oder deſſen Stell: 
vertreters) Haut und Haare u. f. w. abgenommen und verwertet 
werden. 

& 12. 

Die Desinfektion der Transportwagen, Geräte und Yofale der 

Anstalt hat auf Anordnung und nach Anweiſung des Kreisveterinär: 
16 


m ee en 
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arztes zu erfolgen. Diefelbe Fann erforderlichen Falls auf Alles, 
was mit verjeuchten Kadavern in Berührung gefommen ijt, aus: 
gedehnt werden. 

3 S 183. 

‚sn Seuchefällen wird jeitens der Anjtalt nach Möglichkeit 
auch die unjchädliche Bejeitigung von anſteckungsfähigen Abfällen, 
wie Streu, Dünger x. w. übernommen, doch bleibt bierivegen be- 
jondere amtliche Anordnung vorbehalten. 


S 14. 

Werden bei den in die Anſtalt verbrachten Tieren oder Kadavern 
Erjcheinungen von anſteckenden Krankheiten wahrgenommen, jo tft 
das Anjtaltsperfonal verpflichtet, unverzüglich bei dem Kreisamte 
Anzeige zu erjtatten; auch iſt alsbald der Kreisveterinärarzt in 
Kenntnis zu jeßen. Der betreffende Kadaver oder Teile eines jolchen 
md unter befonderer Rückſichtnahme auf Erhaltung der verdächtigen 
Stücde in entjprechende Verwahrung zu nehmen. 


S 15. 

Bon den der Anftalt zur Verarbeitung eingelieferten Tieren, 
Kadavern und Kadaverteilen darf, ausgenommen die in den SS 16, 
17 und 18 angeführten Gegenſtände, nichts entfernt werden. 

. 8 16. 

Die zu weiterer Verwendung bejtimmten Häute dürfen in Der 
Anitalt nicht zum Trocknen aufgehängt und müſſen innerhalb drei 
Tagen aus der Anjtalt entfernt werden, infoweit nicht zum Zwecke 
der Wahrung polizeilicher oder privatrechtlicher Intereſſen befondere 
Anweiſung oder Erlaubms zum längeren Aufbewabhren derjelben in 
der Anstalt bebördkich erteilt wird. 


s 17. 
Die abaenonmmenen Mähnen und Zchweife, Haare, Huf- und 


O 


Klaueneiſen ſind an einem trockenen Orte aufzubewähren. 





nn 
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Ss ı8. 


Die durch die Verarbeitung der Kadaver in der Anftalt ge 
wonnenen Produkte dürfen nur in einem ſolchen Zujtande in den 
Handel gebracht werden, in welchem ſie als Nahrungsmittel nicht 
mehr verwendbar find. 


8 19. 


— 


Das Sektionslokal der Anſtalt wird ſamt den vorhandenen 
Geräten gegen Haftung für etwaige Bejchädigungen anderen Tier- 
Ärzten des Kreifes und amtlichen Kommiſſionen zur Verfügung 
geitellt. Arch ijt das Anſtaltsperſonal angewiejen, den beteiligten 
Tierärzten und Kommiſſionen bei Vornahme von Obduftionen die 
nötige Hülfe zu leiften. 


20. 


Soll auf Beranlajfımg eines Privaten eine Obduktion durch 
einen Tierarzt in der Anjtalt vorgenommen werden, jo it bezüglich 
der Beltimmung der Zeit hierfür mit dem Betriebsleiter in’s Be: 
nebmen zu treten, welcher den einjchlägigen Wünſchen nach Tun— 
fichfeitt Nechnung tragen wird. 


s 21. 
Das Betreten der Ylnjtaltsräume ift den daſelbſt nicht be: 
jchäftigten unbeteiligten Berjonen verboten. Intereſſenten baben ſich 
beim Betriebsleiter zu melden. 


x 99 
Sn u 


Die von dem Unternehmer der Anſtalt an die Beliger zu 
leitenden Entſchädigungen für die Kadaver jolchen Biebes, welches 
nach der Entjcheidung des Kreisveterinärarztes auf Grund der be: 
jtehenden gejeglichen Beſtimmungen in der Anjtalt abgeledert werden 
fann, ſowie die Vergütung an die Anjtalt für das auf Verlangen 
der Eigentümer abgebolte Kleinvieh (S 5) und für den Ivansport 
bezw. das Abledern und die Beſeitigung der Nadaver, im ‚Falle die 


16* 
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Haut, Klauen u. ſ. w. der Anftalt nicht überlajjen werden, regelt 

fich nach dem dem gegemwärtigen Reglement beigegebenen Tarif. 
Die Auszahlung und bezw. Erhebung der Entjchädigungen 

erfolgt durch Vermittelung der Gemeindefajjen und der Kreiskaſſe. 


$ 23. 


Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſer Polizeiverordnung 
werden die feither benußten Gemeindeiwajenpläge außer Benutzung 
geſetzt. 

Neue Gemeindewaſenplätze dürfen nicht eröffnet werden. 


S 24. 

Zwwiderbandlungen gegen die Bejtimmungen dieſes Neglements 
werden, injoweit nicht die Strafvorjchriften der Art. 299 bis 309 
Bol.-Str.:Gef. oder ſonſtige jchärfere Strafbeitimmungen Platz 
greifen, mit Gelditrafe bis zu 30 Mark oder mit Haft geahndet. 


8 25. 
Der Zeitpunkt, an welchen gegenwärtige Polizeiverordnung 
in Kraft tritt, wird befonders bejtimmit. 
Mainz, den 17. Oftober 1898. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
v. Gagern. 


Tarif. 


I. Die feitens der Anftalt den Eigentümern der eingelieferten 
Kadaver zu leiftende Vergütung für das Ueberlaſſen der Haut in 
den Fällen, in welchen das Abledern nach den bejtehenden Be: 
ſtimmungen zuläſſig it, beträgt: 

1. für Rindvieh einer Gebirgsrajie im Alter 
von über 2 Fahren. . . 2 2 22.2. 10.4 





VII. Schlachthaus und Viehhof. 245 


2. für MNiederungsvied im Alter von über 


2 Jahren Eee ar ee ee 
3. für Rindvieh (Gebirgs: und Niederungsvieh) 
im Alter von 1 bis 2 Jahren . . 2.2. 4, 


11. Für alles übrige Vieh wird eine Entjchädigung ſeitens 
der Anjtalt nicht geletjtet. Diejelbe ijt zur unentgeltlichen Abholung 
und Bernichtung der Kadaver mit Ausnahme der nachitehenden 
Fälle verpflichtet. 


III. Saugferfel und Sauglämmer unter 2 Monaten, Hunde 
und Kaben (mit Ausnahme der an Wut frepierten oder deshalb 
getöteten) totgeborenen oder während der Geburt verendeten Tiere, 
Geflügel, Wild, Eingeweide und Organe werden von der Anjtalt- 
nur auf Verlangen abgeholt. Der die Abholung VBeranlafiende 
bat, joweit nicht die anderweitigen Beſtimmungen unter Ziffer IV 
in Betracht kommen, außer den durch Benachrichtigung der Anstalt 
etwa entjtebenden Kojten, bei einer Entfernung von unter 10 km 
(von der Anitalt aus gerechnet) 2 Mark und bei einer Entfernung 
von 10 km und darüber 3 Marf zu zablen. Sind in einem Orte 
gleichzeitig mehrere der vorgenannten Fleinen Kadaver abzubolen, 
jo teilen jich die Beliger in die Kojten. Können dieſe Tiere ge: 
legentlicdp — bei einer Durchfahrt — abgeholt werden, jo Find 
20 Big. für jedes Tier oder Teile eines folchen zu zahlen. 

Werden Kadaver Fleiner Tiere der vorgenannten Art von den 
Eigentiimern derjelben oder deren Beauftragten diveft in die Anstalt 
verbracht, jo it für Bejeitigung Dderjelben eine Gebühr nicht zu 
entrichten. Wird jedoch Abledern derjelben und Nücgabe der Haut 
verlangt, jo ijt an die Anjtalt eine Gebühr von 2 Mark zu bezahlen. 

IV. 1. Bei Abholung der auf dem jtädtifchen Viehhofe zu 
Mainz frepierten Fettſchweine ift dem Eigentümer derjelben auf 
Verlangen jeitens der Anſtalt ein Betrag von 4 Pig. pro kg Ge: 
wicht zu zahlen. 

2. Die in den öffentlichen Schlahthäujern bezw. in dem 
neuen Schlachthofe der Stadt Mainz bei den regelmäßigen Schlad): 
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tungen jich ergebenden Fleiſchabfälle, Trachten u. ſ. w. find, wie 
— ſeitens der Anſtalt unentgeltlich abzuholen und zu beſeitigen. 

3. Für Abholung und Beſeitigung der aus den öffentlichen 
Schlachthäuſern bezw. dem neuen Schlachthofe der Stadt Mainz 
anfallenden zur Vernichtung beſtimmten Eingeweide kranker Tiere 
bis zum ohſtgemicht von 40 kg, ſowie für u behaarte 
Kälber iſt jeitens deren Eigentümers*) eine Gebühr von 2 Mark zu 
entrichten. Es macht feinen Unterſchied, ob die Eingeweihte 2c. 
bis zum Höchitgewicht von 40 kg von einen oder von mehreren 
Tieren desjelben Eigentiimers herrühren. 

4. Für Abholung und Beſeitigung eines oder mehrerer, 
demjelben Eigentiimer gehöriger Kadaver fleiner Tiere der unter 
Ziffer III Abja 1 bezeichneten Art, Geflügel ausgenommen, tft, 
jofern die Kadaver ſich Innerhalb der Stadt Mainz befinden, eine 
Gebühr von 2 Mark an die Anftalt zu entrichten. Für Geflügel 
it pro Stücd 50 Pfg., mindejtens aber 1 Mark, jedoch nicht mehr 
wie 2 Mark zu bezahlen. | 

5. Sind für Abholung und Beſeitigung innerhalb der Stadt 
Mainz aufgefundener herrenlofer Kadaver Kleiner Tiere jeither aus 
der Stadtfafje Gebühren an den Waſenmeiſter entrichtet worden, 
jo behält es bei den betr. Gebühren auch der Anjtalt gegenüber 
jein Bewenden. 

V. Für Abholung und Vernichtung von Tieren, welche nad) 
bereits erfolgter Ablederung bei der Fleiſchbeſchau für ungenießbar 
befunden worden ſind, it jeitens des Eigentümers*) derjelben eine 
Gebühr von 6 Mark an die Anstalt zu entrichten. 

VI. Iſt nach den beftehenden gejeglichen Beſtimmungen das 
Abledern oder die Verwendung der Haut gefallener oder getüteter 
Tiere verboten, jo ıft fir den Transport und die Befeitigung von 
Nindvieh im Alter von mindejtens 1 Jahr eme Gebühr von 
8 Mark dann an die Anjtalt zu zahlen, wenn für das betreffende 
Tier Entjhäbigung auf Grund des Gejeges vom 7. Juli 1896, 


u Zur Zahlung der Gebühr it nach dem Neichsfleischbeichaugelege die 
Gemeinde verpflichtet. 
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die Entjchädigung für an Milz: und Rauſchbrand gefallene Tiere 
betr., geleitet wird. 

VII. As Vergütung fir die” Abholung und Bejeitigung 
frepierter oder getüteter Tiere find, wenn die Haut jeitens Des 
Eigentümers derſelben zurüdverlangt wird, an die Anſtalt zu 


bezahlen: 
l. für ein Stüd Großvieh von über 2 Jahren 20 M 
2. für Rindvieh von 1—2 Jahren . ... 10, 
3. für Pferde im Alter von über 2 Jahen . 8 „ 
4. fiir Prerde im Alter bis zu 2 Jabıen .. 5, 


VII. Die in den Fällen sub Ziffer I, II, V, VI und VII 
durch die Benachrichtigung, daß Tiere abzuholen find, etwa ent: 
jtehenden Kojten gehen zu Laſten der Anjtalt und hat diejelbe, in: 
joweit nicht vom Großh. Kreisamt die Benachrichtigung der An— 
jtalt mittelſt Poſtkarte geitattet werden ſollte, 50 Pfg. für Die 
Depejche bezw. 50 Pfg. an den die Nachricht direft überbringenden 
Boten zu zahlen. 


Mainz, den 17. Oftober 1898. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
v. Gagern. 
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VIII. Häfen und Lagerhäufer. 


1. 


Statut 


betreffend die Beltellung einer ſtädtiſchen Bafen— 
und Sagerbaus: Deputation zu Mainz. 





Nach Anhörung und Zuftimmung der Stadtverordneten- Ver: 
jammlung zufolge Bejchlufjes vom 15. Dezember 1886, nach Ber- 
nehmung des Kreisausjchuffes, jowie mit Genehmigung des Groß: 
herzoglichen Miniſteriums des Innern und dev Juſtiz zu Nr. M. 
J. 1334 vom 17. Januar 1887 werden für die Verwaltung der 
jtädtifchen Hafenanjtalten und Yagerhäufer zu Mainz nachitehende 
Beitimmungen getroffen: 


s 1°) 
Die Leitung und Beauffichtigung des Betriebs in dem Hafen 
der Stadt Mainz und den jtädtifchen Lagerhäuſern wird einer im 
Sinne der Art. 52 und 53 der Städte-Ordnung zu wühlenden 
Deputation übertragen, welche die Bezeichnung führt: „Hafen- und 
Lagerhaus: Deputation”. 
Dieje Deputation bejteht: 
1. aus dem Bürgermeifter oder einem von demjelben dauernd 
hierzu bejtellten Beigeordneten als VBorfigender ; 
2. aus vier von der Stadtverordneten : Berfammlung zu 
wählenden Mitgliedern, wovon mindejtens eins aus der 
Stadtverordneten: VBerfammlung, ein zweites aus der 


“) Geändert. ©. ©. 251 und 232. 
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Handelskammer entnommen werden muß, weitere zwei auch 
aus jtinmmberechtigten und wahlfähigen Mlitgliedern der 
Stadtgemeinde entnommen werden fünnen. 

Die Wahl erfolgt auf vier Jahre; jcheidet ein Mitglied 
während jeiner Amtsdauer aus, jo iſt alsbald eine Erjagwahl 
vorzunehmen. 

Alle zwei Fahre ſcheiden zwei Mitglieder aus. Die Reihen: 
folge des Austritts wird durch das Dienftalter und bei gleichem 
Dienftalter dur) das Los bejtimmt. Die ausjcheidenden Mit: 
glieder der Deputation find wieder wählbar und bleiben in allen 
Fällen zur yortführung des übernonnmenen Amtes bis zum Ein: 
tritt der an ihrer Stelle neugewählten Mitglieder verpflichtet. 

Die Deputation verfanmelt jich auf Einladung des Vor: 
jigenden, welcher diejelbe einzuladen verpflichtet ijt, wenn ein Mit— 
glied dies unter Angabe des zur Beratung zu jtellenden Gegen 
jtandes fchriftlich beantragt. Die Deputation iſt bejchlußfähig, 
wenn mindejtens Drei ihrer Mitglieder — einſchließlich des Bor: 
jigenden — verſammelt jind. 

Ber den Abſtimmungen entjcheidet die Mehrheit der abges 
gebenen Stimmen, im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorfigenden den Ausichlag. 


$ 2. 

Die Deputation leitet die Gefchäfte nach Maßgabe der be: 
jtehenden oder noch zu erlafjenden Neglements und Gebührentarife 
für die Benugung der jtädtischen Safenanftalten, Hafenbahn und 
Lagerhäufer. Die in den bejtehenden Reglements gegebenen polizeiz 
lihen Funktionen gehören indejjen nicht zum Gejchäftsfreis der 
Deputation, jondern werden wie bisher von den zujtändigen Be— 
hörden und Organen wahrgenonmmen. 


8 3. 
Das gejamte von der Stadt für den Dienjt im Hafen und 
den Yagerhäufern bejtellte Perfonal wird der Deputation in bezug 
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auf den Betrieb und die Führung der Verwaltungsgeichäfte unter: 
geordnet. Es hat daher den Anordnungen der Deputation bezw. 
des Vorſitzenden derjelben unbedingt Folge zu leijten. 

Die gejeglichen Beſtimmungen binfichtlicy der Disziplin über 
die jtädtifchen Angeſtellten, ſowie die Beſtimmungen über Die 
Gehalts: und Anjtellungsverhältnijje derjelben jollen jedoch durch 
gegenwärtiges Statut in feiner Weife abgeändert werden. 


84. 

Der Deputation ſteht vorbehaltlich der Beſtimmung des 
Art. 27 Abſ. 2 der revidierten Rheinſchiffahrts-Akte das Recht zu, 
die für Benugung der jtädtiichen Safenanftalten und Yagerhäufer 
fejtgejegten Gebühren und Mieten nad) Maßgabe der Gebühren 
an anderen Häfen und der praftiichen Erfahrungen am hieſigen 
Hafen je nach den Umpftänden bis zu dem Betrage von 20°/o der 
Zariffäge zu erhöhen oder zu ermäßigen, 

SD. 

Vorſtehende Beſtimmungen treten mit dem 1. Februar 1887 

in Wirkſamkeit. 


Mainz, den 29. Januar 1887. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Oechsner. 
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2. 


Nach Anhörung und Zuſtimmung der Stadtverordneten- Ver: 
ſammlung zufolge Bejchluffes vom 20. März 1901, nach Der: 
nehmung des Kreisausſchuſſes, ſowie mit Genehmigung des 
Großherzoglichen Minifteriums des nern zu Nr. M. J. 11239 
vom 20. April 1901 wird das Statut über die Bejtellung einer 
ftädtischen Hafen- und Yagerhaus:Deputation zu Mainz vom 
29. Januar 1887 in der nachfolgenden Weiſe abgeändert: 

8 1. 

In dem S 1 iſt im 2. Abſatz der Punkt 2 zu ftreichen und 
hierfür zu bejtimmen: 

„2. aus jechs von der Stadtverordneten-Verſammlung zu 
wählenden Mitgliedern, wovon zwei aus der Stadtver- 
ordneten Verſammlung, ein drittes aus der Handelskammer 
entnonmmen werden müſſen, weitere drei auch aus ſtimm— 
berechtigten und wahlfähigen Mitgliedern der Stadt: 
gemeinde entnommen werden fünnen.“ 

8 2. 
Vorftehende Beſtimmung tritt jofort in Wirkſamkeit. 


Mainz, den 9. Mai 1901. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 
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3. 


Nach Anhörung und Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ver— 
ſammlung zufolge Beſchluſſes vom 30. Dezember 1901, nach 
Vernehmung des Kreisausſchuſſes, ſowie Genehmigung des Groß: 
berzoglichen Miinifteriums des Innern zu Nr. M. J. 3155 vom 
8. Februar 1902 wird das Statut über die Bejtellung einer 
jtädtischen Hafen: und Yagerhaus: Deputation zu Mainz vom 
29. Januar 1887 in der nachfolgenden Weife abgeändert: 

5:7, 

Die Abjäge 3 und 4 des $ 1 des Statut werden gejtrichen 
und tritt an deren Stelle folgendes: 

Die Amtszeit der Mitglieder beträgt ſechs jahre. 
Die Hälfte der Mitglieder hat alle drei Jahre nach jeder 
Erſatz- oder Neuwahl der Stadtverordneten auszujcheiden. 
Die zum erjtenmal nad der nächiten Erſatzwahl der 
Stadtverordneten ausjcheidende Hälfte der Mitglieder 
wird durch das Los bejtinmt. 

Die ausfcheidenden Mitglieder find wieder wählbar 
und bleiben in allen Fällen zur Fortführung des über- 
nommenen Amtes big zum Eintritt der an ihrer Stelle 
neugewählten Meitglieder verpflichtet. 

Scheidet ein Miitglied während feiner Amtsdauer 
aus, jo iſt alsbald eine Erjfagwahl für den Reſt Diejer 
Umtsdauer vorzunehmen. 

82. 
Vorſtehende Beſtimmung tritt ſofort in Wirkſamkeit. 
Mainz, den 3. März 1902. 


Großh. Bürgermeiſterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiſter. 
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4. 


Polizei- und Gebühren-Ordnung 
für die Ssäfen zu Mainz. 


Nah Anhörung und Zuftimmung der Stadtverordneten-Ver- 
ſammlung zufolge der Beichlüffe vom 24. Januar 1895, 22. Juni 
1898, 7. Dezember 1898, 21. Dezember 1898 und 23. Januar 
1902, nad) VBernehmung des Kreisausfchujfes, fowie mit Ge— 
nehmigung des Großh. Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
zu Wr. M. J. 11669 vom 25. April 1895, Nr. 1210 vom 
17. Januar 1899, Nr. 5484 vom 28. Februar 1899 und 
Nr. 5410 vom 21. April 1902, wurden für die Häfen zu Mainz 
in bezug auf den Verkehr der Schiffe und Floße, ferner auf Die 
Aus: und Einladung und fonjtige Behandlung von Gütern, ſowie 
die Benugung dev Werfte, Eijenbahnanlagen und Hafenanftalten 
folgende Borjchriften erteilt. 


I. Umfang der Häfen. 


S 1. 


Das Gebiet der Mainzer Häfen, auf welches gegemvärtige 
Ordnung Anwendung findet, umfaßt das Rheinufer nebjt Binnen: 
häfen und wird begrenzt: 

1. ſtromwärts durch eine Linie, welche mit dem Uferrande von 
der Gentarfungsgrenze gegen Weifenau ab bis zur unteren 
Spite der Ingelheimer Au in einer Entfernung von 45 m 
parallel läuft; 

2. landwärt3 und zwar: 

a) von der Gemarkfungsgrenze gegen Weifenau bis zur Eifen- 
bahnbrücke durch die Eijenbahn, 

b) von der Eiſenbahnbrücke bis zur Poterne Nikolaus durch 

die Fahrſtraße am linken Ufer des Sicherheitshafens, 
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c) von der Poterne Nifolaus bis zur Straße „am Zoll: 
hafen“ durch die Kehlbefejtigung, 

d) von der Keblbefeitigung bis zur Rheinallee dur Die 
Straße „am Zollhafen“, 

e) von der Straße „am Zollhafen” bis zum Aheintor durch 
die Rheinallee, 

f) von dem Rheintor bis zum Kavalier BER durch 
den Rheingamvall, 

g) vom Kavalier Prigelwig bis zur unteren Spite Der 
Ingelheimer Au durch den Längsdamm, 

h) von der unteren Spitze der Ingelheimer Au bis zum 
Rheintor durch das rechte Ufer und die Stirnjeite des 
Floßhafens, 

i) von dem Rheintor bis zur Gemarkungsgrenze gegen 

Mombach durch die Fahrſtraße auf dem linken Ufer des 

Floßhafens, 

von der Gemarkungsgrenze gegen Mombach bis an das 

untere Ende des der Stadt Mainz gehörigen ſog. Rhein— 

aclers durch den Landdamm; 

ls Abſchluß durch eine von dem unteren Ende des Nhein- 
— nach der unteren Spitze der Ingelheimer Au gedachte 

gerade Linie. 

Die für Rechnung der Stadt verwalteten öffentlichen Lager— 
häuſer, ſowie alle für den Güterverkehr beſtimmten Werfthallen, 
Zollreviſionsräume, Eiſenbahnanlagen, Lagerplätze, Landungs— 
brücken ꝛc. ſind als Beſtandteile der Häfen zu betrachten. 


br" 
— 


* 


II. Einteilung der Häfen. 

82. 

Der Sicherheitshafen unterhalb der Eiſenbahnbrücke dient zur 
Ueberwinterung von Schiffen aller Art, Schiffmühlen, Bade— 
anſtalten, Baggermaſchinen u. a. m., ſoweit der vorhandene Raum 
die Aufnahme derjelben geitattet. Außerdem kann der Sicherheits: 





ee 
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hafen zu VBerladungen von Schiffs und Eijenbahngütern benußt 
werden. 

Der oberhalb des Rheintors gelegene Binnenhafen dient haupt— 
jächlich der Vermittelung des Umpfchlags von Schiff zu Bahn und 
umgefehrt, ſowie dem Verkehr mit den jtädtiichen Yagerhäufern ; 
er enthält auch den Freihafen (Zollhafen). 

Der Floßhafen unterhalb des Nheintores dient zur Zuſammen— 
jtellung und Ueberwinterung der Floße. 

Binnenhafen und Floßhafen können ebenfalls zum Schuß von 
Fahrzeugen ꝛc. im Winter benugt werden. 

Das übrige Hafengebiet iſt für den allgemeinen Verkehr 
beſtimmt. 

S 3. 

Die Hafen: und Yagerhaus:Deputation (S 5) iſt befugt, ein: 
zelne Teile der Häfen nad Bedürfnis ausjchließlich dem Verkehre 
mit beſtimmten Schiffsgütern zu überweiſen oder für Weberladungen 
von Bord zu Bord oder für jonjtige Zwecke zu beſtimmen. 

Borläufig und bis auf weiteres ind bejtimmt: 

l. die Uferjtrede von der Gemarfungsgrenze gegen Werjenau 
bis zur Eiſenbahnbrücke: für verjchtedene Güter; 

1. der Sicherheitshafendamm nach der Rheinſeite: für Steine 

und Sand; 
Ill. die Ufer des Sicherheitshafens: für verjchiedene Güter; 
IV. die Uferitrede von der Mündung des Sicherheitshafens 
bis zum Fiſchtor: für Kohlen und Holz; die tiefgelegene 
Rampe dajelbjt: fir Sand und die Ufertreppe vor dem 
Fiſchtor für den Marktverkehr und für Yofaldanıprboote ; 

V. die Uferjtrede vor der Werfthalle am Fiſchtor: für Stüd: 
güter und ſonſtige Gegenjtände, welche gefrant und ge: 

. wogen werden jollen; 

VI. die Uferjtrede vom Fiſchtor bis zur Straßenbrücke: für 
den Berfehr der Perfonendampfer; die Treppe unterhalb 
des Brückentors: file den Marftverfehr ; 
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VL. 


VII. 


IX. 
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die Uferjtredfe von der Straßenbrüde bis zur Mündung 
des Zolle und Binnenhafens: für den Verfehr von Güter: 
ſchiffen; für Schiffs: und Bahngüter, jowie für fonjtige 
Gegenftände, welche an den Werfthallen auf diefer Strede 
gefrant und verwogen werden jollen; außerdem die tief: 
gelegenen Rampen dajelbjt: für Steine, Sand und 
Kohlen; 


der Zoll- und Binmenhafen und deſſen Ufer: für zoll: 
und jteuerpflichtige Güter, fowie für Güter aus dem 
freien Verkehr, welche daſelbſt gefrant oder verwogen 
oder zur Bahn verladen oder von der Bahn entladen 
oder auf den freien Plätzen und in den Lagerhäujern 
gelagert werden follen; 


die Uferjtrede von der Mündung des Zoll- und Binnen: 
bafens bis zum unteren Ende der Ingelheimer Au: für 
Steine und Sand; die Strede zwijchen der Binnenhafen- 
mündung und dem unteren Walltor außerdem zum An: 
legen der Petroleumtankſchiffe; 


. der Floßhafen zur Eimjtellung von Floßholz; die Ufer 


und Rampen dajelbit für Kohlen, Steine ıc., jowie zur 
Yagerung von Holz und Ausjchleifung von Floßholz. 


Uebelriechende oder efelerregende Gegenjtände dürfen nur an 


den von 


der Hafenverwaltung zu beſtimmenden Uferftellen, Pulver 


und andere leicht entzündbare, explodierende Stoffe nur auf der 
Rheinjeite am Sicherheitshafendamm aus- oder eingeladen werden. 
Die Verordnung über den Transport ätzender und giftiger Stoffe 
auf dem heine vom 14. Juli 1900, die Verordnung über den 
Verkehr mit Sprengitoffen vom 21. Dezember 1893 nebſt Zuſatz— 
beftimmung vom 9. Juli 1898 und die Verordnung betreffend 
die Beförderung fenergefährlicher, nicht zu den Sprengjtoffen ge 
hörender Gegenjtände auf dem Rhein vom 15. Februar 1894 
finden gleichfalls Anwendung auf die Transporte diefer Art inner 
halb des in $ 1 Ziffer 2 bezeichneten Hafengebiets. 
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II. Lagerhäufer und Werftgeleije. 
S 4. 
Der Verkehr an und in den ftädtiichen Lagerhäufern und auf 


den Werftgeleifen unterliegt den Beftimmungen der hierfür be- 
jonders erlafjenen Betriebsordnungen und Gebührentarife. 


IV. Betriebsleitung. 


S 5. 


Die Yeitung und Beauffichtiqung des Betriebs in den ftädtijchen 
Häfen wird auf Grund des Statuts vom 29. Januar 1887 von 
der jtädtiichen Hafen: und Yagerhaus-Deputation wahrgenommen. 

Mit der Handhabung der Ordnung im Bereiche der Häfen, 
ferner mit dev Sicherftellung und Erhebung der tarifmäßigen Ge- 
bühren, jowie mit der Aufficht über die Hafenanſtalten und das 
Hafenperjonal ijt die Hafenverwaltung beauftragt. 

Die Hafenverwaltung beiteht aus dem Hafendireftor als Vor: 
Itand, dem Hafeneinnehmer als Stellvertreter desjelben und dem 
Hafenmeiſter als Sachverftändigen in technischen Schiffahrts-Ange— 
legenheiten. Zum Bollzuge iſt derjelben das erforderliche Hilfs: 
perjonal beigegeben. 

Der Auflichtsdienit in den Häfen wird nad) Anordnung des 
Hafendireftors durch das Aufjichtsperjonal ausgeübt. 

Die Dienjtverhältnifje des Perſonals der Hafenverwaltung 
regeln ji nach den Beſtimmungen des $ 3 des Statuts vom 
29. Januar 1887 betr. die Bejtellung der ſtädtiſchen Hafen- und 
Lagerhaus: Deputation zu Mainz. 

Die Hafenbeamten jind jederzeit zur Betretung der in den 
Häfen liegenden Fahrzeuge, jowie zur Befichtigung der inneren 
Räume derjelben berechtigt, bei den unter Zollverichluß liegenden 
Schiffsräumen jedoch nur im Beiſein von Zollbeamten. Die 
Schiffer find verpflichtet, zu dieſem Zwecke auf erite Anforderung 
die nötigen Stege legen, bezw. die betreffenden Beamten mitteljt 
Kahn überjegen und demnächſt wieder au das Ufer zurücdführen 
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zu lajjen. Im Weigerungsfalle hat der Schiffer neben Der ver: 
wirkten Strafe die Koſten der für die Hin- und Nücfahrt ander: 
weit gemieteten ‚Fahrzeuge zu tragen. 


V. Geihäftsftunden. 
S6. 

Die Gejchäftsräume der Hafenverwaltung ſind täglich, mit 
Ausnahme der Sonntage und der gejeglichen ‚Feiertage, vormittags 
von 8 bis 12 und nachmittags von 2 bis 6 Uhr offen. 

Die Häfen find täglich dem Verkehre geöffnet. Für Arbeiten 
an Sonn= und ;yeiertagen bedarf es jedoch der Genehmigung der 
Hafenverwaltung und der Lofalpolizeibehörde. 

Die Kranung und Verwiegung von Gütern, ſowie Die 
Arbeiten auf dem Werft und in den Werfthallen erfolgen: vor: 
mittags von 7 bis 12 und nachmittags von 1'e bis 7 Uhr. 

Bor Eintritt der Tageshelle und nach Eintritt der Dunkelheit 
werden in der Hegel Nranungen und Verwiegungen, jowie Arbeiten 
auf dem Werft nicht vorgenommen. Die Hafenverwaltung kann 
indejjen da, wo die Ufer genügend beleuchtet jind, Ausnahmen ein: 
treten laffen und auch ſonſt in dringenden Fällen dieſe Gejchäfts- 
jtunden ausdehnen. Für den Zollhafen gelten Die von der Yoll: 
behörde feitgejegten Geſchäftsſtunden. 


VI. Allgemeine Beitimmungen für den Verkehr von Schiffen 
und Floßen in den Häfen. 


ST. 
Der Floßhafen unterhalb des Nheintores it für den Floß— 
verfehr beſtimmt. In den übrigen Hafenbezirfen iſt die eigentliche 
Floßfahrt nicht gejtattet. Auf einzelne Böden oder Stünmel 
findet legtere Bejtimmung feine Anwendung, wenn die Hölzer jo: 
gleich aus dem Waſſer geichafft werden. 
Die Führer der in den Häfen anlegenden oder vor Anfer 
aehenden Schiffe und Floßteile, überhaupt Fahrzeuge aller Akt, 
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haben mit denjelben diejenigen Stellen einzunehmen, welche ent- 
weder im allgemeinen bejtimmt jind oder im einzelnen Falle von 
der Hafenverwaltung beſtimmt werden. 

Die Hafenverwaltung iſt befugt, jederzeit und fo oft jolches 
in Intereſſe des Hafewerkehrs für erforderlich erachtet wird, den 
Fahrzeugen andere Haltepläge anzuweiſen, ſowie Fahrzeuge, welche 
nicht in der Aus: oder Einladung begriffen find, deren Anweſenheit 
aber dem Verkehre hinderlich erjcheint, oder ‚Fahrzeuge, Die ſich 
voraussichtlich nach ihrer Berchaffenheit nicht über Waſſer zu er- 
halten vermögen, aus dem Bereiche der Häfen gänzlich auszu— 
weten. Derartigen Anordnungen baben die ‚Führer oder Eigen: 
tümer der Fahrzeuge mmerhalb der zur Ausführung fejtgejegten 
Friſt Folge zu leiten, widrigenfall$ die Hafenverwaltung zum 
Vollzuge auf Koften umd Gefahr der Säumigen, unbejchadet der 
von denjelben verwirften Strafe, berechtigt ift. Das Gleiche gilt 
bezüglich wuntergegangener Fahrzeuge und Ladungen.  Diejelben 
jind bis zu ihrer Entfernung auf Koſten der Eigentümer zu 
wahrjchauen. | 

Die Führer und Eigentümer der Fahrzeuge haften für alle 
durch ihre oder ihrer Leute Schuld entitandenen Befchädigungen 
der Häfen umd deren ſämtlichen Eimrichtungen. 


| 59. 

Die Ans und Abfahrt der zur Ent: oder Beladung beftimmten 
Schiffe amı Ufer, jowie deren freie Bewegung bei Benutzung der 
Safenanftalten darf durch Schiffe, welche diejen Zwecken fremd 
find, nicht behindert und gejtört werden. 

Die den Dampfichiffen bewilligten Yandungsbrücen können in 
Ausnahmefällen auf Anordnung der Hafenverwaltung durch Fremde 
Schiffe zur Aus» oder Einladung von Gütern wmitbenußt werden, 
ohne daß die Eigentiimer der Yandungsbrücen dieferhalb eine 
Vergütung beanjpruchen fünnen. Die Hafenverwaltung iſt jedoch 
verpflichtet, darauf zu halten, daß durch "derartige Anordnungen 
der regelmäßige Dienjt der Dampfſchiffe feinerlei Störung erleidet 
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und daß Hierbei namentlich auf den Landungsbrücen ſelbſt feine 
Güter aufgejtapelt werden. Für allenfallfige Bejchädigung der 
Landungsbrücen bleibt der betreffende Schiffsführer dem Eigen: 
tümer der erjteren gegenüber haftbar. 


$ 10. 


Die im offenen Strome anfernden Fahrzeuge müfjen möglichit 
nahe zufammen und von den am Ufer Haltenden Fahrzeugen fo 
weit entfernt liegen, daß zwijchen beiden jtet3 eine dem Bedürfnifje 
entfprechende Fahrſtraße frei bleibt. 

Die am Ufer haltenden Fahrzeuge bezw. die äußerſten Reihen 
derjelben müjjen nach der Stromſeite in ihrer ganzen Länge mit 
Seilleitungen verjehen fein, an welchen zu Berg fahrende Nachen 
und fleinere Fahrzeuge fortgezogen werden können. 


8 11. 


Jedes Schiff muß für ſich beſonders, im offenen Strome 
mittelſt Anker, am Ufer mittelſt ſtarker Taue oder Ketten an den 
vorhandenen Meerpfählen oder Meerringen, befeſtigt ſein. Die Be— 
feſtigung an Kranen, Wippen, Geländern, Plakatenpflöcken, 
Laternenpfoſten, Eiſenbahnſchienen u. dergl. iſt verboten. 

Kleine Fahrzeuge können an größeren befeſtigt werden. Die 
an den Ufertreppen befindlichen kleinen Meerringe ſind nur für 
Nachen bis zu 10000 kg Tragfähigkeit beſtimmt und dürfen von 
größeren Fahrzeugen nicht benußt werden. 

Die zur Fernhaltung der Fahrzeuge vom Ufer dienenden 
Schoren müſſen gegen den Uferfuß angejegt oder, wenn dies bei 
hohem Waſſerſtande nicht möglich it, an den Meerpfählen oder 
Meerringen befeftigt werden. Das Anjegen der Schoren gegen die 
Kaimauern und Uferböfchungen ijt verboten. 


8 12, 
Beim Anlanden oder Treibenlaſſen von Schiffen ꝛc. iſt es ge: 
jtattet, Taue an gut gemeerten Schiffen oder an den Yandungs- 
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brücen der Dampfichiffe oder an den Badeanitalten zu befejtigen; 
jedoch muß dem ‚Führer des Schiffes bezw. dem Beſitzer der An— 
jtalt, woran das Tau befeftigt werden joll, Hiervon vorher Kennt: 
nis gegeben werden. 

8 13. 


Es iſt verboten, das Mleertau oder Die Meerkette eines 
fremden Schiffes zu löjen, es gejchege denn nach Anweiſung der 
Hafenbeamten oder in Notfällen nad) vorheriger Benachrichtigung 
des ‚Führers des betreffenden Schiffes. 

8 14. 

Segelſchiffe oder Kähne von über 40000 kg Tragfähigkeit 
müſſen, wenn ſie zu Berg fahren, an Tauen gezogen werden. 
Das Voranſchaffen derſelben mittelſt Schiffshaken iſt unterſagt. 

In keinem Falle dürfen die Haken in die Kaimauern und 
Uferböſchungen oder in die Wände der am Ufer liegenden Schiffe, 
Badeanjtalten ıc. eingeſetzt werden. 

Dampfjchiffe dürfen innerhalb der Häfen mit größerer Kraft 
als zur langjamen ‚zortbewegung nötig tft, nicht fahren. Zur 
Abgabe von Signalen haben die Schiffsführer ſich vorzugsweife 
der Yäutevorrichtungen zu bedienen; Die Anwendung der Dampf: 
pfeifen und Nebelhörner ijt nur in Notfällen gejtattet. 


8 15. 

Auf jedem m den Häfen haltenden Fahrzeuge über 50000 kg 
Tragfähigkeit muß die zur Bedienung desjelben nötige Mannschaft 
Tag und Nacht anweſend jein. Ausnahmefälle kann die Hafen— 
verwaltung gejtatten, jofern der Führer oder Eigentümer des 
‚Fahrzeuges nachweiit, daß er für deſſen Bewahrung anderweit 
ausreichend gejorgt hat. 

Wird dies verjäumt, jo fann die Hafenverwaltung die Sorge 
für das verlaſſene Fahrzeug auf Koſten und Gefahr des ‚Führers 
oder Eigentümers übernehmen. Das Gleiche gilt auch für Fleinere 
Fahrzeuge, welche ohne Bedienung find und nicht im Stande ge: 
halten werden. 
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8 16. 

Wird ein in den Häfen liegendes Schiff von feinem ‚Führer 
verlaſſen, jo bat derjelbe einen Bevollmächtigten zu bejtellen, welcher 
die Verbindlichkeiten, die dem Schiffsführer der Hafenverwaltung 
gegenüber obliegen, überninmit. 

Ss 17. 

Das Abladen von Schutt, Kehricht, Schladen x. in den 
Häfen, ſowie ſonſtige Verunreinigungen derjelben find verboten. 
Zur Ablagerung der Aſche, Schladen und anderer Abfälle von 
den in den Häfen haltenden Schiffen wird die Hafenverwaltung 
im Einvernehmen mit den ſtädtiſchen Reinigungsamt bejondere 
Plätze anweiſen. 

Die Kamine der Dampfſchiffe Dürfen nur in mindeſtens 25 m 
Entfernung von fer oder von anderen Schiffen gereinigt werden. 

Es iſt unterſagt, innerhalb des Hafengebietes übelrtechende 
oder efelerregende Gegenftände oder Steine oder fonjtige barte 
Körper ins Waſſer zu werfen oder ohne Genehmigung der Hafen: 
verwaltung Pfähle u. dgl. darin anzubringen. 

Ber Zuwiderhandlungen gegen dieſe WVorjchriften haben die 
Schuldigen neben der veniwirften Strafe die durch Die Befeitigung 
der betreffenden Gegenſtände entjtebenden Kosten zu tragen. 


8 18. 


Zur Verhütung von Brandunglücd it den Schiffsführern wie 
den Schiffsmannſchaften unausgejegte Aufmerkſamkeit auf ‚Feuer ud 
Licht anempfohlen. Im Bereiche der Häfen, ſowie auf den daſelbſt 
baltenden Fahrzeugen darf ohne Genebmigung der Hafenverwaltung 
fein offenes ‚Feuer und auf den mit deu, Strob, Schilf oder ähn— 
lichen leicht entzündlichen Gegenſtänden beladenen Fahrzeugen über: 
haupt fein Feuer angezündet werden. 

Das Kochen von Teer und Beh auf Schiffen it verboten. 
Die Hafenverwaltung bejtimmt auf Anmelden von Fall zu Fall 
diejenige Stelle auf dem Ufer, auf welcher ‚Feuer zu derartigen 
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Zweden angezündet, und die ‚Zeit, wie lange dasjelbe unterhalten 
werden darf. 

Das Abfenern von Schüſſen und das Abbrennen von Feuer— 
werf ijt im Hafengebiet nur mit bejonderer Erlaubnis der Hafen- 
verwaltung zuläflig. 

In den Yagerbäufern, Werftbhallen und überall da, wo Waren 
gelagert find, ijt es verboten, zu rauchen oder ‘Pfeifen oder Zigarren, 
jte mögen brennen oder nicht, im Munde oder in der Hand zu 
balten oder abzulegen. 

& 19. 

Bei Drobender Feuersgefahr im Bereiche der Häfen oder bei 
ausgebrochenem Brande daſelbſt oder bei Eisgang, Hochwaifer oder 
jonjtiger Gefahr jind ſämtliche Führer der in den Häfen liegenden 
‚sabrzeuge und deren Mannjchaften zur Hilfeleiftung mit Schiff 
und Geſchirr verpflichtet und gehalten, den von der Hafenverwaltung 
zur Bekämpfung des ‚Feuers oder zur Befeitigung der Gefahr oder 
zur Mettung von Menjchen, Gütern und Hafengeräten getroffenen 
Anordnungen unbedingt ‚Folge zu leijten. 

Ss 20. 

Die Dauer des Aufenthaltes der Fahrzeuge im Hafengebiet 
it an feine beſtimmte ‚Srilt gebunden. Wenn jedoch Fahrzeuge 
dem eigentlichen Perſonen- und Frachtverkehre fremden Zwecken 
dienen, wie 3. B. ſchwimmende Schau-Anftalten, Bade und Waſch— 
Anjtalten, Wohnungen, Werkitätten, Giterniederlagen, Bootshäuſer, 
Fiſchkaſten u. a. m., jo tt deren Aufenthalt im Hafen nur mit 
Genehmigung der Hafen und Yagerhaus-Deputation und nur gegen 
Entrichtung einer für jeden einzelnen Fall zu beſtimmenden Platz— 
gebühr ſtatthaft. 

Wird dieſe Genehmigung verſagt oder deren Einholung ver— 
ſäumt, ſo iſt das betreffende Fahrzeug ſofort, nötigenfalls maß— 
geblich der Vorſchriften im SS, aus den Häfen zu verweiſen. 

Ale Badeanſtalten ſind im Herbſt Dis zu einem von der 
Hafenverwaltung jeweils feſtzuſetzenden Zeitpunkte vom Ufer zu 
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entfernen. Bei drobender Eis: oder Hochwafjergefahr fann die 
Hafenverwaltung die Schiffsführer auffordern, ihre im Hafengebiete 
befindlichen ‚Fahrzeuge in die Sicherheitshäfen zu bringen. Einer 
jolchen Aufforderung ift jofort und ohne irgend welchen Einwand 
Folge zu leijten. 


VII. Befondere Beltimmungen für die Sicherheitshäfen. 
S 21. 

Das Einjtellen von Fahrzeugen in den Sicherheitshäfen zum 
Zwecke des Schußes muß den Vorfchriften im $ 27 entjprechend 
bei der Hafenverwaltung angemeldet werden und iſt mur gegen 
VBorzeigung des dort bemerften Erlaubnisjcheines gejtattet. Der 
Erlaubnisichein fann fir ungültig erflärt werden, wenn die be- 
treffenden ‚Fahrzeuge nicht innerhalb 24 Stunden nad) feiner Aus: 
jtellung in den Sicherbeitsbafen verbracht worden find. 

Mit ‘Petroleum beladene Kajtenfchiffe, jowie Fahrzeuge, welche 
bejonders feuergefährliche, leicht entzündliche oder erplofive Stoffe 
in größeren Mengen mit ich führen, find von der Zulaſſung in 
die Sicherbeitshäfen ausgejchloffen. 


8 22, 

Die Eigentümer oder ‚Führer der in den Sicherbeitsbäfen 
Schuß ſuchenden ‚Fahrzeuge ſind verpflichtet, alle Anordnungen 
pünktlich zu befolgen, welche die Hafenverivaltung in bezug auf 
das Einlaufen der ‚Fahrzeuge, das Aufftellen innerhalb der Häfen 
und das Auslaufen oder zur Gewinnung von Raum oder zur 
größeren Sicherheit der übrigen ‚Fahrzeuge erteilt. Am Weigerungs: 
falle it die Hafenverwaltung befugt, ihre Anordnungen auf Koſten 
und Gefahr der Säumigen ausführen zu lafjen. 

Die Schiffsführer find weiter verpflichtet, nötigenfalls ibre 
Mannschaften zwecds Freihaltung der Hafeneinfabhrt von Eis der 
Hafenverwaltung unentgeltlich zur Verfügung zu jtellen. Sie 
haben die Schiffe ringsum von Eis freizubalten. Wenn dies bei 
großer Kälte nicht möglich ſein follte, dann ſind bei jedem Schiffe 
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wenigitens zwei Stellen in entjprechenden Abjtänden zum Waſſer— 
jchöpfen offen zu halten. Auch muß auf jedem Schiffe ein mit 
Waſſer gefülltes und gegen Einfrieren gehörig gejchüßtes Gefäß 
von mindeitens 200 Yiter Inhalt vorhanden jein. 


S 23. 

An den im Hafengebiet haltenden Fahrzeugen dürfen größere 
Neparaturen nur mit Genehmigung der Safenverwaltung vorge: 
nommen werden. | 

S 24. 

Die Stadt übernummt binfichtlich dev in den Sicherbeitsbäfen 
untergebrachten Fahrzeuge, ſowie der darauf befindlichen Geräte 
und Yadungen feinerlei Berbindlichkeit. 


VII. Bejondere Beitimmungen für Perſonen und Fuhrwerlke. 

An den Aus: und Einladeitellen der Schiffe, ſowie in den 
MWerftballen und Yagerbäufern dürfen jich nur jolche Perſonen auf: 
halten, welche Gejchäfte daſelbſt zu bejorgen oder die Genehmigung 
der Hafenverwaltung bierzu eingebolt haben. 

Innerhalb des Hafengebietes it es verboten, vom Ufer aus 
zu fiſchen. Die Entnahme von Eis und das Schlittichublaufen in 
den Häfen it mur nach Anhörung der Hafenverwaltung mit Ges 
nehmigung der Bürgermeifterei gejtattet. 

So lange die Zugänge zu den Prebbrücden in den Häfen 
geſchloſſen jind, dürfen die Brücken nicht betreten und befahren 
werden. 

Das Mitnehmen von Hunden in die Yagerbäufer und Werft: 
ballen iſt unterjagt. 

8 26. 

Die ‚Führer von Fuhrwerken, welche in den Häfen Perſonen 
oder Güter aufnehmen oder dahin verbringen, ſind gebalten, ihre 
Fuhrwerke jtetS jo aufzuftellen, daß jie den Hafen: und Eiſenbahn— 
verfehr nicht jtören und baben den Anordnungen der Hafenbeamten 
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zu jeder Zeit ummeigerlich ‚Folge zu leiten. Insbeſondere Dürfen 
Droschken nur auf den von der Hafenverwaltung im Einverjtändnis 
mit der Bolizeibebörde bezeichneten Stellen und in der vorgejchriebenen 
Ordnung halten. 

Ueber die Drebbrüden darf nur im Schritt gefahren werden. 


IX. Beitimmungen für die Aus- und Einladung von Gütern. 


1. Erlaubnisjchein und Anmeldung. 


8 27. 


Jeder Schiffer, welcher in den Häfen Gitter ausladen will, 
ift verpflichtet, bevor er damit beginnt, unter VBorlegung feines 
Patentes und des für jein ‚Fahrzeug ausgeftellten Schiffsatteftes 
oder MHichjcheines bei der Hafenverwaltung den erforderlichen, mit 
der betreffenden Negijternunmmer und der Bezeichnung der Auslade: 
jtelle verjebenen Erlaubnisjchein zu erwirken. Der gleiche Schein 
it von dem ‚Floßführer oder Eigentümer zu evwirfen, wenn Holz 
ausgejchleift oder auf jonjtige Weije ausgeladen werden joll. Ohne 
diejen Schein ift die Ausladung nur in dringenden und Notfällen 
gejtattet. Der Schiffer oder Floßführer ift jedoch in jolchem ‚Falle 
verpflichtet, Die Sämtlichen auf die Ausladung Bezug babenden 
Papiere einen dienjttuenden Hafenbeamten auszuhändigen und Die 
vorschriftsmäßtge Anmeldung jobald als möglich nachträglich zu 
machen. 

In gleicher Weiſe bat jeder Schiffer, welcher in den Häfen 
Güter einladen will, den mit Regiſternummer und Bezeichnung der 
Einladejtelle verjehenen, von der Hafenverwaltung auszujftellenden 
Erlaubnisichein zu erwirken. 

Die Erlaubnisjcheine find jedem Hafenbeamten auf Verlangen 
zur Einficht vorzulegen und zu diefem Behufe von den Schiffern ꝛc. 
aufzubewahren. 

S 28. 

Die im S 27 bezeichneten Perſonen haben ferner vor dem 

Beginn der Ausladung eine Auslade-Anmeldung, welche ſämtliche 
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zur Ausladung bejtinmmten Gegenjtände wnfaßt und dieje ſowie den 
Umfang der beanfpruchten Giüterbearbeitung (S 33) genau bezeichnet, 
nach vorzujchreibendem Formular bei der Hafenverwvaltung abzu— 
geben und jind fiir deren Nichtigkeit durch ihre oder ihres Bevoll: 
mächtigten Unterfchrift haftbar. Nachdem die Anmeldung von der 
Öafenverwaltung mit Der betreffenden Regiſternummer  verjehen 
worden iſt, erhält der Anmelder Diejelbe zur alsbaldigen Abgabe 
an dem mit der ‚yeitjtellung der Yadung bezw. der Giterbearbeitung 
beauftragten Beamten zurück. Bevor durch diefen die Ladung ein— 
gejehen worden tft, Darf — dringende und Notfälle ausgenommen — 
mit der Entladung nicht begonnen werden. Geſchieht Dies Doch, 
jo wird die zu entrichtende Gebühr (5 49) von der böchjten Trag— 
fäbigfeit des Schiffes berechnet. 

In gleicher Weiſe wird vor dem Beginn der Einladung eine 
Einlade-Anmeldung erfordert, welche bei ihrer Abgabe die bis dabın 
befannten NBerfrachtungsgüter enthalten joll. Bor der Abfahrt des 
Schiffes it die Anmeldung nach der abgeſchloſſenen Yadelifte von 
dem Schiffer oder jeinen Bevollmächtigten zu ergänzen. Ueber 
eine Durch die Hafenverwaltung zu betätigende Bearbeitung Der 
Güter muß jedenfalls vor Gewährung diefer Yeiltungen jehriftlicher 
Antrag vorliegen. 

Ss 29. 

Mangelbafte Anmeldungen md nach Weifung der Hafen: 
beamten von den Anmeldern zu berichtigen bezw. zu ergänzen. 

Die Anmeldungen können in doppelter Ausfertigung vorgelegt 
werden, in welchen ‚zalle jpäter eine Ausfertigung, mit amtlicher 
‚eitjtellung der aus: oder eingeladenen Gütermengen und mit 
Quittung über die Gebührenzablung verfeben, an den Antragiteller 
zurückgegeben wird. 

8 30. 

Den Hafenbeamten jtebt das Recht zu, von den Yapdelijten 
und ;zrachtbriefen über die aus: und eingeladenen Güter Einficht 
zu nehmen, um Daraus Die Nichtigkeit der abgegebenen An— 
meldungen zu prüfen. 
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Ss 31. 


Schiffahrts-Unternehmern und Agenten, welche in Mainz ihren 
Wohnſitz haben, kann mit Genehmigung der Hafen und Yagerbaus: 
Deputation gegen Sicherbeitsleiftung nach S 51 gejtattet werden, 
die Ent: und Beladung ihrer Schiffe an bejtimmten Uferſtellen 
ohne vorherige Erwirkung eines Erlaubnisjcheines ($ 27) zu be— 
wirfen und die vorjchriftsmäßigen Anmeldungen (5 28) innerhalb 
bejtimmter Friſten nachträglich vorzulegen, jofern über die Schiffs: 
ladungen regelmäßige Bücher geführt werden, aus denen die nähere 
Bezeichnung der Schiffe, die Gattung und Menge der Güter, Die 
Zeit ihrer Aus- bezw. Einladung und die Orte ihrer Herkunft 
bezw. Beſtimmung genau erlichtlich find. Die Bewilligung dieſer 
Begünitigung iſt an die Bedingung geknüpft, daß den Hafenbeamten 
jederzeit die Einfichtnahme der bemerften Bücher jowohl wie der 
Privatlagerräume unweigerlich geitattet wird und daß die Unter: 
laſſung der einen oder der anderen dieſer Verpflichtungen die Zu: 
rücknahme der Begünſtigung zur Folge bat. 

Ueber Diejenigen Gitter, welche gefrant oder verwogen oder 
jonjt bearbeitet werden jollen ($ 33), muß dagegen vor Gewährung 
diejer Leitungen Anmeldung vorliegen. 


$ 32. 
Auf Die Güter:lleberladungen von Bord zu Bord beziehen ſich 
Die Beſtimmungen des vorjtebenden Abichnittes IX. 1 nicht. 


2, Kranung, VBerwiegung und jonjtige Arbeits: 
leijtungen. 
$ 33. 
Die Aus: oder Einladung von Schiffsgütern vermittelit der 
im Betriebe der Hafenverwaltung  beitndlichen Hebewerkzeuge 
(Kranung), die VBerwiegung auf deren Wagen, ſowie jonjtige 
Arbeitsleiftungen Finden nur auf ausdrüdlichen Antrag in den 
‚betreffenden Anmeldungen (S 28) ſtatt. 
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Ss 34. 

Die Kranung erfolgt nach der Reihenfolge der Anmeldung, 
welche durch die Nummer des Erlaubnisjcheines ($ 27) beitimmt 
wird. Bon diejer Neihenfolge kann nur in dringenden Fällen nach 
Anordnung der Hafenverwaltung abgewichen werden. 


Die an einen Kranen angewiefenen Schiffe müſſen an dem- 
jelben, jobald er frei geworden tjt, anlegen. Mit der Aus: oder 
Einladung muß alsdann ohne Verzug begonnen und während der 
Arbeitsjtunden unausgejeßt fortgefabren werden. Zuwiderhand— 
(ungen ziehen Zurücjegung in der Reihenfolge nach ich. 

| 8 36. 

Die ‚Führer der an den Kranen aus: oder einladenden Schiffe 
baben, damit die Arbeit jicher und jchnell von ftatten gebt, dafür 
zu jorgen, daß eine hinreichende Anzahl von Arbeitern zum An— 
ichlagen oder Abnehmen der Güter vorbanden iſt und daß das 
Anschlagen oder Abnehmen vorjichtig und nach Anweiſung der 
Hafenbeamten erfolgt. Der Schiffsfübrer iſt für alle Folgen ver: 
antwortlich, welche durch unrichtiges oder unvorfichtiges Anjchlagen 
oder Abnehmen eintreten. (Siehe auch $ 42.) Im Falle der 
Nichtbefolgung diejer VBorjchriften tft die Hafenverwaltung befugt, 
entiveder Die betreffenden Arbeiten auf Koften und Gefahr des 
Schirfsführers vornehmen zu laſſen oder die Einjtellung des Ge- 
ihäftes und Entfernung des ‚Fahrzeuges von der Yadungsitelle 
für jo lange anzuordnen, bis das nach S 34 nächitfolgende Schiff 
abgefertigt ijt bezw. die Erforderniſſe vollitändig erfüllt ſind. 

In finnentiprechender Weiſe ijt zu verfahren, wenn die behufs 
jofortiger Entfernung ausgeladener jchwerer Gegenjtände nötigen 
Fuhrwerke nicht im genügender Anzahl oder überhaupt nicht be 
reit ſtehen. 

Bei Benugung der Dampffranen kann die Anbeizung derjelben 
von dem Nachweiſe abhängig gemacht werden, daß es in der vor: 
bemerften Beziehung an dem Erforderlichen nicht fehlen wird. 
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S 37. 

Kein Kranen darf über die an ihm angefchriebene Tragfähig— 
feit belajtet werden. 

Bei der Kranung von Yaften über 1500 kg hat der Schiffs— 
führer jein ‚Fahrzeug, jo lange die Yaft frei jchwebt, außerhalb 
deren Fallinie zu bringen. 

8 38. 

Die Verwiegungen erfolgen partienweife, wenn nicht ausdrück— 
fich Einzelverwwiegung beantragt it. In leßterem Falle find im 
den betreffenden Anmeldungen die Kolli-Nunmern einzeln aufzu— 


führen und dazwiſchen die zur Eintragung der ermittelten Gewichts— 
größen nötigen Zwiſchenräume zu laffen. 
Ss 39. 
lleber das Grgebnis der vorgenommenen VBeriviegungen, 
welches jofort in die Anmeldungen oder fonftigen Abfertigungs- 
papiere eingetragen werden muß, haben die Wagmeiſter den Antrag: 
ftellern auf Verlangen unentgeltlich Bejcheinigung zu erteilen. 


S 40. 

Einreden gegen das Ergebnis der Verwiegungen müſſen vor 
der Abfuhr bezw. Verladung der betreffenden Güter bei der Hafen: 
verwaltung vorgebracht werden. 

Auf Antrag des Berfügungsberechtigten über die Güter fann 
eine nochmalige Verwiegung derjelben jtattfinden. Ergeben ſich 
jedoch hierbei gegen die erſte Gewichtsermittelung keine Abweichungen 
oder nur ſolche bis zu 1, jo bat der Antragſteller die tarif— 
mäßigen Waggebühren nochmals zu entrichten. 


Ss 41. 

Die Kranen und Wagen können auch für Güter, welche micht 
zu Schiff angekonmen oder zur Verſchiffung beſtimmt find, benußt 
werden. Die desfallfigen fehriftlichen Anträge find gemäß den 
Vorſchriften im S 28 zu jtellen. 
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8 42. 


Für die bei dem Kranungen und Verwiegungen etwa vor: 
fommenden Berlegungen von Perſonen, Bejchädigungen oder Ver: 
luſte an Gütern und deren Berpadung, jowie an Land» und 
Warlerfahrzeugen baftet die Stadt nur inſoweit, als die ange: 
jchriebene Tragfäbigfett der Kranen nicht überfchritten und Der 
Hafenverwaltung ein Berjchulden in der Unterhaltung oder Be: 
Dienung der Kranen und Wagen nachgeiviejen wird. 

Dinfichtlich der Belchädigungen, welche beim Gebrauche der 
Wippen und im Falle der Zwviderhandlung gegen die VBorfchriften 
des S 37 etwa entiteben, übernimmt die Stadt feinerlei Verant— 
wortlichkeit. 

Bei Froſtwetter wird fiir die Tragfähigkeit der Kranen und 
Ketten nicht gebaftet. 


3. Behandlung der auf dem Werfte niedergelegten 
Güter. 

Auf dem Werfte dürfen in der Regel nur ſolche Güter nieder— 
gelegt werden, welche entweder aus einem angekommenen Schiffe 
ausgeladen worden ſind oder in ein bereit liegendes Schiff einge— 
laden werden ſollen. Die Lagerung muß an den von der Hafen— 
verwaltung bezeichneten Stellen und in der von derſelben ange: 
gebenen Ordnung jtattfinden. Die Uferböfchungen, jowie der Ufer: 
rand in einer Breite von 3,50 m von der Uferkante gemeſſen, 
dürfen weder zur Wiederlegung von Gütern noch zu ſonſtigen 
Sweden benußt werden. Die Ufertreppen, ſowie die Kran: und 
Eiſenbahngeleiſe ſind jtets für den Verkehr frei zu halten. 


8 44. 
Zu Schiff anfommende Güter müſſen von dem Schiffer oder 


deſſen Bevollmächtigten vor oder gleich bei der Ausladung den 
Empfängern angemeldet werden. 
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Güter, welche zur Verfchiffung in die Häfen gebracht werden, 
jind von den Abjendern ſofort dem betreffenden Schiffer oder deſſen 
Bevollmächtigten zu überweifen. 


8 48. 


Die auf das Werft ausgeladenen Güter müſſen innerhalb 
14 Tagen, die in die Werfthallen ausgeladenen Güter innerhalb 
8 Tagen nach ihrer Ausladung abgefahren und die bebufs der 
Verſchiffung bezw. Wiederverladung angebrachten Güter innerbalb 
derjelben Friſt eingeladen fein, widrigenfalls die Hafenverwaltung 
diejelben auf Kojten und Gefahr des Verfigungsberechtigten nach 
eigenem Ermeſſen entweder einem Spediteur in Verwahrung über- 
geben oder der jtädtiichen Yagerhausverwaltung zur Einlagerung 
überweiſen laſſen kann. Für die Hierdurch entjtehbenden Koſten 
haftet zunächſt das Gut ſelbſt. Sofern die Güter ſchnellem Ver— 
derben ausgeſetzt ſind oder die Koſten der Aufbewahrung voraus— 
ſichtlich nicht decken werden, iſt die Hafenverwaltung berechtigt, ſie 
ohne weiteres öffentlich meiſtbietend zu verkaufen oder zu vernichten. 

In gleicher Weiſe ſind herrenloſe Güter und ſolche, deren 
Annahme verweigert wird, zu behandeln. 

Die Hafenverwaltung iſt befugt, die obigen Friſten bei unge— 
wöhnlichem Güterandrange bis auf drei Tage abzukürzen, wie auch 
dieſelben auf Antrag der Beteiligten zu verlängern, ſofern ſolches 
ohne Störung des Hafenverkehrs tunlich erſcheint. 

Giftige, feuergefährliche, ätzende oder übelriechende Gegenſtände, 
ſowie ſolche, welche wegen ihrer Beſchaffenheit den Verkehr hindern 
oder mit anderen Gütern ohne Nachteil nicht zuſammen gelagert 
werden können, ſind auf Verlangen der Hafenverwaltung ohne 
Verzug aus den Häfen zu entfernen. 

S 46. 

Güter, welche ſich zur Lagerung im Freien eignen, können auf 
beſonders zu dieſem Zwecke gemieteten Plätzen in den Häfen, unter 
Ausſchluß jeder Verwahrungspflicht der Hafenverwaltung dauernd 
niedergelegt werden. 
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8 47. 

Bei der Abfuhr oder Anfuhr von Gütern dienen Die zuge: 
börigen ;‚Frachtbriefe als Ausweis. An Stelle der Frachtbriefe 
fönnen binfichtlich der zu Wafler angefommenen Güter Bezugs- 
anweiſungen der Empfänger, binfichtlich der zur Verſchiffung be 
ſtimmten Güter Verſendungsanweiſungen der Abſender treten. 

Diejenigen Perjonen, welche tm Beſitze der genannten Papiere 
jind, werden jeitens der Harenverwaltung als zum Bezuge bezw. 
Transporte der betreffenden Güter berechtigt angejeben und behandelt. 


S 48. 

Die auf dem Werft und in den Werftballen miedergelegten 
Gitter werden zwar unter den Schuß der Hafenaufſicht geitellt, die 
Stadt übernimmt jedoch feine Berwabrungspflicht für diejelben. 

Denjenigen, welchen die allgemeine Hafenaufſicht nicht genügt, 
ftebt es frei, ihre Güter im Einverſtändnis mit der Hafenver— 
waltung Durch bejondere Mafregeln weiter zu Jichern. 


X. Gebührenbeitimmungen. 
Ss 49. 

Wer tm Bereiche der Häfen zu Waller angekommene gebübren: 
pflichtige Güter ausladet oder die ſtädtiſchen Anſtalten und Ins 
lagen zur Ein: und Ausladung, zum Yagern oder zum Verſand 
von Gütern benußt oder der Dafenverwaltung Aufträge zu Arbeits: 
leiſtungen erteilt oder von den Zicherbeitsbäfen zum Schutze feines 
Fahrzeuges Gebrauch macht, iſt verpflichtet, Die tm dem angehängten 
Tarife bierfür feitgejegten Gebühren an die Dafenverwaltung zu 
entrichten. 

Schiffer Dürfen mit ihren Fahrzeugen das Hafengebiet erit 
verlafien, nachdem ſie ihren Verpflichtungen der Hafenverwaltung 
. gegenüber nachgefonmmen find. 

$ 50. 

Güter-Ueberladungen von Bord zu Bord ſind von der Werft: 

gebühr befreit. 


18 





274 VIII. Häfen und Lagerhäuier. 


Für Die Benugung der vorhandenen Wippen zum Aus: oder 
Einladen von Gütern tft keine Gebühr zu entrichten. Dagegen bat 
derjenige, welcher Jich der Wippen bedienen will, das hierbei nötige 
Flaſchen- und Seilwerf, jowie die erforderlichen Arbeitskräfte jelbjt 
zu ſtellen. 


$ 51. 


Für den richtigen Eingang der Gebühren baften außer dem 
Untragiteller die gebührenpflichtigen Güter und binlichtlich der 
Schußgebühren und der jonjtigen ‚Forderungen der Verwaltung die 
betreffenden ‚Fahrzeuge und Deren Gigentümer. Die Hafenver: 
waltung ift befugt, die Gegenjtände bis zur Entrichtung der darauf 
baftenden Gebühren und jonitigen ‚Forderungen zurüd zu bebalten, 
wie auch den Gebührenbetrag in ihr geeignet ericheinender Weiſe 
im voraus Jicherjtellen zu laſſen. 


s 52. 


Alle Forderungen von Gebühren verjähren binnen 12 Monaten 
und es beginnt die Verjährung mit dem Schluſſe desjenigen Jahres, 
in welchen die ‚Forderung fällig geworden iſt. 

Die Anſprüche auf Erſatz zuviel entrichteter Gebühren ver: 
jäbren in 4 jahren nach Maßgabe der landesgejeglichen Vor: 
schriften. Auf die Schadloshaltung der Stadt durch die Hafen: 
beamten findet dieſe Verjährungsfriſt feine Anwendung. 


8 58. 


Die tarifmärigen Gebühren ſind unmittelbar nach erfolgter 
Ausladung bezw. nach vollzogener Kranung, Verwiegung oder 
Arbeitsleiftung, die Yagergebühren am Schluffe des Monats bezw. 
vor Bezug der Güter, Die Schusgebübren vor dem Einfabren der 
Fahrzeuge im dem Sicherbeitsbafen, auf Grund der abgegebenen 
Anmeldungen und der jtattgefundenen Feſtſtellungen durch Die 
Hafenbeamten, von den Gebübrenpflichtigen an den Hafeneinnehmer 
zu bezahlen. 
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S 54. 

Schirfabrts- Unternehmern und deren Bertretern, welche in 
Mainz ihren Wohnfig haben, kann die Bürgermeifterei gegen Sicher: 
heitsleiſtung gejtatten, die von ihnen zu entrichtenden, im Yaufe 
eines Monats fällig werdenden Gebühren erſt am Schlufje des 
Monats einzuzablen. 

Ueber Bejchwerden wegen Anwendung des Tarifs bat die 
Hafen- und Yagerhaus-Deputation zu entjcheiden. Diejelben müſſen 
binnen 14 Tagen nach vollzogener Anforderung der Gebühren bei 
der Hafenverwaltung vorgebracht werden. Später erhobene Be: 
jchwerden bleiben unberückſichtigt. 

Gegen die Entjcheidung der Hafen: und Yagerhaus:Deputation 
fann binnen 4 Wochen nach deren Zuitellung Rekurs bei dem 
Kreisrate behufs Entjcheidung durch den Kreisaußkyuß zu Mainz 
erhoben werden. 

Ss 56. 

Die Hafenverwaltung ijt berechtigt, diejenigen gebübrenpflich- 
tigen Güter nachveriwiegen zu laſſen, von denen ſie glaubt annebmen 
zu fönnen, daß das Gewicht derjelben zu niedrig angegeben worden 
iſt. Ergibt jich bierbei ein das erklärte Gewicht um mindeitens 
5°/o überfteigendes Mehrgewicht, jo bat der Anmelder neben der 
verwirften Strafe die Kojten dieſer Nachverwiegung zu tragen. 


Für gebübrenpflichtige Gegenjtände, deren Menge nicht nach 
dem tarifmäßigen, jondern nach einem anderen handelsüblichen 
Maßſtabe angegeben zu werden pflegt, kann die Hafen- md 
Lagerhaus-Deputation zwecks Berechnung der Gebühren entiprechende 
Verhältniszablen feititellen. 


XI. Strafbeitimmungen. 
Wer es unternimmt, die tavifmäßigen Gebühren zu umgeben, 
macht jich einer Hinterziebung ſchuldig und bat eine dem vierfachen 
18* 
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Betrage der vorentbaltenen Gebühren gleichfommende Geldbuße 
zum Vorteile der Stadtkaſſe verwirkt. Die Gebühren jind außer: 
dem bejonders zu entrichten. 

Die Nichterfüllung oder Umgehung der für Entrichtung und 
Sicherjtellung der Gebühren erteilten Vorjchriften wird als Hinter— 
ziehung angejeben, fofern der Uebertreter nicht die Unmöglichkeit, 
diejelben zu erfüllen, nachweiit. 


$ 59. 


Der Tatbejtand der Hinterziehung wird durch die Angejtellten 
der Hafenverwaltung jchriftlich feitgejtellt. Die weitere Verfolgung 
und Beitrafung gefchieht nach Maßgabe des Gejeges vom 20. Sep: 
tember 1890 umd der bierzu erlaffenen Verordnung und Inſtruk— 
tion betr. die Einführung des Verwaltungsitrafbejcheids bei Zu— 
widerhandlungen gegen die VBorjchriften über die Erhebung öffent: 
licher Abgaben und Gefälle. 

S 60. 

In allen Sinterziehungsfällen ſteht es dem Angejchuldigten 
frei, unter jofortiger Öinterlegung des Hüchitbetrages der ver: 
wirkten Geldjtrafe bei der Safenverwaltung, auf die gerichtliche 
Entjcheidung zu verzichten. Die endgültige Beitimmung des Straf: 
maßes erfolgt alsdann auf Grund der im $ 59 angezogenen Be: 
ſtimmungen durch Großh. Kreisamt Mainz. 


8 61. 


llebertretungen der vorjtebenden Ordnung, welche ſich nicht 
nach S 58 als Hinterziehung Ddarftellen, werden auf Grund des 
S 366 Ziffer 9 und 10 des Strafgeſetzbuches für das deutſche 
Neich mit Geldjtrafen bis zu 60 Mark oder mit Haft bis zu 
14 Tagen beitraft. 

Die Zuwiderhandlungen gegen die von der Hafen: und Yager: 
haus: Deputation in Ausführung des S 3 erlafienen Befannt- 


machungen gilt als Uebertretung. 
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S 62, 

Alle im Hafengebiet verfehrenden oder die Hafenanlagen be: 
nutzenden Perſonen haben die vorjtehenden Beltimmungen zu be- 
achten und den auf Grund derjelben an fie ergebenden Anord— 
nungen der Hafenbeamten ‚Folge zu leijten. 

Widerjeglichfeiten und Beleidigungen, welche die Hafenange— 
jtellten in ihrem Dienjte erfabren, werden nach den bejtebenden 
Geſetzen beitraft. 


Die SS 63, 64 und 65 find geftrichen worden. 


XU. Ausführungsbejtimmungen. 
8 66. 

Auf den Verkehr innerhalb des Freihafens (Zollhafens) und 
der zugehörigen Reviſions- und Yagerräume finden außer der vor: 
jtebenden Poltzet und Gebühren-Ordnung noch die von den Zoll: 
bebörden erlajjfenen Vorſchriften Anwendung. 

S 67. 

Gegenwärtige Ordnung nebſt Gebübrentarif ift am 1. Juli 
1895 in Kraft getreten, an welchem Tage die Polizei: und Ge: 
bühren-Ordnung für den Hafen von Mainz vom 6. Mai 1878, 
jowie die Gebübren-Tarife vom 5. Auguſt 1890 und vom 13. Wo: 
vember 1891 aufgehoben wurden. Die Nachträge zu vorjtehender 
Ordnung nebjt Gebühren-Tarif jind am 7. Februar 1899, 2. März 
1899 und 1. Juni 1902 in Kraft getreten. Die zur Ausführung 
der Polizei: und Gebühren-Ordnung nebit Gebühren-Tarif nötigen 
Anordnungen und Borjchriften werden von der Hafen: und Yager: 
baus-Deputation erlaſſen. 


Mainz, den 5. Juni 1902. 
Großh. Bürgermeilterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeilter. 
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Gebühren- Tarif 


für die Denußung der ſtädtiſchen SHafenanftalten 
zu Mainz. 





Der nachitebende Gebübrentarif bildet einen Bejtandteil der Polizei— 
und Gebühren-Ordnung für die Häfen zu Mainz vom 5. Juni 1902. 


Anmerkung: Bruchteile der Tarifeinbeiten werden bei der Ge- 
bührenberechnung für voll angenommen und die zu entrichten 
den Gebühren auf fünf Pfennig nach aufwärts abgerundet. 








Betrag 


Gegenſtand 





J. Werftgebühr. 
a) Von Sand, Kies und gemeiner Erde, welche im 
Bereiche der Häfen zu Schiff ankommen und aus— 
geladen werden, für je einen cbm. . .....[—1 2 
b) Bon allen übrigen im Bereiche der Häfen zu Schiff | 
anfommenden Gütern und von Floßen, welche aus: 
geladen werden, für je 100 kg. . . 2.2... 1 2 


Bemerfungen: 


Von der Werftgebühr find befreit, wenn die Ausladung 
ohne Benugung eines Krans jtattrindet: lebende Tiere und 
Baifagier- Effekten; ferner alle Gegenitände des Wochenmarft: 
Verkehrs, ſowie Güter, welche in Syahrzeugen unter 10000 kg 
Tragfähigkeit, jofern dieſelben nicht als Yichterfahrzeuge 
dienen, angefahren werden. | 
Tie Ausladung von gemeiner Erde, Sand, Kies, Pflaſter-, 
Chauſſee- und rohen Bruchiteinen darf nur auf den von der 
Dafenverwaltung hierfür zu bejtimmenden Plätzen erfolgen. 
Gitterüberladungen von Bord zu Bord, jowie Güter, 
welche direft aus Schiffen auf die Eifenbahn verladen 
werden, find ebenfalls von der Weritgebühr befreit, infofern 
die Güter ſofort ohne Zwiſchenlagerung im Fernverkehr 
(fiehe pos. 1V a) weiter verjendet werden. 
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Gegenftand 



























Für die im Zoll- und Binnenhafen aus Schiffen 
dDireft auf jtädtiiche Lagerplätze verbrachten Kohlen und 
Koks, ſowie für das aus Tankſchiffen Direkt in die Tank» 
anlagen übergeleitete ‘Betroleum, für welche Gegenftände die 
tarijmäßigen Werftgebühren bei der Einlagerung zu ent: 
richten find, erfolgt bei jpüterer nachweislich jtattgefundener 
Weiterveriendung durch die Eifenbahn im Fernverkehr (liche 
pos. IVa) Rüderftattung der bezahlten Weritgebühren. 


II. Srangebühren.*) 


a) Bon Kohlen und Kofs, Sand und Kies, gemeiner 
Erde und Erze, robe, welche mitteljt eines ſtädtiſchen 
Hebewerfzeugs direft aus dem Schiff auf die Eiſen— 
bahn, auf Fuhrwerke oder auf das Ufer oder um: 


gefehrt überladen werden, für je 100 kg — ı 15 
b) Bon allen Gütern, welche mitteljt eines ſtädtiſchen 

Hebewerfzeugs direkt aus dem Schiff bezw. von 

der Eiſenbahn nach den oberen Stochwerfen der 

Lagerhäuſer oder umgekehrt verbracht werden, für 

je 100 kg | ir 
c) Für alle übrigen Kranungen, für je 100 kg — 4 


d) Den Mietern von ftädtifchen Hallen zwijchen Schloß— 
und Kaiſertor kann die Safenverwaltung Dampf: 
franen mit je einem Maſchiniſten gegen ſtunden— 
weije Vergütung überlaſſen und beträgt die Gebühr 


fir je einen Kran und jede angefangene Stunde | 2 — 
mindeitens aber für eine unmmterbrochene Arbeits: 
leitung . .: 2.2. 4 — 


Die Arbeiter zum Aus- und Einladen der Güter 
ſowie die nötigen Gerätſchaften haben die Inter— 
eſſenten auf eigene Koſten und Gefahr zu jtellen. 
Werden ſtädtiſche Gerätſchaften bei der Kranung 


*) Teilweiſe geändert. S. S. 288. 
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Betrag 


Gegenſtand 
M 


verwendet, jo gejchieht dies auf alleinige Gefahr 
der Benuger. Die Gerätjchaften ſind der Stadt in 
gutem Zuſtande alsbald nach beendeter Kranung 
zurüczuliefern; geſchieht dies nicht, jo find die Be: 
nußer hierfür haftbar. 

Diefe Beſtimmung kann auch auf die Aus- und 
Einladung von Gütern im Zollhafen vorbehaltlich 
jeweiliger Genehmigung durch die Hafen- und Yager: 
haus:Deputation ausgedehnt werden. 


Bemerkungen 


In den Tariflägen zu den Poſitionen a, b und c find 
die Koften der bei dem ranbetriebe erforderlichen Hand» 
leiftungen, die Koſten für das Abnehmen der Güter in den 
Eifenbahmwagen, jowie die Koiten der Berbringung der Giiter 
von dem Kran nach den von der Dafenverwaltung bezeichneten, 
in unmittelbarer Nähe des Krans befindlichen Ablagerungs- 
plägen und Werſthallen oder umgekehrt mit einbegriffen. 
Dagegen haben die Disponenten die zum Anſchlagen und 
Abnehmen der gekranten Güter im Schiffe, ſowie an den 
Verladepritſchen der Magazine nötigen Arbeitskräfte auf 
eigene Koſten zu ſtellen. 

Erfolgt die Löſchung des Schiffes mittelſt Gefäßen, io 
hat der Schiffer diejelden im Schirfe füllen zu laſſen. 

Die zur Kranung von Kohlen und Koks auf Hochbahnen 
geeigneten Hebefippgeiäße haben die Disponenten felbit in 
der zum raschen Kranbetriebe erforderlichen Zahl Au ſtellen. 
Das Füllen der Gefäße mit Kohlen oder Koks im Schiff 
kann, bei dem Vorhandenfein verfügbarer ftädtifcher Arbeits» 
fräfte, auch von der Hafenverwaltung, jedod) ohne jede Ver— 
bindlichkeit, gegen Zahlung einer weiteren Gebühr von 1,5 d 
für ie 100 kg itbernommen werden. 

Die Krangebühr ift auch dann nur einmal zu entrichten, 
wenn das Gut zwiſchen der Ausladung aus dem Schitf und 
der Einladung in den — dem Aufladen auf ein 
Fuhrwerk, der Wiedereinladung in das Schiff oder der direkten 
Kranung nach den oberen Stockwerken der Lagerhäuſer — 
ſämtliche Verrichtungen auch umgekehrt — lediglich behufs 
der Gewichtsermittelung auf die ſtädtiſche Wage niedergelaflen 
und dafür die Waggebühr bezahlt wird. 














a 


— 
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Gegenſtand 


Für Gegenſtände von mehr als 1500 kg Einzelgewicht 
bis zur Tragfähigkeit der Kranen wird mindeitens die doppelte 
Krangebühr erhoben. 

Die Hafen= und Yagerhaus-Deputation ijt berechtigt, für 
Gegenitände von geringem Einzelgewicht eine erhöhte und 
zwar die doppelte Strangebühr erheben zu laſſen. 


II. Waggebühren. 
Von Gütern, welche aus Schiffen oder Eijenbahn- 
wagen ausgeladen oder in Ddiejelben eingeladen und 
gleichzeitig verwogen werden, einjchließlich der 
beim Verwiegen erforderlichen Handleiftungen, ” 
je 100 kg 
Für alle anderen Vertviegungen bei Mengen | von 
5000 kg und mehr für je 100 kg 
bei Mengen von weniger als 5000 kg für je 
100 kg — 
in letzterem Falle jedoch nicht — ale * 4509 
für die ganze Verwiegung. 
Bon Eiſenbahnwagen, welche mit Kohlen, Koks, 
Sand oder Kies, gemeiner Erde und Erze, rohe, 
beladen ſind, auf der Geleiſewage für den Wagen 
Von ſonſtigen Eiſenbahnwagen auf der Geleiſewage, 
einſchließlich Tarieren, für den Wagen 
Bemerkungen: 


Zu a und h. Die Verwiegung findet nur an den dafür 
errichteten feſten Wagſtellen ſtatt. Auf Verlangen kann die 
Hafenverwaltung die Wage an die Lagerſtellen der Güter 
bringen laſſen und iſt hierfür eine Gebühr von 1.4 zu 
entrichten, jobald die zu vermwiegende Menge weniger als 
5000 kg beträgt. Gegenftände von mehr als 1500 ke 
Einzelgewicht find nach Anweiſung der Hafenverwaltung auf 
Koſten der Disponenten an eine jtädtifche Zenteſimalbrücken— 
wage zu verbringen und dort gegen Entrichtung der betr. 
Gebühr zu verwiegen. 
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2) 








b) 


























Gegenfland 


IV. Berladungsgebühren.*) 


Für das Beladen oder Entladen von Eifenbahn- 
wagen, welche im ;yernverfehr nach oder von 
auswärtigen Stationen mit direften Frachtbriefen 
von oder nach Mainz-Hafen abgefertigt werden, für 
je 100 kg 
mindeſtens aber für jeden Wagen 
‚Für das Beladen oder Entladen von Gifenbabn- 
wagen, welche im Platzverkehr nach oder von 
dem Viehhof, dem Zentralbahnhof, Neutor, Guſtavs— 
burg oder Weifenau abgefertigt werden, für je 
100 kg 
mindeſtens aber für — ——— 
Für Entladen zollpflichtiger Stückgüter aus Gifen- 
bahnwagen für je 100 kg 
mindeitens aber von jedem Empfänger 
Für das Beladen oder Entladen von Subriwerten 
für je 100 kg 
mindeſtens aber jedesmal . — 
Für das Belegen von Eiſenbahnwagen Decken 
oder für das Abnehmen der letzteren für den Wagen 
Für die einmalige Reinigung eines Eiſenbahnwagens 
Bemerkungen: 

Die Kosten für Kranung find in den Gebühren einbegriffen. 

Zur Ermöglihung der vechtzeitigen Beſchaffung der 
Arbeitskräfte ijt die beabfichtigte Beladung oder Entladung 
jeitens der ntereffenten ſechs Stunden vorher der Hafen— 
verwaltung anzımelden. 

Dei Berwiegungen fommen die Waggebühren nad) I 
bejonders zur Berechnung. 


Die Hafen» und Lagerhaus Deputation ift berechtigt, 
für Gegenttände von geringem inzelgewicht eine erhöhte 


und zwar die doppelte Verladungsgebühr erheben zu laſſen. 


*) Zeilweife geändert. S. ©. 288. 
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Betrag 
A| 


Gegenſtand 





V. Werfigeleiſegebühren. ) 


a) Für Benutzung der jtädtifchen Geleijeanlagen und 
deren Zubehör und für Berbringung der Eifenbahn- 
wagen jeitend der Hafenverwaltung an die betr. | 
Berladepläge und zurück wird eine Werftgeleije- | 
gebühr berechnet. Dieſelbe beträgt für den Wagen: | 

| 
| 





1. wenn die Beladung oder Entladung durch die 
Leute der Intereſſenten betätigt wird. . . 1 

2. wenn die Beladung oder Entladung durch die 
jtädtifchen Hebewerke oder Arbeitskräfte gegen 
Zahlung der betreffenden Gebühren im Mindeſt— 
betrage von 1.4 50 d fir a Magen voll: 


zogen WILD 2... — | 50 
b) Für einmalige —— von Eifenbahnvagen 
von einer Ladejtelle zur anderen für den Wagen .| 1| — 
Bemerkungen: 


Auer der Weritgeleifegebühr find für die Verbringung | 
der Eifenbahnwagen vom YJentralbahnhofe nach der Uebergabe 
ſtelle zwiſchen Straße 51**) und der Rheinallee oder umgelehrt 
die im Lokalgütertarif der Staatsbahn jeweils feſtgeſetzten 
Ueberfuhrgebühren zu entrichten. Die letzteren betragen zur 
Zeit im Fernverkehr für den befadenen Wagen: 

für Güter der Klaſſen Al und , 3.4 

, „ des Spezialtarifs 1 — —— 

= „ der Spezialtarife II und ui l ; 





VI. Lagerung im Hafen. 


Das Yagern von Gütern auf dem Werft, in den 
Werfthallen oder den Zollreviftionsräumen, inſoweit bei 
letzteren nicht zollamtliche Anordnungen entgegenjtehen, 
it ausnahmsweiſe mit bejonderer Bewilligung der 





— — 


*) Teilweiſe geändert. ©. ©. 289. 
**) Mozartitraße. 
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GSegenfland 


Hafenverwaltung und gegen Zahlung folgender Ge: 
bühren zuläflig: 


a) 


b) 


im Freien: 

1. für Nutzholz, Brenmmaterialten und Bauma— 
terialien für einen qm Bodenfläche und Monat 

2. Für das Trocdnen von Sand auf den von der 
Safenverwaltung bierfür anzımveifenden Pläben 
am Mbheinufer fir einen qm VBodenfläche und 
Monat 


3. für alle anderen Güter für 100 kg und Monat 
in gededten Näumen: 
Nach dem Tarif der jtädtifchen Yagerbausverwaltung. 


Bemerkungen: 


Bei Berechnung der Gebühren werden Bruchteile eines 
Monat3 der zahlungspflichtigen Yagerungsdauer fir einen 
vollen Monat gerechnet. 

Soweit der Raum es geftattet, it die Lagerung von 
Gittern im Freien auf dem Werft für die Dauer von vier: 
zehn Tagen und in den Werfthallen und Zollreviſionsräumen 
fiir die Dauer von acht Tagen frei von Gebühren. 

Ueberſteigt die Lagerzeit dieſe 14 bezw. 8 Tage, jo find 
die Yagergebühren vom Tage der Niederlage ab zu entrichten. 

Die im Hafen niedergelegten Güter werden zwar unter 
den Schub der Hafenaufficht gejtellt, die Stadt übernimmt 
jedoch feine VBermwahrungspflicht für diefelben. Denjenigen 
Disponenten, welden die allgemeine Hafenaufficht nicht ge— 
nügt, steht es frei, ihre Güter im Einverftändnis mit der 
Hafenverwaltung durch befondere Mafregeln weiter zu fichern. 


VII. Schutzgebühren. 


Von allen Fahrzeugen, welche in der Schutzperiode 
vom 1. November bis Ende März im Sicherheits— 








Betrag 
A 
| 
— / 10 
— 5 
— 3 









19 


VIll. Häfen und Lagerhäufer. 


285 





SGegenftand 


bafen, im Binmenbafen oder im Floßhafen Schuß 
finden, und zwar: 


UF 


Von Segelichiffen, Schleppfähnen und Fähren: 
‚sabrzeuge bis 5000 kg Tragfähigkeit 
‚sabrzeuge von über 5000 kg bis 10000 kg 
Tragfähigkeit Fr GR — 
Fahrzeuge von iiber 1300 ke bis 20000 kg 
Tragfähigkeit . ET a —— 
‚sabrzeuge von über 20000 VE bis 30000 kg 
Tragfäbigfeit . en ee 
Fahrzeuge von über 30000 kg bis 40000 kg 
Tragfähigkeit . kn ae ee ee 
‚rabrzeuge von über 40000 kg bis 50000 kg 
Tragfähigkeit . 
Größere Fahrzeuge: 
für die eriten 50000 kg Tragfäbigfeit 
für je weitere 5000 kg Tragfäbigfeit bis zu 
einer Tragfähigkeit von 500000 kg 
fiir je weitere 5000 kg Tragfähigkeit . 


. Bon Dampfichifren: 


Dampfiebirre Dis zu 10 m Yänge . 
Dampfichirfe von über 10 m bis zu 30 m Fänge 
Größere Danıpfichirfe: 

für Die erften 30 m Yänge 

für jeden weiteren m Yänge 


. Bon Schiffmühlen, Badeſchiffen, Badehäufern 


auf Floßen, Schirfbrücen, Baggermafchinen ı.: 
Schirfmüblen 
Badeſchiffe bis 35 m Länge 


—8 


40 
40 








b) 
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Gegenſtand 


Größere Badeſchiffe: 
für die erſten 35 m Länge 
für jeden weiteren m Yänge —— 
Badehäuſer auf Floßen, Schiffbrücken, Bagger— 
maſchinen ꝛe, für jeden qm Flächengehalt 


Bon Floßholz ꝛe. welches in der Zeit zwiſchen dem 
1. November und Ende Februar in dem Floßhafen 
vor dem Wheintore eingeftellt ift, für jeden qm be 
legte ‚Fläche 


Bemerkungen: 


Zu a. Die Zeitdauer des Aufenthalts der Fahrzeuge 
in den Häfen innerhalb der einzelnen Schugperioden kommt 
bei Berechnung der Gebühr nicht in Betracht. Kehren Fahr— 
zeuge, welche den Sicherheitshafen vorzeitig verlaſſen haben, 
in derjelben Schugperiode zurüd, jo werden jte ohne weitere 
Anforderung wieder aufgenommen, wenn der bei ihrer eriten 
Anweſenheit erteilte Erlaubnisichein nebit der Quittung über 
die erfolgte Gebührenzahlung vorgelegt wird und inzwilchen 
nicht Mangel an Naum eingetreten tt. 


Fahrzeuge, welche ſich während der Schußperiode in den 
Häfen befinden, ohne dajelbit Güter ein. oder auszuladen, 
werden angejehen, daß ſie diejelben zum Schuge benutzen 
wollen und jind demgemäß gebührenpflichtig. 


Fahrzeuge, weldye laut ihren Sciffspapieren Güter im 
Zoll: und Binnenhafen oder Floßhafen von Mainz auszuladen 
haben oder nachweisbar für die Einladung von Gütern in 
diefem Haſen gechartert ind und zu einem diejer Zwecke in 
den Hafen einlaufen, find von Zahlung dev Schuggebühr be: 
freit, wenn fie durch Froſt oder Hochwaſſer verhindert werden, 
den Hafen alsbald nad) beendeten Yadegeichäft zu verlaffen. 


Für Fahrzeuge, welche während der Schußperiode die 
Sicherheitshäfen zwecks vorzumnehmender Neparaturen aufs 
ſuchen und legtere tatfächlich betätigen laſſen, wird die be- 
zahlte Schusgebühr zurüdvergütet, infofern die Fahrzeuge 
innerhalb einer Friſt von drei Arbeitstagen die Sicherheits: 


häfen wieder verlaſſen. 
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Gegenfland 





| 


Zu b. Floße, Bauhölzer und dergleichen, jowie jchad- 
bafte — welche zu ſinken drohen, finden weder in 
dem Binnenhafen noch in dem Sicherheitshafen am Dagobert— 

tore Aufnahme. Tritt die Schadhaftigkeit erſt nach dem 

Einlaufen der Fahrzeuge in dieſe Häfen hervor, ſo müſſen 

erſtere ſofort entfernt werden, ohne daß eine Rückzahlung 

der entrichteten Gebühr ſtattfindet. 

Wenn im Monat März Eisgang oder Hochwaſſer ein— 
tritt und infolgedeſſen Floße in dem Hafen Schutz ſuchen, 
ſo iſt auch von dem nach dem 28. Februar eingeſtellten 
Floßholze die Schuggebühr von 3 5 fiir jeden qm der be— 
egten Fläche zu entrichten. 

Nach Anbörung und Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ber: 
—— zufolge der Beſchlüſſe vom 24. Januar 1895,22. Juni 1898, 

. Dezember 1898, 21. Dezember 1898 und 23. Januar 1902, nach 
——— des Kreisausſchuſſes, ſowie mit Genehmigung des roh, 
Minifteriums des Innern und der Justiz z. Nr. M. J. 11669 vom 
25. April 1895, Nr. 1210 vom 17. Januar 1899, Nr. 5484 vom 
28. Februar 1899 und Wr. 5410 vom 21. April 1902 ijt vorjtebender 
Gebührentarif nebjt Nachträgen am 1. Juli 1895, 7. ‚yebruar 1899, 
2. März 1899 ımd 1. Juni 1902 in Kraft getreten. Die Tarife 
vom 5. August 1890 und vom 13, November 1891 jind am 1. Juli 
1895 aufgehoben worden. 


Mainz, den 5. Juni 1902. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiiter. 


— — > — — 


288 VII. Häfen und Lagerhäufer. 
6. 

Mach Anhörung und Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ver- 
ſammlung zufolge Beichluffes vom 28. Juli 1903, nach VBernehmung 
des Kreisausjchuffes, jowie mit Genehmigung des Großberzoglichen 
Minifterums des Innern zu Nr. M. %. 25827 vom 26. Sept. 
1903 wird zu dem Gebübrentarif für die Benugung der jtädtischen 
Hafenanjtalten zu Mainz vom 5. Juni 1902 folgender Nachtrag 
erlajfen. 


s 1. 


Zu der Abteilung IT „Krangebühren“. 

Der Punkt a und der dritte Abſatz der Bemerkungen werden 
abgeändert und lauten wie folgt: 

Punkt a. Bon Koblen und Kofs, Sand und Kies, gemeiner 
Erde und rohen Erzen, welche mittelit eines ſtädtiſchen Hebewerk— 
zeugs direft aus dem Schiff auf die Eiſenbahn, auf Fuhrwerke oder 
auf Das Ufer oder umgefehrt überladen werden, für je 100 kg 2 dJ. 

Abſatz 3 der Bemerfungen. Die zur Kranung von Koblen 
und Kofs auf Hochbahnen geeigneten Hebekippgefäße haben die 
Disponenten jelbit in der zum raschen Kranbetriebe erforderlichen 
Zabl zu stellen. Das Füllen der Gefäße mit Kohlen oder Kofs 
im Schiff kann, bei dem Vorhandenſein verfügbarer jtädtijcher Ar: 
beitsfräfte, auch von der Hafenverwaltung, jedoch ohne jede Ver: 
bindlichkeit, gegen Zahlung einer weiteren Gebühr von 2 5 für je 
100 kg übernommen werden. 

3.8. 
Zu der Abterlung IV „VBerladungsgebühren“. 

Der Punkt a wird abgeändert und lautet wie folgt: 

Für das Beladen oder Entladen von Eiſenbahnwagen, welche 
im ‚yernverfehr nach oder von auswärtigen Stationen mit direkten 
‚srachtbriefen von oder nach Mainz-Hafen abgefertigt werden, für je 


100 kg EEE TEE ER 44 
mindeſtens aber für jeden Wagen.. 2. — 4 
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83. 
Zu der Abteilung V „Werftgeleijegebühren“. 

Der Punkt a und dejjen PBofitionen 1 und 2 werden gejtrichen 
und ijt hierfür zu jeßen: 

a) Für die Verbringung von beladen anfonmmenden oder be 
laden abgebenden Eiſenbahnwagen auf den jtädtiichen Geleifeanlagen 
durch die jtädtifche Bahnverwaltung von der Uebergabeſtelle der 
Staatsbahn in der Nheinallee nach den Verladeplägen in den Häfen 
oder umgekehrt wird eine Werftgeleifegebühr erhoben. Dieſelbe 
beträgt für jeden Wagen: 

I. nach deu DVerladepläßen innerhalb des Zoll- und Binnen: 

bafens und des Inlandhafens von der Drehbrücke am Zoll: 


bafen bis zur Straßenbrücde oder umgekehrt .— A 
2. nach den Berladepläßen auf der Ingelheimer 

Aue oder umgefehtt . . . 1.50 
3. nach den Verladeplägen am — Ufer des 

‚sloßbafens oder umgefehrtt . . . . i 2.— , 
4. nach der Yatrineftation am Klofhafen (atrine- 

wagen) oder umgelebrt . » 2 2200. 1.— „ 

S 4. 


Voritehender Nachtrag tritt am 1. Januar 1904 in Kraft. 
Mainz, den 14. Novenber 1903. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner 


I herbürgermeilter. 


ee ee 
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T. 
Betriebs · Ordnung und Gebühren ˖ Tarif 


für die Benutzung der ſtädtiſchen Lagerbäufer zu 
Mainz. 





Mach Anhörung und Zuftimmung der Stadtverordneten: Ver: 
ſammlung zufolge Bejchlufies vom 28. Juli 1903, nach Vernehmung 
des Kreis-Ausſchuſſes, ſowie mit Genehmigung des Großberzoglichen 
Miniſteriums des Innern zu Nr. M. J. 27181 vom 3. Oftober 
1903 werden für die Benugung und Berwaltung der jtädtiichen 
Vagerbäufer zu Mainz nachjtehende Beſtimmungen getroffen. 


Betriebsleitung. 
81. 


Die Yeitung und Beaufſichtigung des Betriebs in den jtädtifchen 
Lagerhäufern wird auf Grund des Statuts vom 29. Januar 1887 
von der jtädtischen Öafen- und Yagerbaus-Deputation wahrgenommen. 


Betriebs-Perſonal. 
82. 


Der Geſchäftsbetrieb ſelbſt liegt der von dem Bürgermeiſter 
auf Vorſchlag der Hafen- und Lagerhaus-Deputation und mit 
Genehmigung der Stadtverordneten-Verſammlung zu beſtellenden 
„Städtiſchen Lagerhaus-Verwaltung“ nach Maßgabe dieſer Betriebs: 
ordnung und den von der Deputation etwa zu erlaſſenden beſonderen 
Anordnungen ob. 

Der Lagerhaus-Verwaltung wird das erforderliche Bureau— 
und Arbeitsperional beigegeben. Die Dienſtverhältniſſe des Perſonals 
der „Städtifchen Lagerhaus-Verwaltung“ regeln ſich nach den Be: 
timmungen des 8 3 des Statuts vom 29. Januar 1887 betr. 
die Bejtellung der ſtädtiſchen Hafen- und Yagerhaus-Deputation 
zu Mainz. 
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Geihäfts-Umfang. 

Die ftädtifche Lagerhaus-Verwaltung (in Folgendem Ber: 
waltung genannt) übernimmt nach Maßgabe diefer Betriebsordnnung 
die Aufbewahrung zur Einlagerung kommender Waren gegen Ent: 
richtung der im Tarif feitgejetten Gebühren. 

Der Negel nach werden nur die in dem Tarife verzeichneten 
Waren und Produfte zur Einlagerung übernommen. Ueber Die 
Bedingungen der Einlagerung jonitiger Waren und Produkte bleibt 
bejondere Uebereinkunft mit der Verwaltung vorbehalten. 

Zur öffentlichen Niederlage bezw. in die Zollräume. der Ver: 
waltung angemeldete zollpflichtige Waren, welche unter gemeinjamen 
Berichluß des Großh. Hauptiteneramts und der Verwaltung ge: 
nommen werden, ſind den bejtehenden zollgejeglichen Borjchriften 
unterivorfen. 

Zollpflichtige Getreidejendungen, welche der Berwaltung zur 
Behandlung überwieſen werden, unterliegen den für Privattranfit- 
lager ohne Mitverichluß der Zollbehörde erlafjenen zollgejeglichen 
Beitimmungen. Zwecks Sicheritellung der Verwaltung für die Zoll: 
verbindlichkeiten der Intereſſenten gelten Die Beſtimmungen Der 
88 31, 57 und 66 diejer Betriebsordnnung. 

Oftroipflichtige Güter jind an die Erfüllung der Beſtimmungen 


— 


des jeweiligen Oktroireglements gebunden. 
84. 

Die Verwaltung vermietet ferner je nach Verfügbarkeit be— 
ſtimmte abgeſchloſſene Räume zur Lagerung von Waren in eigener 
Verwahrung des Lagernehmers nach Maßgabe der Beſtimmungen 
über Raumvermietungen (SS 47—57). 

35. 

Bon der Aufnahme in die Yagerbäufer (SS 3 und 4) jind 
ausgejchlojien: 

‚renergefährliche, insbejondere zur Selbitentzündung geneigte, 
erplofionsfähige, ftarf ätende, efelhaften Geruch verbreitende, ſowie 
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andere Waren, welche geeignet find, auf ihre Umgebung nachteilig 
einzinvirfen, ferner Gegenftände, welche jchnellem Berderben unter: 
liegen. Endlich find jolche Waren von der Aufnahme ausgejchloifen, 
deren Wert den mutmaßlichen Betrag der mit der Niederlegung 
verbundenen Koſten und Gebühren, jowie der darauf haftenden Zoll: 
und Dftroigefälle nicht erreicht, es jet deimm, daß die Zahlung diejer 
Gefälle im voraus auf genügende Weije jicher gejtellt wird. 

Spiritus und Spirituofen Dürfen nur in den überwölbten 
Räumen der Yagerhäufer oder in dem Spritlager eingelagert werden. 

Petroleum, Napbta, Benzin, Terpentinöl und ähnliche Stoffe 
finden nur in dem Betroleumlager Aufnahme. 

86. 

Die Verwaltung übernimmt und behält fich vor, gegen Ent- 
Auslieferung und der jonftigen Behandlung der Waren verbundenen 
Arbeitsleiftungen, injoweit fie nicht ausdrücklich gejtattet, daß Die 
Verbringung von Waren nach und von den Mieträumen und deren 
Behandlung in denjelben durch die Leute der Intereſſenten jelbit 
erfolgt ($ 51). 

Die zur Einlagerung bejtinmmten Getränfe indeſſen jind in 
allen ‚Fällen von den Niederlegern auf ihre Kojten und Gefahr 
Durch ihre Yeute auf die von der Verwaltung anzuweiſenden Lager: 
jtellen zu verbringen und beim Bezug dort abnehmen zu laſſen. 

Zur VBerrichtung dieſer Arbeiten fünnen die Aufzüge umd 
Krane von den Einlegern auf ihre Gefahr gegen Zahlung der 
tarifmäßigen Gebühren benügt werden. 

8 7. 

Die Verwaltung vermittelt im Auftrage und für Nechnung 
der Yagernehmer Die Berichtigung auf den eingehenden Waren 
baftender ‚Trachten, Zölle and fonjtiger Spejen (vergleiche 83 31, 
60 und 66). 

88. 


Die Verwaltung übernimmt ferner gegen ntrichtung der 
tarifmäßigen Gebühren: 
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1. die Bejorgung des Umſchlags aus dem Schiff und aus 
den Werfträumen auf die Bahn oder auf Fuhrwerke und 
umgefebrt von Waren aller Art, injfofern ein Teil derjelben 
gleichzeitig bei der Verwaltung zur Yagerung gelangt; 

2. die gleiche Bejorgung, ſowie den Umschlag von Schiff zu 
Schiff von Getreide, Dari, Mais, Malz, Delfaaten und 
Hülfenfrüchten, auch wenn eine gleichzeitige teilweiſe Ein: 
lagerung bei der Verwaltung nicht jtattfindet; 

3. bezüglich der bei ihr eingelagerten Waren Verjand- Dis: 
pojitionen in folgenden Umfange: 

a) Verjendung von Stück- und Wagenladungsgütern durch 
die Bahn; | 

b) Beladung von Schiffen unmittelbar an den Yagerbäufern; 

c) Berbringung von Teiljendungen an die biefigen Yade- 
pläße der betreffenden Schiffahrtsunternehmungen. 

Die zu 1 und 2 ſowie 3b und e erwähnten Schiffs: 
gelegenheiten miüffen vom Eigentümer der Ware oder deſſen 
Bevollmächtigten gejtellt werden. 

Den Berfand von Stüdgütern im Sammelladungs— 
verfehr überninunt die Verwaltung nicht. 

Bei VBermittelung des Umſchlags von den unter 1 und 2 er: 
wähnten Gütern durch die Beriwaltung wird von den Auftraggebern 
außer den entiprechenden tarifmäßigen Nrbeitsgebübren eine Be: 
jorgungsgebühr erboben. (Bergleiche C. I. 24 des Tarifs.) 

Die Verwaltung kann die Annahme von Aufträgen ablehnen, 
wenn die Bearbeitung der im Frage kommenden Warengattung eine 
außergewöhnliche Verantwortung bedingt. 


Allgemeine Beitimmungen. 
89. 


Fahrzeuge (Schiffe, Eiſenbahnwagen oder Fuhrwerke), welche 
Gitter an die jtädtifchen Yagerbäufer anbringen oder von dort abholen, 
baben an den ihnen von der Großh. Steuerbehörde bezw. der ſtädtiſchen 
Hafenverwaltung anzuweiſenden Plätzen Stellung zu nehmen. 
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Getreide aller Art, ferner Dari, Hilfenfrüchte, Mais, Malz 
und Delfaaten, welche im Zolle und Binnenbafen gelöfcht werden 
jollen, find in der Negel mitteljt Kran oder Elevator am Getreide- 
jpeicher auszuladen, es jei denn, daß bejondere Umjtände eine Aus: 
nahme jachgemäß erfcheinen laffen. Die Beſtimmung hierüber jteht 
(ediglich der Hafenverwaltung zu, injoweit nicht fteuerliche Inter— 
ejjen Diefer Anordnung entgegeniteben. 


8S 10. 
Alle Perſonen, welche die Lagerhäufer betreten, haben den 
MWeifungen der zuftändigen Beamten unweigerlich Folge zu leiten. 


S 11. 

Die Verabreichung von Trinfgeldern, Getränfen oder Gefchenfen 
irgend welcher Art an die Yagerhausbedienjteten oder Arbeiter iſt 
ſtrengſtens unterfagt. 

| $ 12. 

In fämtlichen Räumen der Yagerbäufer ijt es verboten, zu 
rauchen oder Pfeifen oder Zigarren, fie mögen bremmen oder nicht, 
im Munde oder in der Hand zu halten oder abzulegen. Ebenfo 
it in allen oberivdiichen Yagerräumen der Gebrauch von Feuer 
und offenem Licht unterjagt. 


Bernntwortlichfeit der Lagerhaus-Verwaltung. 
Ss 13. 

Die Verwaltung übernimmt binfichtlich der von ihr zur Ein- 
lagerung angenommenen Güter — mit Ausjchluß der Fälle des 
S 4 — die Verbindlichkeit des Aufbewabrens in dem Sinne, daß 
fie für den Schaden, welcher während der Dauer ihrer Berant: 
wortlichkeit durch Verluſt oder Beichädigung der Ware entftanden 
ift, lediglich infoweit haftet, als dem Schaden ein grobes Ver: 
ſchulden der Verwaltung oder ein von ihr zu vertretendes grobes 
Verschulden ihrer Angejtellten zu Grunde liegt. Sie ift ins: 
bejondere in feinem ‚Falle verantivortlich für Schäden, welche von 
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Ereigniſſen höherer Gewalt herrühren, für Abgang, Schwund oder 
inneren Verderb vermöge der eigentümlichen Natur oder der mangel: 
haften Bejchaffenheit der Ware, ſowie für Verluſte oder Beſchädi— 
gungen, welche Durch Mängel der VBerpadung oder durch das Not: 
(eiden derjelben auf Lager entitanden find, ꝛc. x. 

Für die aus der Beſchaffenheit und der örtlichen Yage der 
Lagergebäude, Räume, Böden, Keller, Betriebseinrichtungen u. ſ. w. 
herrührenden Nachteile und Schäden trägt die Verwaltung feinerlei 
Berantivortung. j 

Ss 14. 

Ohne Uebernahme eines dahingehenden bejonderen Auftrages 
ijt die Verwaltung zur Vornahme von Arbeiten behufs Erhaltung 
oder Beijerung von Waren oder deren Verpadung nicht verpflichtet, 
wohl aber für Nechnung des Einlagerers berechtigt (ſiehe S 20). 


Ss 15. 

Sind Waren wegen mangelnder Dispofition oder in Ermange: 
(ung bezüglicher Ordre der Auftraggeber vor der a oder 
bei Ausführung der jonft der Verwaltung gemäß 8 8 erteilten 
Aufträge nicht verwogen —— ſo wird nur für die Stüczabl 
der Kolli gebaftet. 

S 16. 

Die Verwaltung haftet Hinsichtlich folcher Gitter, welche im 
Freien lagern, nicht für Schaden, welcher aus dieſer Art der 
Lagerung entitebt. 

| S 17. 

Die nach Vorſtehendem begründete Haftpflicht der Verwaltung 
beginnt mit dem Zeitpunkte, an welchen Die Annahme zur Nieder: 
lage oder die Ausführung der ſonſt gemäß $ S erteilten Aufträge 
vollzogen jind. 

Sie erlifcht mit der erfolgten Auslieferung der Ware. 

Diefer Auslieferung ſteht gleich die int Auftrage des Yager- 
nehmers oder jonjtigen Auftraggebers jeitens der Verwaltung voll: 
zogene Einladung in Eijenbabmvagen, auf Fuhrwerke oder ins 
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Schiff oder die llebergabe an einen mit der Verbringung des Gutes 
an die Güterbahnhöfe oder an die Yadepläte der betreffenden 
Schiffahrtsunternehmungen betrauten Fuhrunternehmer ($ 8). 

Die Haftpflicht erlifcht ferner, wenn der Lagernehmer oder 
jonitige Auftraggeber binfichtlich der ebernabme der Ware jich im 
Verzuge befinden ($ 65). 

8 18. 

Entjchädigungsanfprüche an die Verwaltung können nur aus 
jolchen Anitänden erhoben werden, welche durch den Bezugs- 
berechtigten unter Zuziehung der Verwaltung jpätejtens in dem 
Zeitpunkte fejtgejtellt werden, in dem die Haftpflicht der Verwaltung 
ihr Ende erreicht. 

8 19. 

Die Verwaltung iſt von jeder Haftbarfeit für ſolche Waren 
befreit, deren Gattung vom Einlagerer in der Anmeldung zur Ein: 
lagerung ($ 24) unrichtig angegeben worden tit. 

Ss 20. 

Sofern eine Veränderung an der äußeren Bejchaffenheit der 
Mare bemerft wird und Gefahr im Verzuge it, jo ift die Ver: 
waltung berechtigt, die erforderlichen Vorkehrungen zur Verhütung 
von Schäden auf Koften des Lagernehmers zu treffen; eine Ver: 
pflichtung bierzu beſteht nicht. 

Das Gleiche gilt auch dann, wenn der Ware ſonſt Gefahr, 
insbejondere ‚Feuersgefahr drobt. 

Ss 21. 

Bei Naumvermietungen (SS 4, 47 bis 57) trägt der Lager: 
nehmer jelbit die Gefahr einer Entwerdung, Bejchädigung oder 
ſonſtiger Unfälle, und baftet die Verwaltung in feiner Weije für 
den richtigen und guten Beſtand der Ware. 


Verſicherung gegen Feuersgefahr. 
Ss 22. 
Für Getreide aller Art, ferner Dari, Mais, Malz und Oel: 
jaaten wird, joweit dies im Tarif ausdrüclich bemerft it, Die 
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Berficherung gegen Feuersgefahr zu dem von Niederleger anzu— 
gebenden Werte von der Verwaltung ohne befonderen Antrag und 
obne Prämienberechnung beforgt. 

Die Beliger jonftiger Waren fünnen deren Wert Durch Die 
Verwaltung gegen Entrichtung des im Tarif verzeichneten Prämien: 
ſatzes verfichern lafjen, zu welchen Zweck ſie in der Anmeldung 
zur Lagerung (S 24) den Wertbetrag, zu dem die Verficherung 
gewünscht wird, anzugeben haben. 

Ein jchriftlicher Antrag bei der Verwaltung it auch erforder- 
lich, wenn wegen Aenderung des Wertes einer verficherten Ware 
die Aenderung des verlicherten Betrages gewünſcht wird. Ein 
böberer Wert als der urjprünglich angegebene gilt exit dann für 
verfichert, wenn die Verwaltung dem Yagernehmer dies jchriftlich 
mitgeteilt bat. 

Waren, ber welche Warrants ausgeſtellt werden  jollen 
(88 36 bis 40), müſſen durch die Verwaltung verfichert fein. 

In allen ‚Fällen, fowohl dann, wenn die Verwaltung die Ver: 
Jicherung ohne bejonderen Antrag deckt, als auch bei Waren, für 
welche nur auf bejonderes Verlangen die Berficherung jeitens Der 
Verwaltung beforgt wird, gelten folgende Beſtimmungen: 

a) die Verwaltung verjichert bei den von ihr als gut er: 
achteten Verficherungsgefellfchaften, übernimmt aber feine 
Verantwortlichkeit für die Zahlungsfähigkeit derſelben. 
Ste behält ſich ausdrüclich vor, Die VBerficherungsgejell: 
Ichaften zu wählen, die Bedingungen feſtzuſetzen und tt 
im Falle eines Schadens befugt, alle zur Erlangung 
des Erſatzes notwendigen Schritte und Nechtsbandlungen 
vorzunebmen; 

b) die Verwaltung gewährt dem Yagernehmer nur den Erjat, 
welcher von den Berficherungsgefellfchaften geleitet worden iſt; 

c) falls die Verficherungsgejellichaften die Erjatleiftungen für 
entitandenen Schaden davon abhängig machen, daß ihnen 
Belege, Beweiſe, Verzeichniffe und dergl., welche ſich um 
Belize des Einlagerers befinden, vorgelegt, oder Nechte, 
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welche dem leßteren gegen Dritte zuftehen, auf die Ver— 
ficherungsgefellfchaften übertragen werden, jo iſt der Ein- 
lagerer zur Ausfolgung der Belege, Beweife, Verzeichniffe 
und dergl. und bezw. zur Uebertragung feiner Rechte gegen 
Dritte auf die Verficherungsgefellichaften verpflichtet; er 
bat ſich dieferhalb außerdem jchriftlich zu verpflichten, auf 
Anfordern der Verficherungsgefellfchaften im eignen Namen 
den Dritten wegen Schadenerjages in Anſpruch zu nehmen, 
wenn erforderlich, auch im Wege des Prozeffes für Rechnung 
und nach Anleitung der Berficherer. 

Für die in den Mieträumen ($ 47), den Petroleum- und 
Spritlager-Abteilungen jowie im Freien lagernden Güter aller Art 
(einjchließlich Getreide aller Art, ferner Dari, Mais, Malz und 
Oeljaaten) bleibt die Verjicherung gegen Feuersgefahr in allen 
Fällen dem Yagernehmer überlaſſen. 


Annahme der Waren. 
8 28. 

Die Annahme der Waren zur Yagerung iſt durch den Umfang 
der der Verwaltung zur Verfügung jtehenden Näumlichfeiten bedingt. 
Unter Zoll- oder Steuerfontrolle befindliche Gegenftände genießen 
jedoch, joweit daber die Näume in den Yagerbäufern innerhalb des 
Freihafens (Zollhafens) in Betracht kommen, Gegenftänden des 
freien Verkehrs gegenüber den Vorzug. Die an die Verwaltung 
adrejjierten Sendungen müſſen fo zeitig aviftert werden, daß ſich 
der Avis bei Eingang der Ware in Händen der Verwaltung befindet. 


8 24. 

Alle zur Einlagerung bejtimmten Waren find auf vorge 
jchriebenem ‚yormular in doppelter Ausfertiguug zur Niederlage 
anzumelden. Eine dieſer Ansfertigungen erhält der Yagernehmer mit 
den entiprechenden Einträgen zurücd. Der Anmeldejchein muß ent: 
balten: Tag und Ort der Aufgabe, die Adreſſe des Einlageres, 
genaue Bezeichnung der Ware nach Art und Gattung, ſowie die 


— 
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Angabe von Zeichen, Nummern, Anzahl, Einzel: oder Gejamtgewicht 
der Kolli jeder Yagergattung oder Partie, jowie Diejenigen Vor: 
Schriften, welche auf die beabjichtigte Verwiegung oder die fonftige 
Behandlung der Ware Bezug haben. 

Bei der Anmeldung von Getreide aller Art, ferner von Dari, 
Mais, Malz und Delfaaten, deren Verficherung nach $ 22 Abf. 1 
die Verwaltung übernimmt und von folchen Waren, über welche 
Warrants ausgejtellt werden jollen ($ 22 Ab}. 4), oder deren Ver: 
jicherung durch Vermittelung der Verwaltung gewünſcht wird ($ 22 
Abi. 2), it der DVerficherungswert anzugeben. 

Die zur Lagerung angenonnnene Ware wird auf Dem Yager: 
fonto des Yagernehmers auf Grund der Anmeldungen eingetragen. 
$ 25. 

Der Yagernehmer baftet für alle infolge unrichtiger oder 
mangelhafter Anmeldung etwa entjtehenden nachteiligen ‚Folgen 
(ſiehe auch $ 19). 

Enthält die Anmeldung von dem ich bei Eintreffen der Ware 
ergebenden Befund abweichende Angaben, jo hat der Yagernehmer 
innerhalb 24 Stunden nach) Empfang der bezüglichen Mitteilung 
eine erneute, dem Befund entiprechende Anmeldung einzureichen. 
Die Ware lagert inzwijchen obne jede Berantwortlichfeit der Ber: 
waltung auf Gefahr des Yagernebmers und unterliegt nach Ablauf 
der 24 jtiindigen Friſt bei Ermangelung ordnungsgemäßer Anmeldung 
der Berechnung eines Gebührenzufchlags von 5 Pia. pro Tag 
und 100 kg. 

S 26. 

Yiegt die Vermutung vor, daß die Anmeldung unrichtige Ge: 
wichtsangaben zum Nachteil der Verwaltung enthalte und bejtätigt 
jich dies bei der daraufhin vorgenommenen Verwiegung, jo tft der 
Lagernehmer außer zum Erſatz der der Verwaltung entzogenen 
jonjtigen Koften zur Zahlung des Waggeldes verpflichtet. 

8 27. 

Flüſſigkeiten, Fettwaren, Honig und dergl. werden nur im guten 

Gebinden angenommen. Ausbeſſerungen in ſchadhaftem Zuftande 
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anfommender Fäſſer u. ſ. w. fünnen auch ohne bejonderen Auftrag 
auf Koften des Yagernehmers bewirft werden, die Verwaltung über: 
nimmt indes hierfür feine Verpflichtung und feinerlei Verantivort- 
fichteit für etwa unmerachtet der geichehenen Ausbeſſerungen ent: 
jtebende Verluſte oder Bejchädigungen. (58 13 bis 21). 

$ 28. 

Ber NAuflieferung mangelbaft verpadter oder äußerlich De: 
Ichädigter trodener Güter, jofern deren Annahme überhaupt erfolgt, 
behält jich die Verwaltung das Necht vor, eine auf die Beſchaffen— 
beit der Güter bezügliche Bemerfung dem Aufnahmeſchein bezw. 
MWarrant zuzujegen; für jolche Güter ſind die Beitinmmungen der 
ss 13 bis 21 über die Haftbarfeit der Verwaltung maßgebend. 


8 29. 
Waren in unverpadtem Zuftande, welche in der Hegel verpadt 
im Handel vorfommen, oder jperrige Güter und folche von außer: 
gewöhnlichen Umfange oder Gewicht werden nur nach vorheriger 
Vereinbarung mit der Verwaltung zur Lagerung angenommen. 
Mangels einer folchen Vereinbarung wird bei unvderpadten Stüd- 
gütern wegen Teilfchadens nicht gebaftet. 


S 30. 

Sendungen, auf welchen ‚Srachtbeträge, Zölle oder jonitige 
Koſten haften, werden von der Verwaltung nur angenommen, wenn 
der Verfügungsberechtigte vor Ankunft der Yadung wegen Erjatzes 
der darauf ruhenden Laſten der Verwaltung eine nach deren Er: 
meſſen genügende Sicherheit geleiitet hat. 

Bei Stellung diefer Sicherheit ijt der. Verwaltung gleichzeitig 
endgültige Verfügung über die Ware zu erteilen. Durch dieſe Ver 
fügung übernimmt der Erteiler derjelben alle Pflichten des Yager: 
nebmers, inſoweit Die Sendung auf Yager gebt. 

$ 31. 

Die Auslagen der Verwaltung an Frachten, Nachnabmen und 

dergleichen jind zuzüglich einer Provifion von "/2%/o der vorgelegten 


Be 
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Summe don dem zur Verfügung über die Yadung Berechtigten 
gegen Quittung der Verwaltung auf erjtmalige Aufforderung zu 
zahlen. Bor Rückerſtattung diefer Auslagen kann die Mare nicht 
verabfolgt werden ($ 60). 

& 32. 

Spejenfrei bei der Verwaltung eintreffende oder anderweitig 
adreiiierte und ohne Begleitpapiere ihr überwieſene Sendungen, 
über welche die Verwaltung bimmen 24 Stunden nach Ankunft feine 
endgültige Verfügung befist, können geeigneten Falls auf Nechnung 
und Gefahr des Eigentümers der Ware zur Lagerung angenommen 
werden. Binfichtlich der Berantwortlichkeit der Berwaltung für 
derartige Sendungen und der für Diejelben zu berechnenden Yager: 
gebühren gelten die im $ 25 für nicht ordnungsgemäß angemeldete 
Güter getroffenen Beſtimmungen. 

S 33. 

Die bei der Einlagerung jowie bei der Auslagerung zur zoll: 
amtlichen Abfertigung nötigen Schriftjtüce haben die Einlagerer 
jelbjt anzufertigen und beim Großh. Hauptiteneramt abzugeben, 
wobei fie jich der VBermittelung der Verwaltung bedienen können. 

Bezüglich folcher Waren, welche obne Mitverjcehluß der Zoll 
bebörde auf ſtädtiſchem Privattranitlager zugelaſſen find, werden 
die betr. Papiere und vierteljährlichen Abmeldungen von der Ber: 
waltung ausgefertigt. 

S 34. 

Die Berwaltung übernimmt auf Wunjch der Auftraggeber 
der Zollbehörde gegenüber die VBerantwortlichfeit für die Zoll: 
ichuldigkeiten, welche auf Gütern vuben, die in den öffentlichen Ab— 
teilungen der jtädtijchen Yagerbäufer ohne zullamtlichen Mitver: 
ſchluß miedergelegt oder im Tranſitverkehr weiterverjendet werden. 
Die hierfür zu entrichtende Gebühr beträgt 1°/oo des Zollbetrags 
und haftet für Zoll und Gebühr nebit dem Auftraggeber jelbit 
auch die Ware nach $ 66. diefer Betriebsordnung. Die Ber: 
waltung iſt außerdem berechtigt, für derartige Forderungen Sicher: 
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heitsleiftung durch Hinterlegung von Wertpapieren oder in anderer 
Weiſe nach ihrem Ermeſſen zu verlangen. 
S 35. 

Die Ausladung der - Schiffe am Getreidejpeicher findet nach 
der von der Hafenverwaltung angeordneten Neibenfolge jtatt. 

Die Verwaltung ift nicht zur Prüfung der Ware binfichtlich 
Muftermäßigfeit, Uriprungs, gefunder Bejchaffenheit, inneren Ber: 
derbs, Wafferbefchädigung oder Zufanımenladungsichadens ſowie 
der Empfangbarfeit der Ware iiberhaupt verpflichtet. 

Werden der Verwaltung Konnojjemente (Yadejcheine) zwecks 
Empfangnabme der Ware übergeben, jo wird durch deren Ent: 
gegennahme von der Verwaltung Feinerlei Verpflichtung zur Er: 
füllung der Konnojjementsbedingungen übernommen, vielmehr bat 
der Yagernehmer oder jonjtige Auftraggeber dieſe Bedingungen 
lediglich jelbjt zu erfüllen, wie er auch die zur Wahrung der 
echte gegen den Frachtführer oder ſonſtigen Negreßpflichtigen er: 
forderlichen Maßnahmen jelbjt zu treffen und bei Ordre-Konnoſſe— 
menten von deren Beli dem ITransportunternehmer Kenntnis zu 
geben bat, damit leßterer ihm die Ankunft des Schiffes melden fann. 


Aufnahmeicheine und Warrants. 
8 36. 

Die erfolgte Annahme der Waren zur Yagerung bejtätigt die 
Verwaltung dem Yagernehmer durch Ausfertigung eines Aufnahme: 
jcheines, welcher weder übertragbar noch verpfändbar tft, oder eines 
Warrants. Aufnabmescheine und Warrants enthalten Die in 8 24 
erwähnten Angaben und find für die Verwaltung nach Maßgabe 
der 88 13 bis 21 Ddiefer Betriebsordnung verbindlich. 

Ss 37. 

Warrants im Sinne des Art. 302*) des allgemeinen deutjchen 
Handelsgeſetzbuches müſſen außer von der Verwaltung noch von 
einem Mitglied der ftädtischen Hafen: und Yagerhaus-Deputation 
unterzeichnet jet. 

.) Jet: z 363 Abſatz 2. 
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Der Warrant lautet an die Ordre des Einlagerers und ift 
durch Indoſſament übertragbar; jede Bejchränfung des Indoſſa— 
ments iſt der Verwaltung gegenüber unwirkſam. 

Der Warrant bildet der Verwaltung gegenüber den einzigen 
Titel, welcher zum Bezug der darauf verzeichneten Ware berechtigt. 
Die Verwaltung ift berechtigt, aber nicht verpflichtet, Die Yegiti- 
mation des Vorzeigers des Warrants zu prüfen. 

Der Warrant erlifcht am dem auf demſelben bezeichneten 
Tage, jpätejtens aber ein Jahr nach dem Tage der Ausjtellung, 
kann indejjen bei Verfall auf Antrag des Berechtigten erneuert 
werden. Der erlojchene Warrant ijt der Verwaltung zurückzugeben 
und von derjelben zu annullieven. 

Durch die Ausgabe eines Warrants wird das Pfandrecht 
der Verwaltung im Sinne des 8 66 dieſer Betriebsordnung in 
feiner Weiſe bejchränft, dasſelbe geht vielmehr dem Anrecht des 
Beligers eines Warrants unbedingt vor. Die Gebühr für Aus: 
fertigung eines Warrants beträgt eine Mark. 


S 38. 
Ueber die Ausfertigung von Warrants wird von der Wer: 
waltung ein bejonderes Regiſter geführt. 


S 39. 

Soll über Waren, welche bereits früher eingelagert waren, 
nachträglich ein Warrant ausgejtellt werden, jo ſind diejelben zuvor 
ordnungsgemäß abzumelden, der darüber ausgeftellte Aufnahme: 
jchein an die Verwaltung zurüczugeben und von Derjelben zu 
annullieren. Die Ware tft jodanıı zum Warrant-Regiſter ordnungs— 
gemäß neu anzumelden, worauf der Warrant ausgejtellt wird. 
Ueber ein und Ddenjelben Warenpojten kann alfo nur ein Schein, 
entweder ein Aufnabmefchein oder ein Warrant, beiteben. 


8 40. 
Duplikate von Aufnahmeſcheinen oder Warrants werden nicht 
ausgeftellt. Die Kraftloserflärung abhanden gefommener Warrants 
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iſt Durch die Intereſſenten bei den zuftändigen Gerichten zu erwirfen. 
Bis zur Amortifation eines jolchen Warrants kann die Auslieferung 
der Ware nur gegen Stellung einer, nach dem Ermeſſen der ſtädtiſchen 
Hafen und Yagerhaus-Deputation genügend erjcheinenden Sicher: 
heitsleiftung erfolgen. 


Ausgang der Waren. 
8 41. 

Zum Zwecke des Bezugs von Waren iſt bei der” Verwaltung 
die Abmeldung in doppelter Ausfertigung auf vorgejchriebenem 
‚yormulare einzureichen und vom Yagernehmer jelbjt oder durch 
einen von ihm bei der Verwaltung bierzu Bevollmächtigten zu 
unterzeichnen. Eine dieſer Ausfertigungen erhält der Yagernehmer 
nach Auslieferung der Waren mt den entiprechenden Einträgen zuriid. 

Bor Ausgang der Ware muß der darüber etwa ausgefertigte 
Warrant zurücgeliefert werden. (Siehe auch $ 60.) 

8 42, 

Die Auslieferung der Waren, injoweit folche nicht gemäß 8 44 
Abſ. 2 zum Verſand beftimmt jind, erfolgt nach vorausgegangener 
Abmeldung (8 41) gegen einfache Quittung des in der Abmeldung 
bezeichneten Empfangsberechtigten oder deſſen Beauftragten oder 
gegen einfachen vom Empfangsberechtigten unterzeichneten Bezugsjchein. 

Die Aechtbeit oder den rechtmäßigen Beſitz des Bezugsfcheines 
zu prüfen, iſt Die Verwaltung berechtigt, aber nicht verpflichtet. 

8 43. 

Beim Ausgang der Waren vom Lager wird das Gewicht 
derſelben gegen Entrichtung der Waggebühren feſtgeſtellt, ſofern 
nicht in der Abmeldung das Gegenteil ausdrücklich von Lager 
nehmer vorgejchrieben tit. 

| 8 44. 

Auf die prompte Auslieferung der Waren kann nur dann ge 
rechnet werden, wenn tags zuvor Deren Ausfolgung beantragt 
worden iſt (S 41). 
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Die Verladung der zum Verſand abgemeldeten Waren erfolgt 
in der Regel in der Reihenfolge des Einlaufs der Abmeldungen 
nach Maßgabe der der Verwaltung zur Verfügung jtehenden Be- 
triebseinrichtungen und der ihr bereit gejtellten Transportmittel. 


Uebertragung und Ueberweifung von Waren. 
8 45. 

Behufs Uebertragung von Lagergütern auf einen Dritten find 
diejelben bei der Verwaltung vermittelit der in $ 41 erwähnten 
Abmeldung an den Empfänger zu überweiſen und von diefem aufs 
neue zur Niederlage anzumelden (S 24 Ab. 1). 

In jedem Falle einer Uebertragung von Ware, gleichviel ob 
diejelbe auf Lager liegt oder zwar der Verwaltung zur Empfang: 
nahme überwiejen tft, jich aber noch im Schiff oder Eifenbahmvagen 
befindet, gilt der Dritte, an den die Lleberweifung erfolgt ift, der 
Verwaltung gegenüber erjt von den Zeitpunfte an als verfügungss 
berechtigt, in welchem er die Anmeldung gemäß Abjat 1 bewirkt 
bat oder die von ihm getroffene anderweite Verfügung von der 
Verwaltung jchriftlich bejtätigt worden ilt. 

$ 46. 

Ber loſe eingelagerten Waren, wie Getreide, welche in Teil: 
partien oder Nejtpartien an Dritte überwiejen werden, ohne daf 
eine Abteilung in natura und Verwiegung erfolgen ſoll, kann einer 
Uebertragung nur unter dem Vorbehalt „joweit der Vorrat reicht“ 
jtattgegeben werden. 

Für etwaiges Manko, welches die zulegt abgegebene Teilpartie 
als Rejtpartie der Gefamtmenge ergibt, übernimmt die Verwaltung 
feine Gewähr. Bei jolchen im Tranſit eingelagerten Waren it 
von dent letten Abnehmer auch der auf das etwaige Manko ent: 
fallende Zoll zu entrichten. 


Raumvermietungen. 
Ss 47. \ 
Die Vermietung von abgejchloifenen Räumen (S 4) findet 
nach Maßgabe der Verfügbarkeit nur dann ſtatt, wern nach dem 
20 
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Ermejjen der Verwaltung eine jolche Vermietung ſich mit Dem 
jonjtigen Yagerhausbetrieb vereinbaren läßt. Die Dauer der Miet- 
zeit muß mindejtens einen Monat betragen. 
Als Miete ift zu entrichten für 1 qm Bodenfläche: 
a) bei Kellern und überwölbten Räumen zur Lagerung von 
Spiritus und Getränken: 


für drei Jahre . » 2.1470. 
„ind... ...06- 
„ einen Monat. » » 2.075 „ 


b) bei Ktellern zur Yagerung von Tel, Fetten und von Gegen: 
jtänden, deren Aufbewahrung fühle Temperatur beanfprucht: 


für drei Jahre . 2.2.2.9 AM 

„en Jahr. . 2 2 2.2 0 he, 

„ einen Monat. . 2 ...2.050 „ 
c) bei Magazinen: 

für drei Jahe . 2.2.9 , 

„ ein Jahr4. -, 

„ einen Monat....... 0.50, 
d) bei Räumen im Spritlager: 

für drei Jahre . . . . .. 1350 „ 

„on fat. . » 2.2.8 „ 

„ einen Monat. . 2... 075 „ 
e) bei Näumen im Petroleumlager: 

für ein Jahr . . . . 4i.— „ 


Ueber jede Derartige Vermietung ik ein schriftlicher Mietver: 
trag abzujchliefen. Verträge auf Jahresdauer und länger unter: 
ltegen der Genehmigung der Hafen: und Lagerhaus-Deputation. 


S 48, 

Der vermietete Raum jteht unter Verſchluß des Yagernebmers. 
Erſcheint das Betreten dev vermieteten Näume zur Aufrechterbaltung 
der Yagerordiying, aus allgemeinen Sicherbeitsrüchiichten oder für 
bejondere Notfälle erforderlich, fo it der Mieter verpflichtet, der 
Verwaltung Den Zutritt zu geftatten. 
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Die Benutzung gemieteter Räume durch Dritte oder Unter: 
vermietung bedarf der Genehmigung der ya und Lagerhaus: 
Deputation. 


8 49. 
Die Böden bezw. Gebälfe in den Magazinen der Lagerhäufer 
haben folgende Tragfähigkeit auf 1 qm Fläche: 
a) Lagerhaus: 


1. Obergeichoß . - . 2.2000 kg 
2, r 1 he ca ar AR Se 
3. . nee ee 1250, 
4. F be rn SER: 


(Kehl-Sebält) . 500 , 
b) Reviſionshalle: 


— 
— 
— 


Obergeſchoß....1200 kg 
c) Getreideſpeicher: 

1. Obergeſchoß... 1300 kg 

2. er til 

3. % — are ae a ESUOR 5 

4. r ie re a SINE 

5, di Naar: 1500 


Die dermieteten Näume Dürfen nur bis zu Diefen Maximal— 
grenzen belajtet werden. Die Gewichtsbelaftung unterliegt der 
Kontrolle der Verwaltung. Der Yagernehmer bat deshalb auf 
Verlangen das Gewicht der eingelagerten Güter nachzuweiſen. 


8 50. 

Dem Lagernebmer ift der Zutritt nur während der üblichen 
Geſchäftsſtunden geitattet. 

8 51. 

In völlig abgejchlofjenen Mieträumen iſt die Verwendung 
des eigenen Perſonals der Mieter zur Behandlung der Waren 
geitattet. 

20* 
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$ 52. 


Die zur Lagerung der Waren nötigen Einrichtungen hat der 
Mieter auf eigene Koften zu bejchaffen und zu unterhalten. Alle 
für Behandlung der Waren und deren Verſand nötigen Arbeiten 
dürfen nur in dem vermieteten Raum jelbjt erfolgen. Die Be: 
nugung der Gänge, Höfe und Perrons in den Lagerhäujern zu 
dieſen Arbeiten iſt nicht gejtattet. 


8 58. 

Die ordnungsmäßige Unterhaltung der Einrichtungen für 
Elektrizität, Gas, Wafjer und Heizung in den Weinfellern und 
jonstigen Räumen liegt der Verwaltung vb. Die Elektrizitätsmejjer, 
Gas: und Waſſeruhren werden dem Mieter von der Stadt Mainz 
gegen Zahlung der bejtehenden Tarifjäge mietweife überlafjen. Die 
Koſten für von dem Mieter verbrauchte Elektrizität, jowie von Gas 
und Waller jind an die Lieferanten direkt zu bezahlen. Die Be: 
leuchtung der Keller ijt nur mit eleftriichem Licht, Gas, Rüböl 
oder Kerzen geftattet. Diejenigen Abteilungen, in welchen feuer- 
gefährliche Güter zur Niederlegung gelangen, dürfen mit Licht nicht 
betreten werden. 

8 54. 

Die Erwärmung der Weinkeller findet durch Bentralheizung 
jtatt, welche von der Verwaltung für Rechnung der Mieter bes 
trieben wird. Die Keller jollen in der Pegel eine Temperatur 
von 12° R haben, doch übernimmt die Verwaltung hierfür feinerlet 
Garantie. Die Kojten des Betriebs werden jährlich bei Schluß 
der Heizumgsperiode von der Berwaltung nach Verhältnis der ver: 
mieteten Fläche auf die Mieter ausgejchlagen und von denfelben 
erhoben. 

855. 

Die Arbeitszeit in den vermieteten Näumen it auf die ſonſt 
für die Arbeiten im Innern der Lagerhäuſer feſtgeſetzte Zeit be 
jtimmt, Wird in dringenden Fällen dag Arbeiten bei Licht in den 
Magazinen über der Erde geftattet, jo find hierzu ausfchlieglich die 


u ii 
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von der Verwaltung gelieferten Laternen zu bemüßen, jofern nicht 
anderweite Beleuchtung von der Verwaltung zur Verfügung geitellt 
wird. Die Kojten der Beleuchtung jowie der Beaufjichtigung find 
vom Lagernehmer zu erjegen. 
Ss 56. : 
Für alle Schäden, welche durch das Verſchulden des Lager: 
nehmers oder der von ihm oder für ihn bejchäftigten Perſonen an 
dem Eigentum der jtädtiichen Verwaltung oder an jolchem fremden 
Eigentum verurjacht werden, für deſſen Beſtand die Verwaltung 
verantwortlich tft, haftet der Lagernehmer und die von ihm eingelagerte 
Ware ($ 66), unbejchadet aller jonjtigen Nechte der Berwaltung, 
S 57. | 
Bei NRuumvermietungen auf Sahresdauer oder längere Zeit 
hat die Zahlung des im Mietvertrag angegebenen Mietzinjes anteils— 
weile am Ende eines jeden Stalendervierteljahres, für den Reſt bei 
Ablauf des Mietvertrages, bei Vermietungen von fürzerer Dauer 
am Ende eines jeden Kalendermonats ſtattzufinden. 


Lager: und Arbeitsgebühren. 
8 58. 

Für die Aufbewahrung von Lagergütern, jowie-für die jeiteng 
der Verwaltung bejorgten Arbeitsleijtungen fommen die im Tarif 
verzeichneten Gebühren unter Zugrundlegung des beim Eingang 
der Waren angegebenen oder des ermittelten Bruttogewichtes monat- 
lich zur Berechnung. Diejelben find nebjt etwaigen Auslagen und 
fonjtigen Schuldigfeiten innerhalb 8 Tagen nad) Empfang der 
Nechnung bar in deutjcher Neich3währung zu berichtigen. Be— 
anftandungen der erfolgten Gebührenberechnung entbinden den 
Lagernehmer vorbehaltlich jeiner Rechte nicht von der Verpflichtung 
zur Bahlung nad) Maßgabe des Vorjtehenden. 

8 59. 

Bei Berechnung der Lagergebühren werden Bruchteile von 

100 kg und jeder angefangene SKalendermonat für voll gezählt. 
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Eine Ausnahme in leßterer Hinficht befteht nur für ungeteilte 
Partien von mindeiten® 5000 kg einer und derſelben Waren— 
gattung, welche nad) den 15. eines Monats zur Einlagerung oder 
vor dem 16. eines Monats in ungeteilten PBartieen von mindeſtens 
5000 kg an einem Tage zur Auslagerung fommen. Dieje find 
für jeden der betr. Monate nur mit der Hälfte des Lagergeldes 
zu berechiten. 

Hinfichtlih der Einlagerung und Behandlung von Buder in 
loſen Broden, ferner von Getreide, Dari, Mais, Malz, Deljaaten 
und Hülfenfrüchten wird auf die nachitehenden Spezialtarife II 
und III verwieſen. 

Die zu entrichtenden Gebühren werden auf fünf Pfennig nach 
aufwärts abgerundet. 

S 60. 

Die Verwaltung ift nicht verpflichtet, vor Bezahlung der auf 
den Gütern haftenden Gebühren, Auslagen und jonjtigen Forder— 
ungen der Verwaltung bezw. des Mietzinfes die Waren auszufolgen. 

Werden gleichwohl die Güter vor Bezahlung der ſchuldigen 
Beträge ausgeliefert oder ergeben fic nachträglich zu berechnende 
Kojten oder Anjprüche an den Lagernehmer, jo bleibt derjelbe hier- 
für der Verwaltung perjönlich haftbar. 


Verkehr in den Lagerhäufern. 
$ 61. 

Die Einlagerer oder deren Bevollmächtigte bezw. die Beſitzer 
von Warrants find nur in Begleitung eines Angejtellten der Zager: 
häujer zum Bejuche der Lagerräume berechtigt, in welchen die bes 
treffenden, der Verwaltung zur Aufbewahrung übergebenen Waren 
lagern. 

Das Oeffnen der Kolli, Probenehmen u. j. w. wird Anderen 
als dem Lagernehmer und defjen Bevollmächtigten nur auf jchrift 
liche Anweiſung des Lagernehmers gejtattet. 

Dritten it der Zutritt zu den unter Zollfontrolle jtehenden 
Näumen nur mit Erlaubnis der Großh. Steuerbehörde und der 
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Verwaltung geftattet; zum Betreten der übrigen öffentlichen Lager— 
räume genügt jene der Verwaltung. 
& 62. 

Auskünfte über die in den Lagerhäufern liegenden Güter oder 
über daſelbſt abgejchloffene Gejchäfte werden nur den Beſitzern von 
Aufnahmejcheinen oder Warrants oder den von ihnen jchriftlich zur 
Erhebung folcher Auskünfte Ermächtigten und zwar nur injoweit 
erteilt, al$ e8 jich um deren Güter oder Gejchäfte handelt. Die 
Angejtellten der Lagerhäufer find zur pünftlichen Befolgung diejer 
Vorjchrift, jowie zur jtrengiten Verfchwiegenheit verpflichtet. 


Kündigung des Lagers. 
S 683. 

Die Dauer der Lagerung der der Verwaltung zur Aufbe: 
wahrung übergebenen Waren ijt im allgemeinen und jo lange Die 
Vorſchriften diefer Betriebsordnung befolgt werden, vom Belieben 
des Lagernehmers abhängig; die Verwaltung behält jich indes, ſo— 
fern nicht bejondere Vereinbarungen dem entgegenstehen, jederzeit 
das Necht einer vierzehntägigen Kündigung vor. 

S 64. 

Bei Zumwiderhandlung gegen die Beitimmungen diefer Betriebs: 
ordnung oder gegen die im Intereſſe des Betriebs und der Sicherheit 
ergebenden Anordnungen der Verwaltung it dieſe in allen Fällen 
zu einer in ihrem Ermeſſen jtehenden fürzeren Auffündigung be- 
rechtigt, ohne daß deshalb dem Zagernehmer ein Anjpruch auf Bes 
freiung von der Zahlung der tarifmäßigen Gebühren oder des Miet: 
zinjes für die vertragsmäßige Dauer der Miete zufteht. 

Das Gleiche gilt, wenn durch die eingelagerten Güter Schaden 
für das Lager oder nachteilige Rückwirkungen auf andere Yagerware 
zu befürchten Iteht. 

$ 65. 

Sofern bei Ablauf der vereinbarten Lagerdauer oder Miete 

oder bei jtattgehabter Kündigung der Lagernehmer mit der Abnahme 
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der Ware im Verzuge it, jo entbindet dies die Verwaltung von 
der ihr nach SS 13—21 obliegenden Verantwortlichfeit und be— 
vechtigt fie, die Ware je nach Umjtänden entweder auf Nechnung 
und Gefahr des Lagernehmers ohne weiteres zu entfernen oder jie. . 
bei Zuläffigfeit der ferneren Lagerung, der Berechnung des im $ 25 
vorgejchriebenen Gebührenzujchlags zu unterwerfen. 


Haftung der gelagerten Waren. 
g 66. 


Die, Verwaltung hat an der eingelagerten Ware außer 
dem gejeßlichen Prandrecht des $ 421 des Handelsgejegbuches 
ein Pfandrecht auch für die jämtlichen Forderungen aus dem 
Lagervertrage. 

Diejes Pfandrecht beiteht auch an den an Stelle der einge- 
lagerten Ware bei der Verwaltung oder einer jonjtigen jtädtifchen 
Stelle hinterlegten Geldbeträgen oder anderen Werten. 

Zur weiteren Sicherung der Stadtgemeinde wegen aller ihr 
zujtehenden Forderungen überträgt der Einlagerer an die Verwaltung 
mit der Einlagerung alle jeine Forderungen, welche aus irgend 
welchen Gründen (3. B. wegen Brandjchadeng) an die Stelle der 
eingelagerten Waren treten, ebenjo die für ihn etwa zur Entjtehung 
fommende Forderung auf Nücgabe der an Stelle der Ware bei 
der Verwaltung oder einer anderen jtädtijchen Stelle hinterlegten 
Geldbeträge oder jonjtigen Werte; die Uebertragung diejer Forderung 
erfolgt in Höhe der jämtlichen Anjprüche der Verwaltung. 

Der Berwaltung ſteht weiter dag gejegliche Zurüdbehaltungs- 
recht nach Maßgabe des 8 369 ff. des Handelsgejegbuchs zu, auch 
wenn der Einlagerer fein Kaufmann jein jollte. 

Das Zurüdbehaltungsrecht des Abjages 4 kann in jedem Falle 
für jämtliche Forderungen aus dem Lagervertrage ausgeübt werden 
und erjtredt jich ſowohl auf die eingelagerten Gegenſtände als 
auch auf alle jonjtigen Leijtungen, welche die Verwaltung dem 
Einlagerer gegenüber zu erfüllen hat. 
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$ 67. 


Bei der Vermietung von Lagerräumen (SS 4, 47 ff. dieſer 
Betrieb3ordnung) fteht der Verwaltung das gejegliche Pfandrecht 
de3 Vermieters ($ 559 ff. des bürgerlichen Geſetzbuchs) und das 
Zurüdbehaltungsrecht nad) Maßgabe des 8 273 des bürgerlichen 
Gejebuches an den vom Mieter eingebrachten Sachen zu. 

Das Pfandrecht beiteht aber ferner auch an den au Stelle 
der eingebrachten Waren etwa bei der Verwaltung oder einer 
anderen ſtädtiſchen Stelle hinterlegten Geldbeträgen oder fonjtigen 
Werten. 

Das Pfandrecht wie das Zurüdbehaltungsrecht werden in 
jedem Falle für jämtliche Forderungen der Verwaltung aus dem 
Lagervertrage ausgeübt. 

Im übrigen finden die Vorjchriften des 8 66 Abſatz 3 
(Uebertragung von Forderungen) und Abjag 5 (Ausdehnung des 
BZurüdbehaltungsrechts) auch bei der Vermietung von Lagerräumen 
Anwendung. 

Die in $ 66 Abi. 3 erwähnte Uebertragung von Forderungen 
gilt als mit der Einbringung von Sachen in die gemieteten Lager: 
räume bewirft. 


Schlußbeſtimmungen. 


8 68. 


Wer der ſtädtiſchen Verwaltung Güter zur Einlagerung über— 
gibt oder derſelben Aufträge nach Maßgabe dieſer Betriebsordnung 
erteilt oder Lagerräume von derſelben mietet, unterwirft ſich da— 
durch zugleich allen Beſtimmungen dieſer Betriebsordnung und den 
jeweilig geltenden Tariffätzen. 


8 69. 
Erfüllungsort und Gerichtsſtand für alle aus dem Verkehr 


mit der Hafen- und Lagerhaus-Deputation und der ſtädtiſchen 
Verwaltung, ſowie aus der Benutzung der ſtädtiſchen Lagerhäuſer 
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und Hafenanfjtalten entitehenden WVerbindlichkeiten iſt für alle Be— 
teiligten ausjchlieglich Mainz. 
Ss 70. 

Auf den Verkehr innerhalb des Freihafens (BZollhafens) und 
der zugehörigen Revifions- und Lagerräume finden außer der vor— 
jtehenden Betrieb3ordnung noch die von den Zollbehörden erlafjenen 
Vorjchriften Anwendung. 

ET, 


Vorſtehende Betriebsordnung nebſt Gebührentarif tritt mit 
dem 1. Januar 1904 in Kraft, an welchem Tage die bisher gültige 
Betriebsordnung nebjt dem zugehörigen Gebührentarif vom 24. Mai 
1895 und deſſen Nachtrag vom 10. Dezember 1897 aufgehoben 
werden. 


Mainz, den 14. November 1903. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiſter. 
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Tarif 


der ftäöfifchen LSagerbaus: Verwaltung. 





Bruchteile der Tarifeinheiten werden bei der Gebührenberech- 
nung für voll angenommen und die zu entrichtenden Gebühren auf 
5 5 nach aufwärts abgerundet. Als Mindeitbetrag einer jeden 
Rechnung über Lagerfoften und jonftige Gebühren fommen 50 4 
zur Erhebung. 


A. Sagergebühren 
für einen Kalendermonat und für 100 ke. 


Bei Berechnung der Lagergebühren werden Bruchteile von 
100 kg und jeder angefangene Kalendermonat für voll gezählt. 

Eine Ausnahme in letterer Hinficht bejteht nur für ungeteilte 
Partien von mindejten® 5000 kg einer und derjelben Waren 
gattung, welche nach dem 15. eines Monat! zur Einlagerung 
oder vor dem 16. eines Monats in ungeteilten Partien von 
mindelten® 5000 kg an einem Tage zur Auslagerung fommeıt. 
Dieje find für jeden der betr. Monate nur mit der Hälfte des 
Lagergeldes zu berechnen. 

Loſe Lagerung von Getreide joll in der Regel nur in Mengen 
von 50000 kg und darüber jtattfinden. Wird die loje Lagerung 
einer geringeren Menge verlangt, jo fann dies nach dem Ermejjen 
der Verwaltung bei verfügbarem Lagerraum gejtattet werden. Bet 
eintretendem Platzmangel iſt die Verwaltung jedoch berechtigt, 
Ragerbejtände unter 50000 kg für Rechnung des Yagerncehmers 
in Säde zu fafjen und umzulagern oder aber die doppelte Lager: 
gebühr zu erheben, inſoweit bei leßterer der Sat für 50000 kg 
nicht überjchritten wird. 













Alaun 
Albumin 
Alfalten . 
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— jan — — 
NND AD 2 DD DO DD OD N N 0 DS 


Anis . 
Anthracen 
Apothekerwaren 
Asbeſt (roher). 
Asphalt . 
Balfame . 
Baumwollabfälle i in Fäden ( (ungefettet) . 
Baumwolle in Ballen Bm) 
Baumwollenwaren 
Baumwolljaatmehl 
Benzin im Betroleumlager . 
Bettfedern 
Bettfedern in Ballen (gepreßt). 
Biertreber ae 
Bimsſtein 
Bittererde 
Bitterſalz 
Blätter für med. Zwecke De a 
Blech in Kitten . . . 


— 


— — 


Far 


Blei in Blöden, Nollen, Zaren : 
Bleiglanz 

Bleiſchrot 

Bleiweiß 

Bleizucker 

Blüten für med. twecke 
Blut, getrodnetes . 
Blutlaugenjalz . 

Borar 

Boriten . 

Brauerpedh . 

Braunftein . 
Bruchmetall, vet 
Butter 
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LT — 


| 9 
Sarobbe . F 12 
China⸗Clay, verpadte u | 6 
Chlorfalf Be u ————— 6 
Cichorien a EN 8 
Cigarren 18 
Coprah, in Säden 6 
Cremor Tartari 6 
Dadıjfilz . | 6 
Dachpappe . 6 
Därme, gejalzene . | 6 
Dart, einschl. Feuerverficherung 6 

Dinfichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Spezinktarif Im. | . 
Daubholz 6 
Daunen . | 18 
Degras . 6 
Dertrin . 5 
Dividivi . 6 
Draht, nicht Dejndere 9 — BETEN —— | 6 
Drahtitifte . . . . Ba ae ne 6 
Eicheln 6 
Eier m Kiften . ı 18 
Eigelb de ee ee ee Ir 62 
Eiſen, gefehmiebet, gewalzt, gegoffen in Stangen, 

nicht jperrig a Nr re en ig 6 
Eiſenblech in offenen Tafeln 6 
Eijenvitriol . 6 
Eiſenwaren, grobe, nicht ſperrig 6 
Eiſenwaren, feine, nicht ſperrig 12 
Erdarten —— —— 6 
Erdnüfje . | 6 
Erdnußkuchen, vera 6 
Erdwachs | 6 
Erze, verpadt ober in Blöden 6 





ar. 
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2 
— 6 
Ejitgellenz . 6 
Farberden 6 
Farbhölzer in Blocken und gemapten 6 
Farbholzextrakte Er 6 
Tarbwaren . | 12 
Farbwurzeln, verpackt 12 
Felle, getrocknete in Ballen | 12 
SESHIDORER.: u. 20 © a ee | 6 
Fibre. | 6 
Filzwaren 12 
Firniſſe in Kiſten. | 12 
Flachs — 12 
Fleiſch, —— in Büchjen ne are a | 6 
Fleiſchextrakt . . . Er 12 
Fleischwaren, gejalzen, ge a ee 
Fourniere 12 
Früchte für med. Buedte 18 
Futtermehl . 6 
Galläpfel 6 
Gambier 6 
Garne aller Art . 12 
Serbeertraft 6 
Getreide, näml. Reizen, Roggen und Gerfte: 
— einſchl. Feuerverſicherung 
Hinſichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Spezialtarif II. 
Gewürze, nicht beſonders genannt.. .12 
Glätte SER u 
Glas, ordinäres, Zafelglas und Seo —— 8 
Glaspapier, verpadt . UN Fa 6 
Glaswaren, feinee. | 18 
Slauberjalz 6 





a 
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Glyzerin 
Graphite. 
Srasjamen . 
Graupen 
Griffel 
Grünkern 
Guano in Säcken (bebingungäweife) 
Gummi, Gummiharze 
Gyps, gebrannter 
Hafer: a) in Säden 


b) gejchüttet | einschl. Feuerverjicherung 


Hinfichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Spezialtarif ILL. 


Haare von Tieren in Ballen, ungepreßt 
Haare von Tieren in Ballen, gepreßt 
Häute, getrodnete in Ballen 
Hafermehl 
Hanf, roh und verarbeitet . 
Hanfjamen . 
Harz . 
Heede in Ballen 
Heringe . 
DIE. =. 
Hölzer in Böden” By 
Holzfalf (Graufalt) in Säden 
Holzitoff in Ballen 
Holzwaren . 
Honig 
Hopfen in Ballen, ungepreit 
Hopfen in Ballen, gepreht . 
Hopfen in Blechtrommeln . 
Hüljfenfrüchte: a) in Säden 

b) gejchüttet 


Dinfichtlih der Arbeitsgebühren fiehe Syegioftarif Im. 
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Ds 


no on nn oo my nn DD X 


Indigo er en Alpe ae Ya Erna A ei 
IHDDER: zn be ne u nr Ar ae ea ed 
Sute, rohe . Ä 
stäle . 

Kaffee 

Kakao ER 

Kali, chromſaures 

Kali, eiſenblauſaures 

Kanarienſamen 

Karden 

Kartoffelmehl 

Kaſſia 

Kaſtanienextrakt 

Katehu . 

Kautſchuk und Rautfchubmaren 

stindermebl . ——— 

Stleejaat . 

Kleien 

Knochenkohl 

Knoppern 

Kokosgarn, in Ballen gepreht. 

Kofosgarn, in Bündeln . 

stofosichalen, in Säcken 

Kolophonium 
Fereeeeeeeee 66464646464 
Korinthen ee a ee A ee ei 
SEHTIGORE 5 cs Au ee | 
storfitopfen . Ä 
Kräuter für med. gZwece | 
Krapp ee re ee! 
Kreide in Blöcken und Säffern we 
Kreojot (bedingungsweife) im Petroleumlager | 


— — 
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— — — 
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7 
ümmeljfamen . 6 
Kupfer, rohes in Blocken oder Tafeln ) 6 
Kupfer, bearbeitetes 12 
Kupfervitriol 6 
Yafrigenjaft . 12 
Lebertran 12 
Leder in Ballen N Rollen 12 
Leim . 6 
Leinkuchen, verpadtt 6 
Leinöl 6 
Zeinjaat: 

——— | einschl. Feuerverficherung i 
Hinfichtlich der Arbeitsgebühren jiehe Spezialtarif III. | 
Maftaroni . | 9 

Mais: | 
— 

ae einschl. Feuerverjicherung | . 

Hinfichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Spezialtarif II. | 
Malz: | 

x Er einschl. Feuerverjicherung | : 

Dinfichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Spezialtarif III. | 
Malzfeime . | 6 
Mtalztreber, “getrodnete 6 
Mandeln | 12 
Manufakturwaren . ' 18 
Margarine . | 6 
Maſchinen, nicht befonbers genannt ibn nicht fperrig | 12 
Majchinen und Meajchinenteile u 2 

und jperrige) | 18 
Majchinenteile, unverpadt und — ern | 12 
Maichinenteile, in Kiften verpadt und nicht jperrig 6 
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Mehl von Getreide > 2: 2 | 5 
Melafie . Be Be 6 
UMEIIUGE: u: 5 ae Nr ee 6 
Meſſingblech.. 12 
Meſſingdraht tn — al ca 12 
Metalle, unverarbeitete > 222 on nn 6 
Metallwaren, grobee. 6 
Metallwaren, feine >: on 12 
Milch, kondenſiertee... 12 
DRUHSUCEL 4 - 5. 2 na er a ee AR 
SRINOIGEMDE- — 6 
Mineraljfchmieröl . . . Be sn Ö 
Mineralwaſſer, in Kijten verpadt EEE BEER 
Möbel, verbadt > 2 | 18 
Mobnjaat: | 

: — | einschl. Feuerverficherung | . 

Hinfichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Spezialtarif III. | 
Mühlenfabrikate (nicht beſonders u 6 
Mustatnüffe —— ET 6 
Myrabolanen 6 
Nadeln . 12 
Naphtha im Betroleumlager | 9 
Nelken Ba ee 16 
Neſſeltuch 6 
Nudeln . | 9 
Nüſſe, getrocknete F 12 
Obſt, getrocknetes (nicht befonders — — J 6 
Dele, feſte und Flüffige . — 6 
Oelkuchen, verpackt | 6 
Helſaaten: —* — einſchl. Feuerverſicherung 


Hinſichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Spezialtarif III. 
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Orſeille 
Packleinen in Vallen aba Kollen 
Packtuch in Ballen oder Rollen . 
Balınferne in Säden 
Palmnußſchalen in Säden . 
Papier, verpadt 
‘Bappen, ordinäre . 
Baraffın 
PBaraifinkerzen . 
Bed . — 
Petroleum im Betroleumlager 
Pfeffer 
Pferdehaare in Ballen 
Pflanzenhaar, afrifanijches . 
Pflaumen, getrodnete 
Phosphat in Säden 
Piment . 
Porzellan 
Borzellanerde . 
Pottaſche 
Putzſteine 
Uuebrachoholz . 
Duedjilber . 
Tuercitron . 
Raps: 

a) in Säcken 


b) geichüttet | einjchl. Feuerverficherung 


Hinſichtlich der Arbeitögebühren ſiehe Spezialtarif IIT. 


Neis . 

Ninden für ıneb. Zwecke 
Rollgerſte 

Rofinen . 

Notitein . 
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Sadleinen 
Säde, gepadt . 
Säde, ungepadt 
Sümereien, Feld— (anderweitig nicht —— 
Säuren im Petroleumlager 
Sago 
Sal volatile 
Salmiak. 
Salpeter 
Samen für me. Bwete 
Sardellen 
Scellad 
Scheuerziegel 
Schinken. 
Schlempe, getrocknete 
Schmelztiegel 
Schmirgel 


Schwefel.... . . . . . . . .. 








— 
DD nn 


Schweinefett 
Schwerjpat . 
Seegras . 
Seife 
Senfjaat 
Soda 
Sped 
Spielwaren . 
Spirituofen 
Spiritus 
Stärfe aa ae GO ei li aan Zus a 
SIOHL: 2 102 0: Be. de ee en 6 
Stearinferzen . . . Be erden br Eh BR 
EIHINONE: rn cn et a 12 
12 


— 
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Süßholzſaft 
Sumad) . 
Syrup 
Tabaf, roher 
Tabak, fabrizierter 
Talfum . 
Talg . 
Teigwaren . 
Terpentinöl im Betroleumlager 
Tee 
Tonerde . 
Tonwaren, grobe . 
Tonwaren, feine 
Tran . 
Traubenzuder . 
Valonea . 
Wacholderbeeren 
Wachs 
Wagenfett 
Wafjerglas . 
MWeberdiiteln 
Wein 
Weinhefe, —— in Säden 
Weinjtein 
Widen: 
a) in Süden . 
b) gejchüttet 


Hinsichtlich der Nebeitögebühren ſiche Spegialtarif ri. 


Wolle in gepreßten Ballen, ungefettet 
Wolle in lockeren Ballen, a 


Wollwaren . ’ 
Wurzeln für med. guet 
Zement . f 











ws 
Id 
on 


— — — ps 
DO IND AT DREH D 


-— 


— — 
mn a WM 00 









326 VII. Häfen und Lagerhäufer. 
9 
Zementwaren 12 
Zinkblech in Tafeln mb Pia 6 
Zinkoitriol . 6 
Zinkweiß 6 
Binn . 6 
Binnfalz . 12 
Buder, roh oder roffiniert j 5 
Dinfichtlich der Arbeitsgebühren ſiehe Speriaitarif I. 
Zuderjäure . 12 
Zwetſchen, getrodnete 5 
Die Sätze für hier nicht genammte Waren werden nad) 





Bereinbarung berechnet. | 


B. Mietpreife für ganze Räume. 


Der $ 47 der Betriebsordnung lautet: 

„Die Vermietung von abgejchloffenen Räumen ($ 4) findet 
nad; Maßgabe der Verfügbarkeit nur dann jtatt, wenn nach dem 
Ermejjen der Verwaltung eine jolche Vermietung ſich mit dem 
ſonſtigen Lagerhausbetrieb vereinbaren läßt. Die Dauer der Miete 
zeit muß mindeſtens einen Monat betragen. 

Als Miete it zu entrichten für 1 qm Bodenfläche: 

a) bei Kellern und überwölbten Räumen zur Lagerung von 

Spiritus und Getränfen: 


für drei Sabre . .» . 2.1470. 
„en Ihr . 2 222 de, 
„einen Wort . ...0905, 


b) bei Kellern zur Lagerung von Del, Fetten und von Gegen: 
jtänden, deren Aufbewahrung fühle Temperatur beanſprucht: 
für drei Sabre . 2... 9 A 
2A ee Me 
„ einen Monat. » » 2. ...050 „ 
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ce) bei Magazinen: 


für drei Sabre . 2.2.9 — M 

„en Jahrr. do „ 

„einen Monat. . » 0.60 „ 
d) bei Räumen im Spritlager: 

für drei Sabre » » » . . 13.50 

EB ne ee Das 

„einen Monat. . » .» . 075 „ 
e) bei Räumen im Betroleumlager: 

für en Sahr . . 2 22. A „ 


Ueber jede derartige Vermietung it ein fchriftlicher Mietver— 
trag abzujchliegen. Verträge auf Jahresdauer und länger unter- 
liegen der Genehmigung der Hafen: und Lagerhaus-Deputation.“ 


C. Sonflige Gebühren. 
(RArbeitsgebübren.) 
Die Arbeiten im Schiffe find nicht inbegriffen. 
Für jperrige Güter und jolche von ausnahmsweiſe großem 
Umfange oder Gewicht bleibt bejondere Vereinbarung vorbehalten. 





I. Allgemeiner Tarif. 


1. Auflagerbringen zu Waſſer anfommender Güter 
bei unmittelbarer Einlagerung, wenn Die 
Löſchung des Schiffes an der zur Lagerung | 
beitimmten Stelle stattfindet, einschließlich | 
der Kranz und Werftgebühren . —* 


Anmerkung: 
Löſcht das Schiff an einer anderen Stelle, ſo hat 
der Eigentümer der Ware dieſe von dem Löſchplatz 
nach den Lagerſtellen auf eigene Koſten zu ver— 
bringen. 
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— — — 


. Auflagerbringen zu Lande ankommender Güter, 


welche unmittelbar eingelagert werden . . . 


. Vomlagerbringen zu Waller oder zu Land ab— 


gehender Güter einjchl. der Kran und Be- 
ladungsgebühren - » >. 2 2 2 nn... 


. Aufwinden oder Ablafjen mitteljt der hydrau— 


(tichen Hebewerfzeuge in den Lagerhäufern, 
wenn die fonjtige Behandlung der Güter durch 
fremdes Perfonal geihieht . .» » 2... 


. VBerladen von Gütern aus dem Schiff auf 


Eijenbahnwagen, auf Fuhren vder in Die 
öffentlichen Werfträume der ſtädiſchen Lager- 
häufer oder umgefehtt - . » > 222. 
mindejtend aber für jeden Eifenbahmvagen 
und mindejtens für jedes Fuhrwerf . 


. Zuichlag für Werftgebühr, wenn die Verladung 


nach Bojition 5 aus dem Schiff auf die 
Eifenbahn im Platzverkehr (nach dem Vieh— 
hof, Zentralbahnhof, Neutor, Gujtavsburg 
und Weijenau), auf Fuhren oder in die öffent: 
lichen Werfträume der jtädtischen Lagerhäufer 
HOHNNDER. 2 3.5 2 ae were 


. Berladen von Gütern von —— ober 


von Fuhren auf Etjenbahnwagen, auf Fuhren 
oder in die öffentlichen Werfträume der jtädtis 
Ichen Lagerhäujer oder umgefehrtt . . . . . 
mindeltens aber für jeden Eiſenbahnwagen 
und mindeitens für jedes Fuhrwerf. . . . 


. Umfchichten von in Süden verpadten Waren . 
. Stürzen, Wiedereinfajlen und Aufjchichten von 


in Süden verpadten Waren. . . 


v0 | 








































. Verwiegen von Stüdgütern . 
.Verwiegen mit Egalijteren von in Säden ver: 


13. 
14. 


15. 
16. 


17. 


18. 


19. 
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padten Waren 


. Verwiequng von —— einſchliehüich 


Tarieren des leeren Wagens für jeden Wagen 


.Muſterziehen, ſowie Beſichtigung von Waren, 


nach Maßgabe der darauf verwendeten Zeit, 
mindeſtens aber jedesmal . a 
Reparaturen, nach Auslage und Altrerhauig 
der darauf verwendeten Beit, mindejtens aber 
jedesmal 
Für 100 Stüd Sadband, weiche ausſchi von 
der Verwaltung bezogen werden müſſen 
Sädezählen, für je 100 Stück. .. ... 
BZunähen gefüllter Säde, für jedes Stüd 
Bemerkung: 
Säcke, leere oder gefüllte, werden ohne bejonderen 
Auftrag nicht verfichert, und es wird für diejelben 
im Brandfalle fein Erſatz geleiftet. Eintreffende leere 
Säde werden ohne bejonderen Auftrag nicht gezählt 
und wird für die Stüdzahl feine Gewähr geleiftet. 
MWeritgeleifegebühr für die VBerbringung von 
beladen anfommenden oder beladen abgehenden 
Eijenbahnwagen von der Uebergabeitelle der 
Staatsbahn in der Nheinallee nach den Ber: 
ladeplägen im Zoll: und Binnenhafen oder 
umgefehrt, für jeden Wagen . 
Für einmalige Rangierung von Eiienbahnmagen 
von einer Zadejtellezur anderen, für jeden Wagen 
Für das Belegen von Eijenbahmwagen mit 
Deden oder für das Abnehmen der lebteren, 
für jeden Wagen 
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20. Für einmalige Reinigung eines Eijenbahmvagens | 1 — 
21. Fuhrlohn für Stüdgüter an den Hauptbahnhof | | 
oder das Schiff in Mainz oder umgefehrt, | 
a OE Te ee ee I — | 30 
mindeitens je don - > 2 222 | — | 50 
22. Sonjtige Arbeiten, nach der Zeit zu berechnen: ı 

für den Manı und eine Stunde oder eine \ | 
fürzere Zeit. . — 
deögl. „ einen halben Tag . . | 2 | 50 
desgl. „ einen ganzen Tag . - 4 | 50 

23. Ueberweifungsgebühr für jede der Berwaltung | | 
zur Auslieferung überwiejne Menge Güter | 
aller Art, wenn feinerlei Bearbeitung damit | 
verbunden it: 
für mindeitens 10000 kg. . - » 22... 381 — 
für jede weitere 100 kg EBENEN 
24. Belorgungsgebühr nad Maßgabe der Be— 
jtimmungen des 8 8 der Betriebsordnung: 
a) Für Getreide, Dart, Mais, Malz, Deljaaten | 
und Hültenfrüchte für je 100 kg 
mindejteng aber für eine geichloffene | 
Arbeitsleiitung . . - EEE | 








1 
| 


b) für andere Güter je 100 * F 
mindeſtens aber für eine geichloffene | 
ATYDEISICHTUNG =. 2,6 202-0; ac | 

25. Ausfertigung von Schriftftüden: 

a) Frachtbriefe in doppelter ——— — 

Warrant . . . ee I | 
c) Bollpapiere, jedes ——— . jo 

26. Borto wird bejonders berechnet. | 
| | 


w 





20 


{ 
| 
" 
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Il. Spezialtarif 
für Zuder in Iofen Broten und andere 
Waren in Berpadung von ähnlid geringem 
Gewidt. 

1) Bet der Behandlung derartiger Güter nach den 
Pofitionen 1 bis 3 und 5 und 7 zu CI 
„Allgemeiner Tarif” fommen außer den dort 
vermerften Gebühren als Zujchlagsgebühr in 
Anrechnung für je 100 kg... 2... 


Anmerkung: Sortieren, Binden ıc. der Brote ift in 
den Sätzen nicht enthalten. 





III. Spesialtarif 
für Getreide aller Art, ferner für Dari, Mais, 

Malz, Deljanten und Hilfenfrichte. 

In den Gebührenjägen für Einlagerungen aus 
dem Schiff find Kran- und Werftgebühren und das 
Beilchaufeln im Schiff einbegriffen; dagegen erfolgt 
bei der Berladung auf die Eijenbahn im Platz— 
verfehr (nach dem Viehhof, Zentralbahnhof, Neutor, 
Gujtavsburg und Weijenau) oder auf Fuhren bei 
den nachitehenden Bofitionen a3, 4 und b 8, 9, 14 
ein Zujchlag für Werftgebühr von 2 Pfg. für je 
100 kg. 

Die Werftgebühr fommt auch fir jolche ber 
reits ausgeladene, urjprünglich im Umſchlag auf 
Fuhren angemeldete Mengen in Anrechnung, welche 
infolge nachträglichen Verlangens des Auftraggebers 
mitteljt Eijenbahn im Fernverkehr oder per Schiff 
verladen werden jollen. 

Für Qualität und Gewicht des eingelagerten 
Getreides ıc. wird feine Garantie übernommen. 
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a) Mit 
. ausladen, venviegen und loje einlagern 

. ausladen, verwiegen, jaden und einlagern 
. ausladen, verwiegen, 


. ausladen, venviegen, 


. ausladen, vermwiegen, 


. auı3ladeır, 
. ausladen, 
. ausladen, 


. ausladen, 


VIIL Bären und Lagerhäuwer. 


Schiffen anlommendes lojes Getreide ıc. 


jaden und unmittelbar 
auf Eiſenbahnwagen verladen . 

jaden und — 
auf Fuhre verladen . 


. augladen, verwiegen und [oje ER in 


Schiff überjchlagen ee a are Fre 

jaden und unmittelbar 

ins Schiff überichlagen . 

b) Mit Schiffen anfommendes gejadtes 
Getreide ꝛc. 


. ausladen auf Lager ohne verwiegen ; 
. ausladen und unmittelbar auf Eiſenbahnwagen 


verladen ohne verwiegen 


. ausladen und unmittelbar auf uhren verloden 


ohne vermwiegen . 


. gefadt unmittelbar ins Schiff überkölägen — 


verwiegen. 
entleeren — * 
verwiegen . ah 
entleeren, wieder 
lagern mit einmal verwiegen 
entleeren und loſe mittelbar. ins 
Schiff überſchlagen ohne verwiegen . } 
entleeren, wieder jafen und auf 
Eifenbahmvagen, uhren oder ins Schiff über: 
laden mit einmal verwiegen . 


jaden und ein— 






Wetrelbe 18 
ausgenommen 
Safer 
i 


15 16 
10 11 
|. 

1 15 | 16 
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Getrelde ıc. 
ausgenommen 
Hafer 


15. Zufchlag für Werftgebühr für die vom Schiff |Bix je 100 k 
auf die Eijenbahn im Plagverfehr und auf | 
uhren verladenen Mengen (pos. a 3, 4 und | 
DEU en er A hr Are ie 2 


e) Mit der Bahn oder Fuhrwert anfommendes | 
geiadtes Getreide ıc. 











16. gejact einlagern ohne verwiegen . 5 
17. entleeren und lofe einlagern ohne verwiegen . | 8 
18. entleeren, wieder jaden und einlagern mit ein= | 
mal verwiegen . » 2. 2... | 13 | 14 
19. gejadt unmittelbar auf Sifenbaluioagen, — | 
werf oder ins Schiff einladen ohne verwiegen . | 4 
20. entleeren und loje unmittelbar einladen ins | 
Schiff ohne verwiegen . . .. a 


21. entleeren, wieder jaden und unmittelbar ind \ 
Schiff, auf Eiſenbahnwagen oder Fuhren ver= || 
laden mit einmal verwiegn . x 2 2... | | 15 | 16 





d) Bom Lager Iojes Getreide ꝛc. 
| 


22. verwiegen, faden und ummittelbar auf Eijen= 
bahnmwagen auf Fuhren oder ins Schiff verladen | 9 
23. loje einladen ins Schiff ohne verwiegen . . . 6 


e) Vom Lager gejadtes Getreide ꝛc. 


24. gejadt unmittelbar auf Eijenbahmvagen, auf 
Fuhwerke vder ind Schiff verladen ohne ver: 
WEGEN: aan 66 
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J 
„En 
2275. Hafer 
=. 
S: 
25. entleeren und loſe in's Schiff einladen ohne Mgfennige = 
3 | 
verwiegen - 0 0 0 0 B 9 
26. entleeren, loje umlaufen lajjen, wieder jaden | 
und einlagern, unmittelbar auf Eijenbahmvagen, | 
auf Fuhren oder ins Schiff verladen mit | | 
DEIDLEGEN: = ar a ze 166 


f) Bearbeitungen von Getreide 2c. auf Lager, | 
in den Werfträumen oder im Schiff. | 


27. loje3 Getreide ꝛc. jacken und wieder —— | 
ohne verwiegen. . . . 718 
28. loſes Getreide ꝛc. mittelſt Transportband ums 
laufen lafjen (lüften) ohne verwiegen | 
29. loſes Getreide umschaufen » » 2 2 22.0. [1a 2 
30. gejacdtes Getreide ac. entleeren, loje umlaufen | 
laſſen und loſe wieder einlagern ohne verwiegen 6| 7 
31. geſacktes Getreide ıc. ohne ver— | 
wiegen . 2... 5| 6 
32. umjtürzen von — Getreide xc. in ändere 
Säcke ohne veriviegen 3, 4 
33. verwiegen . EEE | 21 2 
34, verwiegen mit egalifieren . © 2» 22.0. . 4| 4 
35. mijchen . nt Ehe ee | A 
36. Gebühren für Getreide ꝛc, welches nach den 
Bofitionen a5, 6, b8, 9, 10, 13, 14 und 
c 19, 20 und 21 bearbeitet, aber nicht unmittel- | 
bar überladen, jondern erſt abgeitellt oder 
niedergelegt und dann weiter verladen wird | | 
Abitellgeblhrtl 2,2 
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. entleeren von gejacdtem Getreide ꝛc. im Schiff 
beim Ausladen . 

. für einfache Reinigung (Borreinigung) - 

„ ” " " mit 
Umlaufen . 
. für vollitändige einigem, Entfernen ı von Ar 
frautjamen ꝛc. durch Separateure und Trieure 
. für volljtändige Reinigung, Entfernen von Un— 
frautfamen zc. durch Separateure und Trieure, 
mit Umlaufen 

Bemerkung: 


Wird beantragt, die einfache oder vollitändige Reini: 
gung von Getreide gleichzeitig mit deifen Ausladung 
vorzunehmen, fo kaun die Verwaltung die Ausführung 
eines jolhen Auftrags ablehnen, injofern dadurch nad) 
deren Ermeſſen die Entladung anderer Getreidepartien 
aufgehalten wird. 

Die Verwaltung iſt in dieſem Falle bevechtigt, Die 
Neinigung exit nach erfolgter Ansladung auszuführen. 





g) Feuchtes oder warm gewordenes Getreide ꝛc. 

Die Verwaltung behält fich die Entſcheidung 
über die Aufnahme derartig beichädigten Getreides 2c., 
jowie die Feitjegung des Lagergeldes und der Bes 
arbeitungsgebühren Hierfür von Fall zu Fall vor. 
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An 
BER Hafer 
: 
Fiir je 100 kg 

Bfennige 

2 2 

5 7 

8 11 
10 12 
| 13 | 16 
| 
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D. Feuerverfidierungsgebühren. 


Die Feuerverficherungsprämie für ſolche Artikel, 
für welche die Verficherung nicht in der Lager: 
gebühr ausdrüdlich einbegriffen ijt, aber be- 


jonders beantragt wird ($ 22 der Betriebs- 
ordnung) beträgt für einen Monat und für je 
100 4 Berficherungswert 

mindeltens aber 








E. Provifionen. 


l. Für Borlagen /2/o, mindeitens aber jedesmal 10 4 
2. * Zollkredite 1 /oo, n ”„ 2 50 I 
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8. 
Betriebs - Ordnung 


für den Eifenbabn: Verkehr in den Ssäfen zu Mainz. 


— — 


Nach Anhörung und Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ver— 
ſammlung zufolge Beſchluſſes vom 24. Januar 1895, nach Ver— 
nehmung des Kreis-Ausſchuſſes, ſowie mit Genehmigung des 
Großherzoglichen Miniſteriums des Innern und der Juſtiz zu 
Nr. M. J. 11669 vom 25. April 1895 werden für den Eiſenbahn— 
Verkehr in den Häfen zu Mainz folgende Beitimmungen getroffen: 

sl. 

Die Leitung und Beanfjichtigung des Betriebs auf der jtädti- 
jchen Berbindungsbahn zwiſchen Bentralbahuhof— Schlacht: und 
Viehhof — ſtädtiſche Häfen, ſowie auf den Schienengeleifen in den 
ftädtischen Häfen wird auf Grund des Statut dom 29. Januar 
1887 von der jtädtiichen Hafen: und Xagerhaus = Deputation 
ausgeübt. 

S 2, 

Der Betrieb jelbjt wird durch die jtädtifche Hafenverwaltung 
betätigt, der zu dieſem Zweck auf Vorſchlag der Deputation und 
mit Genehmigung der Stadtverordneten-VBerfammlung durch den 
Bürgermeiſter das erforderliche Perſonal beigegeben wird. 


83. 
Der gemäß dieſer Betriebs-Ordnung zu behandelnde Verkehr 
erſtreckt ſich: 
1. auf den Viehverkehr in Wagenladungen nach und von 
dem Schlacht: und Viehhofe; 
2. auf den Güterverfehr in Wagenladungen aller Art unter 
Beichränfung 


99 
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a) auf Sendungen, welche im Verkehr mit auswärtigen 
Stationen über den Zentralbahnhof Mainz der Helft: 
jchen Ludwigsbahn mit direkten Frachtbriefen nach bezw. 
von Mainz-Hafen abgefertigt werden und dajelbit vom 
Eijenbahnwagen ins Schiff bezw. vom Schiff auf den 
Eijenbahnwagen, jei es unmittelbar, jei es nad) er- 
folgter Bwijchenlagerung im SHafengebiete, verladen 
werden (Fernverkehr); 
auf Sendungen zwiſchen Mainz-Hafen, welche dajelbjt 
auf den LZagerpläßen oder in den Lagerhäuſern gelagert 
haben oder zur Lagerung daſelbſt gebracht werden 
oder vom Schiff in die Eijenbahmvagen bezw. vom 
Eijenbahnwagen ind? Schiff verladen werden, einer: 
jeit3 und Mainz» Zentralbahnhof oder Gujtavsburg 
oder Weiſenau anderjeit3, jofern diejelben auf den 
genannten Bahnhöfen zur Ente oder Beladung fommen 
(Blagverfehr); 
ce) auf alle Bezüge und VBerjendungen in Wagenladungen 
für ftädtifche Nechnung nach vorausgegangener Ver: 
einbarung der Ueberfuhrgebühr; 


b 


— 


3. auf diejenigen Fracht- und Eilſtückgüter, welche per 
Heſſiſche Ludwigsbahn ankommend behufs zoll- und ſteuer— 
amtlicher Behandlung dem Hauptſteueramte im Hafen 
vorzuführen ſind; 


4. auf alle Wagenladungen von auswärtigen Stationen, 
welche mit direkten Frachtbriefen in Mainz-Zentralbahnhof 
als Beſtimmungsſtation mit der Frachtbriefvorſchrift „Lade— 
ſtelle Nheinallee” ankommen, ſoweit ein Verbot der 
Wageneigentümerin, eine behördliche Anordnung oder ein 
ſonſtiges Hindernis nicht entgegenſteht; 


5. auf alle Wagenladungen, welche nach auswärtigen Stationen 
verſendet und an der Ladeſtelle Rheiuallee verladen 
werden ſollen; 
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6. auf Transporte, welche den Zentralbahnhof Mainz nicht 
berühren, jondern fich nur von dem ſtädtiſchen Häfen nach 
dem Schlacht: und Viehhofe oder umgefehrt oder nur 
innerhalb der Hafengebiete bewegen. 

Begenwärtige Yetrtebg -» Ordnung fann durch Beichluß der 
Stadtverordneten-Verjammlung auch auf den Verkehr von Wagen: 
ladungen anderer Art nach und von dem jtädtifchen Häfen, jowie 
auf denjenigen mit imdujtriellen Etabliffements, welche an die 
jtädtifchen Geleiſe angejchloffen werden, für amwendbar erflärt 
werden. 

S 4. 

Der Bahnverfehr zwilchen Zentralbahnhof Mainz einerjeits 
und dem Schlacht und Viehhofe und den Häfen anderjeits wird 
durch Rangierzüge vermittelt, deren Fahrplan dem Bedürfniffe ent- 
Iprechend feſtgeſetzt wird. 

| 8 5. 

Die Hafenverwaltung übernimmt auf dem dazu bejtimmten 
Geleiſe die von der Bahn angebrachten beladenen und leeren Wagen 
und verbringt Diejelben nach den betreffenden Ent: bezw. Belade- 
jtellen. Nach vollzogener Ent: bezw. Beladung bringt die Hafen» 
verwaltung die Wagen nach dem Uebergabegeleife zurück und über: 
gibt fie daſelbſt mit den zugehörigen Frachtdriefen und jonjtigen 
Dokumenten der Bahn. 


S 6. 

Für die Verbringung der Eijenbahnmmwagen vom Zentralbahn— 
hofe nach der Uebergabeitelle zwiichen Straße 51*) und der Rhein— 
allee oder umgekehrt find die im Lofalgütertarif der Heſſiſchen 
Ludwigs-Eiſenbahn jeweils feitgejegten Ueberfuhrgebühren zu ent: 
richten. Für Benußung der jtädtiichen ©eleifeanlagen und deren 
Zubehör, ſowie für Verbringung der Wagen von der Uebergabe- 
jtelle zwifchen Straße 51*) und der Nheinallee an die betreffenden 
Berlabepläge und zurück werden außer den Ueberfuhrgebühren die 





°) Mozartitrafie. 
22* 


340 VIII. Häfen und Lagerhäufer. 


im Gebührentarife der ſtädtiſchen Hafenverwaltung bejtimmten 
Werftgeleijegebühren erhoben. 

Sämtliche Gebühren fallen dem Waren: Disponenten zu Laſt. 

Anmerkung: Die Weberfuhrgebühren im Fernverkehr ($ 3, 2a) be» 
tragen zur ‚zeit für den beladenen Wagen: 
3.4 für Gitter der Klaſſen A 1 und B. 
2,» nn des Speialtarifs 1. 

1, u 00». ber Spezialtarife IT und II. 

Im Verkehr nach und von den Schlacht und Viehhof beträgt die Ueber— 

fuhrgebühr 3 .A fir den beladenen Wagen. 


87. 


Bei Uebernahme der Wagen von der Bahn ſtellt die Hafen— 
verwaltung in Gemeinſchaft mit einem Beamten der Bahn alle etwa 
bemerfbaren Mängel an den Wagen und deren Zubehör feit. 
Findet der Beiteller oder Adreſſat bei der Anlieferung der Wagen 
an den Ent und Beladejtellen Mängel an den Wagen oder deren 
Zubehör, jo hat er dies der Hafenverwaltung unverzüglich zu melden 
und den Zuſtand durch diejelbe fejtitellen zu laſſen, widrigenfalls 
er für diefe Mängel haftbar it. Das gleiche gilt, wenn bei der 
Rücklieferung der Wagen jeitens des Beitellers oder Adreſſaten an 
die Hafenverwaltung die Wagen jamt Zubehör nicht in gleich gutem 
Buftand, wie bei der Uebergabe find. 

Ss 8. 

Wer mit der Bahn eintreffende Güter in den jtädtifchen Häfen 
oder an der Verladeitelle Rheinallee in Empfang nehmen will, hat 
dafür Sorge zu tragen, daß auf dem FFrachtbriefe der Adreſſe die 
Worte „Mainz-Hafen“ oder „Mainz, Ladejtelle Rheinallee“ bei— 
gefügt werden. 

Die Ankunft der Waren wird den Adrefjaten durch die Lud- 
wigsbahn aviſiert. 

Die Auslieferung der Waren durch die ſtädtiſche Hafenver— 
waltung erfolgt erſt, nachdem ſich der Empfänger über die Zahlung 
der darauf ruhenden Frachten und Gebühren ausgewieſen hat. 
Für den richtigen Eingang dieſer Beträge haften die betreffenden Güter. 


un 
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Handelt e8 fich um Zoll: oder Stenergüter, jo iſt der Hafen- 
verwaltung vor der Auslieferung der Nachweis zu erbringen, daß 
den Berpflichtungen der Zolle und Steuerverwaltung gegenüber 
nachgekommen wurde. 

Soweit dies nicht Sache der Warenempfänger ift, bejforgt die 
Ludwigsbahnverwaltung bei dem Hauptiteneramte Mainz die er: 
forderliche Deklaration. 


Zu den unter Zollfontrolle stehenden Gütern, welche in den 
Häfen aus dem Eijenbahnwagen unmittelbar in das Schiff oder 
aus dem Schiff in den Eiſenbahnwagen übergeladen werden, hat 
der Empfänger oder für diefen das Eiſenbahn-Bureau im Einver: 
nehmen mit der jtädtischen Hafenverwaltung die Anträge auf Ueber: 
ladung bei dem Hauptſteneramte zu jtellen. 


Bei allen übrigen Gütern beforgt die Hafenverwaltung auf 
Ichriftlichen Antrag des Disponenten und injoweit als ſtädtiſche 
Arbeitskräfte zur Verfügung ſtehen, alle erforderlichen Behandlungen 
und läßt ſich dafür Vergütung nach dem Gebührentarif leiten. 


8 9. 

Anjtände welche fich bet der Entladung an den Gütern er— 
geben, jind der Hafenverwaltung ohne Berzug zu melden, damit 
der Tatbeitand unter Zuziehung eines Beamten der Bahn von der— 
jelben fejtgeitellt wird. Unterbleibt eine jolche Benachrichtigung, 
jo find irgend welche nachträgliche Anſprüche an die Stadt oder 
Yahı hinfällig. 

$ 10. 

Die zur Verjendung von Gütern aus den Häfen, jowie von 
Vieh aus dem Schlacht: und Viehhof nach auswärtigen Stationen 
erforderlichen Wagen werden von der Heſſiſchen Ludwigsbahn 
gejtellt. Sie find daher von den Interefjenten durch Vermittelung 
der ftädtijchen Verwaltung mindeitens jechs Stunden vor Beginn 
der Verladung anzufordern. Für rechtzeitige ejtellung der Wagen 
übernimmt die jtädtiiche Verwaltung feinerlet Berbindlichfeit. 
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8 11. 

Die zu entladenden Eijenbahmwagen find innerhalb der Friſt, 
welche auf Grund der VBorjchriften der Verkehrsordnung für Mainze 
Zentralbahnhof als Entladefriit feſtgeſetzt ift bezw. künftig feitgejett 
wird, der Eijenbahnverwaltung zurüdzugeben. Die Nüdgabe zur 
Beladung überwiejener leerer Wagen hat innerhalb gleicher Friſt 
zu erfolgen. Werden dieſe Friſten ſeitens des Empfängers oder 
Berjenders nicht eingehalten, jo haften diejelben für die tarifmäßigen 
Wagenftandgelder. 

s 12. 

Auf den Verkehr innerhalb des Freihafens (Zollhafens) und 
der zugehörigen Reviſions- und Lagerräume finden außer der vor- 
jtehenden Betriebsordnung nod) die von den Zollbehörden erlafjenen 
Vorſchriften Anwendung. 


8 13. 


Vorjtehende Betriebsordnung tritt mit dem Tage der Eröffnung 
der direften Bahn Mainz Zentralbahnhof nach den jtädtischen Häfen 
in Kraft, an welchem Tage die bisher gültige Betriebsordnung 
vom 15. Februar 1887 aufgehoben wird. 


Mainz, den 24. Mai 1895. 


Großherzogliche Bürgermeiiterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 


— — — — 
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). 


»olizei-Verordnnung 


für den Pienft der WVadträger int Syafergebiet 
von Mainz neblt Sebüßrentarif. 





Mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 
21. Auguſt 1903 zu Nr. M. 3. IIL./7150 werden nach Anhörung 
der Stadtverordneten-Verſammlung auf Grund der SS 37 und 76 
der Reichsgewerbeordnung jowie des Art. 56 der Städteordnung 
für den Dienſt der Packträger im Hafengebiete von Mainz folgende 
Vorſchriften erteilt. | 

1. 

Zur Beförderung des Neijegepäds der mit den Dampfbooten 
im Hafengebiete von Mainz anfommenden Berjonen find, ſoweit 
dies nicht Durch die Reijenden jelbit, deren Angehörige oder Dienſt— 
boten oder durch fonzejfionierte Fahrzeuge (Omnibuffe, Drojchken) 
geichieht, nur die Hierfür beftellten Packträger berechtigt. 

Die Zulaffung diefer Padträger erfolgt durch die Großherzog: 
liche Bürgermeijteret. 

82. 

Die Packträger find der unmittelbaren Aufſicht des Polizei— 
amts und der Hafenverwaltung unteritellt und haben den An— 
ordnungen dieſer Dienftitellen, jowie deren Organe umweigerlich 
Folge zu leilten. Sie müfjen bei der jedesmaligen Ankunft eines 
Perjonene oder Trajeftdampfbootes jtets in gemügender, von der 
Hafenverwaltung zu beftimmender Anzahl in der Nähe der 
Landungsbrücden anweſend fein. Ber Ausübung ihres Dienftes 
haben jie an der Mütze ein Schild von Meſſing mit der, Be: 
zeichnung „Packträger“, jowie auf der linken Seite der Bruft ein 
Schild mit der ihnen zugeteilten Nummer zu tragen. 


8 3. 
Den auf Grund des $ 1 zugelajienen Packträgern fünnen 
Gepäckſtücke aller Art zur Beförderung überwieſen werden. 
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Die Badträger jind verpflichtet, der Aufforderung jedes 
Neifenden zur Beförderung feines Gepäds jofort unweigerlich Folge 
zu geben. Sie müſſen das zur Bejorgung des Neifegepäds er: 
forderliche Gerät, wie Tragehülfen, Handiwagen bereit halten. Das 
Gepäck it ſtets mit größter Schonung zu behandeln und bei 
Negenwetter durch wafjerdichte Deden zu jchügen. 

84. 

In der Regel dürfen die Packträger nur das Gepäck eines 
Reiſenden zur Beförderung übernehmen. Wünſchen jedoch mehrere 
Reiſende, die ein gemeinſames Ziel (z. B. denſelben Gaſthof) ge— 
wählt haben, daß ihre Gepäckſtücke zuſammen befördert werden, ſo 
hat der Packträger dieſem Wunſche ohne Widerrede zu entſprechen. 


- 


8 5. 

Den Packträgern iſt ſtrengſtens unterſagt: 

a) die Reiſenden oder andere Perſonen durch Anbieten ihrer 
Dienſte zu beläſtigen; 

b) Reiſenden unrichtige Auskunft zu geben oder ihnen einen 
Gaſthof vorzujchlagen oder anzupreijen; 

c) die Reiſenden von dem Beſuche eines Gaſthofes abzuhalten 
oder im einen anderen als den von ihnen bezeichneten 
Gajthof zu Führen. 

S 6. 

Bon den Padträgern wird erwartet, daß fie einen fittlichen 
und müchternen Lebenswandel führen. Sie haben fich im allge= 
meinen, namentlich aber gegen jolche Perſonen, die ihre Dienste 
beanjpruchen, bejcheiden und zuvorfommend zu benehmen, ſtets 
jauber gekleidet zu gehen und fich während ihrer Dienjtverrichtungen 
des Rauchens zu enthalten. 

87. 

Für die Beförderung von Gepäck haben die Packträger die in 
dem beigefügten Tarife feſtgeſtellten Gebühren zu beanſpruchen. 
Sie ſind verpflichtet, einen Abdruck dieſer Polizeiverordnung nebſt 
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des zugehörigen Tarifs jtetS bei fich zu führen und jedem, der 
ihre Dienjte in Anjpruch nimmt, auf Verlangen zur Einficht vor- 
zulegen. 

Ueber Meinungsverschtedenheiten bei Anwendung des Gebühren: 
tarifs entjcheidet das Polizeiamt. 


88. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beltimmungen dieſer Polizei— 
derordnung werden mit ©eldjtrafe bis zu 30 .4 beitraft. 

Ueberjchreitungen des Gebührentarifs werden nach) 8 148 
Ziffer 8 der Reichsgewerbeordnung mit Gelditrafe bis zu 150 M 
und im Unvermögensfalle mit Haft 018 zu 4 Wochen beitraft. 

In dem einen wie in dem andern Falle hat das Polizeiamt 
Die Befugnis, die vorläufige Außerdienſtſtellung eines Packträgers 
zu verfügen oder die Zurüdnahme der Zulafjung ($ 1) bei der 
Bürgermeijterei zu beantragen. 


89. 

Dieſe Bolizeiverordnung und der dazu gehörige Gebührentarif 
treten mit dem Tage ihrer Bekanntmachung in Kraft. Von dem 
jelben Tage an find das Negulativ und der Gebührentarif vom 
11. August 1877 aufgehoben. 


Mainz, den 30. September 1903. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


Gebührentarif. 
Es find zu entrichten: 
1. Für die Verbringung von Gepäd vom Landungsplaß in die 
Stadt oder umgekehrt: 
a) für einen Koffer oder jonjtigen Gegenitand unter 25 kg 
WSRDEDE- 2.587 ee ren re ar are 
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b) für jeden Koffer oder jonitigen — von 
25 kg Gewicht und darüber . - - . 405 
c) für jeden Gegenitand unter 25 kg Gewicht, wenn 
derielbe gleichzeitig mit den unter Ziffer 1 und 2 
tarifierten Gegenjtänden befördert wird . . . 10 „ 
Anmerfung zu 1. Regen: oder Sonnenichirme, Röde, fleine 
Schachteln und ähnliche Kleinigkeiten, wie ſolche während 
der Reiſe benugt zu werden pflegen, find gebührenfrei, 
jofern der Reiſende außerdem noch gebübrenpflichtige 
Gegenſtände befördern läßt. Sit letzteres nicht der all, 
jo find die Gebühren nach pos. c zu entrichten. 

2. für Koffer oder jonitige Gegenstände, welche vom Dampfichtffe 
an die vor der Landungsbrüde haltenden Wagen oder um— 
gefehrt verbracht werden: 

a) im Gewichte von 25 kg und darüber: 
1. für 1—2 einem Neijenden gehörigen Stüde, 


per Stüd . . . — 204 
. für jedes weitere demfelben. Reiſenden ge⸗ 
— SIE u fi ee ee AS 


b) im Gewichte unter 25 kg: 
1. für 1—4 einem Reiſenden — Stücke, 


per Stil . . . .. ; 10 , 
. für jedes weitere — ———— * 
— Stückk. RE rer En 3 D„ 


Anmerfung zu 2. Die oben in der ste zu 1 ent: 
haltenen Borjchriften finden mit der Maßgabe Anwendung, 
daß für den Fall ein Reiſender außer den dajelbjt ges 
nannten Stleinigfeiten weitere Gegenjtände nicht bejürdern 
läßt, für jedes Stüf 5 4 zu entrichten find. 

Anmerfung zu 1 und 2, Die voritehend unter 1 umd 2 
beitimmten Tarifjäge gelten auch für die Beförderung von 
Gepäck nach Kaſtel mit der Maßgabe, daß den Packträgern 
das tarifmäßige Brüdengeld für beide Richtungen bes 
ſonders zu vergüten it. 


Bu ee — 
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IX. Mktroi. 


1. 


Das Oftroi-Reglement für die Stadt Mainz vom 22. De- 
jember 1871 und der dazu gehörige Oftroitarif werden zufolge 
Beichlujfes der Stadtverordneten Berfammlung und mit Genehmi— 
gung Großh. Mintjtertums des Innern vom 27. September 1904 
zu Wr M. J. 29745 in der aus den inzwifchen erlajjenen Nach- 
trägen Jich ergebenden Faſſung nachjtehend befannt gemacht. 


Mainz, den 31. Oftober 1904. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


Reglement 


— Vz 


I. Dftroi- Tarif. 
81. | 
Die Gegenjtände, von welchen Oftroi an die Stadt zu ent- 
rihten und die Säte und Maßſtäbe, nach welchen dasjelbe zu 
berechnen und zu erheben it, find in dem angehängten Tarif 
verzeichnet. 
I. Dftroi = Bezirk. 
82. 
Die in dem Tarif verzeichneten Gegenſtände ſind in der Stadt 
und deren Gemarkung, einſchließlich des Gartenfeldes und aller 
vereinzelt vor den Toren liegenden Häuſer, oktroipflichtig. 


— 
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Ausgenommen ift der Ort Zahlbach, welcher nur für Die 
Getränfe des Tarifs und Schlachtvieh oftroipflichtig iſt. 

Für vereinzelt vor den Toren liegende Häuſer kann das 
Oftroi von den dajelbjt zum Verbrauch kommenden oftroipflichtigen 
Gegenjtänden durch Beſchluß der Stadtverordneten-Berfanmmlung 
jährlich feitgefegt und vierteljährlich erhoben werden. Das gleiche 
gilt für die in Zahlbach verbrauchten oftroipflichtigen Getränte. 


II. Dftroi- Befreiungen und Freilager, 

Auf Grund bejtehender Staatsverträge und Gejege ſind von 
Oftroi befreit: 

1. die zum Bedarf der Feſtung umd zum Verbrauch Der 

Bejagung dienenden Gegenjtände; 

. ausländische verzollte Waren, welche mehr als 3.4 Zoll 
für den DPoppelzentner bezahlen, mit Ausnahme von 
Schlachtvieh, ‚Fleisch, Fleischwaren, Wildbret, Geflügel, 
Mehl und anderen Mübhlenfabrifaten, Badwaren, Bier 
und Branntwein. 

Die Art, wie zu Ziffer 1 das Militär der Befreiung teil: 
haftig wird, iſt Durch bejondere Vereinbarung fejtgejegt. Militär— 
Effekten, welche an Zivilperſonen veräußert werden, unterliegen 
dem Oftrot. 

Zu Ziffer 2 tritt die Befreiung ausländischer verzollter Waren 
nur dann ein, wenn deren Derzollung Durch Vorlage der Zoll: 
quittung oder zollamtlicher Bejcheinigungen zweifellos nachge— 
wieſen wird. 

Der unter jteneramtlicher Aufficht denaturierte Branntwein, 
mit Ausnahme des zur Ejfigbereitung zu verwendenden, iſt 
oktroifrei. 

Weitere Befreiungen vom Oktroi, als die in dieſem Para— 
graphen beſtimmten, finden nicht ſtatt; es ſei denn, daß ſolche in 
Verträgen mit der Stadt ausdrücklich vorbehalten ſind. 


to 
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84. 

Die im Bahnhof und Hafen gelagerten, von außen kommenden 
Gegenſtände jollen nicht jofort bei ihrer Ankunft, jondern erjt bei 
ihren Uebergang in das übrige Oftroigebiet veroftrotert werden. 

In derjelben Weife kann die Stadtverordneten: Berfanmtlung 
auch an anderen geeigneten Plägen vor den Stadttoren ‚yreilager 
fiir oftroipflichtige Gegenſtände bewilligen. 

Die im Bahnhof, Hafen und den ‚zreilagern verbrauchten Gegen 
jtände jind indes oftroipflichtig. Bon dieſen iſt das Oktroi ſofort bei 
ihrer Ankunft bezw. ihren Uebergange in den Verbrauch zu entrichten. 


IV. Dftroi- Behörden. 


Na 


S ı), 
Die allgemeine Oftroiverwaltung wird von einer Ober-Kon— 
trolle des Oftroi geführt, unter welcher das Erhebungs- und 
Auflichtsperjonal jteht. 
Zur Erhebung des Oftroi bejteben an nachbenannten 14 Stadt: 
toren und Punkten Oftroi-Erhebeitellen, nämlich: 
l. am Dagoberttor, 


2. „ Fiſchtor, 

3. „ Brüdentor, 

4. „ Schloßter, 

5. „ Feldbergtor, 

6. „ Nheintor, 

7. „ Mombacertor, 

8. „ Güterbahnhof (2 Erhebejtellen), 


> 


„Perſonenbahnhof, 
10. „ Bingertor, 
1l. „ autor, 
12. „ Neutor, 
13. tm Hafenbezirf 8, vor dem Katjertor, 
14. „ Hauptiteneramt. 
Der Bürgermeifterei bleibt vorbehalten, je nach veränderter 
Sachlage und ſich ergebendem Bedürfniſſe eine Veränderung, Ver: 
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mehrung oder Verminderung dieſer Erhebeftellen mit Zuftunmung 
der Stadtverordneten-Berfammlung eintreten zu lafjen. 


V. Vorſchriften für den Verkehr oftroipflichtiger Gegenftände. 
1. Eingang. 
S 6. 

Der Eingang oftroipflichtiger Gegenjtände in die Stadt ijt 
nur an den im $ 5 benannten, mit OftroisErhebeftellen verjehenen 
Toren geitattet. 

Ausgenommen hiervon ſind Steinfohlen im nicht geeichten 
Karren, welche nur am denjenigen Ioren eingeführt werden dürfen, 
deren Erhebejtellen mit Brückenwagen verjehen find. Ebendahin 
fönnen von den Oftroibeamten auch andere oftroipflichtige Gegen- 
ſtände verwiejen werden, wenn über die Menge dieſer Gegenjtände 
an einem Tore, wo ich feine Brücemvage befindet, Meinungs: 
verjchiedenheiten entjtehen, welche ohne VBerwiegung des jtreitigen 
Gegenſtandes nicht geregelt werden fünnen. 


- 


ST. 

Alle in die Stadt eingehenden oftroipflichtigen Gegenjtände 
müſſen an den Erhebejtellen der Eingangstore, ehe fie zur Einfuhr 
gelangen, unter Vorlage der etwa vorhandenen Frachtbriefe oder 
jonjtigen Bezettelungen angemeldet werden. 

Nach gejchehener Anmeldung, deren Nichtigkeit von den Oftroi- 
beamten durch Unterfuchung dev Ware fejtzuftellen ift, erfolgt die 
Berehnung, Buchung und Einzahlung. der Abgaben. Die darüber 
von dem Erheber ausgejtellten Quittungen, in welchen die ver: 
jteuerte Menge jtets mit Buchjtaben eingejchrieben werden muß, 
dienen als Ausweis des Transportanten auf dem Wege von der 
Erhebejtelle bis zum Haufe des Waren-Empfängers und müſſen 
von legterem dem Transportanten abgefordert und für den Fall 
einer Nachfrage drei Monate aufbewahrt werden. 


8 8. i 
Diejenigen oftroipflichtigen Gegenitände, twelche in das Gebiet 
vor den Stadttoren von außerhalb eingeführt werden, find — jofern 
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das Oftroi nicht gemäß $ 2 Abjag 3 fejtgefegt worden iſt — fo- 
gleich bei ihrer Ankunft und ehe fie abgeladen oder in die Hofreiten 
gebracht werden, an der zunächſt gelegenen Exhebeitelle, unter Bor: 
lage der etwa vorhandenen Frachtbriefe oder ſonſtigen Bezettelungen, 


zu erklären und zu veroftroieren. Die Quittungen darüber hat der 


Waren-Empfänger — wie im legten Satze des $ 7 vorgejchrieben — 
für den Fall einer Nachfrage drei Monate aufzubewahren. 
Werden Gegenjtände, welche aus dem Gebiete vor den Stadt: 
toren ſtammen und daſelbſt bereits veroftroiert jind, in die Stadt 
übergeführt, jo muß die wirklich erfolgte Oftroizahlung an der Er: 
hebejtelle des Eingangstores durch Vorlage der Oftroiquittungen, 
welche abgejtempelt werden, durch Abgabe jchriftlicher Erflärungen 
der Abjender oder auf jonjtige Weife zweifellos dargetan werden. 


59. 

Die Zeit, während welcher die Oftrot-Erhebejtellen geöffnet 
find und die dem Oktroi unterliegenden Gegenjtände in den Oftroi- 
bezirk eingebracht werden dürfen, wird bejtimmt: 

1. in den Monaten DOftober bis eimjchlieglih März von 
morgens 5 bis abends 10 Uhr, 

2. in den Monaten April bis einjchließlih September von 

morgens 4 bis abends 10 Uhr. 

Transporte, welche nach Schluß der Erhebejtellen eintreffen, 
müſſen vor denjelben bis zu deren Eröffnung jtehen bleiben. 


$ 10. 

Für die gehörige Entrichtung des Oftroi von allen in den 
Oktroibezirk eingehenden oftroipflichtigen Gegenjtänden ift der Trans 
portant unter allen Umjtänden verantwortlich; außer ihm aber auch, 
im Oftroihinterziehungsfalle, der Empfänger jolcher Gegenjtände, 
injofern er diejelben ohne Oftroiquittung angenommen bat. 


8 11. 
Ausgenommen von den Bejtimmungen der $S 6 bis 10 find 
die mit der Poft Hier anfommenden oftroipflichtigen Gegenjtände, 


BE  ı 
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von welchen — da die Poſtwagen Feiner Durchjuchung unterliegen — 
das Oftroi nicht fofort beim Eingang in die Stadt bezahlt wird. 
Dasjelbe it von dem Empfänger jolcher Gegenftände alsbald und 
längfjtens innerhalb 24 Stunden nah Empfang der betreffenden 
Poſtſtücke an einer Oftroi-Erbebejtelle zu entrichten. 


S 12. 

An den Oftroi-Erbebejtellen findet eine Neberwachung des Ein- 
und Ausgangs, jowie des Durchgangs von Schlacht: und Zucht» 
vieh nicht mehr ftatt. 

$ 13. 

Alles Vieh, welches im jtädtiichen Schlachthofe zur Ab: 
ſchlachtung gelangt, tft, mit Ausnahme von Pferden, oftroipflichtig. 
Das tarıfmäßige Oktroi wird vor der Abſchlachtung erhoben und 
iſt mit der Schlachtgebühr an der Kaſſe der Viehhof- und Schlacht: 
haus-Berwaltung zu entrichten. Ueber den Oftroibetrag wird auf 
der zu löjenden Schlachtfarte Quittung erteilt. 


8 14. 

Gegenſtände, welche als Mlilttär-Effeften eingegangen ind und 
jpäter an YZivilperfonen veräußert werden, find von legteren alsbald 
und längitens innerhalb 24 Stunden nach der Veräußerung an 
einer don der Oktroiverwaltung beſtimmten Erhebeſtelle zu ver: 
oftroteren. 


2. Gegenstände im Oftroibezirf erzeugt. 
8 15. 

Wein: und Obſtweinproduzenten im Oktroibezirk haben die 
Menge ihrer Erzeugnijje jogleich beim Einfellern des Mojtes der 
Oktroiverwaltung jchriftlih zu erklären und das von Diejer be- 
rechnete Oftroi auf Anfordern alsbald an die im Anforderungss 
zettel bejtunmte Stelle zu entrichten. 

Die Oftroibeamten find berechtigt, die Richtigfeit der Erflärung 
durch Unterfuhung an Ort und Stelle fejtzuftellen. 
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$ 16. 

Die Kontrollierung des im Oftroibezirk erzeugten Branntweins 
joll im Einvernehmen mit der Tranfjteuerverwaltung und auf die 
jelbe Art gejchehen, wie dies in den jeweilig geltenden reichsgeſetz— 
lichen Beſtimmungen, die Beitenerung des Branntweins betreffend, 
fejtgejegt iſt. 

— 

Ebenſo ſoll die Kontrollierung des im Oktroibezirk erzeugten 
Biers nach den Beſtimmungen und Maßgaben des Reichsgeſetzes 
über die Erhebung der Brauſteuer vom 31. Mai 1872 (Meichs: 
gejegblatt Wr. 16 vom Jahre 1872), ſowie der Hierzu erlaffenen 
Ausführungsbeitunmungen vom 5. Yuli 1888 (Zentralblatt für 
das Deutjche Reich Nr. 33 von 1888) ftattfinden. 

8 18. 

Das Oftroi von Branntwein ift Tpäteftens am legten Tage 
desjenigen Monats, im welchem ein Brennereibetrieb jtattgefunden 
bat, das Dftroi von Bier dagegen vor dem inmaifchen der zu 
einem Gebräu erforderlichen Brauntaterialien fällig. 

Außerdem kann das Oftroi von Bier für einen beſtimmten 
Zeitraum im voraus oder durch eine Abfindungsjumme auf einen 
beſtimmten Zeitraum entrichtet werden, jofern nachgewieſen wird, 
daß ein ähnliches Abkommen mit der Großberzoglichen Steuerbehörde 
hinjichtlich der an den Staat zu emtrichtenden Brauſteuer getroffen 
worden ilt. 

Ber Stellung eines jicheren Biürgen kann mit Branntwein— 
brennern und Bierbrauern über die Menge des im Oktroibezirk er: 
zeugten Branntweins und beziehungsweile Bier offene Rechnung 
gehalten werden. Diejelben haben alsdann das Oftroi anı Schluffe 
eines jeden Vierteljahres einzuzahlen. 

Ss 19. 

Der im Oktroibezirk erzeugte Eſſig unterliegt feiner Abgabe; 
für den zu feiner Herſtellung verwendeten Branntwein, Wein ıc. 
findet indejjen ein Erlaß des Oftroi nicht ftatt. 

23 


354 IX. Oktroi. 


$ 20. 


Mit den Miühlenbefigern des Oftroibezirfes fünnen über Die 
Entrichtung des Oftroi von den Miühlenfabrifaten (Mehl, Schrot 
und Kleien) Averfional-Berträge abgejchlojjen werden. Diejenigen, 
bei welchen folche Verträge nicht zuftande kommen, find gehalten, 
ihre Erzeugniſſe jofort beim Verlajjen der Mühlen an der zunächit 
gelegenen Oftroi-Erhebeftelle anzumelden und dajelbit die Abgabe 
zu entrichten. Außerdem unterliegen diejelben einer fteten Beauf— 
jihtigung von feiten der Oftroibeamten, welchen das Necht zuitebt, 
fich jederzeit durch Meberwachung und Durchſuchung der Mühlen: 
räume über die Menge der Erzeugniſſe Gewißheit zu verjchaffen. 

8 21. 

Die Eigentümer des im Oktroibezirk geernteten Heues ſind 
verpflichtet, beim Abführen desſelben von der Ernteſtelle das Oktroi 
an der zunächſt gelegenen Erhebeſtelle zu entrichten. Wird indes 
dieſes Heu nach außerhalb verkauft, ſo iſt es nicht dem Oktroi 
unterworfen. 

822. 

Vieh, das in der Gemarkung Mainz gezüchtet wurde, iſt bei 

der Abſchlachtung ebenfalls oktroipflichtig. 


3. Durchgang. 
8 23. 

Von außen oder aus Freilagern im Bahnhofe, Hafen ꝛc. 
kommende oktroipflichtige Gegenſtände, welche nur zum Durchgange 
durch den Oktroibezirk beſtimmt ſind, bleiben von Oktroi befreit, 
dürfen jedoch — wie eingehende Gegenſtände — nur an. den mit 
Oftroi-Erhebejtellen verjehenen Toren (ſiehe S 5) in die Stadt ein: 
geführt und aus derjelben ausgeführt werden und find an die im 
S 9 beitimmten Transportfriften gebunden. Selbjtverjtändlich finden 
die Beitimmungen über die Ueberwachung des Durchgangs oftroi- 
pflichtiger Gegenftände feine Anwendung auf die mitteljt der Eijen- 
bahn durchgehenden Güter. 
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$ 24. 

Die Transportanten durchgehender Gegenjtände haben folche 
beim Eingang in die Stadt an der Erhebeitelle des Eingangstores 
zu erklären und das Oktroi davon zu hinterlegen. Sie erhalten, 
nachdem die Nichtigkeit der Erklärung durch Unterfuchung ermittelt 
ist, einen Durchgangsschein, in welchem die Natur und Menge der 
Gegenjtände, die Zeit, innerhalb welcher der Durchgang durch die 
Stadt bewerfjtelligt werden muß und der Betrag des hinterlegten 
Oktroi angegeben jind; die Menge muß im Buchitaben auf dem 
Durchgangsſchein angegeben werden. Diefer Durchgangsfchein, für 
welchen 5 I zu bezahlen find, dient als Ausweis des Trans: 
portes auf dem Wege durch die Stadt und ijt an der Erbhebejtelle 
des Ausgangstores abzugeben und von den Beamten dajelbjt nach 
vorgenonmener Reviſion zum Zeichen der jtattgefundenen Ausfuhr 
mit Ausfuhrnachweis zu verjehen. 

Auf Grund des jolcherweife erledigten Durchgangsicheines 
wird der beim Eingang hinterlegte Oftroibetrag am Eingangstor 
zuricbezahlt. 


Die im Durchgangsicheine angegebene Durchgangsfriit muß 
genau eingehalten werden. In bejonderen Fällen kann die Oktroi— 
verivaltung eine Verlängerung dieſer Friſt bewilligen. Bleiben 
zum Durchgang bejtimmte Gegenftände über Nacht oder auf 
längere Zeit in der Stadt, jo müſſen dieſelben im der öffentlichen 
Niederlage eingeftellt werden, wenn dies von der Oftroiverwaltung 
zur Sicherung gegen Unterjchleife für notwendig erkannt und ans 
geordnet Wird. 


$ 26. 

Die mit fteuerlicher Bezettelung verjehenen jteuerpflichtigen 

Getränfe, jowie die unter Verſchluß und Kontrolle der Zollver: 

waltung durchgehenden Gegenftände jind von der Bezettelung mit 
Durchgangsjcheinen befreit. 
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Ss 27. 

Sollen zum Durchgang erklärte Gegenjtände, entgegen ihrer 
urfprünglichen Beitimmung, ganz oder teilweije in der Stadt ver: 
bleiben, jo iſt dies jofort und jedenfalls vor Ablauf der beitimmten 
Durchgangsfriſt an der Erhebejtelle des Eingangstores unter Vor— 
lage des Durhgangsicheines anzuzeigen. Es wird alsdann das 
hinterlegte Oftroi von den in der Stadt verbleibenden Gegenjtänden 
in Einnahme gejtellt und Quittung darüber erteilt. Verheimlichte 
Abjegung und Verwechslung von zum Durchgang erklärten Gegen- 
jtänden in der Stadt wird als Oktroihinterziehung bejtraft. 


S 28. 

Gegenjtände, welche, aus dem Dftroibezirf ſtammend, zur 
weiteren Bereitung, zur vorübergehenden Yagerung oder zu jonjtigen 
Zwecken auf furze Zeit nach auswärts verbracht werden, können 
oftroifrei wieder eingehen, wenn Ddiejelben vor der Ausfuhr der 
Sftroiverwaltung oder der von dieſer bezeichneten Stelle behufs 
geeigneten Vermerks angemeldet und wenn alle zur Sicherung des 
Oftroi in den einzelnen ‚Fällen gejtellten Exrfordernijje gehörig er— 
füllt worden find. 


4. Deffentlihe Niederlage. 
S 29. 

Eingehende oftroipflichtige Gegenjtände, iiber welche noch nicht 
endgültig verfügt ift oder welche zur jpäteren Wiederausfuhr be= 
ftimmt find, können in der öffentlichen Niederlage oftroifrei ein— 
gelegt werden. Diejelben müſſen jedoch die im Niederlage-Regle- 
ment bezeichneten Eigenfchaften befigen und unterliegen in allen 
Stüden den VBorfchriften und Gebühren jenes Reglemente. 


$ 30, 

Iſt die Benugung der öffentlichen Niederlage für eingehende 
oftroipflichtige Gegenjtände beabſichtigt, ſo muß Dies beim Eingang 
in die Stadt unter Öinterlegung des entfallenden Oktroi an der 
betreffenden Erbhebejtelle erflärt werden. 
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Es erfolgt hierauf die Abfertigung der Gegenftände mit 
Turhgaugsichein in die Niederlage, wobei nach den bezüglichen 
Beitimmungen des Abjchnittes V 3 zu verfahren ift, mit dem ein: 
zigen Unterjchtede, daß der Durchgangsſchein an den Niederlages 
Verwalter abzugeben ijt, welcher denjelben mit Einlieferungsnad)- 
weis verfieht und den beim Eingang hinterlegten Lftroibetrag, 
wenn jolcher unter 30 M tt, zurüczahlt. Höhere Beträge werden 
am Eingangstor zurüctvergütet. 


s 3. 

Von den aus der Öffentlichen Niederlage in die Stadt abge- 
jegten Gegenftänden muß das Oktroi jogleich beim Ausgange aus 
dev Niederlage an den Niederlage-VBerwalter entrichtet werden. Es 
lommen hierbei die Vorjchriften des $ 7 für die Abgaben:Ein- 
zahlung und Tuittierung in Anwendung. Die aus der öffentlichen 
Niederlage zur Ausfuhr nad) außerhalb des Oftroibezirks beſtimmten 
Gegenftände jind unter Beobachtung der bezüglichen Beſtimmungen 
des Abjchnittes V 3 mit Durchgangsicheinen abzufertigen. 


5. Brivatlager. 
8 32. 
Für folgende Gegenjtände, nämlich: 


1. Branntwein in Fäſſern und Korbflafchen, 

. Dürrgemüfe, 

. Dept, 

. Hafer, 

. Wicen, 

. Gänfe und Welichhühner, 

. Hafen, Hirfche, Nehe und Wildfchweine 

können den Großhändlern mit diefen Gegenftänden, welche ordnungs— 
mäßige Bücher führen, von der Stadtverordneten: Verfammlung 
gegen Hinterlegung einer von der legteren jeweils zu bejtinnmenden 
Sicherheit Privatlager innerhalb des Oktroibezirks bewilligt werden. 


mn oa u m 
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8 33. 


Die auf Privatlager beftimmten Gegenftände find bei der 
Einfuhr in die Stadt an der betreffenden Erhebeftelle genau zu 
erflären, wojelbjt nach vorgenommener NRevifion ein Durchgangs- 
ichein darüber ausgeftellt wird. Diefer Durchgangsjchein iſt 
längftens inmerhalb 24 Stunden nach jeiner Ausjtellung und nach 
dem der Privatlagerbefiger den Empfang der Gegenjtände darauf 
bejcheinigt hat, an die Oftroiverwaltung behufs Eintrags in das 
Privatlagerbuch abzuliefer. Erfolgt die Abgabe des Scheins in 
der fejtgefegten Friſt nicht, jo ijt das entfallende Oktroi zu 
entrichten. 

S 34. 

Die Ausfuhr von auf Privatlager verbrachten Gegenjtänden 
nad) außerhalb des Oftroibezirts muß durch Ausfuhrjcheine nach: 
gewiefen werden, welche von der Birgermeijterei zu beziehen und 
von dem Privatlagerbejiger genau dem Vordruck entjprechend aus: 
zufüllen ſind. Insbeſondere müſſen dieſe Scheine die auszu— 
führende Menge in Buchſtaben geſchrieben enthalten. 

Ausfuhrſcheine dürfen nur für ſolche Gegenſtände ausgeſtellt 
werden, welche von dem Privatlagerbeſitzer ſelbſt nach auswärts 
verfauft worden jind. 

Die Scheine ſind unter gleichzeitiger Vorführung der be: 
treffenden Gegenitände an den Oftroibeamten der Erhebejtelle des 
Ausgangstores abzugeben. Der Beamte hat nach vorgenommener 
Reviſion zum Zeichen der ftattgefundenen Ausfuhr den Schein zu 
unterfchreiben und in das dafür beitimmte Negifter einzutragen. 

Ueberweifungen von oftroipflichtigen Gegenftänden aus einem 
Privatlager in ein anderes müſſen jchriftlic erklärt werden. Dieſe 
Erklärung, wozu ein Ausfuhrichein ($ 34) verwendet werden kann, 
iit von dem die Waren abgebenden Lagerinhaber auszufertigen, 
von dem übernehmenden zur Anerfennung des Zugangs mit zu 
vollziehen und binnen 24 Stunden nach vollzogenem Lagerwechiel 
der Oftroiverwaltung zur Wahrung im Vrivatlagerbuch zu iibergeben. 


— Re 
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g 36. 


Die einzelne Sendung, welche auf PBrivatlager eingeführt oder 
mit Anjpruch auf Oftroibefreiung ausgeführt werden darf, muß 
mindeitens betragen: 

bei Branntwein in Fäſſern oder Korbflafchen 20 Yiter, 

„ Dürrgemüfe, Mehl, Hafer oder Wirken je 25 Kilogramm, 

„Gänſen und Hajen je 5 Stüd, | 

„GHirſchen, Neben, Wildjchweinen und Welichhühnern je 

1 Stück, 

mit der weiteren Bejchränfung bei der Ausfuhr, daß diefe Mindejt: 
menge an einen Empfänger verjendet wird. Auf Verlangen jind 
die zugehörigen Frachtbriefe vorzuzeigen. Wird diejer Bedingung 
nicht entjprochen, jo fann die Sendung von der Gutjchrift aus: 
geſchloſſen werden. 

Für die Mindeftmenge bei Branntwein ift nur die Yiterzahl 
beitimmend. Die einzelnen Fäſſer oder Korbflafchen müſſen 
mindejtens 20 Liter enthalten. Bei ungeeichten Fäſſern und bei 
Korbflafchen wird die Menge nach Yitern auf Grund des fejtges 
jtellten Nettogewichts unter Berücjichtigung der Alkoholſtärke be- 
rechnet. 

Die Altoholitärfe des auszuführenden Branntweins wird an 
den Ausgangstoren von den Oftroibeamten fejtgejtellt und auf die 
Normaljtärte von 50 Prozent nach dem Alfoholometer von Tralles 
zurückgeführt. Verſüßter Branntwein wird bei der Ausfuhr nur 
zu 35 Prozent gerechnet. 

Für die Ausfuhr von Branntwein in Flaſchen oder Krügen 
findet feine Oftroibefreiung jtatt. 

Bei Diirrgemüfe, Mehl, Hafer oder Widen muß die Mindeſt— 
menge in einer Sorte und ımgeteilt in einer Verpackung ausgeführt 
werden. Für Ausfuhren, welche diefer VBorjchrift nicht entjprechen, 
findet feine Gutichrift jtatt. 

Gänſe und Weljchhühner jowie Hafen, Hiriche, Nehe und 
Wildſchweine fünnen nur ungerteilt auf Privatlager eingeführt und 
mit Anſpruch auf Gutjchrift von Privatlagern ausgeführt werden. 
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8 37. 

Die Privatlagerbefiger haben über alle Zu: und Abgänge von 
ihrem Lager ein Regiſter nach Anleitung der Oftroiverwaltung zu 
führen. Dasjelbe ijt am Ende eines jeden Vierteljahres mit dem 
bei der Oftroiverwaltung geführten Negifter zu vergleichen, nötigen: 
falls richtig zu jtellen und abzufchließen. Bei dem Abſchluß ift 
der jeweilige Yagervorrat anzugeben. Die abgejchlojjenen Regifter 
find inmerhalb der erjten 10 Tage eines jeden Vierteljahres der 
Oftroiverwaltung einzureichen. 


8 38. 


Nach Empfang der Regiſter und Prüfung mit den Ausfuhr: 
jcheinen wird die Oftroiverwaltung Abrechnung eintreten laſſen. 
Sie addiert zu Ddiefen Zweck den Lagervorrat von der vorher: 
gehenden Abrechnung zu dem im Abrechnungsvierteljaht erfolgten 
Zugang und bringt von der alfo erhaltenen Summe die nachge- 
wiejene Wiederausfuhr, die Neberweifungen auf andere PBrivatlager, 
jowie den Yagervorrat am Ende des Abrechnungsvierteljahres 
in Abzug. 

Bon dem verbleibenden Reſt hat der Privatlagerbejiger das 
Oftroi nach dem bejtimmten Tariffage zu entrichten. Außerdem 
hat derjelbe von den auf Privatlager eingeführten, jedoch zur Wieder: 
ausfuhr nach außerhalb des Oftroibezirks gelangten Mengen, ſowie 
den auf andere Privatlager überwiejenen Mengen einen Beitrag 
zu den Verwaltungskoften zu bezahlen und zwar: 

a) vom Heftoliter Branntwein von der en 


von 50 Prozent. . . 15 & 
b) vom Doppelzentner Dürrgemüfe, Mail ‚Hafer 

oder Wicken je . .. — 
c) von Gänſen oder Hafen für icheß. Stüd . 0 — 


d) von Welſchhühnern oder Wildbret für jedes Stück 5; 
Der jchuldige Betrag wird von der Üftroiverwaltung dem 
Privatlagerbefiger angefordert und ift von dieſem längftens innerhalb 
3 Tagen an die in der Anforderung bezeichnete Stelle zu bezablen. 
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$ 39. 


Die Privatlagerbefiger find verbunden, den Oftroibeamten auf 
Begehren jederzeit die gewünjchte Auskunft über die auf Privat: 
lager ein» und davon ausgeführten Gegenjtände zu erteilen, die 
Lagerregiſter (ſ. $ 37) zur Einficht vorzulegen, die Yagerräume zu 
Öffnen und die vorhandenen Vorräte an Ort und Stelle vorzu: 
zeigen. Außerdem haben die Privatlagerbefiger die Verpflichtung, 
dem Oftrotfontrolleur oder dejjen Beauftragten auf Verlangen ihre 
Haupt: und Lagerbücher vorzulegen und Einficht der Konti über 
die Waren-Einfäufe, -Verkäufe und Vorräte nehmen zu laſſen. 

$ 40. 

Zwviderhandlungen gegen die vorjtehenden Beſtimmungen 
(55 32—-39), jowie gegen die in der Inſtruktion, die Behandlung 
der Privatlager für Branntiwein, Dürrgemüſe und Mehl betreffend 
vom 25. März 1872 gegebenen bejonderen Vorſchriften werden, 
wen jie nicht den in den SS 83 ff. angedrohten Strafen verfallen, 
mit Ordnungsjtrafen bis zu 10 M, mit Berluft der Gutjchrift 
für nicht gehörig beurfundete Ausfuhr oder endlich mit Entziehung 
des Privatlagers geahndet. 

Reichen die Privatlagerbejiger die Yagerregifter nicht innerhalb 
der in $ 37 gejtellten Friſt ein und entjprechen fie der deshalb 
von der Oftrotverwaltung an ſie ergangenen Aufforderung ohne 
genügende Nechtfertigung nicht alsbald, jo verfallen jie für jeden 
Tag Berfpätung in eine Ordnungsitrafe von 2 ME. 


6. Oftroi für Wein. 
8 41. 

Die Beitinumungen des Oktroi-Reglements, ſowie die Er: 
bebungsjäge des zu dem Reglement gehörigen, jeweils gültigen 
Oftroitarifs finden nicht nur auf Wein, jondern auch auf wein— 
haltige und weinähnliche Getränfe Anwendung. Als Wein, wein: 
haltige und weinähnliche Getränfe jind die in den jeweilig geltenden 
einschlägigen reichsgejeglichen Beltimmungen als jolche bezeichneten 
Getränfe anzujehen. 
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8 42. 

Diejenigen Perſonen, welche innerhalb des Oktroibezirks der 
Stadt Mainz weinhaltige oder weinähnliche Getränke oder Mifchungen 
bereiten, jind verpflichtet, die Menge ihrer Erzeugnifje jogleich bei 
deren Herjtellung nad den Beltinnmungen in $ 15 der Oftroiver: 
waltung fchriftlich zu erklären und das von diejer berechnete Oftroi 
auf Anfordern alsbald an die im Anforderungszettel bejtimmte 
Stelle zu entrichten. 

Die Oftroibeamten find berechtigt, die Nichtigkeit der abge: 
gebenen Erklärungen durch Nachjuhungen an Ort und Stelle 
zu ermitteln. 

S 43. 

Verſchnittweine, d. h. jolche Mifchungen, welche unter jteuer: 
amtlicher Kontrolle durch Verſchneiden von ausländiichem Wein 
nit inländischen Wein oder mit weinhaltigen und weinähnlichen 
Getränken hergejtellt werden, find nach dem anteiligen Verhältnis 
des darin enthaltenen inländischen Weins oder der weinhaltigen 
und weinähnlichen Getränfe in dem Oftroibezirf der Stadt Mainz 
oftroipflichtig nach Maßgabe der Beſtimmungen des jeweils be- 
jtehenden Oktroi-Reglements. 

S 44. 

Bon dem Oftroi auf Wein, auch in ungefeltertem Zuftande, 
jowie auf weinhaltige und weinähnliche Getränke werden hiefige 
Weinhändler und Schaummweinfabrifanten auf ihr Anjuchen unter 
folgenden Bedingungen ausgenommen. 

l. Die Weinhändler und Schaummeinfabrifanten, welche dieſe 
Befreiung in Anfpruch nehmen wollen, zahlen bei der Einfuhr 
bezw. Einlagerung oder ‚Herjtellung von jedem Heftoliter Wein, 
weinbaltigen und weinähnlichen Getränfen lediglich eine Verwaltungs: 
gebühr, welche auf 20 4 feſtgeſetzt iſt. Dieſe Verwaltungsgebühr 
wird bei der UftroisErhebejtelle eingezahlt und ins Einnahme: 
Regiſter eingetragen. 

Die Einfuhr von Wein gegen Entrichtung einer Verwaltungs: 
gebühr kann nur gegen Abgabe von Berechtigungsfcheinen gejchehen. 


u — Mat 
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Dieſe Berechtigungsſcheine müſſen enthalten: den Namen des Fuhr— 
mannes, die ungefähre Menge, die Zeit der Einfuhr, die Eingangs» 
jtelle und die Unterjchrift des Weinhändlers oder Schaummwein- 
fabrifanten. Die Berechtigungsfcheine werden von der Oktroiver— 
waltung geliefert und find entweder vor der Einfuhr bei der 
Dftroierhebeftelle des Eingangstores zu hinterlegen oder bei der 
Einfuhr von dem Transportanten abzugeben. Yon dem Wein, für 
welchen bei der Einfuhr fein Berechtigungsschein abgegeben worden 
ift, wird der volle Oftroibetrag erhoben. Eine Rückvergütung des 
bezahlten Oftroi findet unter feinen Umſtänden jtatt. 

Nur für Wein in Fäſſern fann die Berechtigung zur Einfuhr 
desjelben gegen Entrichtung der Berwaltungsgebühr in Anspruch 
genommen werden. 

2. Die Behandlung nach diefer Beitimmung bedarf der Ge- 
nehmigung der Bürgermeijterei und kann nur jolchen Weinhändlern 
und Schaumweinfabrifanten gewährt werden, welche in ihrem Ge: 
Ichäfte ordnungsmäßige Handelsbücher führen. Weinhändlern und 
Schaumweinfabrifanten, welche zugleich eine Zapfwirtſchaft betreiben, 
fann jene Befreiung nur dann gewährt bezw. belajjen werden, wenn 
fie ihre Yagerräume für Weine, welche zum Verſand nach außen 
beſtimmt jind, von denjenigen Yagerräunen getrennt halten, in 
welchen der zum Vertrieb im Oktroibezirk beſtimmte Wein aufbes 
wahrt wird. Ob die Trennung eine genügende ift, entjcheidet aus: 
ſchließlich die Bürgermeiſterei. 

3. Jede Weinhandlung oder Schaumweinfabrik, welcher dieſe 
Vergünſtigung zugeſtanden wird, iſt in ein von der Bürgermeiſterei 
aufzuſtellendes Verzeichnis unter einer beſtimmten Nummer ein— 
zutragen. 

4. Für die an hieſige Perſonen abgegebenen oder im Oktroi— 
bezirke verbrauchten Mengen von Wein, weinhaltigen und wein— 
ähnlichen Getränken haben die Weinhändler und Schaumwein— 
fabrikanten, welche die Befreiung in Anſpruch genommen haben, 
den Unterſchied zwiſchen der Verwaltungsgebühr und dem Oktroi 
mit 35 J für einen Hektoliter nachzuzahlen. 
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Diejelben find zu Feititellung diefer Nachzahlung verpflichtet, 
über die von ihnen an hieſige Perfonen abgegebenen Mengen von 
Wein, weinhaltigen und weinähnlichen Getränfen, ein bejonderes 
Negifter zu führen. Dasjelbe iſt im der von der Bürgermeijterei 
vorgejchriebenen ‚Form einzurichten, durch die Oftroiverwaltung 
mit Seitenzahlen und Handzeichen zu verjehen und von den Wein: 
händlern und Schaummweinfabrifanten vierteljährlich abzujchliegen. 
Alle zum Berbrauche im Oktroibezirk abgegebenen Poſten ſind 
jofort in die erjte Spalte diejes Regiſters einzutragen. 

5. Ausländische Weine, weinhaltige und weinähnliche Getränfe 
find bei der erjten Einlagerung im Oftroibezirk, falls hierbei die 
Verzollung durch Vorlage der Zollquittung zweifellos nachgewiejen 
wird, von der Entrichtung der Verwaltungsgebühr befreit. Des— 
gleichen it für diefe Weine, wenn ſie im umverändertem ZJuftande 
im Oftroibezirfe verbraucht werden, fein Oftroi nachzuentrichten. 
Die Weinhändler find indejjen verbunden, jolche verzollte, unver: 
änderte Weine bei der Abgabe zum VBerbrauche im hiefigen Oftroi- 
bezirt in Spalte 2 des nach pos. 4 angeordneten Regiſters be: 
jonders vorzumerfen. 

6. Werden inländijihe Weine oder weinhaltige und weinähn— 
liche Getränfe mit ausländischen Weinen verfchnitten und Dies durch 
Vorlage der Zollpapiere zweifellos nachgewiejen, jo unterliegt die 
daraus bergejtellte Mifchung bei der erjten Einlagerung der Ber: 
waltungsgebühr und bei dem Berbrauch im Oftroibezirf der Nach: 
entrichtung des Unterjchieds zwifchen diefer und dem Oktroi in der 
den Inhalt der Miſchung an inländischen Weinen oder weinhaltigen 
und wermähnlichen Getränken entjprechenden Höhe. 

Der legterwähnte Verbrauch iſt in Spalte 3 des Regiſters 
einzutragen. 

7. Werden Weine, weinbhaltige und weinähnliche Getränfe, 
für die nach Maßgabe der vorjiehenden Bedingungen bei der Ein- 
lagerung nur die Verwaltungsgebühr von 20 J bezahlt wurde, 
an Solche hiefige Weinhändler und Schaumwveinfabrifanten abge: 
geben, welche ebenfall$ das Recht der Einfuhr gegen die obige 
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Verwaltungsgebühr genießen, jo find die abgegebenen Mengen in 
Spalte 4 des nach Ziffer 4 zu führenden Negijters einzutragen. 
Für dieſe Getränfe ijt alsdann weder von dem abgebenden 
MWeinhändler oder Schaummeinfabrifanten eine Nachzahlung des 
Oktroi zu leijten, noch von den übernehmenden Meinhändlern und 
Schaummeinfabrifanten eine weitere Werwaltungsgebühr zu ent: 
richten. Dieje Eintragung erfolgt lediglich unter der Nummer des 
übernehmenden Weinhändlers oder Schaumweinfabrifanten. 


8. Der übernehmende Weinhändler oder Schaummveinfabrifant 
bat die von einem anderen Weinhändler oder Schaummveinfabrifanten, 
welcher die in diefem Paragraphen erwähnte Vergünſtigung genießt, 
bezogenen Mengen von Wein, weinhaltigen und weinähnlichen Ge: 
tränfen unter der Nummer des Yieferanten in Spalte 5 des 
Regiſters einzutragen. 


9. Bei dem vierteljährlichen Abſchluß des Regiſters ift am 
Schluſſe diejenige Menge Weines, weinhaltiger und weinähnlicher 
Getränfe einzutragen, welche im Baus und Gejchäft getrunfen 
wurde (Haustrunf). Für Diefe Mengen find 35 & für ein Hekto— 
liter nachträglich zu zahlen. 


10. Das jo abgejchlojjene Regiſter muß in den erjten vier- 
zehn Tagen des neuen Bierteljahrs der Oftroiwerwaltung zur 
Prüfung des Abjchluffes vorgelegt und die hiernach jchuldige Ge: 
bühr an die von der Oftwoiverwaltung zu bezeichnende Erhebeſtelle 
innerhalb dreier Tage nach Zuitellung der bezüglichen Aufforderung 
entrichtet werden. 


11. Neichen die Meinhändler und Schaummweinfabrifanten 
dieſes Regifter nicht in der vorgefchriebenen Zeit ein und unter: 
laſſen Sie jolches auf erfolgte Aufforderung innerhalb beſtimmter 
Frift ohne genügende Nechtfertigung, jo wird unter Zugrunde— 
legung der Oftroiregijter von diejen Weinhändlern und Schaum: 
weinfabrifanten für jäntliche von ihnen eingeführte oder hergeitellte 
Meine, weinhaltige und weimähnliche Getränfe der Unterſchied 
zwiichen der Verwaltungsgebühr und dem Oktroi nacherhoben. 


12. Der Vorſtand der Oftrowerwaltung oder ein bierzu von 
der Birgermeifterei bejonders beauftragter jtädtijcher Angeſtellter 
ijt berechtigt, jederzeit das oben unter 4 angeführte Negijter mit 
den einjchlägigen Gejchäftsbichern, bejonders den Verſandbüchern 
und Konti der Wein-Empfänger im Yofale der Weinbandlung zu 
vergleichen. Ergibt ſich aus dieſer Vergleichung, daß Poſten in 
das Regiſter nicht eingetragen wurden, jo verfallen die Weinhändler 
und Schaummeinfabrifanten in eine Geldjtrafe, welche dem dreißig: 
fachen Betrag des entiprechenden Oktroi gleichfonmt. 

13. Unregelmäßigfeiten bei ‚Führung des Negijters werden, 
fofern fie feine Oftroihinterziehung in ſich Tchließen, mit Ordnungs— 
itrafen von 1 bis 5 .A belegt. 

14. Im Falle wiederholter Zuwiderhandlungen gegen vor: 
itebende Beſtimmungen oder bei mißbräuchlicher Verwendung von 
Berechtigungsjcheinen fann die Bürgermeifterei nach eingebolter Er: 
mächtigung durch die Stadtverordnieten:Berfanmmlung gegen die be: 
treffenden Weinhändler und Schaummeinfabrifanten auf Berluft des 
echtes der Einfuhr zum geringeren Sabe erfennen. 

15. Von Firmen, welche ſich in Zahlung ihrer Gebühren 
wiederholt ſäumig zeigten, fann die Bürgermeifterei eine Sicherheit 
verlangen oder nach Maßgabe der Wr. 14 auf Berlujt des Rechts zur 
Einfuhr von Wein gegen Zahlung der Verwaltungsgebühr erfennen. 

16. Wenn eine Firma auf die erteilte Erlaubnis, Wein gegen 
Entrichtung der VBerwaltungsgebübr einzuführen, verzichtet oder das 
Geſchäft aufgibt, iſt Ste verpflichtet, der Oftroiverwaltung ſofort 
Davon jehriftliche Anzeige zu erjtatten; leßterer jteht alsdann noch) 
jechs Monate nach Eingang diefer Benachrichtigung das Necht zu, 
von den einjchlägigen Gejchäftsbichern der Firma Einficht zu 
nehmen. Das gleiche Necht der Büchereinficht jteht der Oktroi— 
verwaltung zu, wenn einer Firma die Berechtigung zur Einfuhr 
von Wein gegen VBerwaltungsgebühr entzogen worden: tft. 

17. Weinhändler und Schaummweinfabrifanten jind verpflichtet, 
von den gegen Verwaltungsgebühr eingeführten Wein, welchen jte 
bei Aufgabe des Gejchäfts oder bei Verzicht auf die Einfuhr gegen 
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Entrichtung der Berwaltungsgebühr oder bei Verluſt der Berechtigung 
noch auf Lager haben, den Unterjchted zwiſchen VBerwaltungsgebühr 
und Oktroi mit 35 5 für einen Heftoliter innerhalb dreier Tage 
nach gejchehener Aufforderung nachzuzahlen. Den Yagerbejtand, 
von dem das Oktroi nachzuentrichten tft, haben die Weinhändler 
der Oftroiverwaltung ſofort jchriftlich anzuzeigen. 
VI. Dftroi-Rüdvergütung. 
1. Oftrot-Rüdvergütung für ausgeführtes Bier. 
S 45. 

Ber der Ausfuhr von Bier aus dem Dftroibezirk wird eine 
Rückvergütung des Oftroi von 42 5 fir jedes Heftoliter gewährt, 
wenn zur Herſtellung des zur Ausfuhr angemeldeten Bieres 
mindejtens 20 kg Malzichrot, oder Malzichrot und Mlalzjurrogate 
zuſammen, auf je 100 Yiter verwendet wurden und das Bier in 
einer Sendung in Wiengen von mindejtens 50 Liter ausgeführt wird. 

Die Oftroiverwaltung iſt befugt, den Nachweis über die Ent- 
richtung des Oftroi von dem mit Anfpruch auf Oktroi-Rückvergütung 
ausgeführten Bier zu verlangen und Die begebrte Rückvergütung 
von der Erbringung dieſes Nachweiſes abhängig zu machen. 

8 46, 

Der Nachweis der jtattgefundenen Entrichtung des Oktroi hat 
Durch Vorlage der betreffenden OftroisQuittungen, diejenige der 
Ausfuhr durch Ausfuhrfcheine zu gejcheben. | 

Die Ausfuhrjcheine ſind von den Bierbrauern und Händlern 
aus dem ihnen von der Oftroiverwaltung gelieferten Stammregiſter 
zu entnehmen und nach deren Anleitung auszustellen, namentlich 
müſſen fie die auszufihrende Menge in Buchſtaben eingeſchrieben 
enthalten. Diejelben müſſen unter gleichzeitiger Vorführung des 
Bieres an den OftroiErbebeitellen der Ausgangstore vorgezeigt 
und von den Beamten dajelbjt nach vorgenommener Reviſion zum 
‚Zeichen der jtattgefundenen Ausfuhr unterjchrieben werden. Der 
Beamte hat über alle von ihm entgegengenonmmenen Ausfuhrjcheine 
ein genaues Regiſter zu führen. 
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Die folcherweife erledigten Ausfuhrſcheine Find zu jammeln, 
nach Nummern und Daten geordnet in ein Verzeichnis zu bringen, 
und legteres ift nebjt den Ausfuhrjcheinen und Oktroi-Quittungen 
(Abſ. 1) für jeden Monat innerhalb der darauf folgenden 8 Tage 
dem Fyinanzjefretariate Großh. Bürgermeiſterei vorzulegen, welches 
nach vorheriger Prüfung die Vergütung berechnen und Die Aus: 
zahlung veranlaijen wird. 

Anſprüche auf Vergütung, welche in der vorbejchriebenen Weiſe 
innerhalb 6 Mlonaten, vom Tage der Ausjtellung des Ausfubr: 
jcheines an gerechnet, nicht geltend gemacht ſind, finden feine Be— 
rüchjichtigung. Ebenſo wird auf mangelhafte oder irgendwie vor: 
jchriftswidrige Nachweiſe feine Vergütung geleijtet. 

2. Oftroi-Rüdvergütung für ausgeführte Koblen. 

Ss 47. 

Die Nüdvergütung von Oftrot wird gewährt für Steinfoblen, 
jowohl in loſen Fuhren als in Säden und beträgt vom Doppel- 
zentner zehn Pfennig. Zwei Pfennig des tarifmäßigen Oftroi für 
einen Doppelzentner wird als Beitrag zu den Verwaltungskoſten 
zuriückbebalten. 

$ 48. 

Mengen von einem Doppelzentner und weniger jind von der 

Rückvergütung ausgefchloffen. 
$ 49. 

Die Kohlen, von denen die Oktroi-Rückvergütung beanjprucht 
wird, müſſen vor der Ausfuhr auf einer ſtädtiſchen Brückenwage 
verwogen werden. Die Verwiegung jest Die vorherige Abtarierung 
des leeren Wagens auf derjelben Mage voraus, auf welcher das 
Vettogewicht fejtgeftellt wird. Ber Kohlen in Säden werden 1,5 kg 
für den leeren Sad abgezogen. 

8 50. | 

Die Kohlen müſſen in normal trockenem Zuftande zur Ver— 

wiegung gelangen. 
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$ 51. 

Die Niücvergütung findet ftatt auf Grund von Ausfuhr: 
Jcheinen, welche von den Koblenfirmen zu unterzeichnen, dem Trans— 
portanten vor der Verwiegung zu behändigen und von leßterem 
bei der Oftrotr-Erbebejtelle des Ausgangstores unter VBorzeigung 
der Kohlen abzugeben find. 

$ 52. 

Im übrigen findet das in den SS 45 und 46 für die Oktroi— 
Rückvergütung von Bier vorgefchriebene Verfahren für die Rück— 
vergütung bei der Ausfuhr von Kohlen jinngemäße Anwendung. 

3. Oftrot:Rüdvergütung für ausgeführte Holzfohlen. 

Für Holzfohlen, welche aus dem Oftroibezirf ausgeführt werden, 
wird eine Rückvergütung des Oftroi von 60 4 für den Doppel: 
zentner gewährt. Zwölf Pfennig des tarifmäßtgen Oftroi für 
einen Doppelzentner werden als Beitrag zu den Verwaltungs: 
koſten zurückbehalten. 

8 54. 

Mengen von einem Doppelzentner und weniger ſind von der 

Rückvergütung ausgeſchloſſen. 


8 55. 


Die Holzkohlen, von denen Oktroi-Rückvergütung beanſprucht 
wird, müſſen vor der Ausfuhr auf einer ſtädtiſchen Wage verwogen 
werden. Bei der Ausfuhr in Wagenladungen iſt der leere Wagen 
vor der Beladung auf derſelben ſtädtiſchen Brückenwage tarieren zu 
laſſen, auf welcher jpäter das Wettogewicht fejtgejtellt werden jolt. 
Für das Verpacdungsmaterial findet ein entjprechender Abzug ſtatt. 


8 56. 
Die Holzkohlen müſſen in normal trodenem Zuſtande zur 


Berwiegung gelangen. 
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8 57. 


Die Rückvergütung findet ftatt auf Grund von Ausfuhrjcheinen, 
welche der Händler auszufüllen, zu unterzeichnen und dem Trans: 
portanten vor der Verwiegung zu behändigen hat. Bon leßterem 
ift der Ausfuhrjchein unter gleichzeitiger Vorzeigung der Holzkohlen 
bei der Oftroi-Erhebejtelle des Ausgangstores abzugeben. 


S 58. 
Im übrigen findet das in den 88 45 und 46 für die Oktroi— 
Niücvergütung von Bier vorgejchriebene Verfahren für die Rückver— 
gütung bei der Ausfuhr von Holzfohlen finngemäße Anwendung. 


VII. Behandlung der Gejuhe um Dftroi-Riüderftattung. 


8 59. 

‚Für Gegenftände, die aus dem Oftroibezirt ausgeführt worden 
find und aus irgend welcher Urfache wieder eingeführt werden 
(Retourwaren), kann aus Billigkeitsgründen eine Rückerſtattung des 
zum zweitenmal bezahlten Oktroi unter Beachtung der nachitehenden 
Beſtimmungen gewährt werden. 


8 60. 

Eine Rückerſtattung des zum zweitenmal bezahlten Oftroi 
findet nur infoweit ſtatt, als zweifellos nachgewieſen wird, daß 
Oftroi für denjelben Gegenjtand doppelt entrichtet worden tit. 

Die desfallfigen Gefuche find fchriftlich bei der Oftroi-Ver: 
waltung einzureichen und haben zu enthalten: 

1. den Namen des Nachjuchenden; 

2. die Bezeichnung der Gegenjtände nebjt Angabe der Menge; 

3. den Oftroibetrag unter Beifügung der Oftroiquittung; 

4. die Gründe, auf welche ſich das Gejuch ftüßt. 

Der Gejuchiteller bat den Nachweis zu erbringen, daß Die 
Gegenſtände aus dem DOftroibezirf jtammen und ausgeführt worden 
find. Diejer Nachweis muß durch Vorlage von Frachtbriefen, von 
amtlichen Bejcheinigungen, ſowie durch Vorlage der Gefchäftsbücher 
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und des .bezüglichen Briefwechjels erbracht werden. Für Gegen: 
jtände, deren Identität nicht zweifellos nachgewwiefen werden fann, 
wird OftroiNüderjtattung nicht gewährt. 

$ 61. 

Bei Reklamationen für Wein ift durch Vorlage der Gejchäfts: 
bücher oder Abjchrift der Rechnung weiter nachzuweifen, daß der 
zurückgefommene Wein inländisches Erzeugnis ift. Für zurückgeſandte 
Meine, die urjprünglich gegen Entrichtung der Verwaltungsgebühr 
zur Einfuhr gelangten, jowie für ausländische Weine und für folche 
Weine, die mit ausländifchen Weinen verjchnitten ſind, wird eine 
Oftroi-Rüderjtattung nicht gewährt. 

862. 

Oktroi-Rückerſtattung wird nicht gewährt für Branntwein, welcher 
von einem Privatlager ausgeführt worden iſt. 

Ber Rückſendungen von Wein oder Branntwein in Flaſchen, 
wird nur das Oftroi nach dem Tarifjag für Wein oder Brannt- 
wein im Faß zurickeritattet, jofern nicht mit Gewißheit nachgewiejen 
werden kann, daß für die betr. Gegenftände ſchon bei der eriten Ein: 
fuhr das Oftroi nach dem Tarifjaß in Flaſchen bezahlt worden ift. 


g 63. 


Eine NRücerjtattung des Oftroi findet überhaupt nur für folche 
Gegenjtände jtatt, die innerhalb Jahresfriſt, vom Tage der Ausfuhr 
ab gerechnet, wieder zurücgejandt worden ſind. Die Gejuche um 
Nücerftattung ind innerhalb eines Monats nach der Wiedereinfuhr 
einzureichen, andernfalls diejelben unberückſichtigt bleiben. 

8 64. 

Aus Billigfeitsgründen foll das Oftroi auch in folgenden 
Fällen zuricderjtattet werden: 

1. Wenn eingeführte Gegenjtände wegen Annahme-Ver— 
weigerung wieder ausgeführt werden, jofern die Ausfuhr 
innerhalb acht Tagen nach der Einfuhr erfolgt und 
zweifellos nachgewiejen wird. 


24° 


2. Für das im jtädt. Schlachtbaufe gejchlachtete Vieh, wenn 
es unzerteilt und mit den zugehörigen Eingeweiden gleich: 
zeitig ausgeführt wird. Die jtattgehabte Ausfuhr muß 
von einer Oftrot-Erbebeitelle auf einem von der Viehhbof— 
und Schlachthaus-Verwaltung ausgeftellten Durchgangs: 
jchein bejcheinigt fein. 

$ 65. 

Wenn verfäunt worden tft, die zum Durchgang erklärten 
Gegenjtände der Erbebejtelle des Ausgangstores vorzuführen und 
den ausgejtellten Durchgangsichein zur Nevifion abzugeben, kann 
von der Oftroi-Erhebung nur abgejehen werden, wenn die Ausfubr 
durch amtliche Bejcheinigungen oder beglaubigte Beſcheinigungen der 
betr. auswärtigen Empfänger unzweifelhaft wachgewiejen erjcheint. 

8 66. 

Wenn verfäumt worden tft, Bier, Steinfohlen oder Gegenſtände 
des Privatlagerverfehrs, welche zur Ausfuhr aus dem Oftroibezirf 
erflärt worden jind, der Erhebejtelle des Ausgangstores zur Nevilion 
vorzuführen und die betreffenden Ausfubhrjcheine abzugeben, kann 
eine Oktroi-Rückvergütung nur geleijtet werden, wenn die Ausfubr 
durch amtliche Befcheinigungen oder beglaubigte Bejcheinigungen 
der betr. auswärtigen Empfänger zweifellos nachgewiejen wird. 

$ 67. 

Wird bei der Ausfuhr von Branntwein von einem Privat: 
lager verfäumt, im ‚yalle des vorjtebenden 8 66 die Alkoholſtärke 
an der Exrhebejtelle fejtitellen zu laſſen, jo kann der Stärfegebalt, 
wenn die Anmeldung über 50 Prozent lautet, nur zu 50 Prozent 
angenommen Werden. 
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S 68. 
Für die Behandlung der Durcbgangs: und Ausfubrjcheine 
(SS 65, 66 und 67) jind im eriter Yinie die Beſtimmungen der 
Abſchnitte V und VI Ddiejes Reglements maßgebend. Das vorbe: 
merkte Verfahren darf nur in Ausnahmefällen, für welche eine 
genügende Begründung vorliegt, zur Anwendung gebracht werden. 
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S 69. 

Oftroibeträge unter 1.4 werden in feinem Falle zurücerftattet. 
An den zu leiftenden Rückerſtattungen wird für jede Nückjendung 
eines oftroipflichtigen Gegenjtandes der Betrag von 50 I für 
Porto und Berwaltungsgebühr zuguniten der Oftroifaffe in Ab: 
zug gebracht. 

Die gleiche Gebühr ijt für jeden nicht ordnungsmäßig er: 
ledigten Durchgangs: oder Ausfuhrfchein (SS 65 und 66) zu er: 
beben und an dem betr. Oftroierlaß oder der Oftroigutichrift in 
Abzug zu bringen. 

Ss 70. 

Die Bürgermeifterei hat über die einlaufenden Rückerſtattungs— 
Geſuche nach Maßgabe der vorjtehenden Beitinmmungen und nach An: 
börung des Gutachtens der Oftroiverwaltung Entjcheidung zu 
treffen und den Erhebejtellen Anweifung zur Nüczahlung der 
DOftroibeträge zu erteilen. 


VII. Auffiht und Kontrolle. 
Ss 71. 

Die Oftroi: und Hafen-Auflichtsbeanten, die Schußleute, Fleiſch— 
bejchauer, Feldſchützen und andere ſtädtiſche Diener ſind verpflichtet, 
auf den piinftlichen Vollzug des Oktroi-Reglements zu ſehen und 
Zuwiderhandlungen der Oftroiverwaltung anzuzeigen.  Diejelben 
find ferner berechtigt und verpflichtet, oftroipflichtige Gegenjtände, 
welchen jie im Oftroibezirf begegnen und welche ſie mit der vor- 
gejchriebenen Bezettelung nicht begleitet oder nicht übereinjtimmend 
finden, vor die Oftroiverwaltung zu bringen, jowie auch flichtige 
Hinterzieher überallhin zu verfolgen, um ihre Beſtrafung zu fichern. 


S 72. 

Magen, Karren und alle anderen Dinge, welche zur Beförde— 
rung oftroipflichtiger Gegenstände dienen können, ſind der Unter: 
fuchung der Auffichtsbeamten im Oftroibezirfe unterworfen. Iſt 
die Unterfuchung auf der Stelle nicht tumlich, fo können die Gegen: 


TE 
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jtände unter Begleitung eines Beamten ins öffentliche Lagerhaus 
gebracht und dort unterjucht werden. 

Die mit zollamtlichem Berjchluffe verjehenen Wagen und 
Giter unterliegen feiner weiteren Unterjuchung, jedoch bat das 
Auffichtsperjonal das Necht, von dem Zollverichluffe und den 
Begleitpapieren Einficht zu nehmen und fich zu überzeugen, daß 
die Gegenjtände in Beziehung auf das Oftroi unverdächtig find. 

8 73. 

Bezüglich derjenigen Gegenjtände welche neben dem Oktroi 
auch noch einer indireften Steuer an den Staat unterliegen, wird 
die Auflicht und Kontrolle im Einvernehmen mit der Tranfjteuer: 
verivaltung ausgeübt. Ergibt ſich, was Oktroi betrifft, aus den 
Negiftern der Verwaltung der indirekten Steuern, daß Gegenftände 
in den Oftroibezirf eingeführt worden find, ohne in den Negijtern 
der Oftrowermwaltung eingetragen zu fein, jo joll, wenn nicht das 
Gegenteil durch Quittungen bewiefen wird, das Fehlende ala 
wirklich binterzogen angeſehen werden. 

8 74. 

Niemand darf dem Auflichtsperfonal in feinem Berufe binder: 
[ich jein. Widerfeglichkeiten, wörtliche oder tätliche Beleidigungen 
oder Bejtechungsverfiche gegen das Aufſichts- oder das übrige 
Oftroiperfonal werden nach den allgemeinen Strafbejtinmungen 
verfolgt und gerügt. 


IX. Berfahren bei jtreitigen Saden und Strafbeftimmungen. 


8 75. 


Die oftroipflichtigen Gegenftände haften ohne Rückſicht auf 
die Rechte eines Dritten an Ddenjelben für die darauf rubende 
Oktroiabgabe, ſowie für die im, bezug auf Diejelben verwirften 
Strafen und Kojten; ſie fönnen, folange die letzteren nicht in einem 
von der Oftroiverwaltung im inzelfalle fejtzujegenden Höchſt— 
betrag zweds Sicherjtellung binterlegt werden, von den Oktroi— 


beamten zurickbebalten werden. 
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Ss 76. 

Hat eine Zurücbehaltung vftroipflichtiger Gegenjtände ftatt- 
gefunden, jo muß von dem dienftführenden Beamten ein Protokoll 
darüber aufgenommen werden. Yebteres muß enthalten: 

1. die Zeit und den Ort der Zurücbebaltung, den Namen 
und Mohnort des Einbringers; 

2. die Gattung, die Zahl, das Gewicht oder Mai; und den 
ungefähren Wert der zurücbehaltenen Gegenjtände; 

3. den Grund der Zurücbehaltung und daß der Einbringer 
der Unterfuchung der Gegenftände beigewohnt hat oder 
daß derſelbe zur Beiwohnung zwar aufgefordert worden, 
aber nicht zugegen geweſen iſt. 


8 77. 

Die Zurücbehaltung erjtredt fich auf die Fäſſer, Kiſten, Säcke, 
Körbe, Ballen und fonjtige Berpadungen, in denen ſich die Gegen» 
jtände befinden, welche der Oftroiabgabe entzogen werden follten. 
Zugtiere, Wagen und andere Beförderungsmittel werden nur dann 
zurücbehalten, wenn dies zur Sicherftellung der Abgaben, Strafen 
und Kojten erforderlich tft. 


18. 

Die zurückbehaltenen — werden bei der nächſt— 
gelegenen Erhebeſtelle hinterlegt. Lebende Tiere können jedoch 
behufs der nötigen Verpflegung anderweit untergebracht werden. 

879. 

Wird innerhalb 10 Tagen nach der Zurückbehaltung der 
Höchſtbetrag der Geldſtrafe einſchließlich der erwachſenen Koſten 
und der verfallenen Abgaben nicht entrichtet oder hinterlegt und 
auch ein Einſpruch gegen den Verkauf der zurückbehaltenen Gegen— 
ſtände nicht erhoben, ſo können ſie auf Anordnung der Großherzog— 
lichen Bürgermeiſterei öffentlich verſteigert oder, wenn ſie einen 
Marktpreis haben, zu letzterem veräußert werden. Sind die zurück— 
behaltenen Gegenſtände dem Verderb ausgeſetzt, ſo ſteht dem Eigen— 
tümer frei, den durch die Bürgermeiſterei zu beſtimmenden Wert 
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derjelben nebjt Oftroi und Strafe zu hinterlegen, andernfalls fann 
der jofortige Verkauf Durch die Bürgermeiſterei verfügt werden. 

Bei einer Veräußerung tritt der Erlös an Stelle der Sache. 

S 80. 

Der Erlös der veräußerten Gegenftände wird nach Abzug des 
Oftroi, der Strafe und allenfallfigen Koften 6 Monate lang bei 
einer Erbebeitelle hinterlegt, bis er von dem früheren Gigentiimer 
oder dem, der jonjt ein eriwiejenes Necht darauf hat, zurücgefordert 
wird. Wird der Weberfchuß innerhalb der genannten Friſt von 
dem Berechtigten nicht zurücgefordert oder kann dejjen Perſon 
nicht ermittelt werden oder iſt diejelbe jtreitig, jo iſt der Ueber— 
ſchuß zuguniten des Berechtigten nach Maßgabe der Verordnung 
vom 19. Auguſt 1899, die gerichtlichen Hinterlegungen betreffend, 
zu binterlegen. ‚Falls der Erlös zur Dedung von Oftroi, Strafe 
und Koſten nicht ausreicht, ift der Beichuldigte zur Zahlung des 
Reſtbetrages verpflichtet. 

Ss 81. 

Bei Streitigkeiten über die Amvendung des Tarifs oder über 
die Höhe der Abgabe hat der Begleiter der Ware — unbeschadet 
jeines Rechts, bei Großh. Bürgermeifterei Bejchwerde zu fübren 
— den Betrag der geforderten Abgabe bei dem Erheber zu binter: 
legen, widrigenfalls ibm nicht gejtattet wird, den betreffenden 
Gegenſtand einzubringen. 

S 82, 

Wer die nach den Beltinmmungen gegemvärtigen Oktroi— 
Neglements gejchuldeten Abgaben nicht entrichtet oder in bezug auf 
die Verpflichtung zur Entrichtung der Abgaben oder in bezug auf 
die Berechtigung der Rückforderung von folchen wiſſentlich unwahre 
oder abjichtlich unvollftändige Angaben macht, wird wegen Hinter: 
ziehung beitraft. 

Als jolche ſoll insbeſondere gelten: 

1. wenn ein- oder dDurchgebende, im Oftroibezirf erzeugte oder 

iiberhaupt der Anmeldung und Verabgabung untertworfene 
oftroipflichtige Gegenjtände nicht oder nicht vollftändig, 


R Sa 


IX. Oftroi. 377 


in zu geringer Menge oder unter falfcher Bezeichnung ans 
gemeldet werden; 

2. wenn die Nücerjtattung einer hinterlegten Abgabe begehrt 
wird, obwohl eine Ausfuhr der oftroipflichtigen Gegen: 
jtände nicht innerhalb der gejeßten Friſt ftattgebabt hat oder 
diejelben mit anderen Gegenjtänden verwechjelt worden ind; 

3. wenn ber die Menge oder Befchaffenheit ausgeführter 
Gegenjtände, für welche Rückvergütung ftattfindet, oder 
in bezug auf die Berechnung des Oktroi auf jolche Gegen: 
jtände, die auf Gutjchrift in Privatlagern ich befinden, 
faljche Angaben gemacht werden; 

4. wenn zum Durch: oder Ausgang erflärte Gegenjtände in 
dem Oftroigebiete vor den Abfertigungsitellen ganz oder 
teilweiſe abgejegt werden; 

5. wenn oftroipflichtige Gegenftände an verbotener Stelle 
oder zu Zeiten, an welchen die Erhebejtellen nicht geöffnet 
Jind, ein- oder durchgeführt werden. 

g 83. 

Die Hinterziebung wird mit Gelditrafe in Höhe des fünfzehn: 
fachen Betrags der binterzogenen Abgabe beitraft. Die Verpflichtung 
zur Nachentrichtung der binterzogenen Abgabe bleibt bejteben. 

Die erfannte Geldjtrafe iſt im ‚Falle der Uneinbringlichkeit in 
Haft umzuwandeln, dabei ijt gemäß der Beſtimmung des Str.-G.B. 
der Betrag von drei Mark einer eintägigen Freiheitsſtrafe gleich: 
zu achten. Die an Stelle der Gelditrafe tretende Saft darf Die 
Dauer von 6 Wochen nicht überjteigen. 

8 84. 

Sonitige Zuwiderhandlungen gegen das Meglement werden 
mit Ordmungsftrafen von 1.4 bis 25 M belegt. Diejelbe Strafe 
tritt ein, wenn in den ‚Fällen des S 82 aus den Umftänden ſich 
ergibt, daß eine Öinterziehung nicht hat veriibt werden können vder 
nicht beabſichtigt war. 

Eine Ummvandlung der Ordnungsitrafe in Freiheitsſtrafe 
findet nicht jtatt. 
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$ 85. 


Die Verfolgung der Zurviderhandlungen gegen das Reglement 
verjährt, falls Diejelben mit Geldjtrafe bis zu 150 M bedroht 
find, in drei Monaten, in anderen Fällen in jechs Monaten. 


g 86. 

Für die Entrichtung der auf Grund dieſes Neglements nach- 
zuzablenden Abgaben haften: 

1. Väter und Mütter für ihre minderjährigen Kinder, Stief- 
finder, Adoptivfinder, VBormünder für ihre Mündel, 
Pflegeeltern fir ihre minderjährigen Pflegefinder, foren 
die Minderjährigen bei den genannten Perjonen wohnen ; 

2. Handel: und Gewerbetreibende für ihre Bedienjteten, 
Gemwerbsgebilfen, Gejellen, Lehrlinge, Markthelfer, Tag 
löhner, vorübergehend Beauftragte, ſofern die jtrafbare 
Handlung bei Ausübung der Dienftverrichtungen werübt 
wurde; 

3. alle Dienjtherrichaften für ihr Gefinde, fofern die jtraf- 
bare Handlung bei Ausübung der Dienjiverrichtungen und 
gleichzeitig zum Vorteil der Dienſtherrſchaft verübt tit. 

Die Haftbarfeit fällt weg, wenn der Nachweis geführt wird, 
daß die haftbaren Perſonen die Hinterziehung nicht haben ver: 
hindern Fönnen. 

S 87. 

Das Verfahren bei Verfolgung der Zuwiderhandlungen gegen 
diefes Reglement bejtinmmt jich nach den SS 459 bis 469 der 
deutjchen Strafprozeßordnung und dem Geſetz betreffend die Ein: 
führung des Verwaltungsitrafbejcheids bei öffentlichen Abgaben 
von 20. September 1890, jowie der Verordnung gleichen Betreffs 
vom 25. Juli 1891. 

Die Anzeigen, welche über die Zuwiderhandlungen von den 
Auriichtsbeamten erhoben werden, jollen enthalten: 

1. die Angabe des Ortes und des Tages, an welchem die 

Anzeige aufgenommen wurde, ſowie die Angabe des 
Namens und der Dienjtjtellung des dienfthabenden Beamten; 
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2. die Angabe des Bor: und FFamiliennamens, des Alters, 
des Gewerbes und des Wohnortes des Bejchuldigten, ſo— 
weit fich diefe Verhältniffe ermitteln laſſen; 

3. die Angabe, in welcher Weije die Zuwiderhandlung verübt 
und von dem Beamten feitgeftellt worden tft, ſowie zu- 
treffendenfall8 die Bezeichnung der Zeugen; 

4. die Angaben der baftpflichtigen Perſonen, jowie eine 
Meldung darüber, ob eine vorläufige Feſtnahme oder 
Beichlagnahme von Gegenftänden jtattgehabt bat. 

Diefe Anzeige iſt alsbald an die jtädtifche Oftroiverwaltung 
abzugeben, welche diejelbe jpätejtens am folgenden Tage der Groß. 
Bürgermeifterei in Vorlage bringt. Seitens der letteren wird Die 
Anzeige an das Großh. Kreisamt eingefandt. Die Bürgermeifteret 
ſoll fich dabei gutachtlich äußern, ob die Einleitung des Verwaltungs: 
Strafverfahrens oder gerichtliche Verfolgung geboten tft. 

Die Bürgermeiſterei ijt ermächtigt, vor Abgabe der Anzeige 
alle durch Gefahr im Verzug gebotenen Maßnahmen zu treffen, 
insbejondere Bejchlagnabmungen und Durchjuchungen anzuordnen 
und Ermittlungen aller Art eintreten zu laſſen. 


S 88. 

Die auf Grund dieſes Neglements erfannten Gelditrafen fließen 
in die Stadtkaſſe; die mit Vollſtreckung der Strafen befaßten Behörden 
find verpflichtet, die Strafen, ebenfo wie die innerhalb des Straf: 
verfahrens nachentrichteten Abgaben, der Stadtkaſſe zu überweifen. 


S 89. 

Bon den eingehenden Strafen wird die Hälfte zur Belohnung 
von Oftroibeamten von bejonders guter Dienjtführung, mit Aus» 
ichluß des Kontrolleurs, oder zur Belohnung der Entdeder von 
Hinterziehungen, auch wenn diejelben nicht Oktroibeamte find, ver: 
wendet. Die andere Hälfte fließt in die Witwen und Waiſenkaſſe 
für ſtädtiſche Diener. 
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Oktroi:Barif der Hladt Mainz. 





Art. 


Gegenjtände 








Getränfe. 
Wein und Obſtwein in Fäſſern 
Wein, ungefelterter 
Wein und Objtwein in Flaſchen 
oder Krügen: 
in Mengen v. 1-200 Liter 


in größeren Mengen 
jedes weitere Yiter . 
4| Branntwein, eingeführt: 
1. gewöhnlicher und ver: Setto- 
jüßter Branntwein (Likör) | Titer | hl 
2. Spiritus, Arraf, Rum 
und jonjtige weingetit- 
haltige Getränfe bei 
einem Weingetjtgehalte 
von 50 °/a nach dem Alfo- 
holometer von Tralles| „ I 
Heberjteigt der Weingeiſt— 
gehalt dieje 50°/o, jo erfolgt 
mittelft Berechnung Reduktion 
auf jene Normalftärfe und 
Erhebung des Oftroi von der 
jolcherweife ermittelten Menge 
nach dem Anſatze von 2 A 
15 & für ein ‚Heftoliter. 


5] Branntwein, innerhalb des 
Oftroibezirfs bergeftellt, für 

1 Hektoliter Alfobol .. .| „ I 
Anmerkung: Sind für den inners 
Ib des Oktroibezirks herge- 
tellten Branntwein oftroipflich- 
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$ Gegenstände 


tige Materialien verwendet 
worden, jo wird für die nach— 
weislich verwendeten Mlaterias 
lien das hierfür bezahlte Oftrot 
durch Aufrechnung auf die feſt— 
geitellte Abgabe zurücdvergütet. 


6| Branntwein oder Likör in 
Flaſchen oder Krügen. 
71Bier: 
a) eingeführt . 
b) in der Stadt bereitet, 
je nachdem nachbenannte 
Stoffe verwendet werden: 
fi; SetreideMalz,Schrotze.) 
2. Reis (gemahlen oder 
ungemablen ıc.) . 


8. grüne Stärke, d. 6. jolche, 







Bücher aller Art (Stärke, 
rauben⸗ꝛc. Zucker), ſo— 
Zuckerlöſungen 
— aller Art 

— Dale 


ar on 8 Er, eins 


4 — Die mindeſtens 30°/o 
4Waſſer enthält 

F 4 4 Stürte, Stärkemehl (mit 
4 | Einſchluß des Kartoffel⸗ 
Pr 7. mehls) a. STR 
3; 53 Dee ur 


— croga 






Maßſtab 
der 
Erhebung 





Liter 


Hekto⸗ 
liter 


Topvel: 
zentner 
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Art. 


16 
17 


18 


19 


20 
21 





Gegenſtände 


Eßbare Gegenſtände. 
Ochſen, Stiere und. ;Farren . 
Kühe und Rinder . 


Schweine 

Kälber —W 
Hämmel, Lämmer, Geißen . 
Spanferkel, kleine 


Zucht⸗ 
ſchweine, Daten, Gänle . 
Wildbret: 
a) Rehe, ſowie Hirſche bis 
zu 25 kg Gewicht . 
b) Hirfche über 25 kg 
jchwer und Wildſchweine 


Welſchhühner 


Friſches Fleiſch von Schlacht- 
vieh und Wildbret . 


Würſte jeder Art, gefalzenes, 
geräuchertes, getrocknetes 
oder in Büchſen konſer— 
viertes Fleiſch ni 


Bohnen, Erbien, Linfen und 
anderes Dürrgemüfe oder 
Hülſenfrüchte, gerollte 
Gerſte, Graupen, Grütze, 
grüne Kerne, Hirſen, Kaſta— 


nien, Welſchkorn ſowie 
Gemüſekonſerven 
Mehl. 


Brot und Wecke 


Stüd 
» 
# 
” 
Kilo- 
gramm 
" 
Doppel: 
< | jentner dz 
’ » ” 
10 Kilos 
- dramm IlÜ kg 
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2, 
Tarif 
für die Oktroi-Brückenwagen. 
(Genehmigt durch Großh. Kreisamt Mainz am 2. November 1888.) 

1. Für Verwiegungen auf den Oftroi-Brücdenwagen und auf 
den Wagen im jtädtifchen Viehhof find an Gebühren zu ent- 
richten für Gegenjtände aller Art für je 100 kg 2 J 

2. Bei Verwiegungen unter 500 kg fommen jedoch an Gebühren 
zur Erbebung mindejtens 10 4 

3. Oftroipflichtige Gegenjtände, welche lediglich zum Zweck Der 
Berechnung des Uftroi bein Eingange verwogen werden, 
ind gebührenfrei. 

4. Ueber das Ergebnis der VBerwiegung iſt ein Wagjchein ge 
bübrenfrei auszuitellen. Wenn jedoch in den oben unter 
Ziffer 3 bezeichneten ‚Fällen neben der erteilten Oftroiguittung 
ein befonderer Wagfchein verlangt wird, fo iſt bierfür eine 
Ausfertigungsgebühr von 10 5 zu entrichten. 

5. Ber Berechnung von Waggebühren werden Bruchteile eines 
Doppelzentners für 100 kg gerechnet. 


Dainz, den 17. November 1888. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Oechsner 
Oberbürgermeiiter. 


.— — — — — 
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X. Rrmen- und Wohlkätigkeitzweſen. 


— nn — 


1. 
Saßungen 


für die Verwaltung des Armenmweflens und der 
Ssolpizienanftalten in der Stadt Mainz. 





Nachitebende Sabungen treten nach Zuftimmung der Stadt 
verordneten-VBerfammlung und mit Genehmigung Großh. Miniſte— 
riums des mern vom 12. März d. J. zu Nr. M. J. 4733 am 
1. Juli d. J. in Kraft. 


Mainz, am 23. Juni 1898. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner. 


— e — — — 


A. Städtiſche Armendeputation. 
Ss 1. 


Zur Verwaltung des Armenwejens der Stadt Mainz wird 
gemäß Art. 52 und Art. 53 der Städteorduung eine Deputation 
eingejeßt, welche den Namen „Städtifche Armendeputation” führt. 


8 2. 

Die jtädtifche Armendeputation beitehbt außer dem Bürger: 
meijter oder dem jtändig hierzu beauftragten Beigeordneten als 
Vorjigenden aus 6 Mitgliedern, welche von der Stadtverordneten: 
VBerfammlung gewählt werden und von welchen mindeſtens zwei 

25 
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der Stadtverordneten: Berfammlung angehören müſſen, wäbrend 
weitere 4 aus jtinmmberechtigten und wahlfähigen Mitgliedern Der 
Stadtgemeinde entnommen werden fünnen. 

Die Wahl der genannten 6 Mitglieder erfolgt auf 9 Jahre; 
jedoch tritt nach jeder regelmäßigen Ergänzung oder einer voll: 
jtändigen Neuwahl der Stadtverordnneten-VBerfammlung ein Drittel 
dDiefer Mitglieder aus. Die Reihenfolge des AustrittS wird durch 
das Dienftalter bejtimmt und für den Fall der Gleichheit Des 
Dienjtalters durch das Los. Die Ausjcheidenden find wieder 
wählbar und bleiben in allen ‚Fällen zur ‚Fortführung des über: 
nommenen Amtes bis zum Eintritt der an ihrer Stelle neuge— 
wählten Mitglieder verpflichtet. Der Erſatz der aus anderen 
Gründen ausgejchtedenen Mitglieder erfolgt für die nicht abgelaufene 
Amtsdauer Dderjelben. 

$ 3. 

Die Deputation iſt bejchlußfäbig, wenn alle Mitglieder unter 
Bekanntgabe der Tagesordnung eingeladen waren und der Vor: 
ſitzende ſowie mindeſtens die Hälfte der übrigen Mitglieder an- 
wejend jind. Die Befchlüffe werden nach Stimmenmebrbeit gefaßt. 
Ber Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorjigenden den 
Ausschlag. 

Zum Zweck der Beratung. und Bejchlußfaflung über die in 
Ss 8 Ziffer 3, 5 und 6 fowwie iiber die in den’ 88 18 und 33 be 
zeichneten Gegenjtände jind die Mitglieder der Armendeputation 
und der Hojpiziendeputation zu gemeinfamen Sigungen zu berufen. 
Bezüglich der Beſchlußfähigkeit und der Beſchlußfaſſung finden für 
dieje Sitzungen die Beſtimmungen des Abſatzes 1 mit der Map: 
gabe entjprechende Anwendung, daß die Anweſenheit von mindeitens 
der Hälfte der Mitglieder jeder einzelnen Deputation erforderlich ift. 


8 4. 
Die ftädtifche Armendeputation hat die Fürſorge für alle 
Hilfsbedürftigen zu üben, welche einen gejeßlichen Anfpruch auf 
Armenhilfe an die Stadtgemeinde erheben. 
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Sie bat die Verpflegung und Erziehung nicht nur der auf 
Kojten der Stadt Mainz, jondern auch der auf Koften anderer 
öffentlichen Kajjen in Pflege gegebenen Kinder zu überwachen, ſo— 
fern fie die Unterbringung dieſer Kinder betätigt hat und ihr oder 
der Bürgermeijterei die Ueberwachung übertragen worden ift.*) 

8 5. 

Sie wird unterſtützt: 

a) durch Bezirksvorſteher und Armenpfleger, deren Zahl von 
der Stadtverordneten-Verſammlung feſtgeſetzt wird. Der Armen— 
deputation bleibt es überlaſſen, zu beſtimmen, inwieweit und in 
welcher Form ſie weibliche Hilfskräfte zur Mitwirkung bei der 
öffentlichen Armenpflege heranziehen will; 

b) durch das Armenamt, welches in Uebereinſtimmung mit 
den Beſchlüſſen der Armendeputation die laufenden Geſchäfte führt 
und insbeſondere mit den Bezirksvorſtehern und Armenpflegern 
Hand in Hand zu arbeiten bat. 

$ 6. 

Die Verpflichtung der Stadtgemeinde zur Gewährung von 
Armendilfe tritt nur unter der Vorausſetzung ein, daß der ‚Hilfe: 
juchende aus eigenen Einfommensquellen (Mentenbezügen irgend 
welcher Art u.j.w.), aus eigenem Vermögen oder aus eigenem 
Arbeitsverdienft oder aus Zuweifungen Dritter (unterhaltspflichtiger 
Verwandten, Stiftungen) die erforderlichen Mittel nicht gewinnen 
fan, um Jich und den Seinen die unentbehrlichen Lebensbedürfniſſe 
zu verjchaffen. 

Die gejegliche Armenpflege umfaßt die Gewährung des unent: 
bebrlichen Lebensunterhaltes, der erforderlichen Pflege in Krankheits— 
fällen und, im ‚Falle des Ablebens, eines angemeſſenen Begräbniſſes. 

Die Unterftügung kann geeignetenfalls, jo lange Diejelbe in 
Anspruch genommen wird, mitteljt Unterbringung in einem Armen: 
oder Kranfenhaufe, ſowie mitteljt Amveifung der den Kräften des 
Hilfsbedürftigen entiprechenden Arbeiten außerhalb oder innerhalb 
eines Jolchen Hauſes gewährt werden. 

*) Siehe hierzu die Sagungen ©. 398 ff. 
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87 


Hält die Armendeputation die Aufnahme eines Hilfsbedürftigen 


in eine 


der geſchloſſenen ſtädtiſchen Anstalten (Invalidenhaus, 


Krankenhaus, Waiſenhaus) für nötig, ſo wird ſie ſolche bei der 
ſtädtiſchen Hoſpiziendeputation beantragen. In eiligen Fällen kann 
ſie die vorläufige Unterbringung in eine dieſer Anſtalten unter 
Berückſichtigung der ſtiftungsmäßigen Beſtimmungen verfügen. 


88. 


Die ſtädtiſche Armendeputation hat insbeſondere folgende Ob— 
liegenheiten: 


1, 


5. 


6. 


ſie hat die Berhältniffe der ärmeren Klaſſe der Bevölferung 
zu erforjchen und die zur tunlichen Vorbeugung und Ab: 
hilfe ihrer Verarmung dienenden Emrichtungen zu treffen 
oder bei dem Stadtvorjtande zu beantragen; 


. fie bat eine Verbindung der Öffentlichen mit der privaten 


und firchlichen Armenpflege anzuftreben und zu unterhalten 
zweds gegenfeitiger Ergänzung in der Armenpflege und 
zweds Serbeiführung einer möglichjt gerechten und einbeit- 
lichen Armenunterjftüßung; 


. den jährlichen Voranfchlag für die unterjtellte Armenpflege 


zu entwerfen und der Birgermeifterei zwecks Vorlage an 
die Stadtverordneten-Verfammlung einzureichen; 


. die für die Armenpflege durch den fejtgejtellten Voranſchlag 


oder durch befondere Bejchlüffe der Stadtverordneten-Ber- 
ſammlung überwiejenen Geldmittel beftimmungsgemäß zu 
verwenden; 

die Jahresrechnung vor deren Vorlage an die Stadtver- 
ordneten-Verſammlung zu prüfen; 

nach Ablauf eines jeden Jahres einen Verwaltungsbericht 
zu erſtatten. 


Außerdem verwaltet die ftädtische Armendeputation auf Grund 
des Art. 47 der Städteordnung auch den jogenannten „Sentral- 
AUrmenfonds“. Die Einfünfte desjelben find in den jährlichen 
Voranſchlag aufzunehmen. 
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89. 

Die jtädtiiche Armendeputation wird nach außen durch den 
Vorſitzenden vertreten. 

Der Gejchäftsgang bei derjelben wird nach den Vorjchriften 
einer von der Deputation zu erlaffenden Gefchäftsordnung geführt, 
welche der Genehmigung der Stadtverordnneten-Verfannlung unter 
liegt. Alle 14 Tage findet eine regelmäßige Sigung ftatt; außer: 
dem aber auf Einladung des Borjigenden, jo oft es die Gejchäfte 
nötig machen. 

8 10. 

Die Mitglieder der ſtädtiſchen Armendeputation, die Bezirks: 
vorjteber, die Armenpfleger werden durch den Vorſitzenden in ihr 
Amt eingeführt und durch Handichlag zur getrenen Beobachtung 
der Armenordnung und der bejtehenden Gejchäftsordnung verpflichtet. 


SL], 

Die Bezirksvorjteher und deren aus den Armenpflegern des 
Bezirks zu wählenden Stellvertreter jowie Die Armenpfleger werden 
auf 9 Jahre auf Vorschlag der Armendeputation durch die Stadt: 
verordnieten-Berjammlung berufen. 

Alle 3 Jahre jcheidet ein Drittel der Bezirfsvorjteher und 
Armenpfleger aus. Die Ausscheidenden jind wieder wählbar. 


4.12. 

Jedes jtimmberechtigte und wahlfäbige Mitglied der Stadt- 
gemeinde ift verpflichtet, die Wahl zu einem unbejoldeten Amte in 
der ftädtifchen Armenpflege, insbefondere ala Armenpfleger und Bes 
zirfsvorjteher, anzunehmen und diejes während der Zeit, für welche 
es gewählt ift, zu verjeben. Es gelten bierfür die Beſtimmungen 
der Art. 112 und 113 der Städteordnnung. 


S 13. 


Jedem Armenpfleger wird ein nach Straße und Hausnunmmer 
beftimmter Teil der Stadt (eine Pflegichaft), jedem Bezirfsvorjteher 
ein aus mehreren Pflegſchaften bejtehender Bezirk übermiejen. 
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Die Zahl und die Begrenzung der Pflegichaften und Bezirke 
werden durch die Armendeputation feſtgeſetzt. Die Pflegſchaften 
jollen möglichſt zufammenhängend gejtaltet und jo klein bemeſſen 
jein, daß ſie in der Regel nicht mehr als 4 Unterftügte (Einzel: 
jtehende oder Familien) enthalten. Mehr als 14 Pflegichaften follen 
einem Bezirfe nicht zugeteilt werden. 

$ 14. 

Die Armenpfleger eines jeden Bezirks treten regelmäßig und 
mindejtens alle 14 Tage einmal zu Bezirksverfammlungen unter dem 
Vorſitze des Bezirfsvorftehers oder deſſen Stellvertreters zufammen. 


S 15. 

Ein jedes Gefuch um Armenhilfe aus jtädtijchen Mitteln muß 
bei dem zuftändigen Armenpfleger angebracht werden. Die Gejchäfts- 
ordnung fann fir dringende ‚Fälle, in welchen eilige Hilfe erforderlich 
erjicheint, Ausnahmen von dieſer Regel zulajien. 

Zur Ermittelung des zuftändigen Armenpflegers ſowie des zus 
jtändigen Bezirksvorjtehers dient ein alphabetisches Verzeichnis der 
Straßen und läge nebjt Angabe ihrer Zugebörigfeit zu den 
AUrmenbezirfen und Yrmenpflegichaften, welches in allen Polizei: 
bezirfen offen liegen muß. 

S 16. 

Der Armenpfleger iſt verpflichtet, ſich durch eine jorgfältige 
perjönliche Unterfuchung Kenntnis von den Verhältniſſen des Bitt: 
jtellers zu verjchaffen. Findet er die Not jo dringend, daß Die 
Hilfe unverzüglich gewährt werden muß, jo ijt er befugt, ſolche 
ohne vorherige Einholung der Zuſtimmung jeines Bezirfsvorjtebers 
jofort eintreten zu laſſen. Dieje Unterftügungen dürfen in einem 
jolchen ‚Salle nur ausnahmsweise und in geringen Beträgen gewährt 
und müſſen dem Bezirfsvorjteher alsbald befannt gegeben werden. 
Der Regel nach joll aber ſelbſt in dringlichen Fällen die voraus 
gebende Rückſprache mit dem Bezirfsvorjteher jtattfinden, welchem 
ein Vorſchuß aus der Armenkaſſe zur Verfügung ftebt. In allen 
anderen Fällen hat der Armenpfleger in der nächiten Bezirksver- 
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ſammlung das Gejuch vorzutragen und feine Anträge zu jtellen. 
In diejen Bezirfsverfannnlungen iſt auch Mitteilung über die in 
dringenden Fällen vorläufig bewilligten Unterjtügungen zu machen. 


8 17. 

Die Bezirksverſammlung entjcheidet nach Stimmenmehrheit über 
die im S 16 erwähnten Gejuche und Anträge Die Bejchlüffe ind 
in die Bezirfsbücher einzutragen und von den Armenpflegern zu be 
folgen. Ebenjo jind auch die Bewilligungen von vorläufigen Unter: 
jtügungen in die Bezirfsbücher einzutragen. 

Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausjchlag. Derjelbe bat das Necht, Bejchlüffe der Verfanmtlung 
zu beanjtanden und zur Entjcheidung der Armendeputation zu 
bringen. Die Beanftandungen find in die Bezirfsbücher einzutragen. 

Die Bezirfsbücher find nach jeder Bezirfsverfammlung dem 
Armenamte jofort zuzujtellen. 

$ 18. | 

Die Grundſätze, nach welchen die Armenhilfe zu gewähren ift 
und der zuläflige Umfang derjelben ind unter Berücjichtigung der 
Beſtimmung des S 6 des Näheren in einer unter Genehmigung 
der Stadtverordneten-Berfanmlung zu erlaffenden Dienſtanweiſung 
für die Bezirfsvorjteher und Armenpfleger feitzuftellen, welche auch 
die nötigen Anordnungen über ‚Führung der Bezirksbücher und den 
Gejchäftsgang überbaupt enthält. 

8 19. 

Die Bejchlüffe der Bezirksverſammlungen Find der ſtädtiſchen 
Armendeputation in «deren vegehnäßiger Situng vorzulegen. Die 
ſtädtiſche Armendeputation iſt befugt, dieſe Beſchlüſſe, wenn 
ſie den ermittelten Verhältniſſen oder den ergangenen Vorſchriften 
nicht entſprechen, ſei es von Amts wegen oder auf Anrufen eines 
Beteiligten, aufzuheben und in der Sache anderweit zu entſcheiden. 
Dem Vorſitzenden der Armendeputation iſt es jedoch vorbehalten, 
den Bezirksvorſtehern, falls gegen deren Maßnahmen Bedenken 
entſtehen ſollten, zunächſt hiervon Mitteilung zu machen. 
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Zu den Berhandlungen der ftädtischen Armendeputation iiber 
beanjtandete Bejchlüjfe der Bezirfsverfammlungen oder über be: 
jondere Anträge derjelben jind die betreffenden Bezirksvorſteher 
einzuladen. Iſt ein Bezirfsvorfteher nicht erjchienen, jo wird auf 
Grund der Bezirfsbücher, welche ſtets fämtlich vorgelegt werden 
müſſen, entjchieden. 

S 20. 

Die ftädtifche Armendeputation ift verpflichtet, mindejtens ein- 
mal im Jahre die fämtlichen laufenden Unterjtügungsfälle einer 
Durchprüfung zu unterziehen. 

Zu dieſem Zweck werden bejondere Situngen berufen, in 
welchen ſämtliche Bezirfsvorjteher oder deren Stellvertreter ſowie 
Die Armenärzte zu erjcheinen haben. 

Nach jtattgehabter Prüfung haben die Bezirfsvorjteher und 
Armenärzte Bericht über die Yage der Armenverhältnijie in ihren 
Bezirken zu erjtatten, Winfche, welche in bezug auf das Armen: 
twejen an fie gelangt find, mitzuteilen und etwaige Anträge zu jtellen. 

5 31. 

Die ſtädtiſche Armendeputation jtellt die Geldbeträge und Die 
Anzahl der Anweifungen für Lebensmittel u. j. w. fejt, welche an 
die einzelnen Bezirksvorfteher für die auf die nächte Bezirfsver: 
ſammlung folgende 14tägige Periode als vorausjichtlicher Bedarf 
ausgehändigt werden jollen. 

Die Geldbeträge und Anweisungen find den einzelnen Bezirks: 
vorftehern rechtzeitig zuzuftellen. Der Bezirfsvorjteher übergibt in 
der nächften Sigung der Bezirfsverfammlung jedem Armenpfleger 
diejenigen Geldbeträge und Anweifungen, welche demjelben nach den 
gefaßten Beſchlüſſen als Unterftügung der Armen feiner Pflegſchaft 
fir den Zeitraum von 14 Tagen bewilligt worden jind. 

Die Auszahlung der Gelder, jowie die Verabfolgung der An- 
weifungen jeitens der Verwaltung an die Bezirksvorſteher, jeitens 
letzterer an die Armenpfleger und feitens dieſer an die Hilfsbe— 
Dürftigen gefchiebt gegen Quittung. Das Nähere regelt Die 
Gejchäftsordnung. 
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g 22. 


Alle Gelder werden aus der Armenkaſſe auf jedesmalige fchrift: 
liche Anweiſung des Vorſitzenden der Armendeputation ausgezahlt. 


B. Städtifche Hospiziendeputation. 
8 23. 


Zur Verwaltung des Vermögens und der Anſtalten der 
bürgerlichen Hojpizien wird gemäß Urt. 47, 52 und 53 der 
Städteordnung eine Deputation eingejeßt, welche den Namen 
„Städtifche Hojpiziendeputation” führt. 


g 24. 


Die jtädtifche Hojpiziendeputatton bejtehbt außer dem Vor: 
figenden aus 6 Mitgliedern, welche von der Stadtverordneten-Ver— 
jammlung gewählt werden und von welchen mindejtens zwei der 
Stadtverordnneten-VBerfanmlung angehören müſſen, während weitere 
vier aus jtimmmberechtigten und wahlfähigen Mitgliedern der Stadt: 
gemeinde entnonmmen werden fünnen. 

Die Wahl der genannten 6 Mitglieder erfolgt auf 9 Jahre; 
jedoch tritt nach jeder regelmäßigen Ergänzung oder einer voll: 
jtändigen Neuwahl der Stadtverordneten-Verſammlung ein Drittel 
diejer Mitglieder aus. Die Reihenfolge des Austritt wird durch 
das Dienjtalter beſtimmt und für den all der Gleichheit des 
Dienjtalter8 durch das Los. Die Ausjcheidenden ind wieder 
wählbar und bleiben in allen Fällen zur Fortführung des über: 
nommenen Amtes bis zum intritt der an ihrer Stelle neuge— 
wählten Mitglieder verpflichtet. Der Erjaß der aus anderen 
Gründen ausgefchiedenen Mitglieder erfolgt für die noch nicht ab» 
gelaufene Amtsdauer derjelben. 


8 25. 
Den Vorſitz führt der Bürgermeifter oder der jtändig mit 


dem Borjig in der ftädtiichen Armendeputation beauftragte 
Beigeordnete. 
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8 26. 

Die Beſtimmungen des S 3 finden für: die Hojpiziendeputation 
entjprechende Anwendung. Die Mitglieder der Hofpiziendeputatton 
und der Armendeputation find zum Zweck der Beratung und Be 
ſchlußfaſſung über die in S 30, 8 31 und 8 33 bezeichneten Gegen: 
ſtände zu gemeinfamen Sigungen zu berufen. 

Zur Beratung aller Gegenjtände, welche die Geſundheitsver— 
hältniffe der Anftalten oder die Unterbringung von Perſonen un 
denjelben betreffen, des Voranſchlags und des VBerwaltungsberichts 
it der Oberarzt des jtädtifchen Krankenhauſes mit beratender 
Stimme zuzuzieben. 

Legt derjelbe gegen einen Beſchluß Verwahrung ein, jo muß 
die Angelegenheit mit Bericht der Stadtverordneten-Berfammlung 
zur Entjcheidung vorgelegt werden. 


S 27. 

Die jtädtifche Hojpiziendeputation hat das Bermögen des 
Hofpizienfonds nebit den aus der Stadtkaſſe benötigten Zufchüfien 
innerhalb der Grenzen des von der Stadtverordneten-Verfammlung 
genehmigten Voranjchlags zu verwalten und zu verwenden. Es 
ift ihr demgemäß zur Zeit die Verwaltung des mvalidenbaufes, 
des St. Rochus-Hoſpitals, der Waifenbäufer und des Prandbaufes 
übertragen. Sie führt außerdem die Verwaltung der Jſolier— 
Krankfenbaraden und der ftädtifchen Kranfenanftalt für die Ver: 
pflegung kranker Dienftboten, Yehrlinge und alleinjtehender Per— 
jonen in der Stadt Mainz. 

S 28, 

Die Hojpiziendeputation kann unter ihrer Verantwortlichkeit 
die bejondere Meberwachung einer jeden der in dem vorjtebenden 
Varagraphen genannten Anſtalten einem ihrer Mitglieder übertragen. 


8 29. 


Die Hojpiziendeputation wird nach außen Durch den Bor 
jigenden vertreten. 
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Die Mitglieder verſammeln ſich zu den Situngen auf Ein- 
ladung des Vorſitzenden, fo oft es die Gejchäfte nötig machen. 


$ 30. 


Die Grundjäße, nach welchen jede einzelne der der Hoſpizien— 
deputation unterjtellten Anftalten zu verwalten und zu leiten ift, 
follen in bejonderen, mit Genehmigung der Stadtverordneten-Ver: 
ſammlung zu erlafienden Gefchäftsordnungen niedergelegt werden, 
welche auch die nötigen Anordnungen über den Gejchäftsgang über: 
haupt enthalten. 

Die für die Verpflegung von Perſonen in einer der Hofpizien- 
deputation unterftellten Anjtalt zu zahlenden Vergütungen werden 
für jede Anftalt in einem bejonderen Tarif fejtgejegt, welcher der 
Genehmigung der Stadtverordneten:Berfanmlung unterliegt. In 
dem Tarif für das Invalidenhaus iſt auch feitzuftellen, inwieweit 
eine Perſon durch eine einmalige Kapitalzahlung von der Zahlung 
des für die Verpflegung im Imvalidenhaus zu entrichtenden tarif- 
mäßigen jährlichen Betrages als entbunden zu betrachten it. — 
jelbjt oder von dritter Seite für ſie gezahlt wird, kann die Auf: 
nahme in eine der Anftalten nur dann erfolgen, wenn die Armen: 
deputation die Zahlung des Fehlbetrages übernimmt. 


8 31. 

Die Hojpiziendeputation bat alljährlich: 

1. einen Voranfchlag für den gejamten Umfang ihrer Ver: 
waltung zu entwerfen und der Biürgermetjterei zwecks 
Vorlage an die Stadtverordneten- VBerfammlung vorzu— 
legen; 

. die Jahresrechnung vor deren Vorlage an die Stadtver: 
ordneten-Verſammlung zu prüfen; 

3. nach Ablauf eines jeden Jahres einen VBerwaltungsbericht 
zu erjtatten. 


Lass! 
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C. Gemeinjfame Beitimmungen für die Urmendeputation 
und Die Hojpiziendeputation. 
8 32. 

Die Berwaltung der Gejchäfte beider Deputationen erfolgt auf 
Grund der von der Stadtverordneten-Verfammlung alljährlich feit- 
geftellten Voranſchläge. Die bei den beiden Deputationen ſich 
herausgeftellten Nechnungsergebniffe find als ein einheitliches Ganzes 


u betrachten. 
d ch 833. 


Vorlage an die Bürgermeiſterei zur weiteren ordnungsmäßigen 
Behandlung durch die Stadtverordneten-Verſammlung iſt für beide 
Deputationen erforderlich: 

1. bei allen Gegenſtänden, welche nach Art. 48 der Städte— 
ordnung die Genehmigung der Aufſichtsbehörde vorausſetzen; 

2. bei Verpachtungen, ſowie bei Veränderungen in dem Beſtand 
der Grundſtücke und Gebäude; 

3. bei Anſtellung, Gehaltsbeſtimmung und Entlaſſung der 
Angeſtellten, ſoweit ſolche nicht als einfache Hilfsarbeiter 
gegen Bezug von Tagegeldern oder beſtimmten Vergütungen 
vorübergehend angenommen ſind. 

834. 

Jedes Mitglied der beiden Deputationen iſt berechtigt, durch 
Vermittelung des Vorſitzenden jederzeit von der Verwaltung beider 
Abteilungen Einſicht zu nehmen. Auch ſollen die Mitglieder beider 
Deputationen Kenntnis von den jeweiligen Sitzungen der Einzel— 
deputation niit Angabe der Tagesordnung erhalten und es ihnen 
freifteben, den Sißungen derjenigen Deputation, welcher ſie nicht 
angehören, beizumwohnen, ohne indeifen Stimmrecht zu haben. Auf 
Beichluß einer Deputation ift die Öerbeiführung einer gemeinjchaft- 
lichen Situng der beiden Deputationen anzuordnen, für deren Be- 
ſchlußfähigkeit und Beichlußfaffung die Beſtimmungen des 83 3 gelten. 

8 35. 

Von dem Tage an, mit welchem die vorjtehenden Satungen in 
Kraft treten, find die jtatutarifchen Bejtimmungen für die Armen- und 
Krankenpflege in der Stadt Mainz vom 29. März 1876 aufgehoben. 
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2: 
VNachtrag 


zu den Satzungen für die Verwaltung des Armen: 
mwefens und der Sbolpizienanftalten in der Stadt 
Mainz vom 23. Juni 1898. 





Nach Zuſtimmung der Stadtverordneten- VBerfanmlung und 
mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
vom 13. Januar 1902 zu Nr. M. J. 625 wird hierdurch beitimmt: 

8 36. 

Bevor dem Wechner der jtädtijchen Armendeputation und 
Hofpiziendeputation und des Pfandhaufes durch deren Vorſitzenden 
eine Ausgabe: und Einnahme-Amweifung erteilt wird, find ſämtliche 
Einnahme: und Ausgabe-Urfunden dem jtädtifchen Finanzbureau 
zur Prüfung auf fachliche und vechnerische Nichtigkeit, ſowie der 
voranjchlagsgemäßen Verwendung der Kredite vorzulegen. 

Diefer Nachtrag tritt mit Wirfung vom 1. April 1902 ab 
in Kraft. 


Mainz, den 20. Februar 1902. 
Großherzoglide Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 


— [un - — 
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3. 
Satzungen 
über das Rflegekinderweſen der Stadt Mainz. 





Mit Zuftunmung der Stadtverordneten-Berfammlung und mit 
Genehmigung Großh. Miniiteriums des Innern vom 21. Mai 1900 
zu Nr. M. %. 13828 wird beſtimmt: 


Städtifcher Erziehbungsbeirat. 
sı1. 

Unter der Bezeichnung „Städtifcher Erziehungsbeirat”“ wird 
zur Yeitung und Beauflichtigung des gejamten jtädtiichen Pflege 
finderwejens eine befondere Deputation gebildet. 

Sie bejteht aus einem VBorfigenden und ſechs Mitgliedern, 
fann sich jedoch verftärfen durch Zuziehung von Geijtlichen, 
Lehrern, Uerzten, Mitgliedern von Fachſchulen, Frauen u. ſ. w. als 
„Beiſitzern“. 

Als ſtändige Beiſitzer werden zugezogen diejenigen Geiſtlichen, 
welche Mitglieder des Schulvorſtandes ſind, ſowie 2 durch die 
Stadtverordneten-Verſammlung zu wählende Oberlehrer, von welchen 
einer der katholiſchen und einer der evangeliſchen Konfeſſion anzu— 
gehören hat. 

Vorſitz. 
82. 

Den Vorſitz führt der jeweilige ——— der Städtiſchen 
Armendeputation. 

Mitglieder des Erziehungsbeirates. 
$ 3. 

Von den Mitgliedern des Erziehungsbeirates müſſen minde— 
jtens eins der ftädtischen Armendeputation, eins der jtädtifchen 
Hojpiziendeputation und zwei der Stadtverordneten-Berfanmmlung 
angehören, während die übrigen aus jtimmberechtigten und wahl: 
fähigen Mitgliedern der Stadtgemeinde entnommen werden können. 
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Die Mitglieder des Erziehungsbeirates werden von derfStadt- 
verordneten-Berfammlung gewählt, und findet auf die Wahl S 2 
Ab}. 2 der Sabungen für Die Verwaltung des Armenweſens ıc. 
entiprechende Anwendung. 

Welche Perſonen als „Beifiger” zuzuziehen find, darüber ent: 
jcheidet — vorbehaltlich der in S 1 bezüglich der ſtändigen Bei- 
fier getroffenen Beſtimmung — der Erziehungsbeirat jelbjtändig. 
Jedenfalls jollen aber ‚Frauen, insbejondere auch wegen der Mlit- 
beauffichtigung der “Bilegefinder, ſowie der Kreisarzt oder fein 
Stellvertreter wegen Ueberwachung der Yandeswatjenpflege zuge: 
zogen werden. 


Situngen, Beſchlüſſe. 


84. 

Der Erziehungsbeirat tritt ſo oft es die Geſchäfte erfordern, 
mindeſtens aber vierteljährlich einmal zu einer Sitzung zuſammen, 
zu welcher eine beſondere Einladung erfolgt. Der Erziehungsbeirat 
iſt beſchlußfähig, wenn alle Mitglieder unter Bekanntgabe der Tages— 
ordnung eingeladen waren und der Vorſitzende, ſowie mindeſtens 
die Hälfte der Mitglieder anweſend ſind. Die Beſchlüſſe werden 
nach Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Die Beiſitzer werden zu den Sitzungen als beratende Mit— 
glieder zugezogen. 


Obliegenheiten des Erziehungsbeirates. 


85. 
Der Erziehungsbeirat hat zur Entlaſtung der Armendeputation 
und Hoſpiziendeputation: 

I. zu beſchließen, in welcher Weiſe die Unterbringung eines 
der jtädtifchen Armenfürforge anheimgefallenen Pflege— 
findes betätigt werden Joll; 

2. die Verpflegung und Erziehung diefer Kinder fortgejeßt 
zu überwachen und die zur Ueberwachung geeigneten Ein— 
richtungen zu treffen; 
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3. für das fittliche, gefundheitliche und wirtjchaftliche ‚Fort- 
kommen jener Pflegekinder nach der Schulentlajjung Sorge 
zu tragen. 

Die Entjcheidung, ob bezüglich eines Pflegefindes die Vor— 
ausfegungen fir den Eintritt der öffentlichen Armenfürjorge vor: 
ftegen, bleibt der Armendeputation allein vorbehalten. Die be 
treffenden Gejuche jind Daher bei der Armendeputation oder deren 
Organen anzubringen. Auch bat lediglich die Armendeputation 
darüber zu befinden, ob die Hilfsbedürftigkeit und Damit die weitere 
Belaftung der Armenkaſſe mit Verpflegungsfoften als beendigt zu 
betrachten ijt. Ein hiervon unabhängiges, jelbjtändiges Weiteres 
Eintreten des Erziehungsbeirates tft Dadurch nicht ausgeſchloſſen ($ 19). 


Inpflegegebung von Kindern. 
8 6. 


Die Unterbringung der Kinder erfolgt entweder in Familien: 
oder in Anftaltspflege. Welche Form der Pflege bezüglich eines 
Kindes zu wählen ijt, enticheidet der Erziehungsbeirat nach gut— 
achtlicher Anhörung des zujtändigen Geijtlichen und Armenarztes 
als auch — bei Schulfindern — Des Yehrers. 

Anstaltspflege foll insbefondere dann eintreten, wenn der zus 
jtändige Getftliche, Yehrer und Armenarzt die Familienpflege wegen 
bei dem Kinde vorhandener Krankheit, körperlicher Gebrechen oder 
aus anderen Gründen für jchädlich oder unangezeigt erklären. 


‚samilienpflege. 


8 7. 

Die Yyamilienpflege wird je nach der Entjcheidung des Er: 

ziehungsbeirates durch Stadt: oder Yandpflege betätigt. Die in 

$ 6 erwähnten gutachtlichen Aeußerungen follen auch für Dieje 
Entjceheidung Anhaltspunkte enthalten. 

Die Pflegeeltern müjjen der Neligion des Kindes angehören. 
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Vorläufige Unterbringung. 
S 8. 

Bis zur endgültigen Eutjcheidung des Erziehungsbeirates über 
die Unterbringung eines Kindes wird Dasjelbe dem Watjenhaufe 
überiwiejen, jofern nicht Verwandte oder fonftige, der ‚Familie des 
Kindes naheſtehende Perjonen fich des letzteren annehmen wollen. 


Beauffichtigung der Yandpflege und der Stadtpflege. 


8 9. 

Die Ueberwachung der Verpflegung und Erziehung der in 
Pflege auf dem Lande untergebrachten Kinder wird unter Aufficht 
des Erziehungsbeirates dem Ortsgeiftlichen, einem Yebrer des bes 
treffenden Ortes oder einen jonftigen Bertrauensmanne übertragen. 
Neben dem Bertrauensmanne wird vom Grziehungsbeirat eine 
rau mit der Mitauflicht beauftragt. 

Die Bertrauensmänner haben ich bei Ausübung ihrer Tätig- 
feit nach der ihnen einzubändigenden Dienſtanweiſung zu richten. 
Legtere bedarf der Genehmigung der Stadtverordneten-Verſammlung. 

Die Vertrauensmänner haben insbejondere darüber zu wachen, 
daß die Pflegeeltern ihre Verpflichtungen, wie jolche in dem, diejen 
einzubändigenden Pflegebuch enthalten find, nach jeder Richtung bin 
genau und pünktlich erfüllen; ſie müſſen den Pflegeeltern und den 
Kindern mit Rat und Tat beijtehen, von der Pflege, dem Ver: 
balten in Schule und Haus, den ;Fortjchritten und von etwaigen 
bejonderen Bedürfniſſen der Kinder ſich Durch üftere perfönliche 
Veberzeugung unterrichten, wahrgenommene Webeljtände abitellen, 
nötigenfalls unter Darlegung der Gründe bei dem Erziebungsbeirat 
die Entnahme des Kindes aus der Pilegejtelle veranlafien. In 
bejonders dringenden ‚Fällen haben die VBertrauensmänner das Necht, 
den Prlegewechjel jelbit vorzunehmen; es iſt aber dann innerhalb 
24 Stunden dem Erziehungsbeirat Mitteilung zu machen. 

Ebenfo jollen die Vertrauensmänner unter Mitteilung der Ver: 
bältnifje wegen Unterbringung von Kindern in Heil, Pflege: oder 
Beljerungsanftalten Antrag beim Erziehungsbeirat jtellen. 

26 
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Ueber jedes Kind iſt jährlich mindeitens zweimal dem Cr: 
ziehungsbeirat jchriftlicher Bericht zu erjtatten. 

In der Stadtpflege wird die Stelle des Vertrauensmannes 
von dem zuftändigen Armen:Bezirfsvorjteher verjehen. Im übrigen 
gilt das vorjtehend für die Yandpflege Verordnete auch bier. 


Ermittelung von Prlegeitellen. 
Ss 10. 

Die Vertrauensmänner ermitteln nach Maßgabe ihrer Dienit- 
anweiſung geeignete Pflegeitellen und bringen dieſe bei dem Er: 
ziehungsbeirat in Vorjchlag. Bevor der letztere ein Prlegefind in 
einer jolchen Prlegejtelle unterbringt, wird er ſich durch eine Ab 
ordnung aus jeiner Mitte Gewißheit darüber verjchaffen, daß die 
Pflegeitelle allen Anforderungen entjpricht. 


Verkehr mit Angebörigen. 


8 11. 

Die Pilegefinder dürfen durch ihre Angehörigen befucht werden, 
jo lange nicht zu befürchten jtebt, daß dieſe Beſuche einen nad: 
teiligen Einfluß auf die Kinder ausüben, in welch” letzterem Falle 
die Bejuche zu unterbleiben haben. 

Schriftlicher Verfehr der Pflegefinder mit ihren Angebörigen 
ist gejtattet. Inſofern es der Erziehungsbeirat für notwendig bält, 
iſt dieſer Verkehr von den Pflegeeltern zu überwachen. 


Yehrlinge und Dienftboten. 
$ 12, 

Der Erziehungsbeirat und die Vertrauensmänner werden be 
jondere Sorgfalt auf die Berufswahl der fchulentlafjenen Pilege 
finder verwenden. Unter eingehender Berücfichtigung der Indivi— 
dDualität, dev Neigungen und Fähigkeiten der Kinder follen diejelben 
entweder zu tüchtigen Meiſtern in die Yehre oder in einen Dienft 
gegeben oder anderweitig ausgebildet werden. 
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Die Mädchen werden nur dann in geeigneten Dienftjtellen unter: 
gebracht, ſofern ihre förperliche Entwidelung nach Anficht des Er- 
ziebungsbeirates dabei in feinerlei Weiſe gefährdet wird. 


Aufbören der Fürforgepflicht. 
8 13. 

Die Fürſorgepflicht der öffentlichen Armenpflege endigt in der 
Negel nach erfolgter Schulentlaffung der Pfleglinge oder nach be- 
endigtem Lehrverhältnis oder nach Fortfall der Urfachen der In— 
pflegebegebung. Doch follen dieje Prleglinge durch den Erziehungs: 
beirat und die Vertrauensmänner noch fortgejegt und, wenn not- 
wendig, bis zur erreichten Großjährigfeit überwacht werden. Der 
Erziehungsbeirat und die VBertrauensmänner jind gehalten, den 
jchulentlafienen, in der Lehre oder in Dienititelle befindlichen 
Pfleglingen mit Nat und Hilfe zur Seite zu jtehen, ſowie auf das 
fittliche Verhalten derjelben zu achten und, wenn nötig, beijernd 
einzuwirken. 

Etwaige Beſchwerden haben die Pfleglinge bei den Vertrauens— 
männern vorzubringen, die für Beſeitigung der Mißſtände ſorgen 
oder dem Erziehungsbeirat zur Abhilfe Anzeige erſtatten werden. 


Vormundſchaft. 
8 14. 
Bezüglich der Vormundſchaft der Pflegekinder gelten die geſetz— 
lichen Beſtimmungen. Das Ueberwachungsrecht der Vormünder 
wird durch gegenwärtige Beſtimmungen nicht berührt. 


Auslagen und Honorar der Vertrauensmänner x. 
8 15. 
Bare Auslagen, wie: Porto, Netjefojten u. j. w. werden den 
mit der Aufjicht der Prlegefinder beauftragten Perſonen erjeßt. 
Die Vertrauensmänner der Yandpflege erhalten eine Vergütung 
von 50 I für jedes Prlegefind und jeden Kalendermonat, in welchen 
das Kind mehr ala 15 Tage ihrer Aufficht unterjtanden bat. 
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Berhandlungen. 
8 16. 

Ale auf die BPflegeiachen bezughabenden Verhandlungen 
werden durch den Vorfigenden geführt. Die laufenden Gejchäfte 
‚bejorgt das Armenamt. 

Pflegegeld. 
817. 

Als Pflegegeld für die in Stadt- und Landpflege untergebrachten 
Kinder werden in der Negel die von der Laudeswatjenfafje für Die 
Zandeswaijen bejtimmten Sätze bezahlt. Außerdem werden für 
Schulutenfilten für die in Zandpflege untergebrachten Kinder 8 A 
für das Jahr vergütet. Bei der eriten Kommunion oder bei der 
Konfirmation der Kinder erhalten die Pflegeeltern zur Beichaffung 
der erforderlichen Kleider einen Zufchuß, defjen Verwendung für 
die Kinder die Vertrauengmänner zu überwachen haben. 

Ein höheres Pflegegeld kann nur in bejonderen Fällen be- 
zahlt werden. Dasjelbe wird durch Die Armendeputation auf 
Vorſchlag des Erziehungsbeirates feſtgeſetzt. 

Die Auszahlung des Pflegegeldes erfolgt vierteljährlich. Die 
Bahlungsanmveifungen werden von dem Armenamt aufgeitellt und 
nach Unterjchrift durch den Vorſitzenden mit dem Gelde den Ber: 
trauensmännern zugejchidt. Dieje haben das Geld an die Pflege: 
eltern gegen Quittung auf der Zahlungsanweilung auszubezahlen 
und leßtere alsdann an das Armenamt zurüczufenden. 


Ausrüſtung der Kinder. 
g 18. 

Bei der Fupflegegebung werden für die Kinder Die von der 
Armendeputation mittelft befonderer Feitjegung als notwendig be— 
zeichneten Kleidungsſtücke gewährt. 

Lehrgeld. 
819. 

Um den aus der Schule entlaſſenen Knaben und Mädchen 

Gelegenheit zur Erlernung eines Handwerks zu geben, kann auch 
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über die Grenzen der öffentlichen Armenpflege hinaus ein ents 
jprechendes Lehrgeld bewilligt werden. Dasjelbe wird in jedem 
einzelnen Falle Durch den Erzichungsbeirat zu Lajten der bejonderen, 
ihm zur Verfügung jtehenden Mittel feſtgeſetzt. 


Koiten der ärztlichen Behandlung ꝛc, Jowie der Beerdigung. 
8 20. 

Die Kojten für ärztliche Behandlung und Arzneien, chirurgijche 
und jonjtige Heilmittel, ſowie jolche der Beerdigung von Pfleg- 
lingen trägt die jtädtiiche Armendeputation innerhalb der Grenzen 
ihrer gejeglichen Berpflichtung. 


Reviſionen durch den Erziehungsbeirat. 
8 21. 

Alljährlich mindeſtens zweimal find die gefamten Pflegeitellen 
durch den mit der SKinderpflege betrauten Sekretär des Armenamts 
regelmäßig unter Beteiligung von Mitgliedern des Erziehungs- 
beirates und deſſen Vorjigenden, bei Mädchen und Fleineren 
Kindern auch unter AZuziehung der die Aufjicht mitführenden 
rauen, bei Stadtpflege außerdem unter Zuziehung der Armen— 
ärzte, einer Prüfung zu unterziehen. Ueber den Befund iſt ſchrift— 
licher Bericht zu erjtatten. 


Boranjchlag und Berwaltungsbericht. 
S 22. " 

Der Erziehungsbeirat hat: 

1. den jährlichen Voranjchlag für die ihm unterjtellte Ver— 
waltung zu entwerfen und der Bürgermeiſterei zwecks 
Vorlage an die Stadtverordnieten -VBerfammlung einzu— 
reichen ; 

2. die für die Verwaltung durch den fejtgeitellten Woran» 
ſchlag vder durch) beiondere Beichlüffe der Stadtver- 
ordnneten-Verjanmlung überwiejenen Geldmittel beſtimmungs— 
gemäß zu verwenden; 


al 
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3. die Jahresrechnung vor deren Vorlage an die Stadtver- 
ordneten-Berjammlung zu prüfen; 

4. nach Ablauf eines jeden Jahres einen eingehenden Bericht 
über feine Tätigfeit zu evtatten. 


Mainz, den 2. Juli 1900. 


Großherzoglide Bürgermeifterei: 
Dr. Schmidt 


Beigeordneter. 
13 


4 


Geſchäftsordnung 
für das Pfandbaus zu Mainz. 


Nachitehende Gejchäftsordnung tritt nach Zujtimmung Der 
Stadtverordneten-Berfammlung und deren erjter Abjchnitt*) mit Ge: 
nehmigung Großh. Mintiteriums des Innern vom 29. April d. S. 
zu Nr. M. 3. 11745 am 10. Mai 1901 in Kraft. 


Mainz, den 9. Mai 1901. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 
Dr. Schmidt 


. Beigeordneter. 


Srfter Abſchnitt. Sabungen. 

Das im Jahre 1818 durch die Hoſpizien-Kommiſſion als 
Wohltätigkeits-Anſtalt errichtete und jeitens der Großh. Heſſ. Regie— 
rung unterm 1. September 1818 mit bejonderen Privilegien vers 
jehene Prandhaus in Mainz wırd in Gemäßheit der Saßungen 
über die Berwaltung de3 Armenweſens und der Hojpizienanjtalten 
der Stadt Manz vom 23. Juni 1898 und auf Grund der nach« 


*) Der zweite Abſchnitt enthält die „Dienjtanweifung und Syornularien“. 
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ftehenden bejonderen Beitimmungen durch die jtädtiiche Hojpizien- 
deputation verwaltet. 


I. Gewährleijtung und Betriebsmittel. 
81. 

Das Pfandhaus iſt eine Zweiganftalt des Hofpizienfonds und 

jteht unter deſſen Gewährleiftung. | 
8 2. 

Zum Gejchäftsbetriebe wird dem Pfandhauſe aus dem Hofpizien- 
fonds das erforderliche Kapital überlafjen, ſoweit diejes nicht gemäß 
S 35 der Statuten der Mainzer Sparfafje vom 10. Dezember 1887*) 
darlehensweiſe bejchafft wird. 

Etwa ſich ergebende Ucberjchiiffe der Pfandhausrechnung werden 
zur Anſammlung eines Nejervefonds verwendet. 


II. Beamte. 

Die Angeftellten des Pfandhaufes haben ihr Amt nach einer 
bejonderen Dienjtanweilung zu verjehen und die auf Antrag der 
Hojpiziendeputation durch Beſchluß der Stadtverordneten-Berjamm: 
lung fejtgefeßte Sicherheit zu leiten. 

Zur Abjchägung der Pfänder ift lediglich der hierzu bejtellte 
Schäger befugt. Diejer haftet für dem bei der Verfteigerung ſich 
herausstellenden Mlindererlös, jofern er bei der Abjchägung Tich 
einer Unredlichfeit oder Fahrläjligfeit ſchuldig gemacht hat. 

Alle Pfandhausbeamten, welche mit der Beauffichtigung des 
Pfandhauslagers oder mit einer Tätigkeit in demjelben betraut 
find, haften dem Pfandhauſe für jeden Verlust oder Verderb, welcher 
jich bei der Auslöjung oder Verſteigerung eines Bandes heraus— 
jtellt, injofern das Pfandhaus ſelbſt dafür verantwortlich gemacht 
werden fanır.. 

Ueber die Frage, ob und in welchen Umfang ein Beamter 
für Mindererlös, Verluſt oder Verderb haftbar gemacht werden joll, 
entſcheidet die Hoſpiziendeputation. 





9 Jetzt F 39 der Saßungen vom 18. Januar 1904. 
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III. Dartehen. 
84. 


Darlehen werden nur gegen Hinterlegung eines den Be— 
ſtimmungen der SS 7 ff. entſprechenden Pfandes gewährt. 

Die Dauer des Darlehens beträgt ein Jahr. Dem VBerpfänder 
jteht e3 jedoch frei, jein Pfand auch ſchon vor Eintritt der Verfall: 
zeit auszulöſen. 

8 5. 

Die Höhe des einzelnen Darlehens wird unter Zugrundlegung 
des Abichägungswertes des Pfandes beitimmt. Bei Feitjekung Des 
Abjchägungswertes darf der Modes, Form: und Neigungswert des 
Pfandes nicht berücjichtigt werden. Für mehr als *4 des Ab— 
Ihägungswertes wird das Pfand nicht beliehen. 


8 6. 
Darlehen unter dem Betrage von zwei Mark werden nicht 
gewährt. 
IV, Bfänder. 


87. 

Als Pfänder dürfen nicht angenommen werden: 

Wertpapiere; 

Gemälde, Kupferſtiche, Bücher, Handſchriften und dergleichen 
nicht leicht verfäufliche Gegenſtände; 

Gegenstände, deren Wert leicht Schwankungen unterworfen tft; 

Borzellane, Glas-, Belzwaren, Getreide, Flüffigfeiten und 
dergleichen dem Verderben allzujehr ausgejegte und nur mit 
Schwierigfeit aufzubewahrende Gegenftände. 


S 8. 

Weißzeug und Betten müfjen vein gewajchen, Kleidungsitüde 
fauber gereinigt und mit reinen Umjchlagtüchern verjehen jein. 
Kleidungsſtücke, Weißzeug und Betten, welche mit Schabenanjag 
behaftet find, dürfen nicht angenommen werden. 
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8 9. 

Das Pfandhaus haftet Für die ſichere Aufbewahrung der 
Pfänder nach) allgemeinen Rechtsgrundjägen, unbejchadet der nach» 
jtehenden Bejtimmungen. 

Wenn Pländer während ihrer Aufbewahrung beim Pfandhaus 
bejchädigt werden oder in Verluſt geraten, jo hat die Kaſſe nur 
nach dem im Pfandjcheine angegebenen Werte Erjaß zu leiften. 

Im Falle einer Beihädigung hat jedoch der Verſetzer das 
Recht, das Pfand, deſſen Nüdgabe er verlangt, durch das Pfand— 
haus einer neuen Schäßung unterziehen und dem Unterjchied 
zwiſchen dem erjten und zweiten, nunmehr geringeren Abſchätzungs— 
betrag ſich bar auszahlen zu laffen. Hat jedoch der Auslöſende 
das Pfand ohne ausdrücklichen Einjpruch angenommen, jo erlijcht 
damit jeder Anjpruch wegen Beichädigung, unvollitändiger Ab— 
lieferung oder Berwechslung desjelben. Jedes Necht auf Einjpruch 
iſt venwirft, jobald der Auslöjende nach Empfangnahme des Pfandes 
ohne Erhebung eines Einjpruchs das Gejchäftszimmer verlaffen hat. 

Das Pfandhaus verjichert die Pfänder gegen Feuersgefahr 
bis zur Höhe des eingetragenen Abjchägungswertes und vergütet 
dem Berpfänder die von der Verficherungsgejellichait geleiſtete Ent— 
Ihädigung abzüglid) des Guthabens des Pfandhauſes. 


S 10. 
Die Pfänder find während der hierfür feitgejegten Geſchäfts— 
ftunden in das Pfandhaus einzubringen und dajelbjt wieder anzzulöjen. 


V. Zinjen und Gebühren. 
8 11. 


Bei Einbringen eines Pfandes iſt eine Einſchreibgebühr von 
drei Pfennigen von jeder Mark des bewilligten Darlehens zu 
entrichten. 

Die für ein Darlehen zu entrichtenden Jahreszinſen, in welche 
die Vergütung für Abſchätzung und Aufbewahrung der Pfänder 
einbegriffen ift, werden auf gemeinjchaftlichen Vorfchlag der Armen— 


— —f 
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deputation und Hojpiziendeputation durch Beſchluß der Stadtver- 
ordneten = Berfjammlung nach dem Gefichtspunfte fejtgejegt, daß 
durch die Einnahmen Lediglich die geſamten Betriebsfoften des 
Pfandhaujes gededt werden. Dieſe Feitiegungen find unter An: 
gabe des Zeitpunktes, mit welchem ſie in Wirfung treten jollen, 
öffentlich befannt zu” machen. 

Bis auf weiteres werden die Jahreszinſen einfchlieklich der 
Vergütung für Abjchägung und Aufbewahrung der Pfänder auf 
zwölf Prozent feitgejeßt. 

Sie werden erjt bei Auslöjung oder Verjteigerung des Pfandes 
und zwar bis zu diefem Zeitpunfte, jedoch jtet3 für volle Monate 
derart berechnet, daß der Berfalltag mit jeiner Zahl oder Benennung 
dem Tag der Verpfändung entjpricht. 

Prennigbruchteile, welche fic ergeben, werden in allen Fällen 
voll berechnet. 

Wenn die Abſchätzung eines Pfandes dem Pfandhauje bejfondere 
Koſten verurjacht, jo ift hierfür jofort Vergütung zu letjten. 


VI. Berjteigerung verfallener Gegenjtände. 
8 12. 

Alle Pränder, welche nach Ablauf eines Jahres vom Tage 
der Verpfändung und jpätejtens bis zum Tage der regelmäßigen 
nächjten Verjteigerung nicht ausgelöft find, ſollen in diejer Ver— 
jteigerung öffentlich an den Mleijtbietenden veräußert werden. 

Es jollen vegelmäßtg jährlich vier VBerjteigerungen, und zwar 
in der eriten Woche der Monate März, Juni, September und 
Dezember jtattfinden. 

S 13. 

Jede Verjteigerung muß vier Wochen vorher jedenfalls in 
einem oder mehreren öffentlichen Blättern, jowie durch Anjchlag- 
zettel am Pfandhauſe befannt gemacht werden. Hierbei jind Die 
zur Verjteigerung kommenden Gegenjtände nach Art und Gattung 
zu bezeichnen und die Tage bejonders anzugeben, an welchen die 
Gold-, Silber: und Pretioſen-Pfänder verjteigert werden. 
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Ss 14. 

Die Berjteigerung wird in dem Pfandhauſe unter Leitung 
eine3 hierzu von der Hofpiziendeputation bejtimmten Mitgliedes 
derjelben vorgenommen. Die Pfänder werden für das Guthaben 
des Pfandhauſes an Darlehen, Zinjen ($ 11) und Verſteigerungs— 
gebühren (S 15) ausgeboten. Wird das Guthaben des Pfandhaujes 
nicht erreicht, jo fällt das Pfand dem Pfandhauſe zu. 

Dieje dem Pfandhauſe zugefallenen Pfänder find innerhalb 
Sahresfriit und insbejondere während einer für den Verkauf des 
Pfandgegenitandes günftigen Jahreszeit wiederholt zur Beriteigerung 
zu bringen. Sollte auch dann das Piand zum Ausgebotspreiſe 
nicht veriteigert werden fünnen und Ausficht für einen günjtigeren 
Abjag nicht vorhanden fein, jo tt die Zuichlagserteilung geitattet, 
auch wenn das Angebot unter dem Guthaben des Pfandhaujes bleibt. 

Die Aushändigung des zugejchlagenen Gegenjtandes darf nur 
gegen Barzahlung erfolgen. Wird nicht bar bezahlt, jo gebt der 
Steigerer jeiner Rechte aus dem Zuſchlag verluftig, und es wird 
fofort zur Wiederveriteigerung gejchritten. 

Der Steigerer wird zu einem weiteren Gebote nicht zugelafjen; 
er haftet für den Ausfall, auf den Mehrerlös hat er feinen Anſpruch. 
8S 15. 

Die Koften der Berfteigerung fallen der Pfandhausfafje zur Lait. 

Zur Dedung dieſer Kojten Hat das Pfandhaus eine Gebühr 
von drei Pfennigen auf jede Mark Erlös eines verjteigerten Pfandes 
zu beziehen. Mit Prennigbruchteilen wird, wie in $ 11 (5. Abjak) 
angegeben, verfahren. 

8 16. 

Der Erlös von jedem veriteigerten Prande, nach Abzug des 
Guthabens des Pfandhauſes, kann innerhalb eines Jahres nach 
dem Berjteigerungstage gegen Nüdgabe des Pfandſcheins erhoben 
werden; nad) Ablauf dieſer Friſt erlischt der Anſpruch, und der 
Mehrerlös fällt dem Pfandhauje zu. 
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Ss 17. 

Die Vorfchriften des Bürgerlichen Gejegbuchs find auf den 
GSejchäftsbetrieb des Pfandhauſes injofern nicht anwendbar, ala 
fie mit den Beltimmungen diejer Sagung im Widerjpruch jtehen. 
Hiernach finden insbejondere der $ 1234, der $ 1236 Sat 2, der 
$ 1237 Saß 2, die 88 1239 bis 1241, 1243, 1245, 1246, der 
Ss 1247 Saß 2 und der $ 1249 feine Anwendung. 


VI. Bejondere Beftimmungen. 
8 18. 

Der Name des Darlchensempfängers iſt zwar in dem über 
die Berpfändung ihm auszuftellenden Pfandicheine einzutragen, das 
Pfandhaus iſt jedoch berechtigt, jedem Inhaber des Pfandſcheins 
die Auslöjung des Prandes zu geitatten und ihm den etwaigen 
Ueberihuß des Erlöjes auszuhändigen. Das Pfandhaus wird 
auch durch) die Leiftung an einen nicht zur Verfügung berechtigten 
Inhaber des Pfandſcheins von jeinen Verbindlichkeiten "befreit. 


$ 19. 


Wird dem Bfandhaufe der Verluit eines Pfandſcheins glaub» 
haft gemacht, jo Hat Ddiejes auf Antrag des Berechtigten den In— 
haber der Urkunde zur Geltendmachung jeiner Anjprüche unter der 
Androhung des Nechtsnachteile, daß nach Ablauf von 14 Tagen 
die Kraftloserflärung des Pfandicyeines erfolgen werde, einmal in 
mindeftens einer in Mainz ericheinenden Zeitung aufzufordern. 

Die Koſten der Bekanntmachung hat der Antragiteller im 
voraus zu erlegen. 

Werden innerhalb jener Friſt feine Ansprüche erhoben, fo 
wird der Pfandjchein für Fraftlos erklärt und dem Antragjteller 
eine zweite, als jolche bejonders zu bezeichnende Ausfertigung des 
Pfandſcheins erteilt. 

8 20. 


Wenn dem Pfandhauſe jchriftliche Anzeigen von verlorenen 
oder gejtohlenen Sachen, deren Verpfändung vermutet wird, ges 
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macht werden, jo find die Beamten verpflichtet, jofort die erforder: 
lichen Nachforjchungen anzujtellen. 

Sind diefe Gegenjtände vorhanden, jo wird der Alnzeigende 
hiervon in Kenntnis gejeßt, Damit er fich nach der im folgenden 
Paragraphen feitgejegten Weile in den Wiederbejig jeines Eigen: 
tums jeßen fann. 

Werden Gegenjtände als Pfänder angeboten, bei welchen man 
unterftellen fann, daß folche geitohlen worden find, jo muß der 
Polizeibehörde jogleich Anzeige hiervon erjtattet werden. 


8.21: 

Hat das Pfandhaus eine Sache als Pfand erhalten, jo braucht 
e3 Ddiejelbe dem Berechtigten nur gegen Bezahlung des auf Die 
Sache gewährten Darlehens herauszugeben. Dies gilt auch dann, 
wenn die Sache gejtohlen, verloren oder abhanden gefommen wäre. 


8 22. 

Bon dem Tage au, mit welchem die vorftehenden Saßungen 
in Kraft treten, jind die Statuten des Pfandhauſes zu Mainz 
vom 8. April 1880, jowie diejenigen vom 23. Mai 1866 aufge: 
hoben. Für die vor jenem Zeitpunfte mit dem Pfandhauſe abge- 
ſchloſſenen und noch laufenden Darlehensgeichäfte behalten Die 
jeitherigen Statuten ihre Gültigkeit. 
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d. 


Saßungen 
der Städtiſchen Sparkaffe Mainz. 





Nah Anhörung und Zuſtimmung der Stadtverordneten:Ber- 
ſammlung zufolge Beichluffes vom 21. Dezember 1903, jowic mit 
Genehmigung des Großherzoglichen Minijteriums des Innern vom 
28. Dezember 1903 zu Nr. M. 3. 35872 werden die Satungen 
der Mainzer Sparfafje vom 10. Dezember’ 1887 bezw. 14. Juli 1902 
abgeändert, wie folgt: 


I. Name, rechtliche Natur 
8:7. 

Die Mainzer Sparfafje führt in Zukunft den Namen 
„Städtische Sparfaffe Mainz“. 

Die Städtiiche Spartaffe Mainz ijt eine Gemeindeanitalt der 
Stadt Mainz und als öffentliche Sparkaſſe jtaatlich anerkannt. 
Sie hat ihren Sig in Mainz. 

II. Zwed der Anjtalt. 
8 2. 

Die Sparfaffe hat den Zwed, vorzugsweife den weniger ver: 
mögenden Einwohnern der Stadt, mit Einfchluß der hiefigen Dienit- 
boten und der ſich hier aufhaltenden Arbeitsleute, eine jichere Ge 
legenheit zu gewähren, ihre Erjparniffe verzinslich anzulegen und 
zu einem Kapital ammwachten zu lafjen. 

Die Anstalt joll alſo in der Regel nur zum Wohle der Minder: 
bemittelten Erjparniffe ficher und nugbringend bewahren, welche die 
Eigentümer jelbjt auf eine andere Art nicht zu fichern oder nützlich 
zu verwenden willen. 

III. Verwaltung der Anjtalt. 
S 3. 

Die obere Leitung und Beauflichtigung des Gejchäftsbetriebs 

der Sparfafje iit einer auf Grund der Art. 52 und 53 der Städte: 


und Siß der Sparfajije. 





X. Armen: und Wohltätigkeitsweſen. 415 


Ordnung vom 13. Juni 1874 gebildeten Deputation übertragen, welche 
den Namen „Deputatton für die Verwaltung der Sparkafje” führt. 

Die eigentliche Gejchäftsführung wird von den Beamten der 
Sparkaſſe ($ 6) nach Maßgabe einer von der Deputation mit Zu: 
jtimmung der Stadtverordneten-Berfammlung zu erlaffenden Ge- 
ſchäftsanweiſung wahrgenommen. 

Die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung der Sparkaſſe 
erfolgt nach Maßgabe des $ 8 Abſ. 1 und 2 durch die darin be— 
zeichneten Beamten. 


IV. Zujammenfeßgung und Obliegenheiten der Deputation. 
SA. 

Die Deputation beitcht: 

1. aus dem Bürgermeilter oder einem von demjelben beauftragten 
Beigeordneten als Borfigender; 

2. aus vier von der Stadtverordnneten-VBerfammlung zu wählenden 
Mitgliedern, wovon mindejtens zwei aus Mitten der Stadt: 
verordneten-Verfammlung entnommen werden müffen, weitere 
zwei auch außerhalb Dderjelben aus ſtimmberechtigten und 
wahlfähigen Mitgliedern der Stadtgemeinde entnommen 
werden können. 

Die Wahl erfolgt auf ſechs Jahre; scheidet ein Mitglied 
während jeiner Amtsdauer aus, jo tit alsbald eine Erjaßwahl 
vorzunehmen. 

Alle drei Jahre jcheiwen zwei Mitglieder aus. Die Reihen— 
folge des Austritts wird durch das Dienjtalter und bei gleichem 
Dienjtalter durch das Los beitimmt. Die ausscheidenden Mitglieder 
der Deputation jind wieder wählbar und bleiben in allen Fällen 
zur Fortführung des übernommenen Amtes bis zum Emtritt der 
an ihrer Stelle neugewählten Mitglieder verpflichtet. 

Die Deputation verfammelt jich auf Einladung des Vor— 
fißenden in der Regel monatlich zweimal; fie muß binnen 24 
Stunden zujammenberufen werden, wenn ein Mitglied Dderjelben 
oder der in $ 6 genannte Vorftcher der Sparfafje dies unter Ans: 
gabe des zur Beratung zu ſtellenden Gegenjtandes jchriftlich bes 
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antragt. Die Deputation iſt beichlußfähig, wenn alle Mitglieder 
geladen waren und mindejtens drei Dderjelben, einjchließlich des 
Borfigenden, verſammelt find. 

Ber den Abjtinnmungen enticheidet die Mehrheit der abge 
gebenen Stimmen, im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Der Borjteher oder dejjen Stellvertreter hat allen Sityungen 
der Deputation mit beratender Stimme beizumwohnen. 

Die gefaßten Bejchlüffe werden in ein Protokollbuch fort— 
laufend eingetragen und ſind dieje Eintragungen jofort von allen 
Anweſenden zu unterzeichnen. 


S 5. 
Der Deputation liegt insbejondere ob: 

1. die Gejchäftsanweilung für die Beamten der Sparfafje zu er: 
laſſen ($ 3 Abſ. 2); 

2. das nicht defvetmäßig anzujtellende Perjonal anzunehmen und 
zu entlafjen und deſſen Vergütungen innerhalb der Grenzen 
des Boranjchlags feſtzuſetzen (4 6 Abj. 2); 

3. Vorfchläge über die von dem Vorſteher, Kajjierer und Kon— 
trolleur zu leitende Sicherheit zu machen und die Höhe der 
von den übrigen Beamten und Bedtenfteten zu  jtellenden 
Sicherheit feſtzuſetzen ($ 6 Abi. 3); 

4. Anordnungen über die Vertretung des Worjteherd durch den 
Kaffierer oder Kontrolleur im Falle der Verhinderung Des 
erjtgenannten Beamten, jowie über die Vertretung Des 
Kaſſierers oder Kontrolleurs im Falle von deren Verhinderung 
zu treffen; 

5. den von dem Vorſteher aufgeitellten Jahresvoranjchlag Über 
die Verwaltungsunkoſten zu prüfen und feitzujtellen ; 

6. die Ernennung des Kaſſenreviſors zu genehmigen ($ 14 Ab}. 2); 

7. die Zahltage und Zahlitunden feſtzuſetzen ($ 16); 

8. den Zinsfuß der Einlagen fowie Beginn und Schluß der 
Berzinjungen zu bejtimmen ($ 22); 


12, 


13. 


14. 


jo Bu SE DZ 


der 
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. Anordnungen über die Annahme oder Burüdweifung von 


Einlagen ſowie Hinfichtlich der Kündigung von Rüczahlungen 
zu treffen (SS 18, 30 und 31); 


. Einlagebücher für fraftlog zu erklären (S 37); 
11. 


über die Anlegung der Gelder der Anjtalt Beichluß zu faffen, 
inzbejondere die dauernden Sapitalanlagen ($ 39 Abi. 1 
Ziffer 1, 2, 4 und 5) zu genehmigen; 
jo oft fie es für zwedmäßig erachtet, aber mindeftens einmal 
alljährlich einen Kafjenfturz zu vollziehen und die vorhandenen 
Wertpapiere jeder Art zu revidieren ; 
darüber zu wachen, daß die Beamten der Sparfafje am Ende 
eines jeden Zinstermins eine Ueberficht der Einnahmen und 
Ausgaben, jowie am Schluffe des Nechnungsjahres eine 
Hauptrechnung aufitellen; 
diefe Nechnung zu prüfen und mit den Bemerkungen, zu 
welchen diejelbe etwa Beranlaffung gegeben hat, jpätejtens im 
Laufe de3 Monats April der Stadtverordneten:Berfammlung 
zu überreichen, worauf diejelbe über die Erteilung der Ent: 
laftung für das abgelaufene Jahr vorbehaltlich der Nevifion 
der Hauptrechnung durch die Großherzogliche Ober-Rechnungs— 
kammer bejchliegen wird. 
V. Öejhäftsführung und Vertretung. 
A. Im allgemeinen. 
8 6. 
Das Perjonal der Sparkaſſe beiteht aus: 


. dem Borjteher, 

. dem Kaſſierer, 

. dem Kontrolleur, 

. den Buchhaltern und 

. dein jonjt erforderlichen Hilfsperjonal. 


Die unter 1 bi3 4 genannten Beamten werden auf Grund 
Itatutarischen Beitimmungen über die Dienſtverhältniſſe der 


Beamten der Stadt Mainz nach Anhörung der Deputation umd 


mit 


Zuſtimmung der Stadtverordnneten: VBerfammlung durch den 


37 
Pe | 
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Bürgermeiſter angeltellt. Das unter 5 genannte Hilfsperfonal wird 
von der Deputation auf Vorichlag des Vorſtehers gegen Kündi— 
gung angenommen. 

Der Borjteher, der SKaffierer und der SKontrolleur Haben 
Sicherheit zu leijten, deren Höhe auf Vorjchlag der Deputation 
von der Stadtverordneten=-Berjammlung feitgejeßt wird. Auch von 
den übrigen Beamten und Bedienjteten kann die Deputation die 
Leiftung einer Sicherheit verlangen. 

TF 87. 

Die Beſoldungen und Penſionen der Beamten, ſowie alle 
ſonſtigen Verwaltungsunkoſten der Sparkaſſe find aus den Mitteln 
der Anftalt zu bejtreiten. 

S 8. 

Zur Gültigkeit von Verpflichtungen für die Anftalt bedarf es 
der gemeinfamen Unterjchrift des Worjtehers, des Kaflierers und 
des SKontrolleurs oder, im Falle der Verhinderung eines Diejer 
Beamten, deſſen Stellvertreters. 

In gleicher Weile find die Unterfchriften auf Urkunden zu 
vollziehen über eine Erklärung oder ein Erfuchen der Sparfafje, 
auf Grund deren in dem Grundbuch, in dem Mutationsverzeichnis 
oder in dem Hypothekenbuch eine Eintragung erfolgen joll. 

Für Empfangsbeicheinigungen im gewöhnlichen Kafjengejchäft 
und für Zınsquittungen für die ausgelichenen Gelder genügen die 
Unterjchriften von Staftıerer und Kontrolleur. 

Alle Einnahmen und Ausgaben mit Ausnahme des Einlagen- 
und Zinſen-Kontos find durch den Borjteher anzınveiien. 


B. Geſchäftskreis der beſonderen Vertreter. 
Borjteher. 
$ 9. 
Der Vorſteher hat nächſt der Deputation die Leitung des 
Gerchäftsbetriebs und die Ucberwachung des dafür angejtellten 
Perſonals wahrzunehmen. Er it für den ordnungsmäßigen, den 
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erlafjenen Vorjchriften entfprechenden Gejchäftsgang im ganzen Um: 
fang der Kaſſen- und Buchführung fowie der Rechnungsablage verant- 
wortlih. Insbejondere gehört zu den Obliegenheiten des VBorjtehers: 


1. 


10. 


11; 


die einlanfenden Schriftjtüce zu öffnen und für deren Er- 
fedigung Sorge zu tragen; 


. die Beichlüjfe der Deputation vorzubereiten und deren Aus— 


führung zu veranlajjen; 


. die Anjtalt mit dem Kaſſierer und Kontrolleur gerichtlich und 


auergerichtlidy zu vertreten (S 8 Abſ. 1 und 2); 


. die dem Kaſſierer zu erteilenden Einnahme: und Ausgabe— 


anweilungen unterjchriftlich zu vollzichen ($ 8 letzter Abjap); 


. für rechtzeitige Anlegung der verfügbaren Gelder in der vor: 


gejchriebenen Weile ($ 39) zu jorgen; 


. den pünftlichen Eingang der fälligen Forderungen der Spar: 


fafje zu überwachen und rechtzeitig das Mahn- und Zwangs— 
vollitrefungsverfahren einzuleiten; 


. die der Sparkaſſe gehörigen Schuldurkunden, Zinsjcheine, 


Wechſelbeſtände und ſonſtigen Wertjachen nad) näherer Anz 
ordnung der Deputation mit dem Staffierer, dem Kontrolleur 
oder einem oder mehreren Deputationsmutgliedern gemeinſchaft— 
lich zu verwahren; 

ji) an den täglichen, vom Kaſſierer und Kontrolleur zu be— 
tätigenden Kaſſenſtürzen zu beteiligen, joweit nötig die Ueber: 
einitimmung zwiſchen Kaffe und Büchern herbeiführen zu lafjen 
und daß dies gejchehen unterjchriftlich anzuerfennen; außerdem 
it der Vorjteher verpflichtet, unvermutete Kaſſenſtürze vor: 
zunehmen; 


. den Suahresvoranjchlag über die Verwaltungsunfojten auf: 


zustellen und nach Genehmigung durc die Deputation zu 
vollziehen; 

die Jahresrechnung und die Bilanz zu prüfen und dev Depus 
tation vorzulegen; 

den jährlichen Gejchäftsbericht zu fertigen und der Deputation 
zur Genehmigung zu unterbreiten. 


27” 


420 


X. Armen: und Wohltätigkeitswejen. 


Kaſſierer. 


8 10. 
Dem Kaſſierer liegt insbeſondere ob: 


. alle Einnahmen und Ausgaben der Sparkaſſe zu beſorgen, 


hierüber die vorgejchriebenen Bücher zu führen, in Gemeinjchaft 
mit dem Kontrolleur über alle Einnahmen zu quittieren und 
die Kaffenbejtände gemeinfam mit dem Kontrolleur zu verwahren; 


. täglich nach Schluß der Kaffenjtunden mit dem Vorsteher und 


Kontrolleur die Kafjenbeitände aufzunehmen, die Ueber— 
einjtimmung zwiſchen Kaffe und Büchern fejtzuftellen und 
herbeizuführen; 


. nach Anordnung der Deputation an der gemeinfamen Ver— 


wahrung der Schuldurfunden, Zinsjcheine, Wechjelbeftände und 
jonftigen Wertjachen teilzunehmen ($ 9 Ziffer 7); 


. am Schluffe des Gejchäftsjahres die Jahresrechnung aufzu— 


jtellen und dem VBorjteher zur Prüfung zu übergeben; 


. in Gemeinjchaft mit dem Vorſteher und Kontrolleur die Kaffe 


gerichtlich und augergerichtlich zu vertreten (vgl. 538 Abſ. 1 u. 2). 


Kontrolleur. 


8 II. 
Der Kontrolleur hat insbejondere folgende Oblicgenheiten: 


. jämtliche Einnahmen und Ausgaben der Sparkafje zu fontrol- 


lieren, die Quittungen über die an die Sparkaſſe geleifteten 
Bahlungen mit dem Kaffterer zu unterzeichnen und die vor: 
geichriebenen Stontrollbücher zu führen; 


. täglich nach Schluß der Kaſſenſtunden die Uebereinjtimmung 


jeiner Bücher mit denjenigen des Kaſſierers feitzuftellen, mit 
dem leßteren die Kafjenbejtände aufzunehmen und unter ge- 
meinschaftlichen Verschluß zu bringen; 


. nad Anordnung der Deputation an dev gemeinfamen Ver: 


wahrungFder Schuldurkunden, Zinsjcheine, Wechſelbeſtände oder 
ſonſtigen Wertgegenftände teilzunehmen (J 9 Ziffer 7); 
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4. am Schluffe des Gejchäftsjahres die Bilanz aufzuftellen und 
jie dem Vorſteher zur Prüfung zu übergeben; 

5. in Gemeinjchaft mit dem Vorjteher und Kaſſierer die Kaſſe ge— 
richtlich und aupergerichtlich zu vertreten (S 8 Ab. 1 und 2). 


VI Rechnungs» und Kajjenführung. 
S 12. 

Auf die Rechnungs: und Kaffenführung der Sparfafje finden 
die Borjchriften der Dienjtanwetiung für die Gemeinde-Einnehmer 
injoweit Anwendung, als jich nicht aus der von der Peputation zu 
erlaffenden Geſchäftsanweiſung (S 3 Abj. 2) etwas anderes ergibt. 

Ss 13. 

Das Nechnungsjahr fällt mit dem Kalenderjahr zujammen. 

Am Schluſſe eines jeden Nechnungsjahres werden die Bilanz 
und der Nevifionsbericht auszugsweile in den von der Bürger: 
meitterei für deren Bekanntmachungen bejtimmten biefigen Blättern 
in dem ſeitens der Kaffe mit der Auffichtsbehörde vereinbarten 
Umfang veröffentlicht. Außerdem it ein genaues Verzeichnis der 
Guthaben der Einleger an Kapital und Zinfen unter Angabe der 
Nummer der Einlagebücher zu fertigen umd im Stafjjenlofal zur 
Einficht der Einleger offen zu legen. Jeder Einleger, welcher bes 
züglich jeines Guthabens eine Unrichtigfeit in dem erwähnten Vers 
zeichnis zu finden glaubt, hat fich dieſerhalb zunächjt an den Vor: 
jteher zu wenden. 


VII. Sicderftellung der Anftalt, Berechnung des Nein: 
gewinng, Nejervefonds. 
8 14. 

Die Stadt Mainz haftet mit ihrem Vermögen für die Er» 
Füllung der durch die Sparkajje nach Maßgabe der gegenwärtigen 
Saßungen eingegangenen Berpflichtungen. 

Die Einrichtungen der Sparfafje und die Gejchäftstührung 
derjelben in allen Zweigen der Verwaltung find mindejtens in 
jedem zweiten Jahre der Prüfung durch einen der Verwaltung und 
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Vertretung nicht angehörigen, jachverjtändigen Nevijor zu unter: 
werfen, den der Kaſſenvorſſand mit Genehmigung der Deputation 
der Sparfafje für jede einzelne Reviſion ernennt. 

Der Boriteher hat ſofort nach der Ernennung die Beltätigung 
der Wahl durch das Kreisamt einzuholen und alsbald dieſe Be- 
jtätigung der Deputation vorzulegen. 


8 15. 


Der Neingewinn wird in den SJahresrechnungen feitgeftellt 
und beftcht aus dem Ueberſchuſſe der Erträgnijje des Gejchäfts- 
betricb3 über deſſen Laſten. | 

Die Sahresüberichüffe der Sparfaffe werden dem Rejervefonds 
derjelben zugeführt, welcher Durch die Sparkaſſe ſelbſt, gleich wie 
die Einlagen der Sparer, zu verzinjen it. 

Die Zinſen werden dem Kapital des Reſervefonds zuge 
Ichlagen, ſoweit nicht nach Abſatz 4 des gegemvärtigen Paragraphen 
von der StadtverordnetensBerfammlung ein anderes bejtimmt wird. 

Der Nejervefonds dient zur Dedung etwa eintretender Betriebs: 
ausfälle oder Berlujte und darf zu feinem anderen Zwecke ver: 
wendet werden, infolange er nicht 10% der Spareinlagen erreicht 
hat. Sit diefer Sag während dreier aufeinanderfolgender Jahre 
überjchritten, jo fann die Stadtverordneten-Verſammlung die Ver: 
wendung des Ueberjchuffes über 10°/ der Einlagen zu gemein: 
nüßigen Zwecken verfügen, wenn zwei Drittel der in der Sitzung 
anmwejenden Stadtverordneten dies genehmigen. 

Sinft der Nefervefonds jpäter wieder unter 10°/, der Ein» 
lagen, jo find demjelben alle ferneren Ueberſchüſſe ungeteilt zuzu— 
führen, bis dieſer Normaljag wieder erreicht wird. 

Hat der Nejervefonds zwar nicht 10°/o, wohl aber 5°/o der 
Einlagen erreicht, jo Fann die Stadtverordneten-Verſammlung all 
jährlich die Verwendung der Hälfte der Zinſen des Reſervefonds 
für gemeinnüßige Zwecke verfügen; ſinkt der Reſervefonds unter 
50/0 der Einlagen, jo find ihm wieder die ganzen Zinſen zuzu— 
führen, bis er dieje Höhe erreicht hat. 


oe ah 


— 


| 
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VII. Einlagen. 


8 16. 


Zur Annahme der Einlagen werden durch die Deputation 
mehrere Tage in der Woche beitimmt, welche unter Angabe der 
Stunden von dem VBorjteher durch Anjchlag an dem Bureau 
öffentlich befannt gemacht werden (fiehe $ 29). 


8 17. 


Einlagen unter einer Mark und in Bruchteilen einer Marf 
werden nicht angenonmen. 

8 18. 

Einlagen, von welchen angenommen werden, fann, daß jie 
nicht dem Zwecke der Anjtalt, wie jolcher in S 2 feſtgeſetzt vt, 
entjprechen, fünnen mit Zuſtimmung der Deputatton zurücgewiejen 
oder, wenn ſie jchon erfolgt find, ohne bejondere Kündigung jeder: 
zeit zurücdgezahlt werden. 

Ferner fann die Deputation anordnen, daß, falls eine jolide 
und vorteilhafte Anlage des vorrätigen Geldes nicht mehr möglich 
jein jollte, die Annahme weiterer Einlagen über 100 Marf ver: 
weigert und von den bereit3 vorhandenen vorzugsweife die höchiten 
Beträge nach viervöchentlicher Kündigung zurücbezahlt, bei ver: 
jpäteter Annahme von jeiten der Empfänger aber feine weiteren 
Binjen dafür vergütet werden. 


19. 
Die Einlagen geſchehen in gejeglicher Währung. 


| 8 20. 

Ber der erjten Einlage muß in der Negel der Einleger per: 
ſönlich erjcheinen und, wenn er dem eingelegten Gelde eine be= 
jondere Bejtimmung geben will, diejes erflären, damit betreffende 
VBormerfung in dem Hauptbuche und in dem Einlagebuch gemacht 
wird; zur Annahme von Geldern mit bejonderen Beitimmungen 
ijt die Sparkaſſe jedoch nicht verpflichtet. 
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Fernere Zuſchüſſe zu der eriten Einlage können auch durd 
dritte Perjonen gejchehen, wenn dieje das dem erjten Einleger laut 
$ 33 erteilte Einlagebuch vorlegen. 

Um die Anlegung von Miündelgeld nach $ 1807 Nr. 5 umd 
$ 1809 B. G.B. zu ermöglichen, gibt die Sparkaſſe Einlagebücher 
auch ohne die im 8 35 bezeichnete Bejtimmung und mit dem 
Vermerk aus, daß zur Erhebung des Geldes die Genehmigung 
des Gegenvormundes oder des Vormundjchaftsgerichtes erforderlich it. 


$ 21. 
Die Deputation oder die Beamten find nicht verpflichtet, ſich 
in Schriftliche Verhandlungen mit den Einlegern einzulaffen. 


IX. Berzinjung der Einlagen. 
8 22. 

Der Zinsfuß der Einlagen, jowie Beginn und Schluß der 
Verzinſungen werden von der Deputation feitgejegt. Veränderungen 
an dieſen Feſtſetzungen treten, falls diejelben nicht zum Worteil der 
Einleger gereichen, erit drei Monate nach Bekanntmachung in Kraft. 

8 23. 

Einlagen, welche nad) einem Zinstermin geleiitet werben, 

tragen erſt vom nächiten Termin an Binjen. 


8 24. 

Emlagen, welche vor Ablauf von drei Monaten zurüdgezogen 
werden, tragen feine Zinfen. 

8 25. 

Nach Ablauf eines Kalenderjahres werden die Zinſen, wenn 
der Eigentümer jie nicht bis zum jedesmal feitzujegenden vierten 
Duartalsabjchluß in Empfang genommen hat, zum Kapital gejchlagen 
und mit Diefem weiter verzinjt. 


8 26. 

Zinjen werden nur von vollen Mark berechnet; bei der 
Zinsberechnung fich ergebende Bruchteile eines Pfennig werden 
nicht vergütet. 
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S 27. 

Im Laufe des Jahres werden Zinſen nur dann ausbezahlt, 
wenn gleichzeitig die Rückzahlung des Kapitals erfolgt. Bei diefer 
Nüdzahlung werden die Zinjen nur bis zu dem unmittelbar vor- 
hergegangenen Bin&termine berechnet. 


8 28. 
Perſonen, welche während ihres hiefigen Aufenthalts Ein— 
lagen gemacht haben, fünnen diejelben im Falle des Wegzuges von 
Mainz jtehen laſſen. 


X. Nüdzahlungen. 
8 29. 


An den nach $ 16 befannt zu machenden Tagen und Stunden 

fönnen auch Rückzahlungen in Empfang genommen werden. 
Ss 30. 

Beträge unter 50 Mark werden ohne Auffündigung zurück— 
bezahlt; 50 bis 200 Mark müfjen wenigjtens 14 Tage, 201 bis 
600 Mark vier Wochen und alle höheren Summen drei Monate 
vorher bei dem Kaſſierer der Anſtalt zur Nüdzahlung gekündigt 
werden. Bei Beträgen über 600 Mark iſt jchriftliche Kündigung 
erforderlich. 

Von den micht in Empfang genommenen Beträgen \verden 
von dem Tage an, auf welchen fie gefündigt find, feine BZinfen 
mehr bezahlt. 

Unbejchadet der Beſtimmungen des 8 31 kann die Deputation 
in normalen Zeiten auf die pünftliche Einhaltung diejer Kündigungs— 
friften verzichten, injoweit der Stand der Kaffe dies als unbedenk— 
lich erjcheinen läßt. 

8 31. 

Treten politijche oder jonjtige außerordentliche Verhältniffe ein, 
welche einen großen Teil der Einleger zur Kündigung veranlafjen 
fönnten, jo it die Anitalt, jolange diefe Kriſis dauert, nur gehalten, 
nach Ablauf der oben angeführten Kündigungsfriiten Beträge bis 
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zu 100 Mar in barem Gelde zurüd zu zahlen. Von allen größeren 
Kapitalien find nur die durch 100 nicht teilbaren Beträge bar zu 
zahlen, während für den Reit Mainzer Stadtobligationen von 
gleichem Zinsfuße wie die Einlagen zum Nenmwerte an Zahlungs: 
Itatt gegeben werden fünnen. 

Der Deputation bleibt es indefjen in diefem Falle überlafjen, 
ſolchen Perſonen, welche mit VBerzichtleiitung auf Obligationen vor: 
ziehen jollten, ihr Guthaben bis zu einer günjtigeren Seit bei der 
Anstalt jteyen zu laffen, weitere 100 Mark bares Geld abſchläglich 
auszuzahlen. 

& 32, 

Einlagen, welche zu einem bejtimmten Zwecke oder unter ge 
wiſſen Bedingungen gemacht find, werden nur dann, wenn Diejer 
Zweck erreicht iſt oder die Bedingungen erfüllt find, nach der bei 
der Einlage vorgemerkten Beitimmung des Gebers ($ 20) an die 
dazu berechtigten Perſonen zuriickbezahlt vder verwendet. Das 
Kündigungsrecht der Sparfafje wird dadurch nicht berührt. 

XI. Einlagebücher. 
8 33. 

Seder Einleger erhält bei der erjten Einlage fojtenlos ein 
Einlagebuch, welchem der Inhalt der Statuten vorgedrudt iſt. 

In das Einlagebuch müfjen die erite jowie alle nachfolgenden 
Einlagen, die Zinjfenberechnungen und Nüdzahlungen eingetragen 
und jedesmal durch den Kaſfierer und den Kontrolleur unterzeichnet 
werden. 

Ss 34. 

Werden dreißig Jahre nacheinander die Zinfen einer Einlage 
weder erhoben, noch in dem vorgelegten Einlagebuch beigejchrieben, 
jo hört mit dem Ablauf des dreigigiten Jahres die Verzinfung auf. 

$ 35, 

Das Einlagebuch wird, abgejehen von $ 20 Abſ. 3, mit der 
Beitimmung ausgegeben, daß die in demfelben veriprochene Leiftung 
an jeden Inhaber bewirkt werden kann. 
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S 36. 
Die gänzliche Rüdzahlung des Guthabens erfolgt nur gegen 
Aushändigung des Einlagebuches. 


8 37. 

Iſt ein Einlagebuch, das mit der im S 35 bezeichneten Be: 
ftimmung ausgegeben worden it, abhanden gefommen oder ver: 
richtet, jo iſt dies jofort dem Vorſteher mitzuteilen. Die Vers 
waltung fordert darauf auf Kojten des Antragjteller8 durch ein- 
malige Einrückung im die für die Bekanntmachungen der Anſtalt 
beitimmten Blätter ($ 13) den Inhaber des Einlagebuchd umter 
der Androhung des Nechtönachteils, daß die Kraftloserflärung er— 
folgen werde, auf, jeine Anjprüche binnen drei Monaten von dem 
Erjcheinen der Bekanntmachung bei der Sparfafje geltend zu 
machen. Wird innerhalb der vorbeftimmten Friſt das Einlages 
buch nicht vorgelegt, jo wird es duch Beſchluß der Deputation 
für fraftlos erklärt und nach der Wahl des Antragiteller8 entweder 
das Einlageguthaben nach Maßgabe des 8 30 Ab. 1 und 2 zurüd- 
bezahlt oder dem Antragjteller ein neues Einlagebuch ausgehändigt. 


S 38. 
Wird dem Vorjteher das Ableben des Eigentümers eines Eins 
lagebuchs fchriftlich angezeigt, jo foll der Negel nach die Aus» 
zahlung des Betrages nur an die gehörig legitimierten Rechts— 
nachfolger ftattfinden. 


XI. Geldanlagen. 
$ 39. 
Die verfügbaren Gelder der Anjtalt jollen wie folgt angelegt 
werden: 

1. in kündbaren Forderungen, für die eine gute erſte Hypothek 
an einem im Deutichen Neiche gelegenen Grundſtück beiteht; 
die Hypothek darf jechzig Prozent des Verfaufswerts des 
Grundſtücks nicht Überjteigen ; 
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2. in Kaufjchillingen, für die eine dingliche Sicherheit an einem 
Grundſtück bejteht; ſoweit die dingliche Sicherheit der unter 
Ziffer 1 gejtellten Anforderung nicht entjpricht, muß der 
Kaufichilling durch Bürgichaft oder in anderer Werje ficher: 
geitellt jein; 

3. in banfmäßigen Wechjelu auf deutiche Bankplätze oder in Dar 
[chen mit kurzer Kündigungsfriſt bet deutſchen Bankinſtituten; 

4. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesſtaat, in verbrieften Forderungen, deren Verzinſung 
von dem Reich oder einem Bundesſtaat gewährleiſtet iſt, in 
ſonſtigen Wertpapieren und verbrieften Forderungen, in denen 
im Großherzogtum Mündelgeld angelegt werden kann, in 
Pfandbriefen und in Aktien der heſſiſchen Hypothekenbank; 

5. in Darlehen an das jtädtiiche Pfandhaus zu Mainz. 

Zu den unter Ziffer 1 und 2 bemerften Anlagen jollen mög» 
lichft drei Viertel des Gejamtbetrages der verfügbaren Gelder, zu 
den unter Ziffer 3 bezeichneten Anlagen ungefähr zehn Prozent 
der Einlagen verwendet werden. Aktien der heſſiſchen Hypothefen- 
bank dürfen nur im Betrage bis zu zehn Prozent der Rücklage 
erworben werden. 

Zu dauernden Anlagen anderer als der in Abjag 1 unter 
Biffer 1 bis 5 bezeichneten Art iſt die Genehmigung der Stadt» 
verordneten-Berfammlung erforderlich. 


XII. Auflöjung der Sparfafje. 
8 40. 

Die Auflöjung der Sparfafje kann nur durch Beichluß der 
Stadtverordnneten-Verfammlung, bei welchem zwei Drittel der ab» 
gegebenen Stimmen fich für die Auflöfung augjprechen müſſen, 
und mit Genehmigung des ©roßherzoglichen Miniſteriums des 
Innern erfolgen. 

Berbleibt bei Auflöfung der Sparfaffe nah Dedung aller 
und jeder Verbindlichkeit derjelben ein Vermögens-Ueberſchuß, jo it 
derfelbe für einen Durch die Stadtverordneten-Berfammlung in 
gleicher Weije zu bejtimmenden gemeinnügigen Zwed zu verwenden. 
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XIV. Abänderung der Saßungen. 


$ al. 


Abänderungen der Sabungen werden durch Die für die Be— 
fanntmachungen der Anſtalt bejtimmten Blätter ($ 13) mit dem 
Anfügen zur Öffentlichen Kenntnis gebracht, daß diejenigen Einleger, 
welche ihre Einlagen unter den neuen Beitimmungen nicht bei der 
Anstalt jtehen laffen wollen, diejelben binnen einer von der Depu— 
tation zu bejtimmenden Friſt von mindejtens drei Monaten zu 
kündigen haben und daß von denjenigen Einlegern, welche ihre 
Einlagen innerhalb der von der Deputatton bejtimmten Friſt nicht 
fündigen, angenommen wird, daß fie mit den erfolgten Aenderungen 
der Sabungen einverjtanden find. 

Sobald eine Abänderung der Sabungen öffentlich befannt 
gemacht wird, find die Inhaber älterer Einlagebücher berechtigt, 
gegen VBorzeigung derjelben in dem Lofale der Sparfaffe einen 
Abdruck der neuen Sagungen unentgeltlich in Empfang zu nehmen. 


8 42. 
Segenwärtige Sabungen treten mit deren Beröffentlichung 
in Kraft.. 
Mainz, den 18. Januar 1904. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeilter. 
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XI. sranfenverfigerung. 
Unfallverſichtrung. 


1. 
Orts-Htatut 


betreffend die Verpflegung kranker Dienſtboten. 
Tehrlinge und alleinſtehender Berſonen in der 


Stadt Mainz. 





Nach erfolgter Zultimmung der Stadtverordnneten: Verfammlung 
laut Bejchluß vom 1. Juli 1891 und mit Genehmigung Groß: 
herzoglichen Miniftertumg des Innern und der Jujtiz vom 8. Auguſt 
1891 zu Nr. M. %. 22076 werden hierdurch für die Verpflegung 
franfer Dienitboten, Lehrlinge und alleinjtchender Perſonen in der 
Stadt Mainz die nachjtehenden Beitimmungen getroffen: 


Beitrittspflichtige. 
8 1. 

Alle im Gemeindebezirk der Stadt Mainz in Dienjt jtehenden 
Perſonen männlichen und weiblichen Gejchlechtes, auf welche die 
Hefinde-Ordnung vom 28. Aprit 1877 (Negterungsblatt Nr. 24) 
Amvendung findet, ſowie die dajelbit bejchäftigten Lehrlinge (mit 
Ausnahme der Handlungslehrlinge und Lehrlinge in Apothefen), 
welche feinen Lohn im Sinne des Kranfenverjicherungsgejeges vom 
15. Quni 1883 beziehen, find verpflichtet, der ſtädtiſchen Kranken— 
anitalt zu Mainz beizutreten. 


4° 
2 
Bi 
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Befreiungen. 


8 2. 
Von den nach 8 1 zur Krankenanſtalt beitrittspflichtigen Per— 
jonen find jedoch auf ihren Antrag und nach Vorlage entjprechender 
Nachweife vom Beitritt zur ſtädtiſchen Krankenanſtalt zu befreien: 


1. diejenigen, welche auf Grund geieglicher Verpflichtung 
oder freiwillig einer der im $ 4 des Reichsgeſetzes dom 
15. Juni 1883 genannten Kranfenfafjen oder der Gemeinde» 
Kranfenverjicherung angehören; 

2. die Mitglieder der Stranfenkaffe des St. Vincenz- und 
Eliſabeth-Hoſpitals in Mainz, jofern denjelben im Falle 
der Erkrankung mindeſtens diejenigen Leiſtungen zujtehen, 
welche nach) 8 8 dieſes OrtsjtatutS den Mitgliedern der 
jtädtiichen Kranfenanjtalt zu gewähren jind; 

3. diejenigen, welche mit ihren Angehörigen in häuslicher 
Gemeinſchaft leben; 

4. Berjonen, welche im Krankheitsfall mindeftens für dreizehn 
Wochen nach der Erfranfung auf Verpflegung in der 
Familie des Dienjt- oder Lehrherrn vder auf Fortzahlung 
des Lohnes einen Rechtsanſpruch haben, ſofern die 
Leiitungsfähigfeit ihres Dienſt- oder Lehrherrn dev Groß— 
herzogl. Bürgermeifterei genügend gejichert ericheint. 


Die Berwaltung des St. Bincenz. und Eltjabeth-Hojpitals 
dahier iſt verpflichtet, jeden Austritt von Perjonen der im S 1 
gedachten Art aus der Stranfenfafje des genannten Hofpitals Inner: 
halb einer Woche vom Tage des Augtritts an der von Großh. 
Bürgermeilteret noch näher zu beitimmenden Stelle jchriftlidy mit- 
zuteilen. Wird dieſe Anzeige unterlaſſen oder nicht in der vor: 
geichriebenen Friſt eritattet, jo hat die Verwaltung des St. Vincenz— 
und Eliſabeth-Hoſpitals alle Aufwendungen zu erjtatten, welche die 
ſtädtiſche Krankenanſtalt für eine vor erfolgter Anzeige erkrankte 
Perſon auf Grund diefes Ortsjtatuts zu machen verbunden var. 


432 XI. Krankenverſicherung. Unfallverficherung. 


Freiwillige Mitglieder. 
83. 

Als freiwillige Mitglieder der Anſtalt können aufgenommen 

werden: 

1. die im $ 2 Ziffer 3 genannten Perſonen; 

2. alleinftehende, im Gemeindebezirt von Mainz fich auf: 
haltende Perſonen, welche weder nach dem Reichsgeſetz 
vom 15. Juni 1883, noch nad) gegemwärtigem Ortsjtatut 
dem Berlicherungszwange unterliegen und deren Jahres— 
arbeit3verdienjt die Summe von 1500 Mark nicht überjteigt. 

Die Aufnahme erfolgt nach jchriftlicher oder mündlicher An— 

meldung bei der im $ 2 letter Abſatz bezeichneten Meldeſtelle und 
nach Vorlage eines ärztlichen Gefundheitszeugnifjes. 


Aufhören der VBerficherung. 
s4 
Die Verficherung der beitrittspflichtigen Mitglieder ($ 1) und 
damit jeder Anjpruch an die jtädtische Krankenanſtalt erliſcht 
1. wenn Diejelben bei einer der im S 2 Ziffer 1 und 2 be- 
zeichneten Krankenkaſſen Anſpruch auf Unterjtügung er: 
werben; 
2. wenn diefelben aus der die VBerjicherungspflicht begründenden 
Veichäftigung ausjcheiden. 


8 5. 

Perjonen, welche aus der ihre Beitrittspflicht begründenden 
Beihäftigung ausscheiden und nicht zu einer Beichäftigung über: 
gehen, vermöge deren fie gemäß dem Meichsgejeg vom 15. Juni 
1883 dem Berficherungsziwang unterliegen, können, jo lange fie 
jih im Gemeindebezirk der Stadt Mainz aufhalten, freiwillige 
Mitglieder der jtädtiichen Krankenanſtalt bleiben, wenn fie ihre 
dahingehende Abficht jpätejtens acht Tage nach erfolgtem Dienſt— 
austritt der im $ 2 letter Abjag bezeichneten Meldejtelle anzeigen. 
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S 6. 

Die auf Grund des $ 3 der Anjtalt beigetretenen Mitglieder 
jowie die Dderjelben auf Grund des $ 5 angebörigen Perſonen 
fünnen nach vorheriger schriftlicher oder miündlicher Austritt: 
erklärung bei der im 8 2 letzter Abſatz bezeichneten Meldejtelle mit 
dem Schluffe des VBierteljabres aus der Anftalt austreten. Ihre 
Mitgliedfchaft erlifcht außerdem, wenn ſie mit Zahlung eines Bei— 
trages länger als vier Wochen nach dem ‚zälligfeitstermin im 
Rückſtande bleiben. 


S 7. 


Außer bei dem Aufbören der Berficherung nach den Bes 
ſtimmungen in S 4 dieſes Ortsjtatuts erlöfchen alle Anſprüche der 
auf Grund desjelben verficherten Perſonen an die jtädtijche Kranken: 
anjtalt: 

a) mit dem Tage des fremvilligen Austritts (S 3), 

b) mit dem Wegzug aus dem Genteindebezirf der Stadt Mainz. 


Yerftungen der Anjtalt. 
88. 

Den Mitgliedern der ſtädtiſchen Krankenanſtalt werden gewährt: 

1. im Falle der Erkrankung: 

a) freie Kur und Verpflegung im ſtädtiſchen Krankenhauſe 
in allen Fällen, in denen Krankenhauspflege erforderlich 
tt, auf die Dauer von 13 Wochen, oder 

b) freie ärztliche Bebandlung in dieſem Krankenhauſe (ambu— 
latorische Behandlung), Freie Arznei und Berbanditorfe; 

2. im Falle des Todes freies Begräbnis. Zofern indejjen die 

Angehörigen des Mitglieds die Beerdigung desjelben auf ihre 

Koften bewirken, wird Ddenjelben ein Sterbegeld im Betrage 

von 10 M 50 I ausgezablt. 

Die in das Krankenhaus aufgenommenen Mitglieder der 
ftädtifchen Kranfenanjtalt haben mur die Verpflegung in einen 
gewöhnlichen Krankenzimmer zu beanjpruchen, deren Wert dem 

28 
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von der Deputation für die Armen- und Krankenpflege für die 
Krankenkaſſen in der Stadt Mainz feſtgeſetzten Berpflegungsjage 
gleich erachtet wird. . 

Eine bare Vergütung an Stelle der im Abjab 1 unter la 
und b bezeichneten Leiſtungen gewährt die Anjtalt nicht. 


8 9. 

Geiſteskranke und Epileptifche werden nur jo lange, bis ihre 
Verbringung in eine andere geeignete Heilanftalt möglich tft, jedoch 
feinenfalls länger als 13 Wochen für Nechnung der Anftalt im 
jtädtifchen Krankenhauſe verpflegt. 


Beiträge. 
s 10. 

Die Beiträge der Mitglieder der ſtädtiſchen Kranfenanjtalt 
werden von der Stadtverordneten-Berfanunlung feitgejeßt und be: 
tragen Dis auf weiteres ohne Rückſicht auf Alter und Gejchlecht 
der Verſicherten monatlich 40 5. Diefelben fließen zur Kaffe des 
Hojpiztenfonds dabier, welcher dafür die Gewährung der im $ 8 
bezeichneten Leiſtungen übernimmt. 

SL, 

Die Beitragspflicht der Mitglieder beginnt mit dem erjten 
Tage des Monats, in welchem diejelben der Anjtalt beitreten, und 
endigt mit dem Schluffe des Monats, in welchem die Verficherung 
aufhört. 

Die Beiträge jind für jedes Kalendervierteljahr im voraus an 
den Nranfengelderbeber einzuzablen. Für Diejenigen, welche im 
Yaufe eines Vierteljabres Mitglieder der jtädtiichen Kranfenanjtalt 
werden, iſt der auf den betrefrenden Teil dieſes Vierteljahrs ent 
fallende Beitrag ſofort beim Eintritt in Die Anjtalt zu entrichten. 


8 12. 
Im Falle einer nit Erwerbsunfäbigfeit verbundenen Er: 
franfung der Mitglieder erlifcht die Beitragspflicht derſelben mit 


? 


Be‘ 
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den Schluſſe des Vierteljahrs, in welchem die Erwerbsunfäbigfeit 
eingetreten it. Nach Wiederaufnahme ihrer Bejchäftigung werden 
jolche erkrankte Perſonen binfichtlich der Beitragsfeiftung wie neu 
eintretende Mitglieder (S 11 Abſatz 1) behandelt, es ſei denn, daß 
die Erwerbsunfäbigfeit in einem und demjelben Vierteljahr beginnt 
und endigt, in welchen ‚Fall die Beitragspflicht Feine Unterbrechung 
erleidet. 
8 13. 

Die Dienſt- und Lehrherren jind verpflichtet, die nach den 
SS 10 bis 12 zu entrichtenden Beiträge für die bei ihnen im 
Dienſt oder in der Lehre jtehenden beitrittspflichtigen Perſonen 
($ 1) an den Kranfengelderheber einzuzablen. Es ſteht ihnen je 
doch das Recht zu, diefe Beiträge von denjenigen, für welche die 
Einzahlung zu erfolgen bat, zurückzuerbeben. 

Berfonen, welche der Anjtalt auf Grund der SS 3 und 5 an— 
gehören, haben ihre Beiträge ſelbſt zum ‚Fälligfeitstermin an den 
Kranfengelderheber zu entrichten. 


Quittungsbogen. 
8.14; 


Für jedes Mitglied wird ein Cuittungsbogen ausgeftellt, in 
welchen die gejchehenen Beitragszahlungen von den Erbeber fort: 
laufend bejcheinigt werden. | 

Der Quittungsbogen dient den VBerficherten als Beweis ihrer 
Mitgliedjchaft bei der jtädtifchen Mranfenanitalt, und es können die 
in $ 8 bezeichneten Yeiftungen nur gegen Vorlage dieſes Quittungs— 
bogens in Anſpruch genommen werden. 

Die Dienst: und Yebrherren find verpflichtet, denjenigen, für 
welche fie die Beiträge einzahlen, den Unittungsbogen auf Ver— 
langen zur Einficht vorzulegen und beim Ausjcheiden aus der Be— 
ichäftigung oder zweds Inanſpruchnahme der Leiſtungen der An— 
ſtalt einzuhändigen. 


28* 
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Beitreibung. 
8 15. 

Auf das Verfahren bei Beitreibung etwa rücjtändiger Beiträge 
finden die im Großberzogtum, insbejondere in der Provinz Rhein— 
heſſen jeweils geltenden Vorichriften über die Einbringung der Ge 
meindefteuern mit der Maßgabe Anwendung, daß drei Tage nach 
dent Fälligfeitstermin die rücjtändigen Beiträge durch den Kranken— 
gelderheber gegen eine Ganggebühr von 10 5 abgeholt werden. 
Für Diejenigen, welche der Anforderung des Erhebers nicht ‚Folge 
leijten, gilt diejelbe als Mahnung im Sinne der angezogenen Vor: 
Schriften. Die fruchtlos erfolgte Anforderung der Beiträge bat der 
Erbeber in einem Verzeichnis zu bejcheinigen, welches denmächit als 
Pfandliſte dient. 

| 8 16. 

Vorſtehendes Ortsjtatut tritt mit dem 1. Oftober 1891 in 
Kraft. Bon dem gleichen Tage an it das NWegulativ vom 
27. Dezember 1854, betreffend die Verpflegung kranker ortsfremder 
Handwerfsgefellen, Handwerfslehrlinge, Taglöhner und Dienjtboten 
in der Stadt Mainz, aufgehoben. 

Mainz, den 20. Augujt 1891. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Dr. Oechsner. 


2: 
Ortsftatut 


die Ausdsebnung des Strankenverfiherungszwangs 
in der Stadt Mainz Betr. 





| Auf Grund des 8 2 des Kranfenverficherungs-Gejeges von 
15. Juni 1883, * 
10. April 1893 ) 


den nach erfolgter Zuſtimmung der Stadtver- 


*) jest 8 2 des Krankenverſicherungs-Geſetzes in der Faſſung des 
Geſetzes vom 25. Mai 1003, 
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ordneten-Verſammlung laut Bejchluß vom 28. September 1892 und 
mit Genehmigung Großh. Minijtertums des Innern und der Juſtiz 
vom 22. Oftober 1892 zu Nr. M. %. 28674 für den Gemeinde: 
bezirf der Stadt folgende Beſtimmungen getroffen: 


sı. 
Die Anwendung der Vorjchriften des 8 1 des Kranken: 
15. Juni 1883 
10. April 1892 
auf die in Betrieben und tm Dienjte der Stadt Mainz beichäftigten 
Berjonen, auf welche die Anwendung des S 1 des vorbezeichneten 
Geſetzes nicht durch anderweite reichsgejegliche Vorſchriften erſtreckt 
it. Diefe Perfonen unterliegen jedoch, joweit fie Beamte find, der 
Berficherungspflicht nur dann, wenn ihr Arbeitsverdienit an Yohn 
oder Gehalt jechszweidrittel Marf für den Arbeitstag oder, jofern 
Lohn oder Gehalt nach größeren Zeitabjchnitten bemejjen iſt, zwei— 
taujend Marf für das Jahr gerechnet, nicht überjteigt. ($ 2b des 
Kranfenverficherungs-Geleßes.) 


verjicherungsgejeßes vom wird hierdurch erjtreckt 


S 2. 

Gegenwärtiges Ortsjtatut tritt am 1. Januar 1893 in Kraft. 
Von dieſem Zeitpunfte an jind die ftatutarischen Beſtimmungen 
zweds Negelung des durch das Neichsgejeg vom 15. Juni 1883 
eingeführten Verjicherungszwanges und der Gemeindesftranfenver: 
ficherung vom 10. September 1884 aufgehoben. 


Mainz, den 31. Oftober 1892. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Beigeordneter. 
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3. 
Ortsſtatut 


betreffend Ausdehnung der Anfallverſicherungs— 
pflicht auf in den Baubetrieben der Stadt Mainz 
befehäftigte Betriebsbeamte. 





Auf Grund des $ 47 des Bauumfallverjicherungsgejeges vom 
11. Juli 1887 in Berbindung mit $ 4 Ab. 2 des Gejetes über 
die Ausdehnung der Unfall: und Krankenverficherung vom 28. Mai 
1885, jowie auf Grund des Art. 9 der Städteordnung für Das 
Großherzogtum Heſſen wird nach erfolgter Zuſtimmung der Stadt: 
verordneten-Verſammlung und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums 
des Innern vom 29. Dezember 1898 zu Nr. M. J. 30714 für 
den Bereich der jtädtifchen Bauunfallverficherung zu Mainz Nach: 
jtehendes bejtimmt: 

$1. 

Die Berjicherungspflicht wird auf Betriebsbeamte ausgedehnt, 
deren ahresarbeitsverdienit den Betrag von fünftaufend Mark 
nicht überjteigt und welche mit fejten Gehalt und Penſions— 
berechtigung nicht angejtellt find. 


82. 
Gegenwärtiges Ortsjtatut hat Wirkung vom 1. Januar 1899 ab. 
Mainz, den 6. Juni 1899. 


Großherzoglihe Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 
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1. 
Statut 


die Bildung einer Peputation für das Weinigungs: 
mwelen der Stadt Mainz betreffend. 


Nach Zuſtimmung der Stadtverordneten-Berfammlung und mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
vom 1. März 1888 zu Nr. M. %. 5152 wird biermit beſtinmt: 


$ 1. 
Es wird eine Deputation gebildet, welche den Namen „Depus 
tation für das Neinigungswefen der Stadt Mainz“ Führt. 


82. 

Die Deputation beſteht: 

1. aus dem Bürgermeiſter oder einem von demſelben ſtändig 

- beauftragten Beigeordneten als Vorfigenden; 

2. aus vier don der Stadtverordneten » Berjanmtlung zu 
wählenden Mitgliedern, wovon: 

a) mindeitens zwei aus Mitten der Stadtverordneten-DVer- 
ſammlung entnommen werden müjjen, weitere zwei auch 
außerhalb derjelben aus ftinmberechtigten und wahl: 
fähigen Mitgliedern der Stadtgemeinde entnommen 
werden Fünnen; 


b) mindeftens einer praftifcher Arzt und einer Bauver- 
ftändiger iſt. 
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Es find in der Pegel zu den Sigungen mit beratender 
Stimme zuzuzieben: 

1. der Stadtbaumetjter oder deſſen für das Reinigungsweſen 

beitellter Vertreter; 
. der mit der Straßen: und Gejundbeitspolizet betraute 
Polizeikommiſſär; 

3. der Vorſtand des ſtädtiſchen Reinigungsamtes. 

Die Wahl der ad 2 genannten Mitglieder erfolgt auf 3 Jahre 
und wird nach jeder Erſatz- oder Neuwahl der Stadtverordneten- 
Verſammlung erneuert. Die erſte Wahl diefer Mitglieder erfolgt 
jedoch nur für die bis zur Ergänzungswahl für die Stadtver: 
ordneten laufende Zeit; die ausjcheidenden Mitglieder find wieder 
wählbar. 

Bei den Abſtimmungen entjcheidet die Mehrheit der abge 
gebenen Stimmen, im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorſitzenden den Austchlag. 

Die Deputatton iſt beſchlußfähig, wenn alle Mitglieder ge- 
laden waren und mindeitens drei einschließlich des Vorſitzenden 
verſammelt find. 


bo 


8 3. 
Die Deputation überwacht und verwaltet das ftädtifche Neini- 
gungswejen. . 
Die ganze Leitung und Beauffichtigung erfolgt nach Maßgabe 
der bereit3 bejtehenden oder noch zu erlajjenden Inſtruktionen, 
Regulative, Verordnungen, Verträge u. }. w. 


8 4. 

Die laufenden Gejchäfte leitet und führt das ftädtifche Neini- 
gungsamıt. 

Ausgenommen von dem Gejchäftsfreis des Reinigungsamtes, 
jedoch der Aufjicht der Deputation unterftellt, bleibt die Reinigung 
und Begießung der Chauſſeen und Kieswege, foweit legtere mit 
Schlauch und Strahlrohr aus der ſtädtiſchen Wafferleitung Direkt 


Gel 
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gejchieht.  Dieje, mit der baulichen Unterhaltung verbunden, unter: 
jteht der Zujtändigfeit und dem Nechnungswejen des Stadtbau- 
amtes. | 

8 5. 

Die Ernennung und Entlajfung der nicht auf Grund des 
Statuts vom 28. Juni 1876, betreffend die Dienftverhältniffe der 
Angejiellten der Stadt Mainz, bejchäftigten Perfonen, ſowie die 
Beitimmung der denjelben zu gewährenden Nemunerationen oder 
Tagegelder jteht der Deputation zu. Diejelbe bat vorher den Bor: 
jtand des Neinigungsamtes zu hören. 


86. 

Iſt eine außerordentliche, vorübergehende Vermehrung der 
Arbeitskräfte notwendig, jo jteht dem Vorſtand des Reinigungs— 
amtes das Necht zu, Arbeiter anzunehmen, ſie ihren Fähigkeiten 
entjprechend zu verwenden und wieder zu entlajfen. Ueber das 
Gejchehene hat er der Deputation zu berichten. 


Bf, 

Das Nechnungsjahr der Deputation beginnt mit dem 1. April 
und endigt mit dem 31. März eines jeden Jahres. Alljährlich 
bat die Deputation über die Bedürfniije des Reinigungsamtes für 
das kommende Jahr einen Voranſchlag aufzuitellen und jpätejtens 
His zum 1. November der Bürgermeifterei einzureichen. Der Vor: 
anjchlag unterliegt jodann der Genehmigung der Stadtverordneten: 
Verſammlung. 

Ueber das abgelaufene Rechnungsjahr hat die Deputation 
längſtens bis zum 1. Auguſt nach Ablauf desſelben der Bürger— 
meiſterei einen Rechenſchaftsbericht einzureichen, welche denſelben 
mit ihrer Verwaltungsrechenſchaft der Stadtverordneten-Verſamm— 
lung zur Prüfung und Genehmigung vorlegt. 


S 8. 
Unter Zugrundelegung des von der Stadtverordneten» Vers 
fammlung genehmigten Voranjchlags bejchließt die Deputation über 
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freihändige oder ſubmiſſionsweiſe Vergebung von Arbeiten und 
Lieferungen und trifft weiter die näheren Beſtimmungen über den 
Verkauf abgängiger oder entbehrlich gewordener Gegenſtände. 

80. 

Anſchaffungen und Reparaturen für das Reinigungsamt dürfen 
vom Vorſtand nur dann betätigt werden, wenn der Betrag für 
ſolche die Summe von 30 nicht überſteigt. Andernfalls iſt das 
Verzeichnis der Anſchaffungen und Reparaturen der Deputation 
vorzulegen, die darüber beſchließt. 

8 10. 

Durch gegenwärtiges Statut, welches mit dem 1. April 1888 
in Kraft tritt, werden alle beitehenden, demſelben entgegenjtehenden 
Beſtimmungen aufgehoben. 


Mainz, am 10. März 1888. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 


Dr. Oechsner 
Oberbürgermeijter. 
2. 
Regulativ 


die Abfuhr der Abortkübel betreffend vom 
21. Juni 1879. 





Da aus geſundheitlichen Gründen die Abfuhr der Abort— 
kübel des Morgens früh nur unter gehörigem Verſchluſſe der 
Kübel nach dem Reglement vom 2. Januar 1866, $ 4*) und 
11. Juli 1870, 8 1**) jtattfinden darf, jo verordnen wir mit 


*) Erjegt durch $ 50 Abi. 2 der Baupolizeiordnung; fiehe Mlainzer 
Bauredht ©. 86. 
*) Nicht mehr gültig. 
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Genehmigung Großberzoglichen Miniſteriums des Innern und der 
Juſtiz vom 21. Mai 1879 zu Nr. M. %. 4098 und nach Ans 
börung der Stadtverordneten-Verſammlung, wie folgt: 


8S I. 


Es dürfen in Zukunft nur Abortkübel mit hermetiſchen Ver— 
ſchlüſſen nach der von der Großh. Bürgermeiſterei aufgeſtellten 
Muſtertonne in Anwendung kommen. Unterläßt der Eigentümer 
eines Gebäudes, welches keine vorſchriftsmäßige Latrinengrube beſitzt, 
binnen der von der Bürgermeiſterei geſetzten Friſt vorſchriftsmäßige 
Kübel anzuſchaffen, ſo werden ſolche von der Bürgermeiſterei auf— 
geſtellt und die Koſten im Verwaltungswege gegen den Eigen— 
tümer beigetrieben. 

82. 

Die Abfuhr der Tonnen erfolgt durch die ſtädtiſche Reinigungs— 
Anſtalt oder durch die von der Bürgermeiſterei dazu ermächtigten 
Unternehmer, falls der Hauseigentümer für die rechtzeitige und 
vorſchriftsmäßige Abfuhr nicht ſelbſt Sorge trägt. 

Zwecks frühzeitiger Abfuhr der Tonnen ſind die Hausbeſitzer 
bei Meidung einer Strafe von 3 bis 10 „A verpflichtet, zu der 
von der Bürgermeifterei bejtimmten Zeit die Arbeiter in die be 
treffenden Gebäude einzulajjen. 


8 3. 
Gegenwärtiges Negulativ tritt mit dem 1. Juli 1879 in Kraft. 


Mainz, den 21. Juni 1879. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. DuMont. 
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3. 
Nadjitrag 


zu dem Regulativ vom 21. Juni 1879 die Abfubr 
der Abortkübel befreffend. 


Nach Anhörung der Stadtverordneten-Verfanmnlung und nach 
jtattgehabter Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und 
der Juſtiz vom 1. Dezember 1881 zu Nr. M. %. 25112 wird 
biermit zufäglich zu obigen Negulativ verordnet: 

81. 

In diejenigen Abortkübel, welche durch die ſtädtiſche Reinigungs— 
Anſtalt oder durch die von der Bürgermeiſterei dazu ermächtigten 
Unternehmer abgeführt werden, darf bei Vermeidung einer Strafe 
von 3 bis 10.4 weder Kehricht noch Abfallwaſſer geſchüttet werden. 

82. 

Die Abortkübel ſind höchſtens zweimal die Woche abzuführen 
und zu leeren. Die Bürgermeiſterei hat zu beſtimmen, daß da, wo 
beſondere Verhältniſſe es bedingen, die Abfuhr weniger oder mehr 
als zweimal zu erfolgen hat. 

83. 

Jeder Hauseigentümer, der mehr wie zweimal, beziehungsweiſe 
öfter als ſolches die Bürgermeiſterei angeordnet hat, wöchentlich aus— 
führen läßt oder deſſen Kübel Kehricht oder Abfallwaſſer enthält, 
iſt verpflichtet, für jede Abfuhr eines ſolchen Kübels eine Gebühr 
von 50 4 an die ſtädtiſche Verwaltung oder deren ermächtigten 
Unternehmer zu zablen. Dieſe Gebühr kann entitehenden Falles im 
Verwaltungswege beigetrieben werden. 

84. 

Gegenwärtiges Negulativ tritt mit dem Tage feiner Verkün— 
digung in Kraft. 

Mainz, am 10. Dezember 1881. 

Großh. Bürgermeifterei Mainz: 


Dr. Du Mont. 
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4. 
Regulativ 


die Entleerung der Tatrinen in der Stadt Mainz 
betreffend. 





Mit Genehmigung Großh. Ministeriums des Innern und der 
Juſtiz vom 5. April 1880 zu Nr. M. J. 6961 wird nach Ans 
börung der Stadtverordneten-VBerfammtlung verfügt wie folgt: 

81. | 

Die ftädtifche Neinigungsanitalt tit berufen, die Yatrinen und 
beweglichen Abtrittsgefäße in der Stadt Mainz auf geruchloje Weife 
nach Maßgabe der Vorjchriften der Neglements vom 2. Januar 1866*) 
und 21. Juni 1879 zu entleeren, bezw. deren Entleerung durch 
Unternehmer zu vermitteht Soweit die Weinigungsanjtalt dies 
wegen außerordentlicher Berbältniffe oder mangels geböriger Ver: 
tragserfüllung jeitens der Unternehmer nicht bewältigen kann, 
bleiben die Eigentümer oder Hauptmieter eines Hauſes zur Ent: 
feerung der Gruben auf ihre Kojten nah Maßgabe der obigen 
Neglements auf Anordnung des Poltzeiamtes verpflichtet, gleichtwie 
fie jeder Zeit dazu berechtigt find. 

82. 

Die Entleerung der Latrinen und Abfuhr der Tonnen durch 
die Reinigungsanſtalt ſoll in der Regel unentgeltlich erfolgen. Von 
der unentgeltlichen Entleerung ſind diejenigen Latrinen und beweg— 
lichen Gefäße ausgenommen, welche die im 8 12 des Reglements 
vom 2. Januar 1866 verzeichneten fremdartigen Stoffe**) in größerer 
oder geringerer Menge enthalten, ſodann jolche, deren Inhalt der: 
maßen mit Waſſer verdiinnt it, daß Die Maſſe weniger als 20 Grad 
nach dem Aräometer von Berk wiegt. ‚Für eritere haben die Haus: 
*) Erſetzt durch die SS 45 ff. der Baupolizei-Drdnung. 

**) Der $ 12 des nunmehr aufgehobenen Neglenents vom 2. Januar 
1866 beitimmte: „ES iſt verboten, im die Abtrittägruben fremdartige Stoffe, 
Abrälle, Stroh, Lumpen, Aſche, Späne, überhaupt feite Körper zu werfen.“ 
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eigentümer oder Hauptmieter die jedesmal enftehenden Kosten, für 
legtere dagegen folgende feite Vergütung an die Stadtkaſſe zu entrichten: 
bei einem Gehalte von weniger al$ 15 Grad 30 4 per hl, 
— — ” „ 15 bis weniger als 20 rad 20 

Dieje Vergütung wird von der Stadt ungefürzt an die Unter— 
nehmer der Yatrinenabfuhr vorgelegt, der Hauseigentümer oder 
Hauptmieter ijt der Stadt gegenüber zum jofortigen Erjag diejer 
Vorlage verpflichtet und joll die Beitreibung derjelben, wenn nach 
Maßgabe des nachfolgenden Paragraphen fejtgeitellt, in dem für 
die Beibringung der Umlagen vorgeichriebenen Wege erfolgen. 

Für den ‚Fall des MWiderfpruchs gegen die Grefution gelten 
die Beſtimmungen des Art. 5 des Gejeges vom 12. November 1852.*) 

Das Wiegen des Latrinen-Inhalts mit dem Beck'ſchen Aräo— 
meter iſt eimtretendenfalls nach gehöriger Umrührung des Stoffes 
von einem Angejtellten dev Neinigungsanftalt im Beifein des Haus: 
eigentiimers oder Hauptmieters und des Abfuhrunternehmers oder 
deren Beauftragten vorzunehmen und in einem von beiden zu 
unterzeichnenden Protokolle fejtzujtellen. it über das Ergebnis 
feine Uebereinſtimmung zu erzielen oder weigert der Hauseigentümer 
oder Hanptinieter die Unterzeichnung des Protofolls, jo findet eine 
nochmalige Verwiegung durch das Polizeiamt ftatt, deren amtlich 
zu Protokoll zu erhebendes Nejultat entjcheidend und für jäntliche 
Teile bindend ift. 

S 4. 
Gegenwärtiges Negulativ tritt am 15. April 1880 in Kraft. 
Das Negulativ vom 2. Juli 1869 ijt hiermit aufgehoben. 


Mainz, den 12. April 1880. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. DuMont. 





) Jetzt Urt. 3 des Geſetzes vom 30, September 1593. 
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5. 
Regulativ 


über die Reinigung und Begießung der Straßen 

und öffentlichen Blätze in der Stadt Mainz, ſowie 

über die Abfuhr des Anrats aus dem Innern 
der Hofreiten. 


Mit Genehmigung Großh. Miniiteriums des Innern vom 
11. Oftober 1896 zu Nr. M. %. 25760 wird nach Anhörung der 
Stadtverordnneten-Verjammlung verfügt wie folgt: 


6-1, 

Das Neinigungsamt iſt berufen, auf jtädtifche Koſten Die 
Reinigung der Straßen und öffentlichen Plätze, ſowie deren Be: 
giefung im Sommer zu beforgen oder Durch Unternehmer zu 
vermitteln. 

82. 

Für den Fall das Reinigungsamt wegen außerordentlicher 
Ereigniſſe oder nicht gehöriger Vertragserfüllung der Unternehmer 
die Reinigung und Begießung nicht bewältigen könnte, ſind die 
Hauseigentümer beziehungsweiſe Hauptmieter auf Anordnung des 
Polizeiamts zur Selbſtvornahme auf ihre Koſten verpflichtet. 

Zu jeder Zeit haben die Hauseigentümer oder deren Stell— 
vertreter, gleichwie die Beſitzer von unbebautem Grund und Boden 
bei eintretendem Schneefalle oder raſch eintretendem Tauwetter die 
vor ihrem Gebiete befindlichen Fußſteige (Trottoirs) auf die ganze 
Länge desſelben umgehend vom Schnee zu befreien und den letzteren 
zur demnächſtigen Wegbringung auf Koſten der Stadt an Stellen 
außerhalb der Trottoirs und Goſſen aufzuhäufen. Ebenſo ſind 
dieſelben verpflichtet, bei Gefrieren oder Glatteis auf den Fuß— 
ſteigen entlang des ganzen Gebietes mit einem dienlichen Material 
zu ſtreuen. Im Unterlaſſungsfalle ſind die vorbezeichneten Arbeiten 
gegen Erſatz der entſtehenden Koſten durch das Reinigungsamt zu 
betätigen. 
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8 3. 

Für die Wegſchaffung des Kehrichts und der Hausbaltungs: 
abfälle aus dem Innern der Hofreiten haben die Hauseigentümer 
oder deren Stellvertreter jelbit zu jorgen und zivar auf eigene 
Koften, jofern fie nicht unter Beobachtung der von der Bürger: 
meijterei aufgeftellten Bedingungen die Wegichaffung durch Das 
Neinigungsamt bejorgen laſſen. 

Kebrichtfaften dürfen nicht nach der Straße zu vor den Toren 
und Haustüren aufgejtellt werden. 

Eine Auffpeicherung von Kehricht und Haushaltungsabfällen 
innerhalb der Hofreiten darf nur in gedeckten vorjchriftsmäßigen 
Gruben oder in undurchläfligen gedeckten Behältern ftattfinden. 

S 4. 

Zwviderbandlungen gegen dieſe Beſtimmungen unterliegen der 
Beitrafung nach $ 366 Nr. 10 des Neichsitrafgejegbuche. 

Die entjtehendenfalles nach obigem der ftädtifchen Verwaltung 
zu erjeßenden Koſten jollen in dem für die Beibringung der Um— 
lagen vorgejchriebenen Wege beigetrieben werden. 

S 5. 
Gegenwärtiges Negulativ tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 


Mainz, den 22. Oftober 1896. 
Großh. Bürgermeifterei Mainz: 


Dr. Gaßner 
Oberbürgermeijter. 


— m — — 
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XI. Mffentliche Anlagen 
und Zpaziergänge. 


nn — 


Statut 


die Serftellung, Verwaltung und Beaufſichtigung 
der Spaziergänge, der Garten: und WVerfchönerungs: 
Anlagen der Stadt Mainz und Amgebung betreffend. 


Mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern und der 
Juſtiz vom 8. November 1882 zu Nr. M. %. 24701 und mit 
Zuſtimmung der Stadtverordnieten-Berfammlung werden bierdurch 
für Serjtellung, Verwaltung und Beanfjichtigung der Spaziergänge, 
der Garten: und Berfchönerungs:Anlagen der Stadt Mainz und 
Umgebung nachjtehende Anordnungen getroffen. 

81 

Auf Grund der Art. 52 und 53 der Städte-Ordnung wird 
zur Herſtellung und dauernden Unterhaltung, wie Beauflichtigung 
von Spaziergängen, Garten-, Friedhofs- und Verfchönerungs-Anlagen 
der Stadt und des Bezirks Mainz eine ftändige Deputation bejtellt. 
Dieje Deputation wird zuſammengeſetzt aus dem Bürgermeijter oder 
dem von ihm bierzu beauftragten Beigeordneten als VBorfigenden, 
ans dem jeweiligen Vorſitzenden des bejtebenden Berjchönerungs: 
Vereins und zweien Durch und aus deſſen VBorjtand zu wählenden 
Mitgliedern, ferner aus zweien Durch die Stadtverordneten-Verſamm— 
lung aus ihrer Mitte oder aus jtinmmberechtigten und wahlfähigen 
Mitgliedern der Stadtgemeinde zu wählenden Mitgliedern. 

Der ftädtiiche Baumeister oder der dieſen vertretende Ingenieur 
jowohl, als auch der ſtädtiſche Gärtner jind bei technischen Fragen 


29 
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zu den Beratungen der Deputation zuzuziehen und haben Dabei be- 
ratende, nicht aber bejchließende Stimme. 
8 2. 

Die Wahl der durch die Stadtverordneten-Verfanmlung zu 
beſtimmenden Mlitglieder erfolgt auf drei jahre und wird nach jeder 
Erſatz- oder Neuwahl durch die Stadtverordneten-Berfanmlung er: 
neuert. Die erjte Wahl diefer Mitglieder erfolgt jedoch nur für Die 
bis zur Ergänzungswahl für die Stadtverordneten laufende Zeit. 
Die Wahl der durch den Verſchönerungs-Verein zu bejtinnnenden 
Mitglieder erfolgt alljährlich. Jedes austretende Mitglied der 
Deputation ift wieder wählbar. 

8 3. 

Zu einer gültigen Beſchlußfaſſung müſſen alle Mitglieder mit 
Angabe der Tagesordnung eingeladen und mindeſtens fünf Mitglieder 
erjchienen jein. Iſt dieſe Anzahl Mitglieder nicht erjchienen, jo er: 
folgt eine weitere Einladung mit dem Benterfen, dat alsdann der 
Beichluß auch nur von drei erfchtenenen Mitgliedern maßgebend werde. 

Die Stimmenmebrheit der erjchtenenen Mitglieder enticheidet, 
bei Stimmengleichbeit gibt die Stimme des Vorſitzenden den Aus— 
ichlag. Die jedesmalige Tagesordnung bejtimmt der Vorſitzende. 
Es bleibt der Deputation unbenommen, eine eigene Gejchäftsordnung 
zu bejchließen. Ueber die Verhandlungen und Beſchlußfaſſung wird 
von eimem aus der Peputation zu wählenden Schriftführer ein 
Protokoll aufgenommen und jedesmal von den erjchienenen Mit: 
gliedern nach Vorleſung unterzeichnet. 

84. 

Das Rechnungsjahr der Deputation läuft vom 1. April des 
Jahres bis dabın des fonmmenden Jahres, Ste bat alljährlich über 
die Bedürfniffe ihres Verivaltungsziveiges fir das kommende Jahr 
einen Voranſchag aufzuftellen und ſpäteſtens am vorbergebenden 
1. November der Bürgermeiſterei einzureichen, welche jolchen mit 
ihren Anträgen der jtädtifchen Finanz-Kommiſſion zur budget: 
mäßigen Behandlung und der Stadtverordneten-VBerfanmlung zur 
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Genehmigung vorlegen wird. In dem Voranfchlage find unter 
zwei Rubriken getrennt aufzuführen: „Neu-Anlagen“ und „laufende 
Unterhaltungs-Arbeiten“. 

Ueber das abgelaufene Nechnungsjabr bat die Deputation 
längitens bis 1. August nach Ablauf desjelben einen Nechenjchafts- 
bericht der Bürgermeifterei einzureichen, welche folchen mit ihrer 
Berwaltungsrechenjchaft der Stadtverordneten VBerfammlung zur 
Prüfung und Genehmigung vorlegt. 


S5. 

Das Rechnungsweſen der Deputation bewegt ſich innerhalb 
der von der Stadwerordneten-Verſammlung für ihre Zwecke er: 
folgten Verwilligungen. Der Vorſitzende der Deputation veranlaßt 
die Ausführung der Beſchlüſſe derjelben und beauftragt zu dieſem 
Behufe einen Ingenieur des jtädtischen Bauamtes, unter deſſen 
Anleitung und Auflicht der jtädtiiche Gärtner die Ausführung der 
Arbeiten zu betätigen bat. 

S 6. 

Der beauftragte Iugenieur bat ein bejonderes Inventarium 
über die zu diefem Verwaltungszweige gebörigen Fahrnisſtücke zu 
führen, Ab- und Zugänge einzutragen und über die Erhaltung des 
Imventars zu wachen. Derjelbe bat alle Ausgaben genau zu 
bischen, zu Fontrollieren, die Belege aufzubewabren. Er bat Die 
Mechenjchaft für umlaufene Nechnungsjabre und die Aufftellung 
des Voranſchlags für jedes etatsmäßige Jahr der Deputation zur 
Beſchlußfaſſung rechtzeitig vorzulegen. 


8-7, 
Zahlungen können nur durch den Bürgermeiſter oder deſſen 
Stellvertreter inmerbalb der Grenzen des von der Stadtverordneten: 
Verſammlung genehmigten VBoranjchlags angewiejen werden. 


88. 
Der Verſchönerungs-Verein als ſolcher bleibt in ſeiner ſtatu— 
tariſchen Wirkſamkeit unberührt. Beſondere Verſchönerungsarbeiten, 
29* 
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welche der Verein aus eigenen Mitteln oder im Vereine nrit der 
Deputation vorzunehmen beabjichtigt, fünnen jedoch, infofern Die 
Berfchönerungen auf jtädtifchem Gelände vorgenommen werden 
follen, nur im Einvernehmen mit der Deputation durch Den 
jtädtifchen Gärtner und dejjen Perjonal zur Ausführung kommen. 


$ 9. 

Die Unterhaltung der Wege, öffentlichen Pflanzungen und 
Umzäunung des der politifchen Gemeinde zugehörigen Friedhofes 
wird der Pflege der Deputation, nur unbejchadet der gejeßlichen 
Verpflichtungen der vereinigten Kirchenfabrifen, insbejondere aus 
Art. 37 Nr. 4 des Defrets vom 30. Dezember 1809, empfohlen. 
Es bleibt der Deputation unbenommen, ſich über die Ausführung 
diefer Verpflichtungen mit der Kommifjion der vereinigten Kirchen- 
fabrifen ins Einvernehmen zu jegen. 

$ 10. 

Gegenwärtiges Statut tritt acht Tage nach jeiner Veröffent- 
lichung in Wirkſamkeit. Für das laufende Rechnungsjahr 1882/83 
bat die Deputation über die noch rejtierenden Beträge des Haus: 
haltungsvoranjchlags zu verfügen, wie folche für die Zwecke der 
Deputation aufgeführt Find, (in Rubrik 22) für Unterhaltung des 
Friedhofs; (Nubrif 42 III und IV) für den VBerfchönerungs-Berein, 
Unterhaltung der Gartenanlagen, Boulevard, Rheinufer, Plätze, 
Naimundigarten; (Rubrif 27 V) für die Stadteriweiterung. Der 
Verſchönerungs-Verein wird jedoch über die ihm überwiejenen Be: 
träge, joweit er darüber bei dem Inkrafttreten bereit3 verfügt bat, 
für das laufende Jahr Nechnung ablegen. 


Mainz, am 16. November 1882. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. DuMont. 
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XIV. Baupolizei. Grundſtüfsverfehr 
der Ztadtgemeinde. 


Das Ortsbauſtatut und die Baupolizei-Ordnung für die 
Provinzialhauptſtadt Mainz ſind im „Mainzer Baurecht“ abgedruckt. 


1. 
»Polizei-Verordnung 


betreffend das Bewohnen von Dachräumen im 


Nach Anhörung dev Stadtverordneten-VBerfammlung und ınit 
Genehmigung des Großh. Miniteriums des Innern vom 3. De: 
zeınber 1902 zu Nr. M. 3. 33216 wird hiermit auf Grund des 
Art. 56 der Städte-Ordnung, ſowie der Art. 2 und 80 der all- 
gemeinen Bauordnung folgendes beitimmt: 


Ss 1. 

Mehr als fünf Gejchoffe, einschließlich Erdgeichop, Zwiſchen— 
geihog und Souterrain, jofern deſſen Fußboden weniger al3 1 m 
unter der Erde liegt, dürfen als jelbitändige Wohnungen oder 
Mieträume zum längeren oder dauernden Aufenthalte von Menfchen 
($ 82 B.P.O.) nicht benutzt werden. 

Die Benugung von heizbaren und bewohnbaren Kammern als 
Zubehör zu den unteren Wohnungen, insbefondere als Wohn- und 
Schlafräume für das Dienitperfonal der das Haus bewohnenden 
Partien, ift im fechiten Geſchoß geitattet, wenn letteres direkt über 
dem oberjten geraden maſſiven Geſchoß und nicht über dem Kehl— 
gebälf liegt und außerdem den Forderungen des 8 2 genügt. 
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82. 

Die Zugangötreppe zu den in Abi. 2 des $ 1 genannten 
Räumen muß in der Fortfegung des Stiegenhaujes gelegen, feuer: 
jicher hergeitellt und mindejtens 1,10 m breit jein. 

Das Stiegenhaus muß gegen den Dachraum durch feuerfichere 
Wände und verpußte Deden abgejchlofjen jein. 

Die bewohnbaren Räume müfjen den Zugang zur Treppe 
durch einen bejonderen, gegen den Speicherraum abgeichloffenen 
Gang erhalten. 

Jeder bewohnbare Raum muß mindejtens ein aufrecht 
jtehendes, zum Deffnen eingerichtete, direft ind ‘Freie führendes 
Fenſter von einer lichten Größe von mindeitens 60 cm im Quadrat 
erhalten. Die Lichtfläche muß mindeitens "/ıs der Fußbodenfläche 
betragen. Die Fenſterbank darf mit der Oberkante nicht weniger 
als 0,70 m und nicht mehr als 1,30 m über dem Fußboden Liegen. 

Die Balfenlage über den bewohubaren Räumen muß in ganzer 
Höhe der Balfen mit feuerficherem Material ausgefüllt fein. 

Die Gangwände und alle Zwijchemvände müfjen in ausge: 
mauertem Fachwerk, in Nabitart oder aus Gipsplatten hergeitellt 
jetn.  Deden und Fachwerkswände müſſen, letztere auf beiden 
Zeiten, verpußt jein. Die Außenwände müflen durch Ausrollung 
oder Lehmwickelung zwiſchen den Sparren gegen die Einflüffe der 
Außentemperatur iſoliert jein. 

Dieſe bewohnbaren Räume im Dachgeſchoß müſſen mindeſtens 
für die Hälfte der Fußbodenfläche eine geringſte lichte Höhe von 
2,50 m erhalten. Die Dachwinkel ſind auf wenigſtens 0,70 m 
Höhe abzuschließen. 

In Schlafräumen muß der Rauminhalt per Kopf mindeitens 
15 cbm betragen. 


Ueber dem Kehlgebälk dürfen Abteilungswände nur in Form 
von Lattenverichlägen bergeitellt werden. 
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84. 

Diefe Nerordnung tritt vom Tage der Verkündigung an 
in Kraft. 

Auf Gebäude, welche vor Inkrafttreten diefer Verordnung er— 
richtet worden find, finden die Vorjchriften derjelben feine Ans 
wendung. Wenn in jolchen Gebäuden Räume im jechjten Gejchofie 
oder oberhalb des Manſarden- oder Knieſtockes zu Wohn- oder 
Schlafzweden benußt werden, jo kann ihre fernere Benußung 
polizetlich unterfagt werden, wenn durch die Benußung Gefahr für 
Leben und Gejundheit von Menjchen aus der Lage oder baulichen 
Einrichtung zu befürchten it. 


8 5. 

Verfehlungen gegen vorjtehende Vorjchriften ziehen für Die 
Beteiligten Geldjtrafe biß zu 150 M nach ſich. Neben der Strafe 
kann die Bürgermeifterei die erforderlichen Zwangsmahregeln behufs 
Räumung unvorschriftsmäßiger Gelaſſe auf Kojten der Schuldigen 
anordnen. 


Mainz, den 5. Januar 1903. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


2 
Abanderung 
des $ 78 Mbf. 2 der Baupolizeiordnung für die 
Stadt Mainz vom 1. Auguft 1898. 


Nach Anhörung der Stadtverordneten-Berfammlung, mit Zu: 
Stimmung des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung des Großh. 
Ministeriums des Innern vom 11. Februar 1903 zu Nr. M. 3.1262 
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wird der 8 78 der Baupolizetordnung für die Provinzialhauptitadt 
Mainz vom 1. August 1898 wie folgt geändert: 
In Abſatz 2 des 5 78 tritt an die Stelle des Saßes: 

„Bei Verwendung von Eichenholz müjjen die Wangen 
mindeitens 6,50 cm, die Stufen mindeitens® 5 cm jtarf 
jein und bei leßteren die Unterflächen verpußt werden“ 

folgender neue Saß: 

„Bei Verwendung von Eichenholz müſſen die Licht- 
wangen mindeltens 6,50 cm, die Wandwangen und Die 
Stufen mindeftens 5 cm jtarf fein und bei leßteren die 
Unterflächen mit einem feuerficheren Verputz überzogen 
werden.“ 

Dieſe Aenderung tritt jofort in Kraft. 


Mainz, den 12. März; 1903. 


Großherzogliche Bürgermeijterei: 
Dr. Gaßner. 


— —— — — — 


3. 
Nachtrag zum Ortsbauſtatut 


für die Provinzialbaupfftadt Mainz vom 
1. Auguſt 1898. 

Mit Zuftimmung der Stadtverordneten-Berfammlung und mit 
Genehmigung Großh. Ministeriums des Innern vom 15. Dezember 
1903 zu Nr. M. 3. 33913 wird das Drtsbauftatut vom 1. Auguſt 
1898 wie folgt geändert. 

Der bisherige $ 5 wird aufgehoben und durch nachitehende 
Vorſchrift erſetzt: 

„Außerhalb der durch die Stadtbaupläne feſtgeſtellten 
Bauquartiere Dürfen . Gebäude nicht errichtet werden. 
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Ausnahmen find nach Artifel 18 der allgemeinen Baus 
ordnung zu behandeln.” 
Die Menderung tritt jofort in Straft. 


Mainz, den 6. Januar 1904. 
Großherzogliche Bürgermeifterei: 
Kuhn 


Beigeordneter. 





4. 
Vorſchriften 


für die Bebauung des neuen Stadtteils am eße: 
maligen Kurfürftlichen Schloffe (Schloßfreißeits: 
gelände) in Mainz. 
eg 

Auf Grund des Artifel3 2 der Allgemeinen Bauordnung dom 
30. April 1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung 
dazu vom 1. Februar 1882, jowie der Artikel 9 und 56 der 
Städteordnung für das Großherzogtum Helfen wird nach An— 
hörung und mit Zuftimmung der Stadtverordneten-Berfammlung 
ſowie des Kreisausjchuffes und mit Genehmigung Großherzoglichen 
Miniteriums des Innern vom 27. Februar 1902 zu Nr. M. J. 
3873 für den von der Katjeritraße, der Nheinallee, der Großen 
Bleiche und der Straße am Schloßplatz umgrenzten neuen Stadt: 
teil verordnet, was folgt: 


I. Statutarijche Vorſchriften. 
81. 
Zu Art. 29 der allg. Bauordnung. 
In ſämtlichen Baublöden des neuen Stadtteils find gewerb— 
liche Niederlaffungen der in $ 16 der Reichsgewerbeordnung be= 
zeichneten Art unterjagt. 
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3 2. 
Zu Art. 37 Abſ. 2 und 59 n allg. Bauordnung, fowie $ 78 
der Ausf.-Verordnung. 

Der Anbau in der Nheinallee muB in gejchloffener Bauweiſe 
erfolgen. Im Baublof V dürfen die Hintergebäude außer Dem 
Erdgejchofje nur einen ausgebauten Dachſtock eryalten. 

83. 

Zu Art. 59 der allg. Bauordnung und $ 78 der Ausf.Verordnung. 

Die Faſſadenlänge der Häufer an der Nheinallee und an der 
Kaijeritraße joll im Mittel etwa 15 m betragen; eine Vermehrung 
oder Berminderung dieſes Maßes um höchitens 3 mı fann von der 
Bürgermeifterei zugelafjen werden. 

Zwei Baupläge von je 15 m Länge und mehr dürfen zur 
Errichtung von drei Gebäuden verwendet werden, jobald diejelben 
zu gleicher Zeit unter einheitlicher Fafjadengeftaltung und bet 
Verwendung gleichartiger und gleichfarbiger Materialien bei gleicher 
Höhe oder, bei ungleicher Höhe, in architeftonticher Gruppierung, ſodaß 
im Aeußeren der Eindrud eines Gebäudes erzielt wird, errichtet werden. 


II. Bolizeiliche Vorjchriften. 
84. 
Zu Art. 31 der allg. Bauordnung. 

Die Höhe der Häufer in der Nheinallee darf vom Fupiteig bis zur 
DOberfante des Hauptgeſimſes nicht unter 1O m und nicht über 17 m, 
vom Fußſteig bis zur Firſt nicht unter 15 m und nicht über 22 m be- 
tragen. Eckbauten müſſen die größten zuläffigen Höhen erhalten. 

85. 
Zu Art. 30 der allg. Bauordnung. 

Erfer und Altane dürfen bis zu 2,50 m Tiefe vor die- Bau: 
Flucht in das Vorgartengelände in der Nheinallee hineingebaut werden. 


III. Schlußbeitimmungen. 
S 6. 
Auf den neuen Stadtteil am furfüritlichen Schlofje finden 
die Beltimmungen des Ortsbauftatuts und der Baupolizet-Ordnung 


XIV. Baupolizei. Grundſtücksverkehr der Stadtgemeinde. 459 


für die Provinzialhauptitadt Mainz vom 1. Auguſt 1898, joweit 
Jich nicht aus Vorſtehendem ein anderes ergibt, Anwendung. 
S 
Die gegenwärtigen VBorjchriften treten mit dem Tage ihrer 
erjten Berfündigung in Kraft. 


Mainz, den 20. März 1902. 


Großherzoglihe Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 


5. 
Beſtimmungen 
für die Bebauung des Geländes im Induſtrie— 


Auf Grund des Art. 2 der allgemeinen Bauordnung vom 
30. Aprit 1881 und der SS 3—9 der Ausführungsverordnung 
dazu vom 1. Februar 1882, jowie der Artikel 9 und 56 der Städte: 
ordnung für das Großherzogtum Hefjen wird nach Anhörung und 
mit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verfammlung, ſowie des 
Kreisausschuffes und mit Genehmigung Großherzogl. Miniſteriums 
des Innern vom 14. November 1904 zu Nr. M. %. 35133 für das 
ISndujtriegebiet der Stadt Mainz verordnet was folgt. 


I Allgemeine Bejtimmungen. 


sl. 

Das Induſtriegebiet wird nach Maßgabe des hierfür ge: 
nehmigten Bebauungsplanes begrenzt durch: den Querdamm von 
dem rheinjeitigen Ufer der Ingelheimer Aue bis an die verlängerte 
Nheinallee, die verlängerte Nheinallee von dieſem Duerdamm bis 
zum Eijenbahndamm der Umgehungsbahn, den Eijenbahndamm der 
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Linie Mombah— Rheinbrüde bis zur Zwerchallee, die Zwerchallee 
vom Bahndamm bis zur verlängerten Nheinallee, jodanır die ver- 
längerte Rheinallee, das Landjeitige Floßhafenufer, die Einfahrt 
zum Floßhafen und das vheinjeitige Ufer der Ingelheimer Aue. 


8 2. 

Für die Bebauung des Induitriegebietes kommen die Be 
jtimmungen des Ortsbauſtatuts und der Baupolizeiordnung für die 
PBrovinzialhanptitadt Mainz vom 1. Auguſt 1898, ſoweit ſich nicht 
aus nachitehendem ein anderes ergibt, zur Anwendung, unbejchadet 
der Vorjchriften der 88 120a ff. der Gewerbe-Ordmung und der 
z8 109 ff. der Ausführungs-Anweiſung dazu vom 10. Dezember 1900. 


I. Statutarifche Beitimmungen. 
8 3. 
Zu Art. 29 der allg. Bauordnung. 

Das Industriegebiet it vorzugsweiſe zu Industrieanlagen 
inSbejondere auch der in $ 16 der Gewerbeordnung erwähnten Art, 
bejtimmt, jedoch werden auf ihm auch die für die Familien der 
Beliger und deren Perſonal erforderlichen Wohnhäujer, dagegen 
jelbjtändige Wohngebäude und Gebäude für dem Betrieb einer 
Schanf: und Gaftwirtichaft, die nicht mit ciner Induſtrieanlage 
verbunden find, nur auf dem Baugelände an der zwiſchen Wies— 
badener: und Mittelitraße gelegenen Teiljtrede der Biebricher Straße 
(gegenüber dem ſtädtiſchen Efleftrizitätswerf) zugelafjen. Die aus: 
nahmsweiſe Zulaffung an anderen Straßen bedarf der Zuſtimmung 
der Stadtverordnieten: Berfammlung. 


) 4, ’ 
Zu Art. 42, 43 und 44 der alle. — und $ 66 der Ausführungs 
Verordnung. 
Ueber die Zulaſſung von Gebände-Umfangswänden aus Fach 
wert wird für das Industriegebiet folgendes beftimmt: 

a) Gut  verbundenes, verjteiftes und  verriegeltes 
Eifenfachwerf mit feuerſicherer Ausfüllung ode 

feuerlicherer Bekleidung der Wandflächen ift zuläſſig 
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für die Außenwände aller Gebäude mit Ausnahme der 
Wohngebäude, fofern fie nicht mehr als drei gerade Ge— 
Ichofje erhalten und injoweit nicht die Beſtimmungen der 
Art. 45—48 der allgem. Bauordnung entgegenstehen. 
Die Zwilchendeden derartiger Gebäude müſſen aus unver— 
brennlichen Stoffen hergejtellt, die Deckenträger und Unter: 
züge mit den Außenwänden feſt verbunden fein. Bet Ge: 
bäuden aus Eiſenfachwerk mit nicht mehr als zwei Ge: 
schoffen it die vorgenannte Verbindung der Dedeiträger 
und Unterzüge mit den Nupenmauern, ſowie die Herjtellung 
dev Zwiſchendecken aus umnverbrennlichen Stoffen nicht 
erforderlich. 

b) Holzfachwerf mit mindeſtens 12 cm jtarfer Ausmauerung 
aus Backſteinen ift für die Außenmauern aller Gebäude 
mit Ausnahme der Wohngebäude zuläffig, ſofern jie nicht 
mehr als drei gerade Bejchofje erhalten und infoweit nicht 
die Beitimmungen der Art. 45—48 der allgem. Baus 
ordnung entgegenstehen, und zwar bei eingejchojfigen Ge: 
bäuden ganz allgemein, bei zwei- und Ddreigejchojfigen 
Gebäuden unter folgenden Vorausſetzungen: 

1. bei allen Magazin und Lagergebäuden, wenn fie feine 
Feuerungsanlage erhalten, 

2. bei Werljtätten und anderen zum längeren oder 
dauernden Aufenthalt von Menschen beitimmten Räumen, 
wenn die Gebäude, in deinen jich diefe Räume befinden, 
niittelit einer Niederdruckdampfheizung, einer Warm— 
wafjerheizung oder einer gleich wenig fenergefährlichen 
Zentralheizungsanlage ausgeitattet und die Zwiſchen— 
decken mit Streifboden und Lehmwerftrich, oder mit 
mindeltens 5 em jtarfen Gipsdielen, oder mit Spreus 
tafeln, oder mit ähnlichen unverbrennlichen Stoffen 
ausgelegt, dabei bis zur Oberfläche der Balfen mit 
unverbrennlichen Stoffen ausgefüllt find. Befinden jich 
über der oberjten Zwiſchendecke nur Räume, die nicht 
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zu längerem oder dauerndem Aufenthalt von Menichen 
beſtimmt ſind, jo iſt die Herjtellung dieſer Dede aus 
Balken mit einfacher Dielung zuläſſig. 

c) Bei Wohngebäuden darf das oberjte gerade Geicho und, 
jofern ein Knieſtock zuläſſig iſt, auch diejer in der in y 3öf 
des Ortsbauftatuts vom 1. Auguſt 1898 näher be 
jchriebenen Ausführungsweije hergejtellt werden, ohne daß die 
Charakterifierung eines beitimmten Bauſtils erforderlid) üt. 


Die Beitimmungen der SS 22 Abſ. 1—4, 26 Ziff. 4, 27, 
34 Abf. 2a, 39, 40, 41, 42, 43 des Ortsbauftatuts vom 1. Auguſt 
1898 werden für die ganze. Ausdehnung des Induſtriegebietes 
aufgehoben. 

Die Beitimmungen des S 20 des Ortsbauſtatuts gelten nur 
für die an der Grenze des Induftriegebietes hinzichenden Straßen: 
Duerdamm, Wiesbadener Straße und verlängerte Nheinallee. Für 
alle übrigen Straßen und die Dafenufer werden die Beitimmungen 
des S 20 des Ortsbauftatuts aufgehoben. 

Die Beitimmungen der 88 33, 34 Abſ. 1, 2b, 3 und 4, 35 
des Ortsbaustatuts vom 1. Augujt 1898 werden, infoweit fie mit 
den Anordnungen diejes Ortsjtatuts nicht im Einklang ftehen, für 
das Induſtriegebiet aufgehoben. 


iv oO 


’ % 


III. Baupolizeiliche Beitimmungen. 

8 6. 
(Zu Urt. 61 der allgem. Bauordnung und 79 der Ausführungs-Berordnung.) 
Die Vürgermeifterer it ermächtigt, für Arbeitsräume, Werk 
jtätten und alle übrigen zum längeren Aufenthalt von Menſchen 
dienenden Näumen zwedentiprechende Anordnungen zu treffen, um 
dDiefen Näumen in ausreichender Werje Licht und Luft zuzuführen 
umd fie gehörig zu entlüften. Dieje Anordnungen dürfen das Maß 
der in $ 82 Abſ. 1 der Baupolizeiordnung vom 1. Augujt 1895 
enthaltenen Beſtimmungen keinesfalls überjchreiten und können von 
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der Bürgermeijteret nur nach Anhörung der Großh. Gewerbes 
Inſpektion Mainz, des jtädtiichen Baupolizeiamtes und des 
ſtädtiſchen Bauausjchuffes von Fall zu Fall erlafjen werden. 


87. 
Zu Art. 49 und 41 der allg. Bauordnung. 

Bei drei- und mehrſtöckigen Gebäuden können von der Bürger— 
meiſterei zur Sicherung der vorkommenden Eiſenkonſtruktionen 
gegen Feuersgefahr in beſonderen Fällen angemeſſene Vorſchriften 
erlaſſen werden. 

88. 

Die Beſtimmungen der 88 26 Abſ. 1, 65,67 Ziff. 3 und 4,68 
der Baupolizetordnung vom 1. Auguft 1898 werden für die ganze 
Ausdehnung des Induftriegebietes aufgehoben. 

Die Beitimmungen des $ 52 Zıff. 7 der Baupolizeiordnnung 
gelten nur für die an der Grenze des Indujtriegebietes hinziehenden 
Straßen: Duerdamm, Wiesbadener Straße und verlängerte Rhein: 
allee, jedoch mit der Aenderung, daß die Entfernung für Abtritts- 
gruben von der Baufluchtlinie anftatt LO m nur 5 m zu betragen 
braucht. Für alle übrigen Straßen und die Hafenufer werden Die 
Beitimmungen des 8 52 Ziff. 7 der Baupolizetordnung aufgehoben. 

Die Beſtimmungen des $ 82 Abf. 1 der Baupolizeiorduung 
vom 1. Augujt 1898 gelten innerhalb des Imduftriegebietes nur 
für eigentliche Wohnräume, Schlafräume und Küchenräume und 
werden für alle jonjtigen Räume aufgehoben. 


89. 
Die gegenwärtigen Beltimmungen treten mit erfolgter Feſt— 
jtellung des für das im $ 1 bezeichnete Gebiet aufgejtellten Orts: 
bauplans in Kraft. 


Mainz, den 1. Dezember 1904. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 
3. V.: Kuhn. 
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6. 
Reglement 


für die Veräußerung ſtädtiſchen Geländes aus 
freier Ssand. 

Auf Grund des Gemeinderatsbejchluffes vom 19. November 
1873, jowie der Entjchliegung Großh. Miniſteriums des Innern 
vom 16. Mai 1874 kann mit Umgehung der als Regel vor: 
geichriebenen öffentlichen Beriteigerung ſtädtiſches Gelände unter 
nachjtehenden Modalitäten und Bedingungen aus freier Hand ver: 
äußert werden: 


Kapitel I. 
51; 

Die Befugnis zur Veräußerung Städtischen Geländes aus 
freier Hand erjtredt fich nur auf das machjtchend in $ 2 mäher 
bezeichnete Gelände, veip. nur auf die Veräußerung einzelner oder 
mehrerer Baupläge oder einzelner Bauquadrate an einzelne Käufer. 

Eine etwaige Veräußerung en bloc jenes gelamten Gelände: 
oder ganzer arößerer Komplexe desjelben tt unjtatthaft. 


8 2. 

Zu dem Gelände, auf welches gegemvärtiges Neglement An 

wendung findet, wird nur gerechnet: 

a) der gejamte Flächenraum, welchen die Stadt aus Anlah 
des mit der Fortififation am 21. September 1872 ab— 
geichloffenen Bertrags erworben hat und noch erwerben wird; 

b) die Grundjtüde Flur XII Nr. 2%/ı0, 3, 4 und 5, zu— 
Jammen 6542, -Stlafter Wiejen, an der Inundations— 
ſchanze gelegen; | 

ce) Gelände jeder Art, welches die Stadt zur Zeit des Erlaſſes 
gegenwärtigen Neglements in dem Bereiche des Gartenjeldes 
(der künftigen Neuftadt) befigt oder im der Neuſtadt in 
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Zukunft zweds Anlage von Straßen und Pläßen oder 
zweds Arrondierung des sub a, b und ce bejprochenen 
Geländes durch Kauf, Taufch bezichungsweile Konſolida— 
tion don Dritten eviverben wird und endlich 

d) das Gelände, welches die Stadt infolge der Ufererweiterung 
in der Alt und Neuftadt in Eigentum erhalten wird. 


Kapitel 11. 

Zur Bewerfitelligung der im Stapitel J beiprochenen Ber: 
Äußerungen aus freier Hand bedarf es einer durch Bejchluß der 
Stadtverordneten-Berjammmlung dem Großh. Bürgermeiſter oder 
einem Beigeordneten oder auch eier von der Stadtverordneten- 
Verſammlung aus ihrer Mitte gavählten Kommiſſion, deren Vorſitz 
dem Bürgermeilter oder deſſen Stellvertreter obliegt, erteilten Ver: 
äußerungsvollmacht. Diefe Vollmacht kann nach Ermeſſen der 
Stadtverordneten, vorbehaltlich jedoch der Vorſchriften des Stapitel III, 
entweder generell betreffs jämtlicher Verkaufs-Objekte und ohne fete 
Beitimmung des Kaufſpreiſes abgefaßt jein oder aber diejenigen 
bejonderen Beſchränkungen enthalten, weiche die Stadtverordneten- 
Verſammlung der Vollmacht beizujegen für zweckmäßig erachten 
wird. Auch bleibt e8 dem Ermejjen der Stadtverordneten überlafjen, 
jene Bollmachten unbedingt und zum endgültigen Abjchluß er— 
mächtigend zu erteilen oder jich für die abzufchliegenden Verkäufe 
die jedesmalige Nattfikatton durch Beichlug der Stadtverordneten 
vorzubehalten oder die Perfektwerdung jener Verträge von der 
nachträglichen Genehmigung einer aus der Stadtverordneten-Ver— 
janunlung gewählten Kommiſſion abhängig zu machen. 

— 

Dieſe Bollmachten können ſelbſtverſtändlich zu jeder Zeit ſeitens 
der Stadtverordneten-Verſammlung widerrufen werden. 

Die Großherzogliche Bürgermeiſterei iſt verbunden, eine Sitzung 
der. Stadtverordneten unverzüglich einzuberufen, wenn mindeſtens 
drei Mitglieder der Stadtverordneten-Verſammlung bei Großh. 

30 
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Bürgermeifteret einen fchriftlichen Antrag einreichen, welcher gänz— 
lichen oder teilweifen Widerruf der erteilten Vollmachten durch Be 
jchluß der Stadtverordneten-Berfammlung bezweckt. 


Kapitel II. 
S 5. 


Die allgemeinen Berfaufsbedingungen, unter welchen die Ber: 
fäufe aus freier Hand jtattzufinden haben, werden von der Stadt: 
verordneten:Berfammlung alljährlich im voraus für das nächite 
Kalenderjahr mitteljt Förmlichen Bejchluffes feitgefegt. Namentlich 
auch bejtimmt die Stadtverordneten-Berfammlung im voraus nad 
Prozenten das Minimum der anzufordernden Kaufpreis-:Anzablungen, 
das Marimum der den Käufern zu gewährenden Zablungstermine, 
jowie den Prozentfaß für die Verzinfung des Neftfauffchillings. 

S 6. 

Die Berfaufsbedingungen werden von der Stadtverordneten: 
Verſammlung zum eritenmal unverzüglich nach Erlaß gegemvärtigen 
Neglements und ſodann alljährlich vor Ablauf des Monats 
November fejtgejeßt. 

BT, 

Ber Aufitellung des Bedingnisheftes darf Die Stadtverordneten: 
Verſammlung bei perfünlicher VBerantivortlichkeit ihrer Mitglieder 
die vom Käufer vor Beligergreifung zu leiftende Anzahlung nicht 
unter 10°/o des Kaufpreiſes normieren. Ferner muß bei Strafe 
gleicher Verantwortlichkeit die Bedingung feitgehalten werden, daß 
jeder Käufer einen fautionsfähigen Bürgen oder Realfaution zu 
jtellen bat. 

Ss 8. 

Der oder die von der Stadtverordneten-Verfammlung mit den 
Verkäufen in Gemäßbeit des Kapitels II Beauftragten find bei Strafe 
perjönlicher Verantwortlichkeit an die von der Stadtverordneten: 
Berfammlung in Gemäßbeit vorliegenden Kapitels gegeben werden— 
den Anordnungen gebunden, unbejchadet des Rechts der Gemeinde, 


u on ee 
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die in Zuwiderhandlung abgejchlojfenen Verträge als nichtig und 
unverbindlich anzufechten. 


$ 9. 


Die alljährlich fejtgeitellt werdenden generellen Verkaufsbe— 
dingungen dürfen erit dann in Anwendung gebracht werden, nach: 
dem diejelben die Genehmigung der Aufiichtsbebörde erhalten haben. 


Kapitel IV. 
8 10. 


Die dem Stadtvorjtand fraft obiger Beſtinmungen erteilte 
Befugnis zur Geländeveräußerung aus freier Hand ift folgender 
Beichränfung unterivorfen, deren Außerachtlaſſung den ftattgehabten 
Verkauf nichtig und unverbindlich für die Gemeinde macht, nämlich: 

Keine Parzelle darf zu einem niedrigeren Preije fäuflich ab- 
gelaffen werden, als jolche durch eine vorher jtattgehabte, von der 
Aufjichtsbebörde genehmigten Abſchätzung gewertet worden ijt. 

Für dieſe Abſchätzung muß folgendes Verfahren eingehalten 
werden: 

a) Es wird eine ftändige Abſchätzungskommiſſion gebildet, 
welche unter dem Vorfise des Bürgermeifters rejp. deſſen 
Stellvertreters zufammenzutreten bat. Dieſelbe bejtebt 
einerjeitS aus dem jedesmaligen Großh. Kreisbaumeiſter 
zu Mainz oder im Verbinderungsfalle aus dem an dejjen 
Stelle durch Großh. Kreisamt Mainz bierzu ernannten 
Technifer, anderjeits aus drei alljährlich von der Stadt: 
verordneten-Verſammlung aus ihrer Mitte gewählten 
Delegierten unter Aſſiſtenz des Stadtbaumeifters oder 
jeines Stellvertreters. Die drei Delegierten der Stadt: 
verordnneten-Verfammlung können ihre Befugniſſe nur aus: 
itben, wenn ſie vollzählig zu dreien anweſend find. Bei 
Meinungsverjchiedenheiten unter ihnen entjcheidet Die 
Majorität. 

30% . 
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Die Delegierten werden in perjünlichen Verhinderungs— 
fällen durch drei von der Stadtverordneten-VBerfammlung 
aus ihrer Mitte gewählte Mitglieder eriett, beziehungs— 
weiſe vertreten. Die Neibenfolge, in welcher die Stell 
vertreter in jolchen Fällen in die Kommiſſion einzutreten 
haben, wird ebenfalls von der Stadtverordneten-Berfamm: 
lung beſtimmt. 


b) Die Verhandlungen der Abſchätzungskonmmiſſion finden in 
nichtöffentlichen Situngen mündlich jtatt und werden 
durch ein in zwei Exemplaren ausgefertigtes Protokoll 
beurfundet. 


c) Objekte, über welche jich die Delegierten der Stadwer— 
ordneten-Verſammlung beziehungsweiie deren Mlajorttät 
nicht mit dem Großh. Kreisbaumeiiter oder deſſen an 
jeiner Statt fungierenden Stellvertreter einigen können, 
bleiben, jo lange jolches der ‚Fall, unveräußerlich aus 
freier Hand, falls nicht etwa auf eingelegten Rekurs der 
Stadtverordneten= VBerfanmmlung die Auflichtsbebörde ſich 
den Auffaſſungen der ſtädtiſchen Delegierten anſchließt. 

d) Die Abſchätzungskommiſſion tritt auf Einladung des 
Bürgermeifters und zwar zum erſtenmal zuſammen un 
mittelbar nach Erlaß des gegenwärtigen Neglements und 
jodann regelmäßig in der eriten Woche des Dezembers 
jeden Jahres. 

e) Die Abſchätzungskommiſſion erledigt ihre regelmäßigen all: 
jährlichen Arbeiten in längjtens zehn Tagen und übergibt 
jodann wwerzüglich der Großh. Bürgermeiſterei das eine 
Gremplar ihres Protofolls, das andere Eremplar aber 
dem Großh. Kreisamt Mainz zur Verwahrung. 

f) Die Arbeiten dev Abſchätzungskommiſſion bejteben darin: 
1. Die Parzelleneinteilung des Geländes feitzuftellen und 
2. den Wert per qm diefer aljo gebildeten Parzellen im 

einzelnen abzufchägen. Dieje Abjchägung joll auf der 
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Grundlage beruhen, dab die zu ermittelnde Tare das 
Minimum des Werts des betreffenden Objeft3 dar- 
jtellt, unter welchen im Falle eines Verfaufs aus freier 
Hand mit dem Kaufpreis nicht beruntergegangen 
werden darf. Ber dieſer Preisnormierung bat Die 
Kommiſſion die im Kapitel ITI erwähnten, durch die 
Stadtverordneten-Verfammlung jedesmal unmittelbar 
vorher fejtgejeßten und bejtätigten Verfaufsbedingungen 
jelbftverftändlich zu berückjichtigen. 


g) Die alljährlichen Abſchätzungen der Kommiſſion gelten 


h 


— 


nur für das nächſtfolgende Kalenderjahr. Die erſte 
Abſchätzung gilt für die Zeit bis zum 31. Dezember 
1875. 


Sollte in der Zwiſchenzeit zwijchen den alljäbrlichen 
ordentlichen Sitzungen der Abſchätzungskommiſſion fich das 
Bedürfnis ergeben, die Tare einer Nevifion zu unterziehen 
oder jollten Gründe vorliegen, Abänderungen in der Par: 
zelleneinteilung vorzunehmen und deshalb Neutarifierungen 
notwendig werden, jo tritt auf desfallfigen Antrag der Stadt: 
verordnieten-Berfammmlung, oder wenn die von der Stadt: 
verordneten-VBerfammlung erteilte Vollmacht hierzu aus» 
reicht, auf Antrag des oder der zum Werfauf Bevoll- 
mächtigten auf Einladung des Großh. Bürgermeifters die 
Abſchätzungskommiſſion zu einer außerordentlichen Sigung 
zuſammen. 


i) Zu den Abänderungen in der Parzelleneinteilung, welche 


als ſolche nach den bisherigen eine neue Abſchätzung der 
betreffenden Objekte durch die Abſchätzungskommiſſion er— 
forderlich machen, ſollen ausnahmsweiſe nicht gerechnet 
werden diejenigen Fälle, in welchen durch den Käufer 
einer beſtimmten Parzelle eine Hinausrückung der Grenze 
dieſer Parzelle in das Gebiet anliegender Parzellen zur 
Bedingung des Kaufs gemacht wird, vorausgeſetzt, daß 
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diefe Erweiterung der Parzellengrenze jich innerhalb nach: 

folgender Beichränfungen bält: 

1. Die zu verfleinernde Parzelle darf fein Eckplatz jein. 

2. Die Hinausrückung der Grenze in das Nachbargebiet 
darf nicht mehr betragen als höchſtens 2'/s m 
Breite der Faſſade, und der Käufer der vergrößerten 
Parzelle muß den ganzen Streifen, von der Faſſade 
nach der Tiefe des Grundſtücks gerechnet, übernehmen, 
in der Weiſe, daß die neue Grenze parallel mit der 
urfprünglichen PBarzellengrenze läuft. Die Faſſaden— 
linie des verbleibenden Reſtes der verfleinerten Parzelle 
darf in Straßen mit bauplanmäßiger villenartiger Be 
bauung nicht unter 18 Meter Frontlänge und in allen 
anderen Straßen nicht unter 8 Meter betragen. *) 

Inſofern die Hinausſchiebung der Grenze an der der 
Straßenfajlade abgewendeten Seite des Grundjtüds 
ſtattfindet, muß gleichfalls die neue Grenze parallel 
mit der urjprünglichen Grenze laufen und Darf die 
Hinausſchiebung der Grenze in das Nachbargebiet nicht 
mebr betragen als böchjtens 21 Meter Entfernung 
von der betreffenden urjprünglichen Parzellengrenze. 

3. Die aus einer Parzelle zur Vergrößerung benachbarter 
Parzellen abgegebenen Stüce dürfen zu feinem niedrigeren 
Preife per qm veräußert werden, als die betreffenden 
Barzellen, aus welchen jte genommen find, von der Ab: 
ſchätzungskommiſſion geivertet wurden. 

4. Inſofern das Mandat, welches die Stadtverordneten: 
Verſammlung  jeinem oder feinen Berfaufsbevoll: 
mächtigten erteilt bat, bierzu ausreicht, ſollen letztere 
Die Befugnis haben, vechtsverbindliche VBerfäufe von 
im obigen Sinn ihrer Begrenzung nach erweiterten 
Parzellen abzujchließen, obne daß es hierzu der Ein- 


) Geändert; }. ©. 471. 


il 
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bolung der Genehmigung der Abichägungsfommiffion 
bedarf. 
Gegenwärtiges Reglement tritt mit dem heutigen Tage in Kraft. 


Mainz, den 25. Februar 1875. 
Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
J. V. d. B. 
Dr. Oechsner. 





J 
Bekanntmachung. 





Mit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung und mit 
Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 6. d. M. zu 
Nr. M. J. 28975 iſt der 8 10 des Meglements für die Ver: 
äußerung jtädtifchen Geländes aus freier Hand vom 25. ‚Februar 
1875 wie folgt geändert worden. 

In pos. i Ziff. 2 des S 10 tritt an die Stelle des Satzes: 

„Die Faſſadenlinie des verbleibenden Reſtes der ver: 
fleinerten Parzelle darf in Straßen mit bauplanmäßiger 
villenartiger Bebauung nicht unter 18 m Frontlänge und 
in allen anderen Straßen nicht unter S m betragen” 

folgender neue Satz: 

„Die Faſſadenlinie des verbleibenden Reſtes der ver: 
fleinerten PBarzelle muß noch der Beſtimmung in $ 3 des 
neuen Ortsbauftatuts für die Stadt Mainz entiprechen.“ 

Dieje Aenderung tritt jofort in Kraft. 


Mainz, den 27. Dezember 1898. 


Der Oberbürgermeiiter: 
"Dr. Gaßner. 
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8. 


Ortsſtatut 


für die freibändige Veräußerung von ſtädtiſchem 
Gelände auf dem Gebiete der Schloßfreibeit. 


Auf Grund des Art. 9 der Städteordnung, nach eingebolter 
Zuftimmung der Stadtverordneten » Berfammlung, Anhörung des 
Kreisausichuffes und mit Genehmigung des Großh. Minijteriums 
des Innern vom 27. Februar 1902 zu Nr. M. %. 3873 wird 
hiermit folgendes Ortsitatut erlaſſen. 


81. 
Die Stadt Mainz ift befugt, das von der Nheinallee, der 
Kaiſerſtraße, der weitlichen Schloßplagitraße und der Großen Bleiche 
umgrenzte jtädtische Baugelände aus freier Hand zu veräußern. 


5 2. 

Die in S 1 genannte Befugnis kann, unbejchadet der Be: 
ſtimmungen in den folgenden SS 3—5, nur unter Beobachtung der 
Förmlichkeiten ausgeübt werden, weche für den Verkauf jtädtijchen 
Geländes aus freier Hand durch das Reglement vom 25. Februar 1875 
vorgejchrieben ſind. 

8 8. 

‚Für die Bewertung des in $ 1 näber bezeichneten Baugeländes 
wird eine bejondere Abſchätzungskommiſſion eingejeßt, welcher an- 
gehören: 

1. der Bürgermeifter oder der von demjelben beauftragte Bei- 
geordnete als Borfigender, 

2. der Großh. Kreisbauinipeftor des Kreifes Mainz und in in 
dejjen Berbinderung der Borjtand des Großb Hochbauamte 
Mainz, 

3. acht von der Stadtverordnneten-Berfammlung aus ihrer Mitte 
zu wäbhlende Mitglieder. 
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Die Wahl der legteren erfolgt auf die Dauer von 6 Jahren. 
Nach jeder Ergänzungswahl der Stadtverordneten-Verſammlung 
jcheidet die Hälfte der Mitglieder nach Maßgabe des Alters der 
Mitgliedichaft aus. Die Ende des jahres 1904 ausjcheidenden 
Mitglieder werden durch das Yos bejtimmt. Ausſcheidende Mit— 
glieder jind wieder wählbar. Scheiden Mitglieder in der Zwiſchen— 
zeit aus, jo it eine Ergänzungswahl für deren alsdann noch nicht 
abgelaufene Amtsdauer vorzunehmen. 


84. 

Die Abſchätzungskommiſſion tritt auf Einladung des Bürger— 
meiſters oder ſeines Stellvertreters zuſammen und iſt beſchlußfähig, 
wenn außer den ſtändigen Mitgliedern ($ 3 pos. 1 und 2) 
mindejtens vier Mitglieder erjchienen Sind. Die Kommiſſion ent: 
fcheidet nach Stimmenmebrbeit. Im Falle der Stimmengleichbeit 
gibt die Stimme des Vorſitzenden den Ausjchlag. 

Die Vorjtände des Hochbauamts, des Tiefbanamts und des 
Amts für Baupolizer dev Stadt Mainz können zu den Sitzungen 
zugezogen werden, haben jedoch nur beratende Stimme. 

Ss 5. 

Hinfichtlich der Abänderung in der Parzelleneinteilung ſind 
die Beitimmungen unter $ 10, Abj. 3 pos. i des Neglements vom 
25. Februar 1875 maßgebend, jofern fich nicht aus den or: 
Schriften für die Bebauung des neuen Stadtteils am ehemaligen 
furfürjtlichen Schlojjfe vom heutigen Tage ein anderes ergibt. 


Mainz, den 20. März 1902. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 
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: 
Ordnung 


der Feuerwehr zu Mainz. 

Nach Anhörung und, ſoweit erforderlich, mit Zuftinmmung der 
Stadtverordneten-Berfammlung, ſowie mit Genehmigung Gropb. 
Minifteriums des Innern wird hiermit auf Grund des Art. 56 
der Städte-Ordnung vom 13. Juni 1874 unter Himveifung auf 
die Allerhöchite Verordnung vom 21. März 1857, die Löfchung 
der Feuersbrünſte betreffend *), die nachjtehende Feuerwehr-Ordnung 
für die Stadt Mainz erlaffen: 


Abschnitt T. 
Bildung der Mannichaft. 
$1. 
Die ‚Feuerwehr der Stadt Mainz bejteht: 
l. aus fremvilligen Dienftmannschaften, 
2. aus den ſonſt zum Feuerwehrdienſt Verpflichteten. 


A. Freiwillige Feuerwehr. 


9 
S 2. 


Die freiwillige Feuerwehr bejtebt aus 5 Zügen. Jeder dieſer 
Züge bejteht aus 32 Mann und jeder Zug aus 4 Motten von je 





*) Erſetzt durch die Landesfenerlöfchordnung vom 29. März 18%, 
Neg.- Bl. ©. 46. 
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8 Mann. Ber jedem Zuge bedient die erjte Motte eine mittelgroße 
und eine Handſpritze; Die zweite und Dritte Motte je eine große 
Spritze; die vierte Notte das NRettungswägelchen mit den ent- 
jprechenden Gerätjchaften. 

Jede Rotte wird von einem ‚Führer, jeder Zug von einem 
Brandmeifter befehligt; alle 5 Züge von einem Oberbrandmeiiter, 
der den Anordnungen des Branddireftors unteritebt. 


8 3. 

Die Aufnahme zur fremvilligen Feuerwehr findet nach An— 
hörung der Körperjchaft der Freiwilligen wie des Branddireftors 
durch den Bürgermeiſter jtatt. 

S 4. 

Die Wahl der Führer der Züge (der Brandmeifter), wie der 
Rotten der freiwilligen ‚Feuerwehr, wie des Schriftführers tt der: 
jelben anheimgegeben. Ste iſt jedoch durch den Biürgermeifter 
nach Anhörung des Branddireftors zu genehmigen, dagegen die 
Ernennung eines Oberbrandmeiiters für die geſamte Mannfchaft 
dem Bürgermeijter nach Anbörung des Branddireftors zusteht. 


8 5. 

Die freiwillige Feuerwehr bezieht außer ihrer Uniform und 
Ausrüjtung in Geräten, die Eigentum der Stadt bleiben, nur die 
berfönmlichen Remunerationen. 

Die Stadt wird die Mannschaft gegen die in Ausübung des 
Dienjtes erlittenen Verletzungen bei einer Gejellfchaft verfichern, 
jofern nicht im Wege der Gejetgebung die Berficherung anderweitig 
gegeben wird. 

jeder ‚Feuerwehrmann tjt verpflichtet, allen vorjchriftsmäßigen 
Uebungen der Gejamtfeuerwehr jich zu unterzieben, gleichwie er den 
Disziplinären Borjchriften untergeordnet ift. Der Austritt aus der 
freimilligen Feuerwehr fett einmonatliche Kündigung voraus, ſofern 
er nicht in ‚Folge disziplinären Erkenntniſſes erfolgt. 


476 XV, Feuerpolizei. 


$ 6. 


Die freiwillige Feuerwehr hat in beſtimmten, von dem Bürger: 
meister nach Benehmen mit dent Branddireftor zu bildenden Ab- 
teilungen nachts den Feuerwachtdienſt zu leijten. Die Zeit umd 
Ablöſung des Wachtdienjtes beſtimmt der Branddireftor. 

Die nähere Beftimmung, in welcher Weije der Wachtdienit bei 
Tage in Anlehnung an die bejtehenden Bezirks-Polizeiwachen zu 
leijten tjt, bleibt bejonderer Verfügung vorbehalten. 

Sie bat den Wachtdienft im Theater, entitehendenfalles auch 
in anderen öffentlichen Gebäuden nah Maßgabe einer bejonderen 
Dienſt Inſtruktion zu verfeben. 

BT, 

Für den etwa nötigen Wachtdienjt nach gelöjchtem Brande 
wird jedesmal die, auch mit Rückſicht auf Ablöſung nötige Mann: 
Schaft durch den Branddireftor im Einvernehmen mit dem Bürger: 
meiſter beſtimmt. 

88. 

Eine beſondere Abteiluug der Mannſchaft, deren Zahl der 
Branddirektor beſtimmt, hat unter Leitung eines verantwortlichen, 
beſoldeten Zeugwarts die ſämtlichen Löſch- und Rettungsgeräte zu 
beaufſichtigen, zu reinigen und inſtand zu halten. 

Dieſer Zeugwart iſt durch den Bürgermeiſter, wo möglich aus 
den Reihen der Feuerwehr zu ernennen. Jedenfalls wird er Mit— 
glied der Feuerwehr. 


80. 


Die Bildung der obenerwähnten Abteilungen kann durch den 
Branddirektor aus je einem Zuge und abwechſelnd zwiſchen den 
fünf Zügen auf beſtimmte Zeit oder aus ſämtlichen Zügen auf 
mehr oder minder längere Zeit ſtattfinden. 

Für den Ordonnanzdienſt werden abwechſelnd Männer aus 
den Zügen durch den Branddireftor bejtimmit. 
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B. HSılfsmannjchaft.*) 
8S 10. 


E3 werden jedem Zuge 48 Mann zur Aushilfe, zufammen 
aljo der Geſamtfeuerwehr 240 Mann, zugeteilt, welchen das Zus 
bringen von Waffer wie das Pumpen obliegt und die jich ander: 
weitiger Verwendung durch den Branddireftor gewärtig zu halten 
haben. Die Auswahl der Hilfsmannsjchaft findet derart Statt, daß 
aus den Bürgern und Unterftügungswobnfig-Berechtigten der 
Stadt Mainz, welche das 35. Yebensjahr nicht überschritten haben, 
auf die Dauer von drei Jahren die benötigte Hilfsmannſchaft 
durch das Los bejtimmt wird. Die Grundlage für dieſe Aus: 
lojung bilden die Wahlliiten zur Wahl in die Stadtverordneten- 
Verſammlung. 

Die Befreiung von dieſem Dienſte richtet ſich nach den Vor— 
ſchriften des $ 2 der Verordnung vom 21. März 1857 und der 
Inſtruktion zu SS 2, 4 und 6 dieſer Verordnung. Uebrigens it 
jedem VBerpflichteten gejtattet, einen Stellvertreter zu bejtellen. 

Die Leiſtung des Dienſtes als Hilfsmann während 3 Jahren 
befreit von der Verpflichtung weiterer Dienſtleiſtung als jolcher. 
Die Auslojung der Hilfsmannſchaft findet zum erſtenmal auf die 
Dauer der laufenden Wahlperiode der Stadtverordneten-VBerfamms 
fung und nach deren Ablauf auf je 3 Jahre jtatt. 


8 11. 


Die Hılfsmannfchaft wird durch den Branddireftor den ein— 
zelnen Zügen zugeteilt und von den Zugfübrern fontrolliert. Sie 
hat bei ausgebrochenem Brande ſich an die Magazine ihres Zuges 
und, wenn die Geräte jchon weggebracht, nach dem Brandplage zu 
verfügen und ihrem Zuge beizugejellen. 

*) Durch Beſchluß der Stadtverordneten-Berfammlung vom 5. März 
1890 und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern und der Juſtiz 
find die nachitehend abgedrudten, auf die Bildung einer Hilfsmannichaft bezüg- 
fihen 88 10, 11 und 12 aufgehoben worden. 


ur 
r 
% 
— 
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8 12. 


Jeder Hilfsmann wird mit einer Armbinde verſehen, auf 
welcher das Abzeichen und der Namen ſeines Zuges, ſowie die 
Ordnungsnummer des Mannes in der Stammliſte ſich befinden. 
Dem Zugführer ſteht die Kontrolle über ſein Erſcheinen und Tätig— 
keit zu. Für den Fall des Ausbleibens kann auf Strafe bis zu 
15 M erkannt werden, welche der Bürgermeiſter auf Antrag des 
Branddireftors zu verfügen bat. 


Abſchnitt IL 
Oberjte Yeitung des Feuerlöſchweſens. 
8 13. 


Die oberjte Leitung des Feuerlöſchweſens ſteht einem Brand- 
direftor unter der Oberaufficht des Birgermeifters und einer 
jtädtischen Deputation für das ;yeuerlöfchweien zu. In Ber: 
hinderungsfällen übernimmt dieſe ‚Funktionen der nach $ 4 zu er 
nennende Oberbrandmeijter, jofern der Birgermeijter nicht ander: 
weitige Anordnung getroffen bat. 

Der Branddireftor bat vor allem die Tätigkeit der Mann: 
Ichaft zu leiten und zu überwachen, für Inſtandhaltung der Ge 
räte und Sprigen zu jorgen, die nötigen Uebungen für die Ge 
jamtfeuerwehr anzuordnen und abzuhalten, die Disziplin zu über: 
wachen, bei einem ausgebrochenen Brande unter Obhut des Bürger: 
meiſters Die oberjte Yeitung zur Bewältigung des Feuers zu führen, 
alle im Intereſſe des Feuerlöſchweſens nötigen Anträge zu ftellen 
und vom Birgermeijter aufgetragene Berichte zu erjtatten, deſſen 
als Haupt der jtädtijchen Polizei wie des Feuerlbſchweſens ge 
troffenen Anordnungen Folge zu geben. Ihm find alle übrigen 
‚Führer untergeordnet. 

8 14. 


Tem Bürgermeifter wird zur Ausübung des Oberaufficht 
8 


rechtes über das Feuerlöſchweſen eine ſtädtiſche Deputation zur 


u vr 
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Seite gegeben, deren Vorfigender er ift; ftändiges Mitglied iſt der 
Branddireftor,. der ftädtifche Baumeifter und vier von der Stadt: 
verordneten-Verſammlung auf drei Jahre bezeichnete Mitglieder, 
von denen jedenfalls zwei aus deren Mitte, zivei weitere aus 
jtimmberechtigten und wahlfähigen Mitgliedern der Stadtgemeinde, 
legtere nach Anhörung desfallfiger Wünfche und Vorſchläge der 
Körperichaft der freiwilligen ;yeueriwehr, zu wählen find. Die 
Wahl findet zum erjtenmal auf die Dauer der laufenden Wahl: 
periode der Stadtverordneten-Berfammlung und nach deren Ablauf 
auf je drei Jahre ftatt. Etwaige Neuwahl der ganzen Stadtver: 
ordneten-Verſammlung hat auch die Neuwahl derjenigen Mitglieder 
der Deputation zur Folge, welche aus der Stadtverordneten-VBer: 
jammlung zu wählen jind. 

Diefe Deputation bat, unbejchadet der felbjtändigen Ober: 
leitung des Feuerlöſchweſens durch den Bürgermeifter, denjelben in 
der Oberaufficht zu unterjtügen, alle Anträge des Branddireftors 
zu begutachten, jelbjtändige Anträge an die Stadtverordneten-Ber- 
ſammlung zu richten und die ihr überwieſenen Funktionen in dis— 
ziplinärer Beziehung auszuüben. 

8 15. 

Der Branddireftor wird auf Vorſchlag und nach Anhörung 
der Deputation Durch die Stadtverordnneten-VBerfammlung ernannt 
und zwar auf je 3 Jahre. Wird nach Ablauf diefer 3 Jahre dieſelbe 
PBerjon wiederum als Branddireftor ernannt, jo kann die Er- 
nennung auf eine Durch die Stadtverordneten-Berfammlung zu bes 
ſtimmende längere Neihe von jahren erfolgen. Ueber die Remune— 
ration desfelben bejchließt die Stadtverordneten-Verſammlung. 

Die Ernennung des Branddireftors bedarf in allen Fällen 
der Genehmigung des Kreisamts. 

Er kann jeder Zeit feines Dienjtes entlaffen werden und zwar 
auf Antrag der Deputation durch die Stadtverordneten-Berjanmts 
lung, unbejchadet der Beſtimmungen über Entlafjung aus Dis» 
ziplinären Gründen. 
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Dem Branddirektor werden nach ſeiner Wahl einer der be— 
ſtehenden Zugführer als Adjutant und 2 Horniſten beigegeben. 


8 16. 

Die bei Feuersbrünſten auftretende öffentliche Macht ftebt 
unter den Befehlen ihrer Kommandanten. Mit leßteren bat jich der 
Biürgermeiiter oder an deſſen Stelle der Branddireftor über die 
Mitwirfung bei Handhabung der Ordnung zu benebmen. 

Ber einem Brande in einem der Feſtung gebürigen Gebäude 
hat der ingenieur vom late die oberjte Yeitung. Die zur Hilfe 
eilende ſtädtiſche Feuerwehr bleibt zwar dent unmittelbaren Befeble 
ihrer Führer unterſtellt, letztere haben jich aber mit dem Ingenieur 
vom Plage über die zu treffenden Maßregeln zu benebmen. 


8 17. 

Die zur Befeitigung dev Feuersgefahr für die Rheinbrücke er: 
forderlichen Maßregeln ftehen lediglich der Brücenverwaltung unter 
Auflicht des Großh. Kreisbanamtes Mainz zu und werden durch 
das Brückenperfonal ausgeführt. Auf Verlangen der Brückenver- 
waltung bat die ſtädtiſche Feuerwehr, im Einvernehmen mit eriterer, 
Hilfe zu letiten. 

Für den Fall des Brandes eines auf dem Rheine befindlichen 
Schiffes oder einer Schiffsmühle bat Die Brückenverwaltung der 
Löſchmannſchaft eine bemannte Nähe zur Verfügung zu ftellen, we: 
gegen Die Stadt die dazu verwendete Mannfchaft, ſofern es nicht 
das Brückenperſonal jelbit tit, zu bezahlen bat. 


Abſchnitt III. 
Aufbewahrung und Inſtandhaltung der Löfchgeräte. 
8 18. 


Die Sprigen und jonftigen Yöjch- und Nettungsgerätichaften 
werden in den von der ftädtiichen Verwaltung bierfür beſtimmten, 
niit entiprechenden Aufichriften verſehenen Yofalen untergebracht. 
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8 19. 

Die in $ 8 vorgejehene Beauflichtigung, Inſtandhaltung und 
Reinigung der Löfchgerätjchaften findet nach Maßgabe der bejonders 
zu erlaſſenden Dienſtordnung jtatt. 


Der Branddireftor iſt verpflichtet, ein genaues Inventarium 
über die vorrätigen Geräte aller Züge, nach Maßgabe der In— 
jtruftion, betreffend die Aufitellung und ‚Fortführung des jtädtijchen 
Inventars vom 25. Juli 1872, zu führen und namentlich alljährlich 
in der erjten Moche des Jahres das Verzeichnis aller Ab: und 
Zugänge gegen das frühere Inventar einzureichen. 


Dreimal im Jahre, in den Monaten April, Juli und Oftober, 
jollen an einem geeigneten Orte, in Gegenwart des Bürgermeijters 
und der Mitglieder der Deputation, durch den Branddireftor all: 
gemeine Proben der Sprigen vorgenommen und über deren Zuſtand 
ein Protokoll aufgenommen werden. 


Abjchnitt IV. 
Uebungen der Mannjchaft. 
8 21. 


Die nötigen Uebungen baben nach Maßgabe einer bejonders 
zu erlajfenden Dienſt-Ordnung ftattzufinden. Auch jollen zeitweise, 
in jedem Jahre wenigitens zweimal, Tag: und Nacht: Manöver ab: 
gehalten werden. Das zu den Uebungen nötige Steighaus bat der 
Branddireftor gebörig in Stand zu halten und durch die Mann: 
ſchaft beaufiichtigen zu laffen. 

Der theoretifche Yehrumterricht joll nach einem zu beſtimmenden 
Stundenplane während drei Monaten des Jahres in einen von der 
Stadt einzuräumenden Yofale durch den Branddireftor oder einen 
Durch Die Deputation zu bezeichnenden Führer der Feuerwehr 
jtattfinden. 

31 
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Abschnitt V. 
Tätigfeit der Feuerwehr bei ausbrechendenm Brande auf 
dem Brandplaße. 
8 22. 

Bon jedem drohenden oder ausgebrochenen Brandunfalle ift der 
Feuerwehr ($ 6) oder dem Standorte des nächit gelegenen Polizei— 
bezirfes jofort Anzeige zu machen. Jeder Polizeibezirf wird durch 
eleftrijchen Draht mit der ‚Feuerwache wie mit den Türmern auf 
St. Quintin und St. Stephan in Verbindung gejegt, um ihm durch 
näher zu beftimmende Zeichen von dem Orte des Brandes Kenntnis 
zu geben. Die genannten Türmer find außerdem verpflichtet, eine 
itete Aufmerkſamkeit auf die Stadt und ihre IImgebung zu üben und 
diejelbe von Bierteljtunde zu Bierteljtunde zu überjchauen. Gibt 
ihnen der Anbli einer Flamne die Gewißheit eines ausgebrochenen 
Brandes in der Stadt, jo hängen jie fogleich nach der Gegend des— 
jelben bei Tage eine rote ‚Fahne, bei Nacht eine brennende Laterne 
aus und jchlagen an die Sloden. Ber Bränden im Bereiche der 
Stadt wird das Sturmzeichen zweds Aufgabe des Polizeibezirfs, 
in welchen es brennt, durch einzelne, der Nummer des Bezirfs ent: 
iprechende Schläge gegeben; bei Bränden in Zahlbach durch fünf 
und bei Bränden in Kaftel durch ſechs raſch aufeinander folgende 
Schläge. Die bejtimmte Anzahl von Schlägen wird mit ange 
meſſenen Zwiſchenpauſen wiederholt, jolange das Feuer jichtbar tft. 

S 23. 

- Wenn auffteigende Nauchwolfen einen Brand im Innern eines 
Gebäudes vermuten laffen, haben die Türmer durch den eleftrijchen 
Draht fofort der ‚Feuerwache und dem Standorte des nächjt ge 
fegenen Polizeibezirfes den Ort der mutmaßlichen Feuersgefahr zu 
bezeichnen. 

Der Vorſteher der Bezirks: PBolizeiwache hat jofort der Feuer— 
twache durch den Draht Mitteilung zu geben. 

Sollte in einer andern benachbarten Gemeinde als der Ge 
meinde Kaſtel Feuer ausbrechen, jo darf nicht geftürmt werden, der 


rn 
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Türmer iſt jedoch verpflichtet, fofort der ‚Feuerwache durch den 
eleftriichen Draht Kenntnis zu geben. 


8 24. 


Die Dienftordnung wird das auf erhaltene Anzeige von der 
Feuerwache einzubaltende Verfahren, die Sammlung der Mannjchaft 
an der ihr angewiejenen Spriße, deren Abgang und Aufftellung 
am Brandplage ordnen. 

Der Stand des Kommandos am Brandplage wird am Tage 
durch eine rote Fahne und bei Macht durch eine rote Yaterne 
gekennzeichnet. 

Die nicht in Gebrauch kommenden Geräte haben in der ihnen 
angewiejenen Nejerveitellung aufzufahren und. mit der Mannſchaft 
in derjelben zu verbleiben, bis ſie zur Verwendung herangezogen 
werden. Ein gleiches gilt von allen anfommenden auswärtigen 
Feuerwehren, welche nur nach Weifung des Branddireftors tätig 
werden Dürfen. 

Ss 25. 

Die SS 13—17 beſtimmen das Nötige in betreff der oberen 
Yeitung beim Brande. 

Erjcheint der Großh. Kreisrat oder dejjen Stellvertreter an 
der Brandjtätte, jo it demfelben über die Yage der Sache und das 
bereits Vorgekehrte Bericht. zu erftatten und find deſſen weitere 
Anordnungen einzuholen und in Vollzug zu fegen. 

Ebenjo iſt der Militärbehörde, wenn dieſelbe auf dem Brand: 
platze erjcheint, auf Verlangen Auskunft über die getroffenen Maß: 
regeln zu erteilen. 

8 26. 

Zweds des zur Tätigfeit der ‚Feuerwehr und zur Sicherheit 
des Eigentums nötigen Abſchluſſes der Brandſtätte haben ich die 
Schußleute der betreffenden Bezirke jofort dafelbit zu janmmeln und 
mit den übrigen Mannjchaften der öffentlichen Macht den desfalliigen 
Anordnungen des Bürgermeisters oder des Polizeirates oder einer 
jeiner Kommiffäre, die jich an Ort und Stelle einzufinden haben, 
Folge zu leiften. 

31° 
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8 27. 


Die biefigen Pferdebeſitzer find verpflichtet, im ‚Falle dev Not 
ihre Pferde auf Anfordern der Polizeibehörde für den Waſſer— 
transport zur Verfügung zu jtellen. Dem unbejchadet wird Die 
Bürgermeijterei von Zeit zu Zeit Diejenigen ‚Fuhrwerfsunternebmer 
beſtimmen, welche verpflichtet ind, gegen Vergütung mit den 
ſtädtiſchen Faßwagen das nötige Waſſer zur Brandjtätte zu fabren. 
Diejelben ſind gehalten, bei dem erjten Feuerlärm fich mit ihren 
angejchirrten Pferden an die ihnen angewiejenen Magazine zu be 
geben und die Waflerfubren jo lange fortzujegen, bis ihnen Einbalt 
geboten wird. 

Die Fuhrleute erhalten für jedes Faß Waffer beim ‚Füllen 
desjelben von den dazu beitellten Aufjebern eine Marfe und eine 
zweite Marke beim Abliefern auf der Bramdjtätte. Gegen Ab: 
fieferung beider Marken erhalten ie die von der Bürgermeifterei 
im voraus dermalen auf 50 Pfg. per Faß beitimmte Vergütung. 

Außerdem ſoll aus den ftädtiichen Arbeitern der Reinigungs: 
anjtalt, joweit nötig unter Zuziehung der in S 9 bezeichneten 
Hilfsmannſchaft, eine Arbeiterabteilung gebildet werden, welcher 
ausschließlich die Waſſerzuführung aus den Waſſerleitungen, bezugs: 
weile die Aufitellung von Saugpumpen am Rheine obliegt. Dieje 
Arbeiterabteilung ſoll aus mindeitens „24 Mann bejteben, welche 
mit den nötigen Geräten zur Bedienung der Saugpumpen und 
Hydranten ausgerüftet und zumächit von dem Borjtande des 
Reinigungs-Büreaus oder deſſen Vertreter befehligt werden. 

Eine befondere Inſtruktion wird das Nähere regelt. 


S 28. 

Während der Dauer eines Brandes muß jede nicht unbedingt 
notwendige Benutzung der jtädtiichen und Privat-Wafferleitungen 
eingeftellt werden. 

Ber einem zur Winterzeit ausbrechenden Brande Sind alle 
Gewerbtreibenden, welche zu ihrem Gejchäftsbetriebe größere Waſſer— 
fejfel verwenden, verpflichtet, auf Anfordern des Branddireftors 
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jolange heißes Waſſer berzuitellen, als jolches zur Bedienung der 
Sprigen notwendig erachtet wird. 


$ 29. 


Nur der Branddireftor oder dejien Stellvertreter iſt berechtigt, 
die Niederreißung nicht entzündeter Wände, Dächer an einem 
brennenden Gebäude anzuordnen; desgleichen Durchgänge durch 
Nachbarbäufer, Höfe oder Gärten zu Öffnen, zu dem Zwecke Mauern 
oder Wände durchbrechen oder Dächer abreigen zu laſſen. 

Erjcheint e8, um dem Umfichgreifen des Feuers Grenzen zu 
jegen, erforderlich, Gebäude, welche noch nicht vom Feuer ergriffen 
ſind, ganz oder teilweiſe niederzureißen, jo bat der Branddireftor 
dem Kreisrat oder deſſen Stellvertreter, event. dem Bürgermeiſter 
oder im deſſen Verhinderung einem feiner Beigeordneten Darüber 
jofort zu berichten. 

Ter Kreisrat oder deſſen Stellvertreter, eventuell der Bürger: 
meister oder in deſſen Berbinderung einer der Beigeordneten kann, 
nach Erwägung der Notwendigkeit, wobei er ich, ſoweit tunlich 
umd nötig des Nates des Stadtbaumetiters bedienen wird, ſofort 
das Einreigen verordnen. Jedes Niederreißen ohne jolchen Befehl 
it ſtraffällig. 

Kommen bei Ausführung obiger Maßregeln Milttärgebäude 
oder «Grundjtüce in Betracht, jo ift zuvor ein Benehmen mit der 
an Ort und Stelle befindlichen Militärbehörde erforderlich. 


s 30. 


Der Stadtbaumeister hat jedesmal auf der Brandftätte zu er: 
jcheinen, um, dem Bürgermeijter zur Seite, jowohl während als 
nach dem Brande fein bejonderes Augenmerk daranf zu richten, day 
die nötigen VBorjichtsmaßregeln zur Abwendung von Gefahr beim 
Einfturz von Mauern, Schornjteinen, Gebälfen nicht verabjäumt 
werden; er bat die Ddieferbalb nötigen Anordnungen bei dem 
Bürgermeifter zu beantragen. 
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8 31. 


Der NRettungsmannfchaft liegt insbefondere die Nettung von 
Menschenleben und, joweit möglich, der Mobilien, nach Maßgabe 
der Dienjtordnung für die Feuerwehr ob. Jeder Eigentümer iſt 
verpflichtet, auf Aufforderung des ‚Führers der Nettungsmannjchaft 
oder der ‘Polizei jeine Näume zur Bergung der Mobilten zu öffnen. 

8 32. 

Um das bei einem Brande berufene Perſonal, joweit es nicht 
eine Dienftuniform oder ſonſt Dienftzeichen trägt, zu erfennen, 
werden folgende Abzeichen bejtimmt: für den Stadtbaumeijter eine 
blaue Schärpe; für die Agenten der Feuer-Verſicherungsgeſell— 
ſchaften und andere beim Brande beichäftigte Perfonen orangegelbe 
Binden. 

Abjchnitt VI. 
VBerfabren nach dem Brande. 
8 33. 

Nach Bewältigung des Brandes hat der Branddireftor, 
joweit er eö zur Vermeidung einer MWiederentzündung des Feuers 
für nötig hält, die Brandftätte fofort auf Koften des Eigentümers 
räumen zu lafien. 

Wenn bei der Aufräumung der Brandjtätte fich ergibt, daß 
unter dem Schutte noch brennende Gegenjtände ſich befinden, welche 
eine Miederentzündung des Feuers befürchten laſſen, jo jollen auf 
Anordnung des Branddireftors die nötigen Sprigen mit ihrer 
Bemannung auf der Brandjtätte in Bereitjchaft bleiben und eine 
Nachtwache angeordnet werden. 

8 34. 

Nach jedem Brande jollen unter Yeitung des Branddirektors 
die jämtlichen Gerätichaften in jeder Sektion unterjucht und über 
den Berumd, wie etwaige Bechädigungen und Abgänge, dein 
Bürgermeifter fehriftlicher Bericht binnen drei Tagen erjtattet 
werden. Der Biürgermeijter wird jofort die nötigen Herjtellungen 
und Ausbejferungen anordnen. 
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Abjchnitt VII. 
Disziplinar: Bejtimmungen. 
Ss 35. 


Jedes Vergehen gegen die Dienftvorjchriften und die dem 
Feuerwehrmann obliegenden Pflichten ift dem Bürgermeiſter durch 
den Branddireftor mit dem Antrag auf Beitrafung zur Kenntnis 
zu bringen. 

Tritt Ddisziplinäre Verfolgung auf Beranlaffung Dritter ein, 
jo ift der Branddireftor mit feinem Antrage zuvor zu vernehmen. 


g 36. 


Eines einfachen Dienjtvergebens macht fich ſchuldig: 


1 


wer bei einer angeordneten Uebung oder fonjtigen Dienjt: 
leiſtung unentjchuldigt länger als 10 Minuten nach der 
beſtimmten ‚Zeit oder gar nicht erjcheint; 

wer bei einem Brande unentjchuldigt ſpäter als das Yöfch- 
oder Mettungsgeräte feiner Notte oder gar nicht eintrifft; 
wer bei einer Uebung oder bei einem Feuer ſich obne 
Erlaubnis entfernt, bevor die Mannschaft entlaſſen wurde; 
per die ihm amvertrauten Uniforms- und Gerätichafts: 
jtücfe nicht in der vorjchriftsmäßigen Ordnung bält oder 
zu anderen Sweden, als wozu jte bejtimmtt find, verwendet 
und in jeinem äußern Erſcheinen nicht Die vorſchrifts— 
mäßige dienstliche Haltung bewabrt. 


Eines jchweren Dienjtvergebens macht ſich jchuldig: 


3. 


2. 


wer ſich im Wiederbolungsfalle eines einfachen Vergehens 
befindet; 

wer es unterläßt, den Anordnungen feiner Vorgeſetzten und 
ausdrücklichen Borfchriften der Dienſtordnung zu folgen; 
wer Mitglieder der Körperſchaft beſchimpft und beleidigt. 


8 37. 


Die einzelnen Disziplinaritrafen bejtehen in einen Durch den 
Bürgermeifter zu erteilenden Verweiſe, in Gelditrafe bis zu 30 M, 
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Entfernung vom Dienſte auf bejtimmte Zeit und Nusweifung aus 
der Körperichaft. 

Verweis und Gelditrafe Dis zu 15 . kann der Bürgermeifter 
erfennen. 

Bon ſeinem Erkenntniſſe findet Berufung an die VDeputation 
Itatt, bei welcher alsdann der Bürgermeifter und Branddireftor nicht 
mittagen und deren an „Jahren ältejtes Mitglied den Vorſitz führt. 

Erachtet der Bürgermeijter eine böbere Strafe ala 15 AK 
oder zeitweife Entfernung von Dienjte oder eine Ausweiſung aus 
der Körperfchaft fir angezeigt, jo bringt er die Sache vor Die 
Deputation, welche alsdann unter feinen Borfig nach Anhörung 
des Branddireftors, umd ohne daß dieſer miturteilt, endgültig 
entſcheidet. 

Ss 38. 

Die außerdientliche Aufführung eines Mitgliedes der ‚Feuer: 
wehr fann nur dann zu einer Disziplinaritrafe fiihren, wenn Die: 
jelbe die bürgerliche Ehre des Mitgliedes berabjegt. In jolchem 
alle, wie bei Berurteilung wegen Vergeben fann auf Ausweifung 
erfannt werden; wegen Dienjtwidrigen Benehmens nur dann, wenn 
jolches im Wiederholungsfalle unzweideutig zu erkennen gibt, daß 
der Feuerwehrmann die Vorschriften der beitehenden Dienftordnungen 
nicht zu achten gewillt it. 


8 39. | 

Ueber etwaige Dienjtividrigfeiten des Branddireftors enticheidet 
die Deputation. 

Eine Entlajjung desjelben vor der vertragsmäßigen Zeit kann 
durch Ddiejelbe nur wegen ſchwerer Dienftiwidrigfeiten oder Wer: 
nachläfligung der bei einem Brande obliegenden Verpflichtungen 
erfannt werden. 

8 40. 

Eine Disziplinarjtrafe kann nur nach Anhörung des Be 
jchuldigten, mündlich oder zu Protofoll, nach Vernehmung der von 
demjelben geltend gemachten Entlaftungsmittel, wobei Belaftungs- wie 
Entlaftungszeugen in jeiner Gegemvart zu vernehmen ſind, jtattfinden. 


— 
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Die Vernehmung und Protokollierung der Zeugenausjagen 
findet durch den Branddireftor oder einen vom Bürgermeifter 
gegebenenfalles dazu beſtimmten Zugführer oder Schriftivart jtatt. 

Die Verhandlungen vor der. Deputation finden in mündlichen 
Verfabren jtatt. Es werden vor Dderjelben die zu Protofoll ver: 
nommenen Zeugen verlejen oder mündlich vernommen. Dieje Ver: 
bandlungen vor der Deputation Find injofern öffentlich, als alle 
Mitglieder der Feuerwehr zugelajfen werden. 

Ericheint der Belchuldigte troß der vom Birgermetjter zu 
gebenden jchriftlichen Yadung nicht und läßt fich auch nicht aus 
Gründen entjchuldigen, jo wird auch in dejjen Ausbleibungsfalle 
erfannt. Das Urteil wird nach Stimmenmebrbeit gefaßt. Bei 
Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorfigenden. 

8 41. 

Die erkannten Geldſtrafen ſollen in eine für die Geſamt— 
feuerwehr zu bildende, unter der Kontrolle der Deputation zu ver: 
waltende Kaſſe fallen. 

Abſchnitt VII. 
Zuwiderhandlungen der Bürger gegen Die polizeilichen 
Beitimmungen vorjtebender Ordnung. 
8 42. 

Zuwiderhandlungen der Eimvohner gegen obige Vorjchriften 
werden nach Maßgabe der Beſtimmungen der Art. 176 und 177 
des Großh. PBolizei-Strafgefegbuches vom 30. Oftober 1855 (Ge— 
jeß vom 10. Oftober 1871 und vom 31. Auguft 1874) und De 
Neichs-Strafgejeßbuches S 360 Nr. 10 bejtraft. 


8 43, 
Vom Tage der Veröffentlichung dieſer Feuerwehr-Ordnung ſind 
die Beſtimmungen des Regulativs vom 9. Oktober 1855 aufgehoben. 


Mainz, den 1. Dezember 1878. 


Großh. BIUTBERINEILENE) Mainz: 
Dr. Du Mont. 
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2. 
BeRanntmadung 


die Reinigung der Schornfteine in der Stadt Mainz 


betreffend vom 20. Iuli 1882. 


Auf Grund des S 16 des Regulativs vom 26. Januar 1875, 
die Reinigung der Schorniteine betreffend, haben wir nachjtehende 
Anordnungen getroffen, welche wir hiermit zur öffentlichen Kenntnis 


bringen: 
1. 


19 


Alle in der Stadt Mainz befindlichen Schorniteine, welche 
zu Sweden der gewöhnlichen Feuerung dienen (Herd: und 
Dfenfeuer) und das ganze Jahr hindurch im Gebraud 
jind, müfjen im Winter, d. h. in der Zeit vom 15. Oftober 
bis 15. April, viermal, und im Sommer, d. h. in ber 
Bet vom 15. April bis zum 15. Oftober, zweimal, im 
ganzen ſonach ſechsmal jührlich, gereinigt werden. 


. Diejenigen Schornjteine, welche nur im Winter im Ge 


brauche ſind, müfjen in der Zeit vom 15. Oktober bis 
zum 15. April viermal gereinigt werden. 


. Mit einer diejer Neiniqungen iſt das vorjchriftsmäßtge 


Ausbrennen der Schorniteine zu verbinden. 


. Im übrigen gelten die Beſtimmungen des Negulativs vom 


26. Januar 1875, insbefondere auch diejenigen der SS 16 
und 46, wonach in einzelnen Fällen durch die Großh— 
Bürgermetfterei bezw. durch ung eine noch öftere Reinigung 
der Schorniteine angeordnet werden fann. 


Mainz, den 20. Juli 1882. 


Großh. Kreisamt Mainz. 
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3. 
Bekanntmachung 


das Auspichen, Ausbrennen, Wärmen und Aus: 
zießen der Fäſſer betreffend. 





Auf Antrag der Lokalpolizeibehörde und mit Genehmigung 
Großh. Miniſteriums des Innern vom 23. Januar 1865 zu Nr. 
M. J. 768 wird hiermit unter Bezugnahme auf Art. 175 des 
Polizeiſtrafgeſetzes für die Provinzial-Hauptſtadt Mainz verfügt, 
daß bei dem Ausziehen, Ausbrennen, Wärmen und Auspichen der 
Fäſſer nachfolgende Beſtimmungen beobachtet werden ſollen. 


Sl. 


Das Ausziehen der Fäſſer darf nur auf freien Pläßen vor 
der Stadt vder an folchen Orten innerhalb der Stadt geichehen, 
die nach vorgängiger Unterfuchung von der Polizeibehörde dazu 
geeignet befunden worden find. Das Ausziehen innerhalb der 
Stadt wird nur dann zugelafjen werden, wenn der dazu aus— 
erjehene Drt geräumig genug ift, um die Pechkeſſel wenigitens 20 
Fuß von leicht entzündlichen Gegenitänden, namentlich auch von 
bereit gepichten Fäjlern, jorwie von Nachbarhäujern und Mauern 
aufftellen zu fünnen und vorausfichtlich ein die Nachbarjchaft be: 
läftigender Nauch und Geruch nicht entitehen wird. 


8 2. 

Die beim Auspichen zu verwendenden Pechkeſſel müjjen mit 
jeitichließenden eifernen Dedeln verjehen fein, die mit einem Scharnier 
an dem Keſſel befejtigt jind, um ſogleich geichloffen werden zu 
können. 

83. 

Bei ſtarkem Wind dürfen Fäſſer überhaupt nicht ausgepicht 

werden. 
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> “ 
Das beim Auspichen benußte Feuer muß gegen das Aus 
einanderjtieben in eifernen Ningen oder Körben verwahrt jein. 


8 5. 
Die unter 3 und 4 enthaltenen VBorjchriften müſſen auch bei 
dem Ausziehen, Einbrennen und Wärmen der Fäſſer befolgt werden. 


S 6. 

Zuwiderhandlungen gegen dieje Beſtimmungen werden mit der 
im Art. 175 des Bolizeiitrafgejeges angedrohten Strafe von emem 
bis auf fünf Gulden belegt. 


Mainz, den 10. Februar 1865. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


4. 
SLokal-Polizei-Reglement 


die Feuergefäßrlichkeit Ser beweglichen Dampf: 
dreſchmaſchinen betreffend. 





Mit Zuftimmung des Streisausfchuffes des Kreiſes Mainz 
und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und ber 
Suftiz vom 11. April 1890 zu Nr. M. 3. J. 8993 wird für den 
Kreis Mainz bejtimmt: 

S L. 

Die Lokomobilen der Dampfdreſchmaſchinen ſind, wenn ſie in 
Betrieb geſetzt werden ſollen, von Gebäuden und feuerfangenden 
Gegenſtänden, von Waldungen und öffentlichen Wegen tunlichſt 
entfernt aufzuitellen und zwar mindeftens 3 m von jenen Gegen 
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jtänden, wenn die Heizung mit Koks oder Steinfohlen gejchieht, 
und mindeitens 25 m, wenn die Heizung mit Holz, Braunfohlen 
oder Torf gejchieht. 

82. 

Der Achenfall muß vollfommen dicht und gut jchließend fon- 
ſtruiert fein. 

8 3. 

Der abgehende Dampf it durch den Stamin abzuführen ; 
(egterer muß hinlänglich hoch, mit einer dicht jchliegenden Klappe 
und mit zwei das Funfemverfen wirkſam verhindernden Funfen- 
fängern verjehen fein, wovon der eine unmittelbar über der Nauch- 
fammer zugleich als Schladenfang dient, der andere ſich auf der 
Ausmündung befindet. 

84. 

Neben der Lokomobile muß während des Betriebs derjelben 
zum Löjchen der Schladen, außer einigen TFeuereimern, ein jtets 
mit Wafjer gefülltes, mindestens 120 1 haltendes Gefäß aufgeitellt 
jein, aus welchem die Lofomobile auch ihr Speiſewaſſer ent: 
nehmen fan. 

8 6. 

Der Boden in der Nähe der Feuerung muß auf eine Ent: 

fernung von ringsum etwa 1,5 m jtet3 feucht gehalten werden: 


S 6. 

Nach Beendigung des Gebrauchs der Lofomobile darf das 
Feuer nicht herausgezogen werden, jondern iſt entweder im Den 
Aſchenkaſten (S 2) fallen zu laſſen, — was durch einen beweglichen 
Roſt ermöglicht wird, — und Dajelbit auszugiegen, oder es wird 
durch volljtändigen Schluß der Heiztüre, der Zugtüre, des Aſchen— 
faftens und der Stlappe am Schornitein (S 3) gelöfcht. 


87. 
Nach beendigtem Betrieb darf die Lokomobile, jo lange ſie 
noch warm it, nicht in Scheunen, Ställen oder im anderen, zur 
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Aufbewahrung leicht feuerfangender Gegenjtände dienenden Drten 
eingeführt, jondern nur in einem feuerjicheren Raum, der feine 
brennbaren Gegenjtände enthält, aufgejtellt werden. Iſt Diejes 
untunlich, jo muß ſolche mindejtens einen Tag lang durch eine 
zuverläffige, mit ihrer Einrichtung vertraute Perjon bewacht werden, 
ehe jie von der Betriebsitelle nach dem Aufbewahrungsort abge: 
fahren wird. Während diejer Zeit find die oben in 5 6 ange 
führten Vorkehrungen zum Löjchen des Feuers zu. treffen. 


S 8. 

Beim Betrieb der Lofomobile dürfen nur mit Brennöl, nicht 
mit Petroleum gejpeifte Laternen ar derjelben und an der Dreſch— 
maschine angebracht werden. 

89. 

Ausnahmen von den VBorjchriften des $ 1 Hinfichtlich der 
Entfernung der Lofomobilen von Gebäuden und feuerfangenden 
Gegenständen fünnen von der unterzeichneten Behörde in befonderen 
Fällen geitattet werden. Ebenjo kann diejelbe ftatt zweier Funken— 
fänger die Anbringung nur eines folchen genehmigen, falls defjen 
Konstruktion die wirkſſame Verhinderung des Funkenwerfens verbürgt. 

Die Zulaffung diefer Ausnahmen ift im Kreisblatt befannt 
zu machen und treten die Ausnahmen erjt nach erfolgter Bekannt: 
machung in Wirkfamfeit. 

s 10. 

Bumwiderhandlungen gegen die Vorſchriften dieſes Polizei— 
Reglement werden gemäß Art. 78 der Kreis- und WProvinzial- 
Ordnung mit Gelditrafen bis zu 30 M geahndet. 


Mainz, den 23. April 1890. 


Großherzogliches Kreisamt Mainz: 
Küchler. 
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5. 
BolizeiReglement 


betreffend das Schießen in dem Sicherbeitsrapon 
der Feflung Mainz. 





Mit Zuſtimmung des Kreisausjchuffes und Genehmigung 
Großherzoglichen Minifteriums des Innern und der Juſtiz vom 
10. {. M. Nr. 11476 wird für die Gemarfung Mainz, Brebens 
beim, Gonſenheim, Hechtsheim, Kajtel, Koftheim, Mombach und 
Weiſenau folgendes bejtimmt. 

81. 

Das Schießen mit Feuergewehren und Abbrennen von Feuer— 
werken innerhalb des für die Feſtung Mainz feſtgeſtellten und 
ausgeſteinten Sicherheitsrayons iſt unterſagt. 

Auf Militärperſonen findet dieſes Verbot keine Anwendung 


82. 

Zuwiderhandlungen werden nach $ 368 pos. 7 des Reichs— 
ſtrafgeſetzes mit Gelditrafe bis zu 60 .M oder Haft bis zu 
14 Tagen beitraft. 

$ 3. 
Dieje Beitimmungen treten mit dem 1. Juli 1883 in Kraft. 
Mainz, den 17. Mai 1883. 


Großherzogliches Kreisamt Mainz: 
J. V.: Heß, Regierungsrat. 


— — DE —— — 
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b. 
»olizei- Verordnung 


betreffend die nicht fabrikmäßige Serflellung und 
die Verwendung von Ncetylen. 
Mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Junern vom 
21. Dezember 1897 zu Nr. M. J. 27691 und nad Zujtimmung 
des Streisausjchuffes wird beitimmt: 
81. 
Wer außer im fabrikmäßigen Umfange Acetylen herſtellen oder 


verwenden will, hat dies jpätejtens bei der erften Imbetriebjegung 
der Gasentwidlungs- Apparate der Drtspolizeibehörde anzuzeigen. 
82. 

Die Entwickelung und Aufbewahrung von Acetylen darf nicht 
in oder unter bewohnten Räumen und nicht in Kellern erfolgen. 
Die Räume, in denen die Gasentwidelung jtattfindet, müſſen durch 
eine Prandmauer vder einen tolierenden Luftraum von Wohn: 
räumen getrennt fein. Die Gasentwickler dürfen nur unter leichter 
Bedachung aufgeitellt werden. 

8 3. 

Dieje Räume müſſen hell, geräumig und gut gelüftet ſein, 
Dürfen nur durch Dampf: oder Waflerheizung erwärmt und nicht 
mit Licht betreten werden, Die Türen müſſen nad) außen auf- 
ſchlagen. 

Die Entlüftungsrohre der Räume und der Gasentwickler dürfen 
nicht in Schornſteine münden, die Entlüftungsrohre der Gasent— 
wickler ſind bis über das Dach zu führen. 

84. 

Die Apparate zur Entwickelung und Aufbewahrung von 
Acetylengas müſſen ſo eingerichtet ſein, daß in ihnen kein höherer, 
als ein Ueberdruck von einer Atmoſphäre ſich bilden kann. 
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Ss 5. 

An den Entwidelungs-Apparaten, Gasbehältern und Gas: 
(eitungen dürfen feine aus Kupfer beitehende Teile angebracht fein. 
S 6. 

Calciumcarbid und andere Carbide dürfen in Mengen von 
mehr als 10 kg nur in wafjerdicht verjchlojfenen Gefäßen und in 
trodenen, hellen, gut gelüfteten Räumen aufbewahrt werden. Die 
Lagerung in Stellern it unterjagt. Die Gefäße müfjen die Auf— 
jchrift tragen: 

„Carbid, gefährlich, wenn nicht troden gehalten.” 
8 7. 

Die zur Aufnahme flüjfigen Acetylens bejtimmten Flajchen 
müffen durch einen weißen Anjtrich und die Aufichrift: „Flüffiges 
Acetylen, Feuergefährlich“ gekennzeichnet, mit Angabe der Tara 
und des Faſſungsraums in Litern verjehen und auf 250 Atmo— 
ſphären geprüft fein. 

| S 8. 

Bei der Füllung der Flaſchen darf das Verhältnis von 1 kg 

Hcetylen auf 3 Liter Nauminhalt nicht überjchritten werden. 


Ss 9. 

Die Flajchen für verdichtetes Acetylengas müſſen durch die 
Aufichrift: „Acetylengas, Feuergefährlich” gekennzeichnet und mit 
der Angabe des hHöchiten zulälfigen Drudes verjehen jein. Sie 
müſſen mit dem doppelten des zuläfligen Drudes geprüft jein. 


8 10. 

Die mit flüjfigem oder verdichtetem Acetylen gefüllten Flaſchen 
jind gegen die Einwirkung von Sonnenjtrahlen und Ofenwärm 
zu jchügen. | 

sl. 

Flüſſiges und verdichtetes Acetylen dürfen nur in Gefäße 
gefüllt werden, an denen fein Teil aus Kupfer oder Kupfer: 
legierungen bejteht. 
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S 12. 

Die Beitimmungen in den SS 1, 2 und 3 finden feine An- 
wendung auf tragbare und jolche Acetylengaslampen, bei denen der 
Brenner mit dem Entwicdlungsapparat unmittelbar und feſt ver- 
bunden iſt. 

Denjenigen, welche beim Erjcheinen diejer Poltzeiverordnung 
mit Genehmigung oder mit Vorwiffen der Ortspolizeibehörde 
Acetylenentwidelungs-Apparate bereit in Betrieb genommen haben, 
fann von der Ortöpolizeibehörde zur Erfüllung der Vorjchriften in 
S 2 und im eriten Sabe des $ 3 eine Frilt von 12 Monaten, 
vom Tage des Inkrafttreten diefer Verordnung ab, bewilligt werden. 

Die vorjtehenden Beitimmungen finden feine Anwendung: 

a) auf fabrikmäßig betriebene und daher nach $ 16 der Ge- 
werbeordnung bejonderer Genehmigung bedürftige Anlagen 
zur Herjtellung von Acetylen; 

b) auf die jtaatlichen wiljenjchaftlichen Inſtitute, ſoweit fie 
Acetylen zu Lehr: und Studienzweden beritellen und 
verivenden. 

8 13. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, jofern 
dadurch nicht nach den beitehenden Gejeßen eime jchwerere Strafe 
verwirft it, mit Gelditrafe bis zu 60 A und im alle des Un— 
vermögens an deren Stelle mit entjprechender Haft beitraft. 


8 14. 
Vorſtehende Polizeiverordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver— 
öffentlihung in Kraft. 


Mainz, 8. Januar 1898. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
3. 2.: Dr. Wolf. 
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Polizei-Berordnung 


betreffend die Einrichtung und den Betrieb von 
Sauggas: Straftanlagen. 

Auf Grund des Artifel 78 der Kreis- und Provimzialordnung 
werden unter Zuſtimmnung des Streisausjchuffes und mit Genehmi— 
gung des Großh. Minifteriums des Innern vom 17. Februar 
1903 zu Nr. M. 3. III. 1390 hiermit nachjtehende Beitimmungen 
über die Einrichtung und den Betrieb von Sauggas-Kraftanlagen 
für den Kreis Mainz erlafjen. 

sı. 

Die Vorrichtungen zur Darjtellung und Reinigung des Gajes 
find im bejonderen, hohen Räumen aufzuftellen, welche reichlich 
und in jolcher Art gelüftet find, daß eine Anjfammlung von Gafen 
darin ausgejchloffen it. 

s 2. 

In Kellerräumen tt die Aufitellung nur dann zuläflig, wenn 
der lichte Raum zwiichen Oberkante der Füllöffnung (Einfchütt- 
trichter) des Vergaſers oder Gaserzeugerd und Dede mindeitens 
1,5 m beträgt und wenn eme wirffame Entlüftung des Raumes 
(natürliche oder auf mechanischem Wege) gewährleiftet it. Bei 
Anlagen, in welchen der Füllſchacht (Einichüttöffnung) durch die 
Dede geführt ijt, jo dat die Beichidung von einem anderen, eben— 
falls gut gelüfteten Raum erfolgt, kann von dem vorbezeichneten 
Spielraum von 1,5 m abgejehen werden. 

Unzuläjfig ift die Aufitellung in Sellern, welche fein direftes 
Tageslicht oder weniger als 3 m lichte Höhe haben oder unter 
Durchfahrten Liegen. 

83. 

Die Betriebsräume der Gaserzeugungsanlage müſſen ſo groß 

ſein, daß die einzelnen Apparate, Leitungen und ſonſtigen Aus— 
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rüjtungsgegenjtände bequem und jicher erreicht und bedient werden 
fünnen. Insbeſondere find die Rohrleitungen jo zu verlegen, daß 
durch fie der Berfehr und die Zugänglichkeit der Apparate nicht 
beeinträchtigt wird. 

84. 

Ein Zuſammenhang dieſer Betriebsräume mit Wohnräumen 
iſt nicht zuläſſig. Ebenſo iſt zu verhindern, daß etwa über der 
Kraftgasanlage liegende Wohn- oder Arbeitsräume durch heiße 
Luft oder Dünſte beläſtigt werden. 

8 5. 

Die während der Anheizperiode, ebenſo auch die während des 
Stillſtands der Gasmaſchine entſtehenden Verbrennungsprodukte des 
Gaserzeugers ſind durch ein genügend weites Rohr oder durch 
einen gut ziehenden Schornſtein bis über die Dachfirſt der benach— 
barten Gebäude Hinauszuführen. 

Dasjelbe gilt von den Auspuffgajen der Gasmajchine, welche 
geräufchlos abzuführen find. 

S 6. 

Es find Einrichtungen zu treffen, welche während der Anheiz— 
periode und während des Stillitandes der Majchine den Eintritt 
von Gajen aus dem Gaserzeuger in die Kühl: und Reinigungs: 
apparate (Wäjchen, Reinigen u. dergl.) verhindern. 


87. 
Ebenjo find Borfehrungen zu jchaffen, welche bei Fehl: 
zündungen oder bei anderen Störungen den Rücktritt von Erplofiv: 
gajen aus der Gasmaſchine im die Gaszuleitung unmöglich machen. 


Ss 8. 

Ferner find Vorkehrungen zu treffen, welche die Beläftigungen 
während des Neinigens der Gaserzeuger-Feuerung (Ajcheziehen, Aus: 
ſchlacken) auf das Mindeſtmaß herabdrüden. Gebotenenfalls find 
die heigen Dämpfe und Gaje an den Räumungsöffnungen abzu: 
fangen und fortzuleiten. 


XV. Feuerpolizei. 501 


89. 

Die Gas-, Waſch- und Neinigungsapparate, ebenjo die Gas— 
leitungen find mit Vorrichtungen auszujtatten, welche den jeweiligen 
Drud erfennen laffen. 

8 10. 

Durch die vorjtehenden Beitimmungen werden etwa ſchon be- 
jtehende ortspolizeiliche Bau= oder jonftige VBorjchriften nicht berührt. 
S 11. 

Die Uebertretung der vorjtehenden Borjchriften wird mit 
Gelditrafe bis zu 30 M beitraft; auch kann die Herjtellung der 
erforderlichen Schußvorrichtungen oder die Bejeitigung vorjchriftg- 
widriger Anlagen auf Koſten der Zuwiderhandelnden polizeilich 
angeordnet werden. 


Mainz, den 22. Februar 1904. 


Großherzogliches KHreisamt Mainz: 
von Gagern. 


— — — — 
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1. 


Statut 
die Bildung einer Deputation für das Werkebrs: 
mwefen in der Stadt Mainz betreffend. 
Nach Zuftimmung der Stadtverordneten-Verfammlung und mit 
Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 23. September 
1901 zu Nr. M. 3. 27568 wird hiermit bejtimmt: 


81. 
E3 wird eine Deputation gebildet, welche den Namen führt: 
„Deputation für das Verkehrsweſen in der Stadt Mainz”. 


S 2. 

Die Deputation hat die Aufgabe, die ihr von der Stadtver- 
waltung unterbreiteten, das Verkehrsweſen, insbejondere das Straken- 
und Vorortbahnweſen betreffenden Angelegenheiten zu begutachten 
und zu beraten. 

E3 jteht der Deputation außerdem frei, alle diejenigen Maß— 
nahmen anzuregen oder vorzubereiten, welche nach ihrer Anſicht 
geeignet find, den Verkehr und das Verkehrsweſen hiefiger Stadt 
zu fördern umd zu unterjtüßen. 


Die Deputation bejteht: 


l. aus dem Bürgermeiſter oder einem von demfelben jtändig 
beauftragten Beigeordneten als Vorſitzenden; 


XVI. Vertehröweien. Straßenpolizei. 503 


2. aus acht von der Stadtverordneten-Verſammlung zu wählen: 
den Mitgliedern, wovon mindejtens fünf aus Mitten der 
Stadtverordneten-Berfammlung entnommen werden müffen, 
weitere drei auch außerhalb derjelben aus jtimmberechtigten 
und wahlfähigen Mitgliedern der Stadtgemeinde entnommen 
werden fünnen. 

Die Wahl erfolgt auf drei Jahre und wird nach jeder Erſatz— 
oder Neuwahl , der Stadtverordneten-Berjammlung erneuert. Die 
erite Wahl diefer Meitglieder erfolgt jedoch nur für die bis zur 
Ergänzungswahl für die Stadtverordneten laufende Zeit; Die aus— 
Iheidenden Meitglieder find wieder wählbar. 

Die Deputation ijt beichlußfähig, wenn alle Mitglieder geladen 
waren und mindeſtens vier eimjchließlich des Worjigenden ver: 
ſammelt find. 

Ber den Abjtimmungen entjcheidet die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen, im Falle der Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorfigenden den Ausſchlag. Die Ausführung der Beſchlüſſe unter: 
ltegt der Genehmigung durch die Stadtverordnneten-Berjammlung. 


54. 

Die Kommilfion für Straßenbahnangelegenheiten, wie diejelbe 
zur Zeit bejteht, hört mit dem Inkrafttreten gegenwärtiger Statuten auf. 
S 5. 

Die gegenwärtigen Statuten treten mit deren Beröffentlichung 
in Kraft. 
Mainz, den 11. Oftober 1901. 


Großherzogliche Bürgermeilterei: 
Dr. Schmidt 


Beigeordneter. 
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2. 


Betriebs Ordnung 
für die Städtiſche Straßenbahn Mainz. 

Zufolge Beſchluſſes der Stadtverordneten-Verſammlung vom 
7. Juli 1904 und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums der 
Finanzen vom 13. Juli 1904 zu Nr. F. M. E. 27915 werden 
für den Betrieb der Städtischen Straßenbahn in Mainz die nach- 
jtehenden Beſtimmungen erlafjen: 

ae 

Der Oberbau der Bahnanlage muß jtet3 in einem jolchen Zu— 
Itande erhalten werden, daß er ohne Gefahr mit der feitgejeßten 
größten Gejchwindigfeit befahren werden kann. Unfahrbare Streden 
find durch Signale abzujchliegen. 

Die Gleiſe, bejonders die Weichen und Kreuzungen, find jo 
oft zu reinigen, daß Sie fich jederzeit in betriebsfähigem Zuſtande 
befinden. 

Ueber im Gleife liegende Gegenjtände darf nicht gefahren 
werden; deren Entfernung ift vom Schaffner vorzunehmen. 


8 2. 

Die Spannung des elektrischen Arbeitsftromes joll nicht über 
600 Bolt, gemefjen am Schaltbrett der Umformerftation, betragen. 
Der tiefſte Punkt der Arbeitsleitungen darf, abgejehen von Unter: 
führungen, nicht unter 6 m von Schienenoberfante entfernt jein. 

Die Oberleitungsanlage muß monatlich einer Revifion unter: 
zogen werden. 

$ 3. 

Die Wagen der Straßenbahn müſſen fich ftet3 in betriebe- 
ficherem Zuſtande befinden und find jedes Vierteljahr einer gründs 
lichen Reviſion zu unterziehen. 

Jeder Motorivagen muß mit einer fräftigen und ficher wirfen- 
den Handbremſe verfehen jein, die von beiden Plattformfeiten aus 
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bedient werden kann; außerdem muß jeder Motorwagen auch auf 
eleftriichem Wege gebremjt werden fünnen. 


Jeder Anhängewagen muß außer mit einer Handbremje mit 
einer eleftrijchen Bremje ausgerüjtet fein, welche vom Fahrjchalter 
des Motorwagens aus betätigt wird. 

An jedem Motorwagen find zwei Signalgloden anzubringen; 
alle Wagen müſſen mit Stlingelzügen zur VBerjtändigung der 
Schaffner und Wagenführer untereinander verjehen fein. 

Die Wagen müſſen bei Dunfelheit im Innern genügend be— 
leuchtet jet. 


Für die Beleuchtung der Strede ift an der vorderen Platt: 
formwand des Motorwagens eine Nefleftorlampe, außerdem find 
auf jeder Stirmjeite des Wagendaches je zwei Signallaternen ans 
zubringen. 

Die Bezeichnung der einzelnen Linien hat bei Tage durch 
farbige Stredenjchilder, bei Nacht durch entiprechende bunte Scheiben 
vor den Sitgnallaternen zu gejcheben. 

Für Notbeleuchtung mitteljt Kerzen im Innern der Wagen 
iſt Vorjorge zu treffen. 

Jeder Wagen muß jowohl an der Außenjeite als auch im 
Snuern mit einer Nummer verjehen jein; ebenfo muß im jedem 
Wagen die Anzahl der Sig: und Stehpläße, welche er enthält, 
deutlich angeschrieben jein. 

Sn jedem Wagen it ein Auszug aus der Verfehrs- und 
Tarifordnung anzujchlagen. 


84. 

Der Betrieb regelt ſich nach dem Fahrplan. Derſelbe unter— 
liegt der Genehmigung Großh. Miniſteriums der Finanzen und iſt 
vor dem Inkrafttreten öffentlich bekannt zu machen. 

Sonderfahrten können nach dem Ermeſſen der Betriebsver— 


waltung jederzeit eingelegt werden, ohne daß es vorheriger Geneh— 
migung und Bekanntmachung bedarf. 
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Seder Motorwagen muß mit einem Wagenführer und einem 
Schaffner, jeder Anhängewagen mit einem weiteren Schaffner be- 
jegt fein. 

S 6. 

Sämtliche beim Betriebe der Bahn bejchäftigten Perſonen 
müſſen gefund und rültig jein und die für die Wahrnehmung ihrer 
Dienjtverrichtungen erforderliche Gewandtheit beiten. 

E3 dürfen nur unbeicholtene Perjonen bejchäftigt werden. 

Die Wagenführer jollen bei ihrem Dienjteintritt nicht jünger 
als 21 Jahre jein, müfjen ihre Befähigung für den Fahrdiemit 
durch eine Prüfung vor der Betriebsleitung nachgewieſen haben 
und im Beſitze eines Befähigungsnachweiſes jet. 

Die Schaffner müfjen mit der Einrichtung der Motonvagen 
joweit vertraut jein, daß fie diejelben zum Stillitand bringen könne. 

Während der Ausübung des Dienite haben die Kontrolleure, 
Schaffner und Wagenführer Dienjtkleidung zu tragen; auch erhält 
jeder Schaffner und Wagenführer eine Nummer, die an der Dienit- 
mütze ſichtbar zu tragen it. 

Die im äußeren Betriebsdienite bejchäftigten Perſonen haben 
dem Bublifum gegenüber ein entjchtedenes, aber höfliches Benehmen 
einzuhalten. 

Jeder Fahrbedienſtete hat ſich mit der Verkehrs- und Betriebsord- 
nung und den beſonderen Dienſtvorſchriften genau vertraut zu machen. 


87. 
Linie I (blaue Xinie). 
Die mittlere Gejchtwindigfeit beträgt zwijchen 10km pro Stunde 
für die engeren Straßen und 13,7 km pro Stunde für die breiten 
Straßenzüge und zwar für: 


Bahnhofſtraße . . >20... etwa 11,5 km 
Schillerftraße- Scillerplag . ee FE 
Sr a — „MED: -; 
Rheinſtraße . . a Aa 


Brüdenplag-Brüdenrampe en IR 
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Rheinbrücke nach Kuitell . . . . etwa 12,5 km 
Rheinallee bis Kaijertor „ 140 
Kaiſerſtraße bis Bahnhof. . . . „ 115 „ 


Linie II (tote Linie). 
Die mittlere Gejchwindigfeit beträgt zwifchen 8 Km pro Stunde 
m den engen Straßen der Altstadt und 15,6 km pro Stunde auf 
ven Außenſtrecken; letztere ſoll im Bedarfsfalle auf 20 km pro 
Stunde gefteigert werden fünnen. Es find feſtgeſetzt für: 
Kaifer Karl-Ring und Rheinallee big 
Katlrtor . . . . . etwa 15,0 km 
Kaiſerſtraße bis Bonifaziusplat . u O0: =, 
Bauhofitraße-Flachsmarftitraße- 
Schuiterftraße-Schöfferftraße- 
Leichhof⸗Auguſtinerſtraße-Graben— 
Neutorſtraße bis Ecke Dagobert— 


ſtraße RE} a: BAR; 
Neutorſtraße-Weiſenauer Straße bis 

Beginn des Ortes Weifenau . . „ 155 „ 
In der Ortslage Weijenau P Ion 


Linie III (grüne Linie). 

Die mittlere Gejchwindigfeit beträgt je nach der Breite der 
durchlaufenen Straßen zwijchen 10 km pro Stunde und 17,5 km 
pro Stunde Auch bier joll das letztere Map auf 20 km erhöht 
werden können. Es find feitgejegt für: 

Ortslage Mombach bis Bahnhofitrage etiva 10,0 km 
Bon Mombah, Bahnhofitraße bis 
Mainz, Bismardplag (Mainzer 


Straße-Hardenberaitraße) . » » „ 155 „ 
Barbarofja-Ring-Katjer Wilhelm: Ring „ 15,0 
Boppitraße . —— — 
Nenbrunnenitraße - : » > 2.0, 110, 
Große Bleibe . - - or u le: 


Rheinftraße-Dagobertftrahe. re 
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$ 8. 


Die Geſchwindigkeit muß ermäßigt werden: ° 


F 


2. 
3. 


4. 


5. 
b. 


an allen unüberſichtlichen Stellen der Bahn, insbeſondere 
bei der Annäherung an Seitenjtraßen; 

beim Durchfahren von Weichen und jcharfen Krümmungen; 
beim Durchfahren von Halteitellen, wenn niemand einjteigen 
will oder ein Signal zum Halten nicht gegeben it; 

wenn Menschen, Fuhrwerke oder Tiere ſich auf dem Gleis 
oder in gefahrdrohender Nähe desjelben befinden; 

bei in Reparatur befindlichen Straßen und ©leisjtreden; 
bei Nebel und Schneegejtöber. 


89. 


Die Wagen find anzubalten: 


L. 


2. 


3. 


Oo 


an allen Stredenfreuzungen und Kreuzungen mit Der 
Dampfbahn; 


‚an den Umijteigeitellen und an allen Haltejtellen, an denen 


das Signal zum Halten gegeben wird; 

bei Annäherung fürjtlicher Perjonen zu Wagen oder zu 
Pferde; der Wagen darf erjt dann wieder in Bewegung 
gejeßt werden, wenn die Fürſtlichkeiten vorbei find; 


. beim Kreuzen von marjchierenden Truppenabteilungen, jo: 


lange bis eine Kompagnie, Batterie oder Schwadron 
vorüber iſt; 


. wenn Feuerivehrabteilungen, die zur Brandjtätte fahren, 


die Bahn kreuzen; 


. wenn Leichenzüge die Bahn freuzen; 
. wenn ein Anhalten zur Verhütung eines Unfalles nötig iſt; 


8. wenn ein Unfall eingetreten ift. 


8 10. 


Der Führer eines Wagens oder Zuges muß in der Lage jein, 
bei jeder Witterung mit Sicherheit halten zu fünnen, ohne den 
voranfahrenden Wagen, fobald diefer zum Stilljtand gebracht wird, 
zu berühren. 
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Zwiſchen zwei hintereinander fahrenden Wagen oder Zügen 
muß je nach der zuläfligen Gejchwindigfeit ein entjprechender Ab— 
ſtand eingehalten werden, der mindejteng beträgt: 

bei 8 km Gejchwindigfeit == 20 m 


Z 10 „ 7 - 30 „ 
" 15 Z „ — 40 „ 
u RE jr =D, 


An stillftehende Wagen darf nur langjam und vorjichtig 
herangefahren werden. 

Stillftehende Wagen müfjen vom Fahrperjonal beaufjichtigt 
werden, ihre Bremje muß angezogen jein. 

8 ıl. 

Vorſtehende Betrieb3-Ordnung tritt nad) erfolgter Bekannt— 
machung mit dem Tage der Betrieb3-Eröffnung der jtädtijchen elek— 
triichen Straßenbahn in Straft. 


Mainz, den 15. Juli 1904. 


Großherzogliche Bürgermeifterei: 
Dr. Gaßner 


DOberbirgermeifter. 


3. 
VerkehrsOrdnung 
für die Städtiſche Strakenbabn Mainz. 





Zufolge Beichluffes der Stadtverordneten-Verfammlung vom 
7. Juli 1904 und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums der 
Finanzen vom 13. Juli 1904 zu Nr. 5. M. E. 27915 werden für 
den Berfehr der Städtiichen Straßenbahn in Mainz die nachjtehen- 
den Beitimmungen erlafjen: 
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=: 

Die den Straßenbahnwagen benütenden Perjonen haben den 
Anordnungen des mit Dienftkleidung, Dienjtabzeichen oder Yegiti- 
mation verjehenen Bahnperſonals Folge zu leijten. 

82. 

Die Wagen halten nur an bejtinmmten, durch eine Tafel genau 
kenntlich gemachten Haltejtellen und zwar mit Ausnahme derjenigen 
Haltejtellen, welche an den Bahnfreuzungen und Umſteigeſtellen 
liegen, nur nach Bedarf. Das Anhalten innerhalb einer Straßen: 
freuzung ijt verboten; Ddiejes hat vielmehr. ftet3 vor derjelben zu 
gejchehen. Diejenigen PBerjonen, welche an den Haltejtellen einen 
Magen bejteigen wollen, haben den Wagenführer ein Zeichen zum 
Halten zu geben. Fahrgäſte, welche den Wagen verlafien wollen, 
haben den Schaffner beim Ausruf der betreffenden Haltejtelle zum 
Halten zu veranlafjen. Ein: und Ausjteigen während der Fahrt 
ijt verboten. Das Ein- und Ausjteigen darf nur auf der in der 
‚Fahrtrichtung rechts liegenden Seite des Wagens gejchehen. 

83. 

Es Dürfen nicht mehr Fahrgäſte aufgenommen werden, als 
durch Anschlag in den Wagen befannt gegeben iſt. Sind jämtliche 
Sig: und Stehpläge bejeßt, jo wird dieſes durch ‚Öerunterflappen 
einer Tafel mit der Auffchrift „Beſetzt“ angezeigt. Kindern unter 
14 Jahren ift der Aufenthalt auf den Plattformen nicht gejtattet. 
Die VBordertür des Motorivagens bleibt geſchloſſen und dient nicht 
als Durchgang. 

S 4. 

Es ift verboten: Das Rauchen im Innern der gejchlojjenen 
Wagen, jowie das Betreten derjelben mit brennender Zigarre oder Pfeife, 
das Beihmugen der Wagen durch Ausspuden, das Yärmen, Singen 
und Mufizieren während der ‚Fahrt und an den Haltejtellen, das 
eigermmächtige Oeffnen der PBlattformabjchlüffe, das Hinauslehnen 
des Körpers aus dem Wagen, das Stehenbleiben auf dem Tritt: 
brett, das Anfafjen der zur Fortbewegung und Beleuchtung dienenden 
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Wagenteile, namentlich der Signalapparate, das Mitnehmen von 
Hunden auf die Plattform oder in den Wagen, das Feilbieten 
von Waren, Austeilen von Reklamen und ähnliche, die Fahrgäſte 
beläjtigende BVerrichtungen; das Mitnehmen gefährlicher Gegen- 
jtände, insbefondere geladener Schußwaffen, Schießpulver und leicht 
entzündlicher chemijcher Präparate, ſowie emdlich jolcher Gegen: 
jtände, welche den Mitfahrenden durch den Geruc oder in anderer 
Weiſe läftig werden. 


39. | 

Kleine, leicht tragbare Gegenftände fünnen, ſoweit Platz vor: 
handen und fofern nicht Polizeivorfchriften entgegenftehen, in den 
Wagen mitgenommen werden. Tragförbe, Pleine Koffer uf. dürfen 
nur von Fahrgäjten gegen Bergütung der im Tarif hierfür feit- 
gejegten Gebühren mitgeführt werden und find auf der vorderen 
Plattform unterzubringen. Durch Mitnahme jolcher Gegenjtände 
darf die Bequemlichkeit des Publikums nicht beeinträchtigt und der 
Durchgang nicht behindert werden. Jägern und tm öffentlichen 
Dienſt ftehenden Perfonen ift die Mitführung von Handmunition 
gejtattet. Der Lauf eines mitgeführten Gewehres muß jtets nad) 
oben gerichtet jein. 

S 6. 

Bon der Mitfahrt werden ausgejchlojjen: Perſonen, die an 
einer anjtecfenden oder abjchredenden Krankheit leiden; Betrunfene 
und jolche Perſonen, welche jich lärmend, unanftändig oder wider: 
jfeglich benehmen und den Vorjchriften der SS 4 und 5 zuwider: 
handeln. Zur Entfernung folcher Perſonen aus den Wagen hat 
das ‚yahrperjonal nötigenfalls die Mitwirkung der Schumann: 
Ihaft in Anfpruch zu nehmen. Den Weggewiejenen jteht Fein 
Anspruch auf Nücvergütung des gezahlten Fahrgeldes zu. 


st. 
Der ‚zahrgaft hat nach Bejteigen des Wagens unter Angabe 
des Endziels jeiner Fahrt ohne ausdrüdliche Aufforderung beim 
Schaffner einen Fahrſchein zu löfen oder jeine Ermäßigungsfarte 
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oder fonftigen Fahrtausweis vorzuzeigen. Auf Verlangen des 
Dienitperjonals find die Fahrtausweiſe auch während der Fahrt 
vorzuzeigen. ‚Fahrgäste, welche im Wagen ohne gültigen Ausweis 
betroffen werden, haben die Tare nachzuzahlen und zwar vom 
Ausgangspunkt des Wagens an, wenn fie nicht nachweijen fünnen, 
wo fie eingejtiegen find; außerdem fann von denjelben ein Zuſchlag 
von 1 .% erhoben werden. 

Zum Wechjeln iſt der Schaffner nur nad) Maßgabe Feines 
vorhandenen Wechjelgeldes und höchitens bis zum Betrage von 
3 A. verpflichtet. 

ss. 

Fahricheine find nicht übertragbar und verlieren ihre Gültig— 
feit, jobald der Fahrgaſt den Wagen verläßt oder, wenn der 
Fahrſchein zum Umsteigen berechtigt, mit dem Verlaſſen des Um— 
jteigewagens. 

Sg, 

Das Umsteigen kann nur in den nächjten an der Umſteigeſtelle 
anfonmmenden, noch nicht vollbejegten Wagen erfolgen. Weiter: 
befürderung fann nur joweit Play vorhanden, gewährleiitet werden. 
Wenn das Dienftperjonal die Gültigkeit eines Umſteigefahrſcheines 
beanjtandet, iſt dasſelbe verpflichtet, Nachzahlung zu verlangen. 
Der Fahrgaſt hat in diefem ‚Falle Nachzahlung zu leijten und 
etwaige Beſchwerde bei der Betriebsleitung vorzubringen. 


s 10. 

Diejenigen Fahrgäjte, welche gegen die Berfehrsordnung 
handeln, den nah Maßgabe derjelben ergebenden Anordnungen Des 
Dienftperfonals nicht Folge leiften und hierdurch Störungen des 
Straßenbahnbetriebes hervorrufen, haben nad) Aufforderung des 
Dienjtperfonals ohne Anſpruch auf Erſatz des bezahlten ‚Jahr: 
geldes den Wagen jofort zu verlafien und werden zum Zwecke der 
Beitrafung zur Anzeige gebradıt. 


8 11. 
Beſchwerden der Fahrgäſte über Anordnungen oder Verhalten 
des Bahnperſonals ſind bei der Betriebsleitung anzubringen. Bei 
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jeder Beſchwerde iſt tunlichſt die Dienſtnummer des Angeſtellten, 
die Wagennummer, die Zeit des Vorfalles ſowie die genaue 
Adreſſe des Beſchwerdeführers anzugeben. 


8 12. 
Vorſtehende Verkehrsordnung tritt mit dem Tage ihrer Be— 
kanntmachung in Kraft. 


Mainz, den 9. September 1904. 


Großherzogliche Bürgermeiſterei: 
Dr. Gaßner 
Oberbürgermeiſter. 


— — — — 


4 


Straßenpolizeiliche Vorſchriften 
zum Schutze des elektriſchen Straßenbahnbetriebs 
im Kreiſe Mainz. 

Auf Grund des Art. 73 der Kreis: und Provinzialordnung 
wird hierdurch nach Zuftimmung des Kreisausjchuffes und mit 
Henehmigung des Großherzoglichen Mintiteriums des Innern vom 
19. September 1904 zu Nr. M. %. III. 7750 zum Schuße des 
eleftriichen Straßenbabnbetriebes im Kreiſe Mainz verordnet, wie 
folgt : 

SL, 

Das ‚Fahren auf den Gleifen der Straßenbahnen ift verboten, 
ſoweit neben ihnen die ‚Fahrbahn genügend Raum für den Fuhr— 
werfsverfehr noch bietet. 

Fahrzeuge aller Art, Reiter, Viehtreiber ufw. haben in allen 
Fällen den Straßenbahnwagen volljtändig und fo rechtzeitig aus: 
zuweichen, daß diejelben nicht gefährdet oder aufgehalten werden. 

33 
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Wo die Umjtände es geitatten, hat das Ausweichen nach rechts 
zu geſchehen. 

Es iſt unterfagt, einem im Gang befindlichen Straßenbahn- 
wagen vorzufahren oder vor herannabendem Wagen die Gleife zu 
freuzen. 

S 2. 

An den Straßenfreuzungen der von Straßenbahnlinien durch: 
zogenen Straßen haben ‚Fahrzeuge aller Art, Neiter uſw. ibre 
Gangart zu verlangjamen. 

An denjenigen Stellen, an welchen neben den Gleiſen nur 
für ein Fuhrwerk Raum tft, darf beim Herannahen des Straßen- 
bahnivagens Fein ‚Fahrzeug, Meiter oder Viebtreiber aus der Reihe 
brechen. 

Ueber Ausweicheſtellen hinaus darf beim Herannahen eines 
Straßenbabmvagens nicht gefahren werden. 

S 3. 

Fahrzeuge, Pferde vder Vieh dürfen auf dem Gleije der 
Straßenbahn oder in einer Entfernung von weniger als 1 m von 
der nächiten Schiene nicht jtehen bleiben. 

Neben den Gleiſen jtehende Pferde müſſen unter Aufſicht ge 
halten werden. 

S 4, 

In den von Straßenbahnlinien Durchzogenen Straßen dürfen 
feine Fuhrwerke verfehren, die mit ihrer Yadung die Höhe von 5 m, 
vom Straßenniveau an gerechnet, oder die Breite von 3 m über: 
jteigen. 

8 5. 

Es iſt verboten, die Bahnlinien und ihre Zubehörteile, wie 
Gebäulichkeiten, Wagen, Stromleitungen, Majten, Signale, War: 
nungs: und Haltejtellen-Tafeln und dergl. zu bejchädigen, zu be 
jchmugen oder zu verändern, die Quer: und Stromleitungsdräbte 
mit irgend welchen Gegenjtänden zu bebängen, die eleftrijchen 
Yeitungen zu berühren, auf den Gleifen oder näher als 1 m von 


— ——— — — 
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der nächjten Schiene entfernt Gegenjtände abzuladen oder irgend 
eine Handlung vorzunehmen, welche geeignet ijt, den Betrieb zu 
ftören oder zu gefährden, ferner das Klettern an den Maften und 
das Nachahmen von Signalen. - 

‚ahnen an Gebäuden oder Maften müffen jo angebracht 
werden, daß ſie die Drähte der eleftrifchen Bahn nicht berühren 
fönnen. 

S 6. 


Es iſt verboten, Kinder zwischen den Gleifen oder in deren 
unmittelbarer Nähe jpielen zu laſſen. 


8 7. 
Wer dieſen VBerfehrsbeftimmungen zuwiderhandelt, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 30 Mark beitraft, jofern nicht nach den allge» 
meinen Strafbejtimmungen eine härtere Strafe verwirft ift. 


Mainz, 27. Septenber 1904. 


Großherzogliches Kreisamt: 
v. Gagern. 





5. 
VBolizei Verordnung 


betreffend das Droſchken- und Omnibusweſen in 
der Stadt Mainz. 


Zum Zwede der Kegelung des Drojchfen- und Omnibuswefens 
in der Stadt Mainz wird nach Anhörung der Stadtverordneten- 
Berfammlung und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums 
des Innern vom 29. April 1902 zu Nr. M. J. III 2619 und 
vom 29. Dftober 1902 zu Nr. M. J. III 7093 auf Grund der 
SS 37 und 76 der Gewerbeordnung für das Deutjche Reich und 
Artikel 56 der Städteordnung bejtimmt, was folgt: 
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Allgemeine Beftimmungen, 
KRonzeffion. 
s1. 

Ohne unjere ausdrüdliche Konzejjion dürfen feine Drojchten, 
Omnibuffe oder jonftige zur Beförderung von Werjonen oder 
Effekten beſtimmten Mietfuhrwerfe auf den öffentlichen Plätzen, 
Bahnhöfen, Straßen und Wegen in der Stadt Main; oder in 
deren Gemarfung aufgejtellt oder daſelbſt leer umtbergefabren 
werden, um Verdienſt zu fuchen. 


Beichaffenheit und Ausjtattung der Wagen. 
8 2. 
Die Droſchken und Onmibufje müſſen von gutem und jicherem 
Baue fein, ein anftändiges Aeußere und eine bequeme, reinliche 
innere Einrichtung haben. Ihre Indienſtſtellung darf erſt erfolgen, 
wern fie von dem Polizeiamt geprüft und für dienſttauglich er: 
flärt jind. 

Die Wagen müſſen mit der ihnen polizeilich vorgejchriebenen 
Nummer in weißer Inſchrift auf ſchwarzem Felde zu beiden 
Seiten des Bodes und auf der Rückſeite des Wagenkaftens, ſowie 
mit zwei Laternen, auf deren äußeren Scheiben in der Mitte Die 
Nummier in voter Farbe gleichfalls jichtbar anzubringen tt, ver: 
jehen jein. Jede einzelne Zirfer muß 8 cm hoch und dement: 
jprechend breit jein. Ä 

83. 

In jeder Droſchke und in jedem Omnibus muß ein mit dem 
Stempel des Polizeiamts verſehener Abdruck des Tarifs an einer 
in die Augen fallenden Stelle angebracht werden. In der Mitte 
des Tarifs am oberen Rande iſt die gedruckte Nummer der 
Droſchke feſt aufzukleben. Außer dem betreffenden Tarif noch 
einen zweiten für eine andere Gattung von Fuhrwerk beſtimmten 
Tarif anzubringen, iſt unterſagt. 

Wenn der aufgehängte Tarif unrichtig, unleſerlich, verändert 
oder unreinlich iſt, ſo ſoll dies ebenſo beſtraft werden, als wenn 
er gar nicht vorhanden wäre. 
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Bei Sclittenbahn dürfen jtatt der Wagen anjtändige, den 
vorstehenden Vorſchriften entfprechende und mit Gloden- oder 
Schellengeläute verjehene Schlitten benußt werden. Zu jedem 
Schlitten ift eine warme veinliche Dede zu liefern. Vom Eintritt 
der Dunkelheit an bis zum Tagesanbruch darf feine Drojchke, 
Onmmibus oder Schlitten ohne erleuchtete Yaterne fahren. 


Beichaffenheit der Pferde und Gejchirre. 
84. 
Die Pferde müſſen kräftig, geſund und gut eingefahren, die 
Gejchirre dauerhaft, von guten Anſehen und völlig unverjehrt fein. 
Pferde und Gefchirre können nur nach polizeilicher Prüfung 
und Zulafjung verwendet werden. 


Eigenſchaften, Kleidung und Verhalten der Drojchlen: 
und Omnibusführer im allgemeinen und während der 
Dienjtzeit. 
$ 5. 

Die Wagenführer müſſen zuverläffige, nüchterne, der Dertlichfeit 
und des Fahrens kundige Perjonen, jtets anjtändig gekleidet und 
in der Regel wenigjtens 18 Jahre alt fein. 

Diefelben Haben im Dienfte einen jchwarz ladierten oder mit 
Wahstuch überzogenen, niederen, veinlichen Hut zu tragen, welcher 
mit 4 cm breiter Silberborde verjehen ift, deſſen durch das Polizei- 
amt vorgejchriebene Form nicht geändert werden darf. Bei 
warmer Witterung iſt Schwarzer Strohhut mit gleicher Silberborde 
zuläflig. 

Die übrige Kleidung jowie die Halsbinde muß dunkel und 
einfarbig, anftändig und reinlich jein. Die Ommnibusfondufteure 
müſſen die polizeilich vorgejchriebenen Abzeichen tragen. 

Die Entjcheidung, ob die Kleidung ıc. diefen VBorfchriften ent- 
ipricht, fteht dem Polizeiamt zu. 

Bei Fahrten über Land müfjen die Drofchfen ebenfalls Tarif 
und Nummer führen und die Führer die vorgefchriebene Kleidung 
tragen. 
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56. 

Zum Fahren der Droſchken dürfen nur ſolche Perſonen ver— 
wendet werden, welche ſich bei dem, mit der Beaufſichtigung des 
Droſchkenweſens betrauten Polizeiamt angemeldet und von dem— 
ſelben einen Erlaubnisſchein (Fahrſchein) zur Verwendung im 
Droſchkendienſte erhalten haben. 

Dieſe Anmeldung hat auch bei jedem Dienſtwechſel binnen 
drei Tagen zu geſchehen und erhält der Führer bei ſolcher einen 
neuen Fahrſchein. 

Derſelbe enthält außer dem Namen x. des Droſchkenführers 
und Bejigers die ſämtlichen Nummern, für welche der betreffende 
Drofchfenbefiger, bei dem der Führer in Dienſt getreten, fon: 
zejfioniert und welche daher der Führer zu fahren berechtigt iſt. 

8 7. 

Die Droſchken- und Ommibustutfcher jollen jich gegen ihre 
Fahrgäſte und überhaupt gegen das Publifum anftändig und ge— 
jittet benehmen, insbeſondere ijt ihnen unterjagt: | 

a) durch Anrufen oder auf jonjtige Weife einzuladen, sich 
ihrer Wagen zu bedienen ; 

b) die Perſonen, welche ihre Dienjte in Anjpruc nehmen, 
durch Streitigkeiten oder gar Schimpfereien zu beläjtigen: 

ec) die NReifenden durch unrichtige Auskunft über den Abgang 
der Pot, Dampfboote, Eijenbahnziige oder jonjtiger Fahr— 
gelegenheiten zu hintergehen; 

d) die Fahrgäſte an einen anderen Gajthof oder an eine 
andere Dampfjchifferpedition, als diejelben bezeichnet haben, 
zu fahren; 

e) von Wirten oder Dampfjchiffahrts-Gefellichaften oder 
deren Ungejtellten ein Gefchenf für das YZuführen von 
Neifenden anzunehmen; 

f) ihren Dienjt in betrunfenem oder auch nur angetrunfenenm 
Zujtande zu verjehen; 
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g) während ihres Dienftes Tabak oder Zigarren zu vauchen, 


es jei denn auf den Halteplägen oder bei Fahrten über 
Land und in leßterem Falle nur mit Zuftimmung der 
Fahrgäſte. 

88. 


Die konzeſſionierten Droſchken dürfen Niemanden, der ſie 
während der beſtimmten Dienſtzeit in Anſpruch nimmt, ihre Dienſte 
verweigern, jedoch unter folgenden Beſchränkungen: 


1: 


2. 


Sie find nur zu Fahrten innerhalb der Stadtgemarfung 
oder nach den im Tarife angegebenen Ortjchaften verpflichtet. 
Die auf einen Fahrgaſt an dem bejtellten Orte wartenden 
oder auf der Fahrt zum Abholen desjelben begriffenen 
Droſchken fünnen von feinem anderen in Anſpruch ge: 
nommen werden. 


. Borausbeitellungen auf eine jpätere Stunde anzunehmen, 


find die Drofchfenfutjcher nicht verpflichtet; jie dürfen 
daher auch unter dem Vorwand, durch eine angenommene 
Borausbejtellung verhindert zu jein, ihren Dienst nicht 
verweigern. Wenn jie aber eine Borausbejtellung annehmen, 
jo müſſen fie auch Sorge tragen, daß Die Bejtellung 
pünftlih ausgeführt wird, jei es nun Durch ſie jelbit 
oder durch eine andere zu der nämlichen Taxe fahrenden 
Droſchke. 


. Beitellungen von Perſonen, welche durch Trunkenheit oder 


ſonſtige Zuſtände unzurechnungsfähig find, brauchen Die 
Kutjcher nicht anzunehmen; es ift ihnen im Gegenteil 
nicht erlaubt, Perſonen, welche Lärm oder jonjtigen Unfug 
machen oder unanſtändig gekleidet find, zu fahren; es 
jind jedoch die ‚zälle ausgenommen, in welchen dies polt- 
zeilich angeordnet wird. 


. Unter mehreren auf demjelben Halteplag oder an dem— 


jelben Bahnhofe befindlichen Drojchken jteht dem Fahr— 
gaft die Auswahl zu. 
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Von mehreren Fahrgäſten hat derjenige, welcher di. 
Droſchke zuerjt befteigt, den Vorrang. Im Zweifel geht 
derjenige Fahrgajt vor, welcher auf der rechten Seite 
eingeſtiegen ift. 

89. 

Während des Dienjtes hat jeder Drofchkenführer bei fich zu 
führen und auf Verlangen den Auffichtsbeamten und Fahrgäſten 
vorzuzeigen: 

. 1. eine richtig gehende Taſchenuhr; 
2. ein Exemplar diefes Reglements und Tarifs; 
3. feinen Fahrjchein. 


8 10. 


Das Abwarten oder Mitnehmen anderer Verjonen ift den 
Drofchkenführern nur mit Zuftimmung des erſten Bejtellers erlaubt. 
In feinem Falle dürfen Droſchken überladen werden. 


sl. 


Wenn die Drojchfe mit Perjonen bejegt ift, jo darf in der 
Stadt nicht langjamer als im furzen Trabe gefahren werden; beim 
Umbiegen um die Straßeneden, jowie da, wo es polizeilich vor: 
gejchrieben ijt, oder durch die Bejchaffenheit des Weges notwendig 
gemacht wird, muß im Schritt gefahren werden. 


g 12. 


Mas die Fahrten von und nach Kaftel betrifft, fo find Die 
Mainzer konzeffionierten Drojchfen und Ommibuſſe nur befugt, 
die Neifenden und deren Effekten an den Beltimmungsort nad 
Kaftel zu fahren, die Kaſteler fonzefjionierten Drofchten und 
Omnibuffe find dagegen nur berechtigt, die Neifenden und deren 
Gepäck an den Beitimmungsort nach Mainz zu befördern, ohne 
daß ein oder der andere Teil Fahrten oder Rüdfahrten von 
anderen Berfonen annehmen darf. Unter feinem VBorwande dürfen 
die Mainzer Kutſcher an dem Bahnhof zu Kajtel oder die Kajteler 
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Kutiher an dem Bahnhof zu Mainz längere Zeit verweilen als 
nötig ift, um fich ihrer Ladung zu entledigen. 


Pflichten der Drojchfenbejiger. 
8 13. 

Die Drofchfenbefiger haben ihre fonzefjionierten Droſchken 

auf den beftimmten Halteplätzen täglich in Bereitſchaft zu jtellen: 

a) Im Sommer (vom 1. April bis 30. September) von 
morgens 7 Uhr bis abends 10 Uhr. 

b) Im Winter (vom 1. Oftober bis 31. März) von morgens 
8 Uhr bis abends 10 Uhr. 

c) Un Theaterabenden wird dieje Dienjtzeit für die Hälfte 
der nach der täglichen ‚Jahrordnung auf dem Gutenbergs- 
platz jtationierten Drojchten bis 10 Minuten nach dem 
Schluſſe des Theaters in der Weiſe verlängert, daß die 
geraden Drojchfennummern an den geraden Monatstagen 
und die ungeraden Drojchfennummern an den ungeraden 
Monatstagen im Dienfte zu verbleiben haben. Um Die 
Mittagszeit darf fich ſtets nur die eine Hälfte der auf 
jedem Halteplage ftationierten Drofchten des Eſſens wegen 
von dem Halteplage entfernen und zwar längjtens auf 
die Dauer von 1'/. Stunden. Dieſe Entfernung iſt an 
den geraden Monatstagen für die geraden Droſchken— 
nummern auf die ‚Zeit von "/.l2 bis 1 Uhr und für die 
ungeraden Drofchlennummern von 1 bis 21/s Uhr feſt— 
gejegt; an den ungeraden Mlonatstagen ijt hierfür für 
die ungeraden Drojchfennummern die Zeit von '/212 bis 
1 Uhr und für die geraden Drofchfennummern von 1 bis 
2!/2 Uhr vorgejchrieben. 

d) An den beiden Bahnhöfen muß von den durch den täg- 
lihen Turnus bejtimmten Drofchfen die jeweilig nad) 
Maßgabe des Bedürfniifes von dem Polizeiamt feitgejegte 
Anzahl Drojchfen auch zu den vor Beginn bezw. nach 
Schluß des allgemeinen Drojchkendienftes einlaufenden 
fahrplanmäßigen Zügen aufgeftellt werden. 
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8 14. 


Die Droſchken- und Omnibus-Beſitzer dürfen ſich nur ſolcher 
Kutſcher bedienen, welche den Vorſchriften dieſer Polizei-Verordnung 
entſprechen und im Beſitze eines Fahrſcheins ſind. Droſchken— 
beſitzer, welche ſelbſt fahren, unterliegen ebenfalls den für die 
Droſchkenführer in den 88 5-—12 gegebenen Vorſchriften. 

Sie ſind dafür verantwortlich, daß ihre Fuhrwerke, Geſpanne 
und Geſchirre in vorſchriftsmäßigem Zuſtand, polizeilich für zu— 
läſſig erflärt ($ 2), die Wagen wohl gereinigt, mit dem polizeilich 
beglaubigten Tarif verjehen jind, ſowie daß die Kutſcher im Beſitz 
von ‚zahrjchein und eines Eremplars dieſer Verordnung ſich be: 
finden umd die vorgejchriebene Kleidung tragen. Im Unterlajiungs: 
falle tritt gleiche Beitrafung wie des Wagenführers ein. Die 
Drofchkenbefiger jind verpflichtet, ihre zum Droſchkendienſt ver: 
wendeten Magen, Pferde und Wagenführer der Polizei zum Zweck 
der Kontrolle vorzuführen, jo oft dies verlangt wird. 


Pflichten der Fahrgäſte. 
8 15. 


Fahrgäſte, welche Hunde bei fich führen, dürfen diejelben 
nicht auf den Sig plazieren. Desgleichen ift es den Fahrgäſten 
nicht gejtattet, die Beine rejp. Füße auf die Sitzkiſſen zu legen 
oder überhaupt die Drojchfe zu verumreinigen. 


Transport von Sacden. 
8 16. 


Der Kutſcher iſt verpflichtet, auf die ıhın übergebenen Sachen 
des Fahrgaſtes acht zu geben. Nach jeder Fahrt müſſen Die 
Drojchfenfuticher und Omnibus-Kondukteure die Wagen unterjuchen 
und die darin von den Neifenden etiva zurückgelafjenen Gegenjtände 
ohne Verzug an die PBolizeibehörde abliefern. Der Transport von 
Sachen, welche geeignet find, das „Innere des Wagens zu be- 
ſchädigen oder zu verunreinigen, ift in den Droſchken nicht geitattet. 
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Haltepläße. 
$ 17. 

Die Drojchfen und Ommibufje dürfen, um auf Beftellung zu 
warten, nur auf denjenigen Plägen halten, welche ihnen durch die 
tägliche ‚zahrordnung angewiejen jind. 

Nach Beendigung einer Fahrt muß jede Drojchfe ohne Ber: 
zug wieder auf den ihr zugeteilten Halteplag zurückfehren; auf 
der Rückfahrt darf fie zwar Fahrgäſte annehmen, jedoch nicht, um 
Verdienſt zu juchen, in den Straßen umberfahren. Die Führer 
dürfen ohne Notwendigkeit ihre Droſchke nicht verlaffen. Tritt 
dDiefe Notwendigkeit ein, jo muß Die Aufficht über dieſe 
Drojchfe durch einen im ‚Jahren befähigten Mann während Ddiejer 
Zeit geführt werden. 

Die Droſchken vor Wirtshäufern ꝛc. aufzujtellen, während der 
‚Führer als Gaſt jic darin befindet, iſt nicht erlaubt, wenn aud) 
das Pferd angebunden oder dejjen Zugſtränge ausgehängt find. 


Findet auf der Rückfahrt ein Drojchfenführer einen Halte: 
plag, ohne daß jich eine nach der täglichen Fahrordnung dajelbit 
zu halten berechtigte Droſchke aufgejtellt hat, jo darf derjelbe mit 
jeiner Drojchfe jo lange auf dieſem Halteplage halten, bis eine 
auf demijelben berechtigte Droſchke daſelbſt aufgeftellt wird. So 
lange dies nicht der Fall ijt, dürfen ſich nur jo viele auf der 
Rückfahrt befindliche Drojchfen auf dieſem Halteplag aufjtellen, 
als überhaupt auf demfelben aufzujtellen berechtigt find und haben 
jämtliche nicht berechtigte Droſchken den Halteplaß jofort zu ver 
lajjen, jobald auch nur eine berechtigte Drojchfe ſich daſelbſt auf- 
jtellt. Berechtigte und unberechtigte Drojchfen dürfen jomit nie 
zujammen auf einem Halteplatz jich vorfinden. Eine Ausnahme 
hiervon findet Hinfichtlich der Droſchken an den Haltejtellen am 
Neubrunnen, auf dem Meünfterplag und dem Rondel der Garten: 
feldftraße jtatt. Die nach der täglichen Fahrordnung auf dieſen 
drei Halteplägen aufzujtellenden Drojchken dürfen jich auf keinem 
anderen Halteplatze aufitellen, jondern haben nad) jeder ‚yahrt 
wieder ihren bejtimmmten Standort einzunehmen. 
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Auf den Halteplätzen darf nur mit dem Futterſacke gefüttert 
werden. 

Bei alter Witterung find die Pferde auf den Haltepläßen 
mit warmen und reinlichen Deden zu verjehen. 

Die Drofchken dürfen auf den Halteplägen nur nach einer 
Richtung hin jtehen. Nach derſelben Richtung, wie die auf dem 
Halteplage zuerjt erjchienene Drojchfe hält, haben jich die nachher 
erjcheinenden Droſchken ebenfalls aufzuftellen, wenn nicht für ein- 
zelne Haltepläge jeitens des Polizeiamts oder Polizeibedienjteter 
jtändig oder momentan eine andere Aufitellung angeordnet wird. 


$ 18. 

An den Bahnhöfen, jowie an den Landungspläßen Der 
Dampfboote haben die Drofchfen- und Onmibuskutſcher jich jtets 
bei ihren Fahrzeugen aufzuhalten, ihre Wagen in angemejjener 
Entfernung, jo daß der Verkehr nicht erfchwert wird, aufzuijtellen 
und den Anordnungen der anweſenden PBolizeibeamten jofort Folge 
zu leiften. Anordnungen der legteren ift auch außer an den 
Bahnhöfen ꝛc. überall jofort nachzufommen. 


Tarif und Fahrgeld. 
8 19. 

Die Berechnung und Bezahlung des Fahrpreiſes gejchieht 
nach dem durch die Ortspolizeibehörde in Webereinftimmung mit 
der Gemeindebehörde fejtgejegten und befannt gemachten Tarif, 
welcher jederzeit abgeändert werden kann. 


8 20. 

Jede Weberjchreitung des Tarifs iſt jtrengitens unterjagt; 
eine ZTarifüberfchreitung ift auch jchon dann vorhanden, wenn der 
Kutſcher einen höheren Fuhrlohn als den tarifmäßigen verlangt 
oder angibt; die Kutſcher dürfen auch nicht auf indirekte Weile 
fich einen höheren Fuhrlohn dadurch zu verſchaffen fuchen, daß fie, 
itatt dem Fragenden Fahrgaſte den Betrag der Taxe anzugeben, die 
Bezahlung dem Gutdünken (dev Generojität) desjelben anheinftellen. 
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821. 
Die tarifmäßige Gebühr iſt regelmäßig beim Ausſteigen zu 
entrichten. Bei Fahrten an das Theater, zu Konzerten, zu Bällen 
und zur Eiſenbahn muß die Taxe vorher bezahlt werden. 


Auffiht und Kontrolle. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 
S 22. 

Die Beauffichtigung und Kontrolle der Droſchken, die Schlich— 
tung von Streitigkeiten zwijchen den Drojchfenführern und dem 
Publitum, die Prüfung und Erledigung von Bejchwerden liegt 
dem Polizeiamt ob. 

8 29. | 

Entjteht zwischen dem Drojchkenführer und dem Fahrenden wegen 
der Beitellung, der Fahrzeit, der Zahlung ıc. eine nicht jofort aus: 
zugleichende Meinungsverſchiedenheit, jo ift erjterer verpflichtet, 
auf Verlangen des Paſſagiers diefen unverzüglich zum Polizeiamt 
zu fahren und daſelbſt die Sache zum Austrag zu bringen. Den 
hierfür nötigen Zeitaufwand bat der Fahrgaſt nur dann nach der 
Zeitfahrtare zu entjchädigen, wenn er der unterliegende Teil tt. 
St der Drojchfenführer im Unvecht, jo trifft ihn Die verwirfte 
Strafe und der Fahrgaſt ijt nur gebunden, die tarifmäßige Gebühr 
für die von ihm bejtellte und vom Kutſcher ausgeführte Fahrt, 
welche zu dem Streitfall Veranlaffung gegeben hat, zu entrichten. 


Strafbeftimmungen. 
Außerdienititellung. 


Ss 24. 

Außerdienftitellung der Droſchken, Onmibufje ıc., deren Ge: 
ſpanne und Gejchirre erfolgt, jobald deren Bejchaffenheit und Aus- 
jtattung nicht den in 88 2, 3, 4 und 5 enthaltenen VBorfchriften 
entjpricht, in unjerm Namen durch das Polizeiamt oder deſſen 
Beauftragte durch Abnahme des Tarifs. Sie dürfen nicht eber 
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wieder in Betrieb gejett werden, bis die Urjache der Außerdienft- 
jtellung bejeitigt und die Fahrerlaubnis duch Wiederaushändigung 
des Tarifs wieder erteilt iſt. 


Fahricheinentziehung. 
8 25. 

Der Fahrjchein fann vom Polizeiamt verweigert refp. als 
Disziplinarjtrafe neben der polizeigerichtlichen Beſtrafung ganz oder 
auf bejtimmte Zeit zurücgezogen werden, wenn der Projchfenführer 
wegen eigener Unverträglichkeit häufig den Dienjt wechjelt, groben 
Unfug bejonders gegen jeine  Dienjtherrjchaft, Kollegen oder Die 
Fahrgäſte verübt oder wegen Weberforderung Anlaß zu Klage gibt 
vejp. öfter wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorfchriften dieſer, 
jowie jonjtiger polizeilichen Beſtimmungen bejtraft worden ift. 

8 26. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beltimmungen diejer “Polizei: 
Verordnung unterliegen nach Maßgabe der Artikel 198 und 199 
P.Str.G.«B. einer Strafe von 1—8 Marf. 


8 27. 

Tarifüberjchreitungen werden nach $ 148 pos. 8 der deutjchen 
Gewerbeordnung bejtraft. Der zuviel erhobene Betrag iſt zurück— 
zuerjtatten oder, falls dies nicht tunlich tft, der Deputation für 
Armen: und Krankenpflege I m Mainz zu überweiſen. 


8 28. 

Konzefitongentziehung durch uns fann ganz oder auf Zeit 
jtetS auch neben dieſen Strafen gegen diejenigen Konzejfionsinhaber 
erfolgen, welche durch Nachläjligfeit in ihren Gewerbebetrieb oder 
wiederholte Zuwiderhandlungen gegen diefe Verordnung Anlaß zu 
Klagen geben. 


8 29. 
Für die Einbringlichfeit der gegen die Drofchfen- oder Omni: 
busführer ausgejprochenen Gelditrafen haben die Beſitzer der ge- 
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nannten Fuhrwerfe nach Maßgabe des $ 151 der deutjchen Ge— 
werbeordnung und des 8 41 des Polizeiftrafgejeges zu haften. 
S 30. 

Beichwerden gegen Verfügungen und Anordnungen des Polizet- 
amts fünnen innerhalb einer Friſt von 24 Stunden bei uns 
vorgebracht werden. Iſt die Bejchwerde aber gegen eine Verfügung 
des Polizeiamts gerichtet, welche die Außerdientitellung ($ 24) 
oder die Entziehung des Fahrſcheins (S 25) betrifft oder geht die— 
jelbe gegen unjere, die Konzejfionsentziehung ausjprechende Ber: 
fügung (S 28), jo kann innerhalb einer unerjtredlichen Friſt von 
14 Tagen der Rekurs an den Kreisausjchuß ergriffen werden 
(vergl. $ 40 Abj. 2 der Gewerbe-Ordnung, jowie $ 2 pos. 4 f des 
Negulativs, den Gejchäftsgang bei den Kreisausſchüſſen betr.). 

Die Frift zur Berufung läuft von dem Tage der erfolgten 
Schriftlichen Zuftellung der bejchwerenden Berfügung an, wobei der 
Tag der Zujtellung micht mitgerechnet wird. Bis zur erfolgten 
Entjcheidung durch den Kreisausfchuß tft, des ergriffenen Rechts— 
mittel ungeachtet, der bejchwerenden Berfügung nachzufommen, 
falls diefelbe nicht durch Anordnung des Kreisamts juspendiert wird. 


Uebergangsbeitimmung. 
$ 31. 
Dieje Polizei: Verordnung ift mit dem 1. Juli 1902, der dazu 
gehörige Tarif mit dem Heutigen in Kraft getreten. Alle früher 
beitandenen gegenteiligen Beſtimmungen jind aufgehoben. 


Mainz, den 1. Dezember 1902. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiiter. 
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Tarif der konzeſſtonierten Mainzer Droſchken. 


Einſpänner Zweiſpänner 
A. Tourfahrten: Ferlecı lasst 
I. Zone: Einfache direkte ‚Fahrt Perfonen Perfonen Verfonenjderfonen 
innerhalb der Stadttore zwifchen |-# 
zwei Punkten der Alt: und Neu: 
jtadt, leßtere bis zur Naheſtraße, 
Goetheſtraße, Bahnüberführung, 
nordweitliches Ende des ehem. 
israelitifchen ‚Friedhofs 
IH. Zone: Einfache direkte ‚Fahrt von 
einem Punkt der erften Zone über 
die vorgenannte Srenzlinie hinaus 
Bei Tourfahrten iſt für das Warten am | 
Haufe der für Zeitfahrten geltende Sat 
zu berechnen. 















B. Direkte Fahrt von einem Punkt 
innerhalb der Stadttore nach: 
l. dem Yinjenberg . 
2. Friedhof (chriftlicher und neuer 
israel.) . 
. Zablbach 
4. Anlage (Neftauration) direkter ' 
Weg . | 
5. Bootshaus des Nuderverein 
dDirefter Weg 
6. Ingelheimer Aue 
a) Wirtſchaftsgebäuden. 
b) darüber hinaus . 
Krematorium an der Finther 
Straße | 
8. Schüßenplaß an * — 
heimer Straße 





=] 
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C. Zeitfahrten: 
a. ‚Für eine Wiertelitunde . 
b. Für eine halbe Stunde 
c. Für Drei BViertelitunden 
d. Für eine Stunde 
e. Für jede weitere Viertelſtunde 
Jede angefangene Viertelſtunde wird für 
voll gerechnet. Falls die Zeitfahrten außer 
halb der Stadttore enden, ſind für die leere 
Rückfahrt 50 5 befonders zu vergüten. 
Bei Fahrten nad der Zeit hat der Kutſcher 
dem Fahrenden vor dem Einjteigen Die 
Uhr vorzuzeigen. 


D. Fahrten nach den Außenorten: 

Die Droſchkenkutſcher find verpflichtet, 

nach nachſtehenden Orten zu fahren 

und haben zu beanspruchen für die 

‚Fahrt nach: 

Kajtel, Stadt vder Bahnhof 

Kaftel, Amöneburg zu den En 
innerhalb der heſſ. Grenze — 
gelegenen Fabrifen | gem hat 

Kaſtel, PBionieriibungsplag der Fahr— 
und Ruthof'ſche Schiffs: | gaft zu 


wert. . 2.0.0, [entrichten 
Biebrich . mit Aus: 
’ nahme 

Biebrich⸗Mosbach (ehemalige * 
Gemeinde Mosbach) . .| Brüden- 
sort Bieler .. ... . | gelbes 
Koftbeim -. . 2»... — die 

Lore 

—— © - Küd: 


Guſtavsburg bis Bahnhof fahrt. 
Guſtavsburg zu den Fabriken 
Wiesbaden“; 


Io 


u 


— 





= ww nn w 


= 


| 


20 


 Einfpänner | Zweifpänner 
3u. 4 
—— 


1u2 | 3BUu.4. 








Verfonenierfonen 
ASIA 
— /70] --|90) 
130] 1160 
1190} 2140) 
2:40] 21% 
— 601 — 70 


1150| 4,50 

— 3 3 — 

5/1 —t 5— 

— 1 611.6. 

50.|.4:50| 4 50 

20.2120] 2:50 
— iAa⸗es 

— 44— 

501 4500 4 50 

3ao ie 
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E Einfpänner| Zweilpänner 


1u.2 3n4 EEE 3n4 
Perfoneu|Perfonen | PerfonenfPerfonen: 





M 
Bretzenheim 1 
Finthen 3 
Gonſenheim or 
Hechtshenn 9 


19 


Yaubenbeim 


Lenneberg (Forſt- Wird die Rüdfahrt 





baus) über Budenheimoder | 4 
J — Königsborn ge 

Lenneberg (Penſio— nommen, fo erhöht 

tat) ich Die Tare um 2 #.| 3 
Mombab . » » 2 2 2 202.712 
Weiſenau einſchl. der Rheiniſchen 

Brauerei und auf die Höhe . . 1|! 
Weiſenau ‚ZJementfabrf . . . 11 


Bei diejen ‚Fahrten wird für die Wartezeit die halbe Tare 
für Zeitfahrten und für die Rückfahrt die halbe Fahrtaxe be- 
rechnet; für die leere Rückfahrt ijt nichts zu vergüten. 

Am Abend erliicht die Verpflichtung zu Fahrten an die be 
zeichneten Orte um ſoviel Zeit vor Beendigung des Droſchken— 
dienjtes, als die Entfernung des Ortes von Mainz beträgt. 

Die Einfpänner find zu ‚Fahrten nach diejen Orten nicht ver: 
pflichtet: bei jtarfem Schnee, Glatteis oder ſehr jchlechter Be- 
ichaffenheit der Wege. Angebliche Uebermüdung des Pferdes ent- 
bindet den ‚Führer nicht von der Verpflichtung zu ſolchen Fahrten, 
jo lange die Droſchke auf den Halteplägen aufgejtellt ift. 

Eine Verpflichtung nach anderen als den tarifierten Orten zu 
fahren hat der Kutjcher nicht. 

Bei Fahrten nach jolchen anderen Orten tt zu jeder Zeit 
der ‚Fahrpreis zwijchen Kutjcher und Fahrgaſt vorher feitzufetgen 
und, falls dies nicht gefchehen, find die für Zeitfahrten beſtimmten 
Tarifpreife maßgebend. 
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E. @epäcktarif. 


Für den Transport jedes größeren Koffers, Reiſekorbs ꝛc. 
20 d. Für desgleichen kleinere 10 & Handgepäck iſt frei. 


F. Allgemeine Bestimmungen. 


Kinder, die mit Erwachjenen fahren, ind bis zu 3 Jahren 
frei, für jolche von 4 bis 12 Jahren iſt die balbe, für ältere 
Kinder die ganze Taxe zu zablen. 

Ein Trinfgeld darf der Kutjcher nicht fordern. 

Bejucht der Fahrgaſt während einer Tour mehrere Orte, jo 
it das Fahrgeld nach dem ‚Zeittarif, und wird die Droſchke nicht 
ausdrücklich für eine Zeitfahrt genommen, fo iſt bet der einfachen 
direften ‚Fahrt die Tare für Tourfahrten zu berechnen. 

Für eine Drofchke, welche irgend wohin gerufen wird, um 
einen Fahrgaſt aufzunehmen, it die Bezahlung von dem Augenblick 
an zu berechnen, wo ſie an dem Haufe des Fahrgaſtes anfommt. 
Der Beſteller darf in Jolchem ‚Falle nach diefem Haufe unentgelt: 
fich mitfahren. 

Bein ‚Jahren während der Dunfelbeit müſſen beide Yaternen 
an der Droſchke brennen. 

Im Sommer (vom 1. April bis 30. September) wird nach 
10 Uhr abends, jowie vor 7 Uhr morgens und im Winter nach 
9 Uhr abends, fowie vor 7 Uhr morgens die doppelte Taxe bezablt. 
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6. 
Regulativ und Tarif 


der Sobnmänner für eigene Rechnung in der 
Stadt Mainz. 


A. Regulativ 
betr. den Dienst der Yohnmänner in der Stadt Mainz. 


Mit Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 
11. Februar 1875 werden in Uebereinjtimmung mit der Stadt: 
verordneten:Verfammlung auf Grund der SS 37 und 76 der Ge: 
werbeordnung vom 21. Juni 1869, ſowie des Art. 56 der Städte- 
ordnung vom 13. Juni 1874 für den Dienjt der Lohnmänner 
in der Stadt Mainz folgende VBorfchriften erteilt: 


5.3. 

Diejenigen, welche öffentliche Plätze in biefiger Stadt zur 
Aufitellung von Lohnmännern und Gegenjtänden ihrer Ausrüftung 
benugen wollen, haben dazu die Erlaubnis der Bolizei-VBerwaltungs: 
bebörde zu erwirken. 

S 2, 

Hleicher Erlaubnis bedürfen auch die Yohnmänner für eigene 
Rechnung, welche zur Ausübung ihres Berufs jolche öffentliche 
Plätze einnehmen und benußen wollen. 

Die Unternehmer von Lohnmanns- Snitituten, ſowie auch die 
Lohnmänner für eigene Nechnung baben eine Kaution zur Stadt: 
kaſſe zu jtellen, deren Größe die Polizei-Verwaltungsbehörde nach 
eigenem Ermeſſen fixieren wird und welche nach Maßgabe der Be: 
ftimmungen in den Dienjtreglements dem Publikum für Verun— 
treuungen, Beichädiqungen und Verluſte durch die Yohnmänner zu 
haften bat. 
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S 4. 
Die von den Unternehmern jolcher Lohnmanns-Inſtitute an: 
zujtellenden Leute unterliegen der Beftätigung des betreffenden 
Großberzoglichen Polizei-Kommiſſariats. 


| 8 5. 

Die Lohnmänner haben, außer ihrer Yegitimationsfarte, das 
von der Bolizeibehörde genehmigte Dienjtreglement nebſt Tarif ftets 
bei ich zu führen, um nötigenfalls die Auftraggeber von der 
Richtigkeit ihrer ‚Forderung überzeugen zu können und dürfen im 
Dienfte nie anders als in der ihmen vorgejchriebenen uniformen 
Kleidung und mit den von ihnen zu tragenden Abzeichen und 
Nummern erſcheinen. 

86. 

Die Lohnmänner, welche in den Fällen, wo ſie nach ihren 
Dienſtreglements Marken abzugeben haben, dieſes unterlaſſen oder 
eine höhere Vergütung als die tarifmäßige beanſpruchen, ſind 
ſtraffällig. 

5-7, 

Die Lohnmänner dürfen, um auf Bejtellungen zu warten, nur 
auf denjenigen Plägen fich aufhalten, welche ihnen durch die tägliche 
Ordnung oder ein für allemal angewiejen jind. 

Nach Beendigung eines Auftrags muß jeder Yohnmann ohne 
Verzug wieder auf den ihm angewiefenen Plab zurückkehren, auf 
dem Rückwege darf er zwar neue Aufträge annehmen, jedoch nicht, 
um DVerdienjt zu fuchen, in den Straßen umberzieben. 


8 8. 

Die Yohnmänner dürfen, ohne rechtmäßig verhindert zu fein, 
niemanden, der ſie zu im ihren Beruf einjchlagenden VBerrichtungen 
in Anſpruch nimmt, ihre Dienjte verweigern. 

S 9. 

Es ijt vorzugsweife Sache der konzeſſionierten Backträger, den 

Transport der Effekten der mit den Eifenbahnen und Dampfbooten 
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dahier ankommenden Reifenden nach der Stadt zu bejorgen. Den 
Tohnmännern it es darum auch nicht gejtattet, in den Bahnbof 
oder auf die Dampfboote zu geben, um daſelbſt Aufträge entgegen 
zu nehmen, wohl aber fünnen ſie außerhalb der Barrieren Des 
Bahnhofes oder der Yandungsbrüden der Dampfboote Aufträge 
annehmen und in deren ‚Folge Gepäck x. x. in das Bahnbors- 
gebäude oder auf die Dampfboote reſp. in die Gepäcballen bringen 
oder dafelbit für den Auftraggeber in Empfang nehmen. 


s 10. 
Die Yohnmänner jollen Jich gegen ihre Auftraggeber und über: 
haupt gegen das Publikum gefittet und ihrer Stellung entſprechend 
benehmen, insbejondere iſt ihnen unterjagt: 
a) durch Anrufen oder auf ſonſtige Weiſe einzuladen, ſich 
ihrer zu bedienen ; 

b) die Perjonen, welche ihre Dienite in Anfpruch nehmen, 
durch Streitigkeiten oder gar Schimpfereien zu beläjtigen: 

c) die Neifenden durch unrichtige Auskunft über den Abgang 
der Poſt, Dampfboote, Eifenbabnziige oder jonitiger ‚yabr: 
gelegenbeiten zu bintergeben; 

d) diejelben an einen anderen Gaſthof oder an eine andere 
Reiſe-Abfahrtsſtelle, als dieſelben bezeichnet haben, zu rübren; 

e), von Wirten ıc. x. ein Gejchenf für das Zuführen von 
Neijenden anzunehmen; 

f) ihren Dienjt in betrunfenen Zuſtande zu verjeben; 

g) bei Begleitung von Auftraggebern oder in den Häuſern, 
worin fie etwas zu bejorgen baben, zu rauchen. 

SR, 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen diejes Negulatıvs 
jollen mit einer Boltzeiftrafe von 1—10 M beitraft werden. 

Tarifüberfchreitungen werden nach $ 148 pos. 8 der Gewerbe— 
ordnung vom 21. Juni 1869 beziehungsweife nach S 2 pos. 4 
des Gejeges vom 12. Juni 1872, die Abänderung einiger Be 
ſtimmungen der Gewerbeordnung betreffend, mit Gelditrafen bis zu 
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150 A und im Falle des Unvermögens mit Saft bis zu vier 
Wochen bejtraft. 

In dem einen wie in dem anderen ‚Falle bleibt der Lokal» Bolizei: 
verwaltung die Befugnis vorbehalten, nach Umſtänden die Sus: 
penjion oder gänzliche Entziehung der Konzeflion jofort eintreten 
zu laſſen. 


Mainz, den 20. März 1875. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
J. V. d. B.: 
Dr. Oechsner 


Beigeordneter. 


B. Tarif 


der Lohnmänner für eigene Rechnung in der Stadt Mainz. 


I. Gänge und Fuhren. 

a) 1. Zone: Zwiſchen zwei Punkten der lt: und Neuftadt, 
legterer bis zum Reuleaux'ſchen Haufe in der Nheinallee, dem 
Emausweg über den Naupelsweg, dem Zwergweg, nordweit- 
liches Ende des ehemaligen israelitifchen Friedbhofes und des 
Gonjenheimer Tores. 

Ein Botengang oder, ein Gang mit u 


bis u 5kg. . . > . A 0.25 
Ein Gang mit Traglait bie 25 E: FORTE EBR RE | 
Ein Gang oder eine Fuhre mit Laſt bis zum 

Gewicht von 100 kg. . 2 2 202020000 0.60 
Jede weiteren 50 kz£ . . . . 4020 


b) 2. Zone: Ueber die vorgenannte Gremglime — 
einſchließlich der Neuen Anlage: 
Ein Botengang oder ein Gang mit Traglaſt 
bis u 5kg. . . > 
Ein Gang mit Traglaſt bie 2 ir ee er 
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Ein Gang oder eine Fuhre mit Laſt bis zu 


100 kz.... . .. 4 080 


Jede weitere 50 kz.. 


II. Stundenarbeit. 


a) Mit oder ohne Gerätſchaften, für die erſte Stunde, 
welche ſtets voll zu bezahen iſttt 
b) jede weitere angefangene halbe Stunde 


II. Tagarbeit. 
a) ohne len 


0.20 


0.70 
0.25 


Für einen ganzen Tag . . . . | 
Für einen halben Tag ‚2.2 
b) mit ——— 

Für den ganzen Tgg. 4—- 
Für den halben Tag. . . . ce 
Transport eines Klaviers oder Flügels, Indgefanmt 2. „5d- 
Anmerkungen. 


a) Gänge über Yand werden nach dem Stunden oder Tages: 


tarıf berechnet. 


b) Für einen Gang mit oder ohne Traglait, jedoch ohne Gerät 


Ichaften, fommt der Tarif I in Amvendung. 


c) Für eine bejtimmte Arbeit, 3. B. Aus- und Einladen von 
Möbeln, Kohlen, Holz x. mit oder ohne Gerätfchaften find 


die Zeittarife II oder III maßgebend. 


' Mainz, den 6. Juni 1890. 


Großh. Bürgermeifterei Diainz: 


Dr. Dechsner 


Oberbürgermeiiter. 
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T. 
Regulativ. 


— —⸗ — 


Zur Erhaltung der Ordnung bei dem An: und Abfahren der 
Wagen an dem biefigen Theater wird hierdurch auf den Antrag 
des Großh. Bürgermeifters der Stadt Mainz feitgejeßt, wie folgt: 


Art. 1. 

Bei den An: und Abfahrten am Theater haben zur Ber: 
meidung des Gegeneinanderfahrens und Durchkreuzens alle Wagen 
von der Ludwigsſtraße ber in der Art anzufahren, daß die von 
der Seite des Tiermarftes*) anfonmenden Wagen gleich bei der 
Ece des Graffichen Haufes innerhalb der freisfürmigen Einfaſſung 
des Platzes gegen den Eingang des Theaters einlenfen, die von 
der Marft-Seite berfommenden aber ebenfalls bis an das Graff'ſche 
Haus auf der Yudwigsjtraße binauffahren und von da die nämliche 
Michtung, wie oben bejagt, einhalten. 

Die abfahrenden Wagen haben die Nichtung nach dem Gloß- 
manmschen Haufe zu nehmen, um auf die Yudwigsitraße zu kommen. 


Art. 2. 


Die nämliche Ordnung und Wichtung der Wagen joll auch 
bei der Abfahrt nach dem Schluffe der Vorſtellung beobachtet 
werden, jo zwar, daß die leeren Wagen auf der Seite des Graff: 
ſchen Hauſes gegen das Theater bin ſich nebeneinander aufzuftellen 
baben, un von da vorzufahren, jobald fie aufgerufen werden, was 
aber erjt gejchehen joll, wenn die Herrichaft zum Einfteigen bereit ift. 

Entgegengejegtenfalls foll der vorgefahrene Wagen dem nächit 
aufgerufenen Plab machen. 


Art. 3. 


Auf dem Plate Gutenberg darf an Theaterabenden nur u 
Schritt gefahren werden; das Ausbiegen aus der Reihe und das 





9 Schillerplatz. 
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Vorfahren, jorwie auch das Weberjchreiten des Durch Abweisiteine 
gebildeten freisfürmigen Abjchlujfes beim Fahren iſt verboten. 
Art. 4. 

Un Theaterabenden ift es den Kutichern unterjagt, von Der 
Schuftergaffe nach der Jeſuitengaſſe einzulenfen oder von Dem 
Theater kommend, diefen Weg zu nehmen. 

Art. 5. 

Zuwiderhandlungen von Zivilperfonen gegen obige Be 
ſtimmungen werden mit der gejeglichen Geldbuße von 1 fl. 24 fr. 
bis 4 fl. 40 fr. und unter Umftänden nach Maßgabe des Art. 176 
des peinlichen Gejegbuches*) geahndet werden, vorbehaltlich der: 
jenigen Strafen, welche die Geſetze für wirflich veranlaßte Unglücks— 
fälle ausfprechen, ſowie der etiwa begründeten Entjchädigungsflagen. 

Art. 6. 

Gegenwärtiges Regulativ tritt nach erfolgter Bekanntmachung 

durch das biefige Wochenblatt in Vollzug. 


Mainz, den 9. ‚Februar 1846. 


Der Grofh. Kreisrat des Stadtlreifes Mainz: 
Freiherr von Dalmigf. 


8. 
»Megulativ 


Verbütung von Anglücksfällen durch verkebrtes 
Fabren mit zweirädrigen Prückkarren Befreffend. 


Die Erfahrung bat gelehrt, Daß die ‚Führer von zweirädrigen 
Drückfarren, ſtatt dieſe Fuhrwerke an der Deichjel oder den Scheer: 


*, Das hier genannte Geſetzbuch hat für Rheinheſſen feine Gültigkeit mehr. 
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bäumen zu lenken, diejelben in der Hegel binten an der Querleijte 
faſſen und fo mit emporftehenden Scheerbäumen durch die Straßen 
drüden. Da dieje Art zu fahren leicht Unglücsfälle verurfachen 
fann und deren wirklich ſchon zur Folge gehabt hat, jo wird auf 
Antrag Großberzoglichen Biürgermeijters der Stadt Mainz und 
mit Genehmigung böchjtpreislichen Minifteriums des Innern vom 
1. November d. J. zu Nr. D. 13362 verordne, wie folgt: 

1. Es ijt fortan unterfagt, in den Straßen und deren nächiten 
Umgebungen mit zweträdrigen Drückfarren anders, als daß diefelben 
bei den Scheerbäumen gefaßt und geleitet werden, zu fahren. 

2. Webertretungen dieſes WVerbots follen mit einer Geldbuße 
von 30 Kreuzer bis 7 Gulden bejtraft werden. Uneinbringliche 
Geldbußen jind im Gefängnis mit 24 Stunden für einen Gulden 
zu verbüßen. 

3. Die Großberzoglichen Gendarmen, die WPolizeidiener und 
Feldſchützen ꝛc. ind angewiejen, Zuwiderhandlungen zur Anzeige 
zu bringen. ’ 


Deainz, den 31. Dezember 1852. 


Das Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


9. 


Regulativ 


betreffend das Behängen der an Schlitten oder 
Ehaiſen angelpannten Xferde mit SHchellen. 


— —— 


Mit Beziehung auf Art. 273 des Polizeiſtrafgeſetzes wird für 
die Provinzial-Hauptſtadt Mainz auf Antrag der Lokalpolizeibehörde 
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und infolge Ermächtigung Großberzoglichen Miniſteriums des 
Innern vom 16. v. Mts. zu Nr. M. %. 13735 verfügt: 
81. 

Zur Zeit, wenn die Straßen mit Schnee bedeckt ſind, müſſen 
die an Schlitten oder Chaiſen angeſpannten Pferde mit Schellen 
behängt werden. 

82. 


Zuwiderhandlungen werden nach Art. 273 des Polizeiſtraf— 
geſetzes beitraft. 


Mainz, den 14. Januar 1862. 


Großh. Kreisamt Mainz: 


Schmitt. 
10. 
Regulativ 
betreffend das Bemmen der ZFuhrwerke auf ſteilen 
Wegen. 


Mit Beziehung auf Art. 272 des Polizeiſtrafgeſetzes wird für 
die Provinzial-Hauptſtadt Mainz auf den Antrag der Lokalpolizei— 
behörde und infolge Ermächtigung Großh. Miniſteriums des Innern 
vom 6. I. M. zu Nr. M. J. 1615 verfügt: 

8S1. 

Beim Bergabfahren auf den Straßen zwiſchen dem Gautor 
und dem Tiermarkt, von der Windmühle und der Zitadelle nad) 
denn Graben, von dem Pulverturm im alten Käftrich nach dem 
Tiermarkt, rejp. dem Münfterplaß, in der Stephanshohle, ſowie 
außerhalb der Stadt in der Gonfenheimer Hohle, auf dem Stabl- 
berg, auf der Zablbacher Steig und auf den Wegitreden von dem 
Linfenberg bis an die Finther Straße, von dem Kirchhofturm nach 
dent Aureusweg und von dem Fort Karl nach der Weifenauer 
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Ehaufjee müfjen große Laſtwagen und alle den öffentlichen Verfebr 
vermittelnden Fuhrwerke, wie Poſt-⸗, Möbel: und Omnibuswagen, 
Drofchfen und ſonſtigen Haudererchaifen gehemmt werden. 
82. 
Zuwiderhandlungen werden nach Art. 272 des Polizeiſtraf— 
geſetzes beitraft. 
Mainz, den 22. ‚Februar 1862. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


— 0... — 


11. 


Regulativ 
den Durchgang durch die Deſuiten-Kaſerne“) dahier 
betreffend. 

Auf Antrag der Großh. Bürgermeiſterei der Provinzial-Haupt— 
jtadt Mainz und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des 
Innern vom 26. v. Mts. zu Nr. M. J. 10594 wird biermit ver: 
fügt, wie folgt: 

iR 

Es iſt verboten, den neu bergeitellten Gang durch die Jeſuiten— 

Kaferne zum Fahren mit Drück- oder Schiebfarren zu benüten. 
S 2. 

Zwviderhandlungen jollen mit einer Polizeiſtrafe von 30 Kreuzer 

bis zu 3 Gulden bejtraft werden. 


Mainz, den 2. Oftober 1868. 
Großh. Kreisamt Mainz: 
In Verhinderung des Kreisrats: 


Dr. Jaup 
— Kreis-⸗Aſſeſſor. 


9 Jeht höhere Mädchenſchule. 


542 XVI. Verfehrsiweien. Straßenpolizei. 


12. 


| Sokal- Reglement 
betreffend das Jabren in der Stadt Mainz. 


— — 


Zur Vermeidung von Sperrungen des Verkehrs in den Straßen 
der Stadt Mainz wird hiermit verfügt: 
8i. 
Sämtliche, die Straßen der Stadt Mainz paſſierende Fuhr— 
werke haben ſtets auf der rechten Seite der Straßen zu fahren. 


* +) 
S — 


Zuwiderhandlungen werden mit einer Polizeiſtrafe von 30 kr. 
bis 5 fl. belegt. 


Mainz am 25. Juli 1870. 


Großh. KHreisamt Mainz: 
Schmitt. 


13. 
Reglement 


betreffend den Werkebr in engen Straßen inner: 
Balb der Stadt Mainz. 

Mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern vom 
17. November 1877 und nach Anhörung der Stadtverordneten- 
Verſammlung werden auf Grund des Art. 56 der Städteordnung 
zur Sicherheit des Verkehrs in den Straßen der Stadt Mainz 
folgende Vorſchriften erteilt: 

67. 

Diejenigen Straßen, an deren Eingang Warnungstafeln mit 

der Aufjchrift: „Verbotene Einfahrt” angebracht find, dürfen in der 
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entjprechenden Richtung nicht mit bejpannten oder unbeſpanntem 
Fuhrwerk oder mit zweis oder mehrräderigen Handkarren oder 
Handwagen befahren oder mit Vieh betrieben werden. 


S 2. 

Iſt an einer Straßenitelle eine Warnungstafel mit der Inſchrift 
„Ausweicheftelle” angebracht, jo muß das an diefer Stelle ein- 
treffende Fuhrwerk, jobald deijen ‚Führer wahrnimmt, daß ein Fuhr— 
werk in entgegengejegter Richtung angefahren kommt, jo lange 
halten bleiben, bis das in Sicht befindliche Fuhrwerk diefe Halte: 
jtelle paſſiert bat. 

An denjenigen Straßenitellen, an welchen Warnungstafeln mit 
der Inſchrift „Schritt“ angebracht ſind, darf nur im Schritt ge: 
fahren werden. 

S 3. 

Für den Auftrieb von Vieh auf den hieſigen Viehmarkt, ſowie 
für den Wegtrieb von demjelben zum Zwecke des Wiederansgangs 
aus der Stadt, dürfen nur Diejenigen Straßen benutzt werden, 
welche die Bürgermeiſterei hierfür bejonders bezeichnet bat. 


84. 

Befahren Fuhrwerke bei beſtimmten Anläſſen in größerer An— 
zahl die ſtädtiſchen Straßen in einer und derſelben Richtung, 
wie z. B. Eisfuhren, ſo kann die Ortspolizeibehörde für ſolche 
Fuhren von Fall zu Fall einen beſtimmten Weg vorſchreiben. 

85. 

Die Breite der Wagen und ihrer Ladung darf bei Fuhrwerken 
jeder Art 2,50 Meter nicht überſteigen. Eine Ausnahme findet 
nur dann statt, wenn Der zu transportierende Gegenjtand eine 
größere Breite als 2,50 bat. - 

S 6. 

Ausgenommen von den vorjtehend angegebenen Bejchränfungen 
find die Feuerſpritzen nebſt zugehörigen Nettungs- x. Wagen, jowie 
diejenigen Fuhrwerke, welche bei ausgebrochener Feuersgefahr 
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Waſſer zur Brandjtätte fahren. Den vorgenannten Fuhrwerken 
müſſen andere Fuhrwerke jtet3 rechtzeitig ausweichen, mögen letztere 
im ‚Fahren begriffen jein oder jtille jteben. 
57 
Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen diejes Reglements 
und die auf Grund desjelber von der Großh. Biürgermeifterei Mainz 
erlajfenen Ausführungsvorfchriften werden nach $ 366 pos. 10 des 
Neichsitrafgejeßbuches geahndet. 
88. 
Gegenwärtiges Reglement tritt mit dem 1. Februar 1878 in 
Kraft. 


Mainz, den 20. Januar 1878. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 
Dr. Du Mont. 





14. 
Polizei-Derordnung 


für die Htädte Mainz und Kaſtel über Bezeichnung 
Ser Fubrwerke mit dem Namen des Eigentümers. 


Auf Grund des Art. 78 des Gejeßes vom 12. Juni 1874, 
betreffend die innere Verwaltung der Kreiſe und Provinzen, wird 
nach erfolgter Zujtimmung des Kreisausjchuffes, mit Genehmigung 
Großh. Ministeriums des Innern und der Juſtiz vom 24. Auguſt 
1886 zu Nr. M. J. 20007 für den Bezirk der Städte Mainz 
und Kaſtel folgendes beſtimmt: 

8S I. 

Un jedem Fuhrwerke, welches nicht ausſchließlich dem Per— 
jonenverfehr dient, ohne Unterjchied der Beipannung und an jedem 
Magen und Handfarren muß beim Gebrauche auf öffentlichen 
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Wegen jeder Art innerhalb der Gemarkungen Mainz und Kaſtel 
an einer leicht ſichtbaren Stelle, in unverwiſchbarer und leſerlicher 
Weiſe der Vor: und Familienname bezw. die Firma, ſowie der 
Wohnort des Eigentiimers angebracht jein. Statt des Namens 
beziw. der ‚Firma fanı mit Genehmigung Großh. Kreisamtes auch 
eine abgefürzte Bezeichnung gewählt werden. 


N 2. 
Bon mehreren Fuhrwerken eines und desjelben Eigentümers 
muß jedes außerdem über dem nach 8 1 anzubringenden Namen 
deutlich und unverwijchbar numeriert jein. 


8 8, 
Zuwiderhandlungen werden mit Geldjtrafe bis zu 30 «A beitraft. 
84. 
Gegenwärtige Polizei-Verordnung tritt vierzehn Tage nach 
ihrer Verkündigung im Mainzer Tagblatt in Kraft. 
Mainz, den 26. Auguſt 1886. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
FB: von Zangen. 


15. 
Nachtrag 


zu dent Regulativ vom 9. Oktober 1846, die 

Meinlichkeits: und Gelunöbeitsmaßregeln der 
Stadt Mainz betreffend.”) 

Da die Beftimmungen des rubrizierten Nequlativs zur Winter: 

zeit nicht ausreichend befunden worden jind, jo wird zur Ergänzung 


*) Das Negulativ ſelbſt bejteht nicht mehr. 
35 
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derjelben auf Antrag des Großberzoglichen Bürgermeijters Der 
Provinzialbauptitadt Mainz und mit Genehmigung Großberzoglicben 
Mintjterrums des Innern ferner verfügt, wie folgt: 


g 2. 


Das either zur Winterszeit vorgefommtene Nutjchen mut 
Schlitten über abſchüſſige Straßen bieliger Stadt ift für Die 
Zukunft gänzlich unterfagt. 

Ebenjo iſt das ‚Fahren mit Fleinen Schlitten und das Schleifen 
auf den öffentlichen Plägen und auf den Seitenpflajtern unterfagt. 
Die Eltern werden aufgefordert, ihre Kinder deshalb gebörig zu 
verivarnen. 

Wenn dem erwähnten Verbote zuwider dennoch Schleifen auf 
den Seitenpflaftern entitehen, jo find die zum Straßenreinigen ver: 
pflichteten ‘Berfonen verbunden, ſie entiweder jogleich mit Sand oder 
Ajche bejtreuen oder aufbauen zu laſſen. 


84. 
Das Fahren mit Hand- und ſonſtigen größeren Schlitten 
durch die Straßen der Stadt iſt zwar wie bisher erlaubt, jedoch 
dürfen diejelben nicht gedrückt, jondern müſſen regelmäßig gezogen 
werden, auch darf dies Durch enge Straßen und beim Wenden um 
Straßenedfen nur im Schritte gejcheben. 


87. 


Zuwiderhandlungen werden mit einer Geldbuße von 30 Kreuzern 
bis 5 Gulden geahndet, die im Falle der Imeinbringlichkeit im 
Sefängnis mit 24 Stunden für einen Gulden zu verbüßen tft. 
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88. 
Gegenwärtiger Nachtrag zu dem Regulativ vom 9. Oktober 
1846, deſſen Beſtimmungen unverändert bleiben, tritt vom Tage 
des Erſcheinens in dem Mainzer Wochenblatt an in Kraft. 


Mainz, den 29. November 1854. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
gez.: Schmitt. 


—16. 
Regulativ 


betreffend das Sberumgeben der Masken in den 
öffentlichen Straßen — des Karnevals. 

Großh. Miniſterium des Innern hat, in Berückſichtigung, daß 
die beſtehenden Verordnungen hinlängliche Mittel anhanden geben, 
anſtößige Masken von den Straßen zu entfernen und Exzeſſe zu 
verhindern, jich veranlaßt gefunden, von einem Verbote des Masken— 
tragens auf den Straßen Umgang zu nehmen, bat jedoch eine Ver: 
ſchärfung des darauf Bezug babenden Negulativs von 22. Jänner 
1823 für angemejjen erachtet. 

Erhaltenem Auftrage gemäß laſſe ich bier nachjtebend einen 
Abdruf des vorerwähnten Negulativs folgen, mit dem Bemerken, 
daß vermöge Reſkripts Großh. Regierungs-Kommiſſion vom 27. 
diejes zur Ergänzung des Art. 6, infolge böchjter Ermächtigung, 
zujäglich verordnet worden it, daß jede Zuwiderhandlung gegen 
die Verfügungen des Negulativs, wenn folche nicht jchon durch be: 
jtehende Strafgejege und Verordnungen einer höheren Strafe unter: 
liegen, mit einer Geldjtrafe von einen bis jteben Gulden, oder nach 
dem Ermeſſen des Nichters, bis zu 5 Tagen Gefängnis bejtraft wird. 

35* 
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Indem ich dieſes hiermit zur öffentlichen Kenntnis bringe, 
glaube ich mit eben ſo viel Zuverſicht, als ich mich gegen die Not— 
wendigkeit eines Verbots des Maskentragens in den Straßen aus— 
geſprochen habe, auch von dem richtigen Sinne meiner Mitbürger 
und Mitbewohner erwarten zu dürfen, daß ſie bei der Wahl der 
Masken alles Anſtößige in ſittlicher, politiſcher und religiöſer Be— 
ziehung vermeiden und keinen Anlaß geben werden, die von ihnen 
gehegte Erwartung zu kompromittieren und nach den angedeuteten 
Strafbeſtimmungen auch nur gegen Einzelne einſchreiten zu müſſen. 


Mainz, den 28. Februar 1851. 


Der Bürgermeiſter: 
Nack. 


Der Bürgermeiſter der Stadt Mainz: 

Um manchen, mit der öffentlichen Ordnung und Sittlichkeit 
nicht verträglichen Mißbräuchen zu begegnen, welche bei den Mas— 
keraden während der Karnevalszeit nicht ſelten ſtattgefunden haben, 
und um dieſe Art von Beluſtigung in die Grenzen eines erlaubten 
Vergnügens zurück zu führen, 

Beſchließt: 

l. Das Maskentragen während dem Karneval iſt zwar er— 
(aubt, e3 dürfen aber ſowohl auf den Masfenbällen, wie 
an anderen öffentlichen Orten und auf den Straßen feine 
Masken erjcheinen, welche einen ſchmutzigen oder efelbaften 
Anblid gewähren, oder wodurch die Sittlichkeit, der An— 
jtand und die öffentliche Ordnung auf irgend eine Art 
verleßt werden. 

2. Die Aufziige von Masken auf den öffentlichen Plägen und 
Straßen dürfen nur während den drei FFajtnachtstagen, 
nämlich vom ‚Faltnachtsjonntag Nachniittag bis einjchließ- 
lich Dienstag, jtattfinden. Vor umd nach diefer Zeit ift, 
außer auf den mit bejonderer Genehmigung ftattfindenden 
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Mastkenbällen, das Masfentragen an öffentlichen Orten 
ausdrüclich unterfagt. 

3. Die Masfen jollen auf der Straße rubig und mit Anjtand 
ihren Weg verfolgen, jich alles Schreiens und Lärmens 
enthalten und die Vorübergehenden nicht beläftigen. Jedes 
tumultuojfe Zuſammenrottieren von masfierten Perſonen 
iſt ſtrengſtens unterfagt, ſowie auch das Nachziehen und 
tumultwarische Verfolgen der Masken durch Kinder oder 
erwachjene Perſonen. 

4. Das Herumfahren masfierter Perſonen in Chaiſen und 
auf Wagen fann nur unter der Bedingung jtattfinden, 
dag im Schritte gefahren und das Fuhrwerk von einen 
nicht masfierten Kutſcher oder ‚Fuhrmann geleitet wird. 

5. Jede Maske ift gehalten, auf die erite Aufforderung eines 
Polizeibeamten oder Agenten jich zu demasfieren und zu 
erkennen zu geben. 

6. Jeder Zutviderhandelnde gegen obige Verfügungen foll 
feitgehalten, vor den betreffenden Polizeibeamten geführt 
und nach Befund vor dem einjchlägigen Gerichte ver: 
folgt werden. 

Die Polizeikommiſſarien jind, unter Mitwirkung der Großh. 
Gendarmerie, mit dem Vollzug des gegemvärtigen Be 
ichluffes beauftragt, ſobald derſelbe die Genehmigung 
Großh. Regierung erhalten haben wird. 


Mainz, den 22. Januar 1823. 


— 


Frhr. v. Jungenfeld. 
Genehmigt durch Großh. Regierung. 
Mainz, den 25. Januar 1823. 


Unterz: Frhr. v. Fichtenberg. 
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17. 


Regulativ 


betreffend den Gebrauch der PVizinal: und 
Ortsfiraßen. 





Mit Beziedung auf Art. 110 des Wolizeiftrafgefeges wird 
hierdurch für die Stadt Mainz auf Antrag der Lofalpolizeibehörde 
und mit: Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 
3. l. Mts. verfügt: 

8:1, 

Auf ſämtliche Vizinalitraßen der Stadt reſp. Gemarkung 
von Mainz, welche oder injoweit jie chauffiert oder gepflaftert jind, 
finden die Art. 104, 105, 106, 107 und 108 des Polizeiſtraf— 
geſetzes Anwendung. Auf diejen Vizinaljtraßen, ebenjo auf allen 
Ortsjtraßen iſt das Schleppen von Bauholz oder von anderen den 
Straßen nachteiligen Gegenftänden ohne den Gebrauch einer 
wirklichen Schleife verboten und nach der Beſtimmung des $ 109 
des Polizeiſtrafgeſetzes jtrafbar. 

S 2. 

Ueberall, wo in den Straßen der Stadt Mainz, mögen jie 
Staat3:, Provinzial: oder Ortsſtraßen fein, ein Fußweg durch eine 
gepflafterte Rinne oder in anderer deutlich erfennbarer Weije von 
der Fahrbahn abgetrennt iſt, it das ‚Fahren mit Wagen oder 
Karren, das Neiten und das Viehtreiben auf diejem Fußwege 
(Trottoir), ſowie auf der gepflafterten Ninne jelbft, außer in ‚Fällen, 
wo es des Ausweichens, Vorbeifahrens, Abfahrens und Umdrehens 
wegen gejchieht, verboten und nach Maßgabe des Art. 104 des 
Polizeiſtrafgeſetzes ſtrafbar. 


Mainz, 20. Auguſt 1859. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
gez. Schmitt. 
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18. 
Regulativ 


betreffend Beleuchtung der auf der Straße 
wäbrend der Nacht liegen bleibenden Gegenftände. 





Mit Beziehung auf Art. 277 des Polizeiftrafgejeges wird für 
die Provinzial-Hauptitadt Mainz auf Antrag der Lofalpolizei-Be: 
Hörde und infolge Ermächtigung Großherzoglichen Miniſteriums 
des Innern vom 3. 1. Mes. verfügt: 

81. 

Wenn es nicht vermieden werden kann, Gegenſtände, durch 
welche die freie Paſſage auf Straßen und öffentlichen Plätzen ge— 
hindert wird, während der Nacht auf ſolchen ſtehen oder liegen zu 
laſſen, ſo muß bei dieſen Gegenſtänden eine dieſelben beleuchtende 
Yaterne unterhalten werden. 

82, 

Zuwiderhandlungen werden nach Urt. 277 des Polizeiſtrafge— 

ſetzes beitraft. 


Mainz, den 20. Auguit 1859. 


Großherzogliches Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


19. 


»Polizei-Verordnung 
den öffentlichen Bettelanfchlag betreffend. 


— — 


Nach ſtattgehabter Anhörung der Stadverordneten-Verſamm— 
lung wird mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern 
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laut Verfügung vom 7. Februar 1879 zu Wr. M. 5. 1011 bier: 
mit verordnet, wie folgt: 
81. 


Alle Arten von Bekanntmachungen, gewerblichen Anzeigen, 
öffentlichen Ankündigungen, insbejondere von Beluftigungen, Ber: 
jammlungen und Aufführungen dürfen innerhalb der Stadt Mainz 
und deren Weichbilds nicht mehr an öffentlichen Staats-, jtädtijchen 
oder militärfisfaliichen Gebäuden, Mauern und jonjtigen öffent— 
lichen Stellen angebracht werden, an Privatgebäuden und ‘Privat: 
befigtum nur mit Zuſtimmung der Eigentümer. 

Ausgenommen jind jedoch Anjchläge der Behörden, welche an 
beſtimmien Stellen ihrer Zweckbeſtimmung nach erfolgen. 


82. 

An die von der jtädtifchen Verwaltung auf ihrem Gebiete er- 
richteten Anjchlagsjäulen und angebrachten Tafeln dürfen nur 
durch Die ſeitens der jtädtijchen Berwaltung dazu berechtigten 
Perſonen Anjchläge erfolgen. Das von dem Berechtigten dazu ver: 
wendete Perſonal hat eine von demjelben unterzeichnete Yegitimations: 
farte, die auf den Namen lautet und auf Berlangen der Polizei 
vorzulegen iſt, bei jich zu führen. 

83. 

Zuwiderhandlungen gegen obige Beſtimmungen, gleichwie ab— 
ſichtliche Beſchädigung, Beſchmutzung und widerrechtliche Benutzung 
der Anſchlagsſäulen, Abreißen von Anſchlägen von denſelben, werden 
unbeſchadet einſchlägiger höherer allgemeiner Strafbeſtimmungen 
mit einer Geldſtrafe bis zu 30 M beſtraft. 

84. 
Vorſtehende Polizei-Verordnung tritt am 1. Auguſt 1879 in Kraft. 


Mainz, am 26. Juli 1879. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 
Dr. Du Mont. 
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20. 
»Polizei- Verordnung 


betreffend die Sicherung des Verkehrs auf den 
Fußgängerfteigen der (oberen) Eiſenbahnbrücke Bei 
Mainz. 


Auf Grund der Artikel 78 und 48 V 1 des Geſetzes vom 
12. Juni 1874, die innere Verwaltung und die Vertretung der 
Kreife und Provinzen betreffend, jowie des $ 366 pos. 10 des 
Neichsitrafgejegbuchs wird unter Zuſtimmung der Kreis-Ausſchüſſe 
der Kreife Mainz und Groß-Gerau und mit Genehmigung Großb. 
Minijtertums des Innern vom 1. April 1897 zu Nr. M. J. 5558 
für die Eiſenbahnbrücke bei Mainz verordnet, was folgt: 

81. 

Das Fahren jeder Art, insbeſondere das Radfahren, ferner 
das Reiten bezw. das Führen von Reittieren ſowie das Viehtreiben 
auf den Fußgängerſteigen der Eiſenbahnbrücke bei Mainz iſt ver— 
boten. Ferner dürfen auf dieſelben keinerlei, den freien Verkehr 
ſtörende Gegenſtände (z. B. größere Traglaſten, Fahrräder, Kinder— 
wagen und Schiebkarren) niedergelegt oder hingeſtellt werden; des— 
gleichen iſt der Transport ſolcher Gegenſtände über dieſe Steige 
unterſagt. 

82. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen unterliegen der 
Beſtrafung nach 8 366 pos. 10 des Reichsſtrafgeſetzbuches (Geld— 
ſtrafe bis zu 60 „A oder Haft bis zu 14 Tagen). 

S 3. 

Vorjtebende Polizei-Verordnung tritt mit ihrer Publikation 

in Kraft. 


Mainz, den 30. April 1897. Groß-Gerau, den 30. April 1897. 


Großh. Kreisamt Mainz. Großh. Kreisamt Groß-Gerau. 
Rotbe. v. Löw. 
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21. 


»olizei- Verordnung 
über den Fubr: und Fußgängerverkebr auf der 
Straßenbrüde Mainz:Staftel. 





Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und Provinzialordnung 
wird unter Zuſtimmung des Kreisausjchuifes und mit Genebmigung 
Sroßberzoglichen Vliniiteriums des Innern vom 7. April 18599 
zu Ar. M. J. 9515 verordnet, was folgt: 

8-1: 

Die Beſtimmung des Yofalveglements betr. das ‚Fahren in 
der Stadt Mainz vom 25. Juli 1870, wonach jämtliche Die 
Straßen der Stadt Mainz pajlierende ‚Fubrwerfe jtets auf Der 
rechten Seite der Straßen zu fahren haben, wird auf Die ganze 
Tänge der Straßenbrüde Mainz-Kaſtel ausgedehnt. 

8 2. 

Zuwiderbandlungen werden in Gemäßheit des $ 366'% Meichs- 
itrafgefeßbuchs mit Gelditrafe bis zu 60 .4 oder mit Haft bis zu 
vierzehn Tagen bejtraft. 

S 3. 

Vorſtehende Polizei-Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Ver: 

findigung im Mainzer Tagblatt in Kraft. 


Mainz am 17. April 1899. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. ' 


— ae — — 


St 
A 
ar 
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22. 


»olizei-Werordnung 
betreffend die Sicherung des WVerkebrs auf den 
Fußgängerfteigen der Eiſenbahnbrücke unterbalb 
Mainz. 


Auf Grund der Art. 78 und 48 V 1 des Geſetzes vom 
12 Yun 1874, die innere Verwaltung und die Vertretung der 
Kreiſe und Provinzen betreffend, jowie des S 366 pos. 10 des 
Neichsitrafgejegbuchs wird ünter Zuſtimmung des Kreisausjchufies 
des Kreiſes Mainz und mit Genehmigung Großberzoglichen 
Miniſteriums des Innern vom 28. April 1904 zu Nr. M. J. III 
3580 für die Eifenbahnbrüce unterhalb Mainz verordnet, was jolgt: 


$ 1. 
Das Fahren jeder Art, insbejondere das Radfahren, ferner 
das Neiten und das ‚Führen von Weittieren, ſowie das Viehtreiben 
auf den Fußgängerſteigen der Eijenbahnbrüde unterhalb Mainz tft 
verboten. Ferner dürfen auf Ddiejelbe feinerlet den freien Verkehr 
ftörende Gegenjtände (3. B. größere Traglajten, ‚Fahrräder, Kinder: 
wagen und Schiebfarren) niedergelegt oder bingeftellt werden; des— 
gleichen ijt der Transport jolcher Gegenftände über dieſe Steige 
unterjagt. 
82. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen unterliegen der 
Beſtrafung nach 3 366 pos. 10 des Reichsſtrafgeſetzbuchs (Geld: 
Itrafe bis zu 60 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen). 
Vorſtehende Polizei-Verordnung tritt mit ihrer Publikation 
in Kraft. | 


Mainz, den 30. April 1904. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 
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23. 


»Polizei-Berordnung 
betreffend das Fabren mit Ssunden. 

Unter Zuſtimmung des Kreisausjchuffes für den Kreis Mainz 
und mit Genehmigung Großberzoglichen Miniſteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 25. Oftober 1882 Wr. 23702 wird auf 
Grund der SS 366 pos. 2, 3, 5, 9, 10, 360 pos. 13 des Straf: 
gefegbuchs für das Deutſche Neich, des Artifels 271 des Polizei: 
jtrafgejeges, jowie der Artikel 78 und 48 V. l des Gejeßes vom 
12. Juni 1874, die innere Verwaltung und Vertretung der Kreiſe 
und der Provinzen betreffend, für den Kreis Mainz biermit 
folgendes verordnet: j 

Ss 1. 


Ein Hund darf zum Anfpannen und zum Ziehen nur mit 
Erlaubnis der Ortspolizeibehörde des Wohnorts des Beliters be: 
nutt werden. Der von derjelben hierüber auszuftellende Schein 
wird nur erteilt auf Grund eines von dem Nachjuchenden auf feine 
Koſten beizubringenden beglaubigten Attejtes eines Tierarztes oder 
eines amtlich ausgejtellten Zeugniſſes des Kreisveterinärarztes, daß 
der in dem Atteſt beziebungsweife dem Zeugniſſe genau zu be: 
zeichnende Hund fFräftig genug tft, um 50 Kilogranım zu  zieben. 
Einem Hund dürfen höchitens 50, zweien böchitens 100 Kilogramm 
aufgeladen werden. Der polizeiliche Erlaubnisjchein, welchen der 
Führer ftets bei ich haben und auf Verlangen jedem Polizei: 
Offizianten vorzeigen muß, gilt nur für das laufende Kalenderjahr 
und muß zu Beginn jeden Jahres erneuert werden. 

8 2. 

Als Führer eines Hundefubrwerfs find nur über 14 Jahre 

alte, gut beleumumdete Perſonen zuläſſig. 


83 
8 .). 
Der Führer eines Hundefuhrwerfs it verpflichtet, jtets ein 


Gefäß zum Tränken der Hunde mitzuführen und Ddiejelben öfters 
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mit Waſſer zu verjehen. Weder er noch andere Perjonen dürfen 
jich während des Fahrens auf das Fuhrwerk ſetzen. 


84. 

Alle eingejpannten Hunde müſſen, jo lange die Hundefuhr— 
werfe innerhalb der Orte auf öffentlichen Straßen oder Plätzen 
halten, ohne daß der ‚Führer bei dem Fuhrwerk unmittelbar an- 
wejend ijt, mit einem das Beißen wirkſam verhindernden Maul: 
forbe verjehen jein. Bösartige oder biſſige Hunde dürfen nicht 
angeipannt werden. 


85. 

Der Führer muß ſich bei dem Gebrauche des Fuhrwerkes jo 
verhalten, daß er die Hunde jederzeit in feiner Gewalt hat und 
immer imjtande tjt, ſie gehörig zu leiten. Er darf nicht jtärfer, 
als im gewöhnlichen Hundetrab und nur auf der Fahrbahn, nicht 
aber auf den Fuß: und Neitpfaden, Banfetts und Trottoirs fahren. 


S 6. 
Die Lenker von Hundefuhrwerfen haben alle Vorjchriften über 
das Ausweichen der Fuhrwerke zu beobachten. 


ST. 

An den von Hunden gezogenen Fuhrwerken ijt der Name und 
Wohnort des Eigentümers in dauernder Weife deutlich erkennbar 
anzubringen. 

S 8. 

In der Regel darf das mit Hunden bejpannte Fuhrwerk 
nicht ohne Aufficht auf Straßen oder öffentlichen Plägen ſtehen 
bleiben. Wenn jedoch ein ‚Führer von dem Fuhrwerk auf kurze 
Zeit ſich zu entfernen genötigt und es ihm nicht möglich jein jollte, 
das Fuhrwerk gehörig beauflichtigen zu laſſen, jo muß dasjelbe 
nicht allein jeitwärts in die Straße geitellt werden, jo daß die Paſſage 
nicht erjchwert oder gejperrt wird, jondern es müflen die Hunde 
auch entweder angebunden oder volljtändig abgejträngt werden. 
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89. 

Während der Dunkelheit der Nacht muß jedes auf öffentlicher 
Straße befindliche Hundefuhrwerf durch eine im ordnungsmähigen 
Zuftande befindliche Yaterne beleuchtet fein. Diejelbe muß jo an 
gebracht werden, daß fie entgegenfommenden und vorbeifahrenden 
Fuhrwerken ſichtbar ift. 

$ 10. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen diefer Verordnung 
werden, injofern nicht Die oben angegebenen Beſtimmungen des 
Neichsitrafgefegbuches oder des Polizeijtrafgefeges Anwendung zu 
finden haben, mit Geldjtrafe bis zu 30 M oder entjprechender 
Haft beitraft. 

sıl. 

Gegenwärtige Verordnung tritt vier Wochen nach ihrer Publ: 

fation in dem Mainzer Tagblatt in Kraft. 


Mainz, 31. Oftober 1882. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 


»Polizei-Verordnung 
betreffend firaßenpolizeiliche Vorfchriften bezüglich 
der Streisftraßen des Streifes Mainz. 
Auf Grund des Art. 48, V 1 der Kreisordnung vom 16. Juni 
1874 wird unter Zuftimmung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Er 
mächtigung Großh. Miniſteriums des Innern und der Juſtiz (vom | 
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2. Juni 1885 zu Nr. M. J. 13247) für den ganzen Kreis bier- 
mit verordnet: 
sl. 

Das ‚Fahren mit Wagen oder Karren, welche mit Zugvieh 
beſpannt find, auf den Neiterpfaden der Kreisitraßen, desgleichen 
das ‚yahren jeder Art und das Neiten auf den Fußwegen, in den 
Gräben oder auf den Dämmen an den bezeichneten Straßen, außer 
den ‚yällen, wo es des Ausiweichens, Borbeifabrens, Abfahrens und 
Umdrebens wegen gejchiebt, ſowie das Viehtreiben in den Gräben 
oder auf den Dämmen an den bezeichneten Straßen tft verboten. 

Auf Straßen im Innern der Ortfchaften finden vorjtehende 
Beſtimmungen nur injoweit Anwendung, als diefe Straßen wirklich 
mit ausschließlich Für Fußgänger bejtimmten Banketts  verjehen 
ind und deren Gebrauch zum ‚Jahren x. durch die Polizei: 
verwaltungsbehörde ausdrücklich unterfagt tft. 


S 2. 

Das Weiden des Viehs in den Gräben oder an den Dämmen 

der Kreisjtraßen und deren Zubehörungen tft unterjagt. 
$ 3. 

Haben fich von dem auf der Straße getriebenen Vieh einzelne 
Stüde an folchen Stellen, wo nach S 1 und 2 das Treiben und 
Weiden von Vieh unterfagt ift, dem Anjcheine nach ohne Schuld 
des Treibers verlaufen, jo bleibt dieſer ftrarfrei; es wird aber 
hierdurch die Verbindlichkert zum Erjage des Schadens, den folches 
Vieh etwa verurjacht bat, nicht aufgehoben. 

Iſt aber das entlaufene Vieh dem Hirten einer zur Weide 
getriebenen Herde ſelbſt gebörig, jo it er, wenn er nicht vermag, 
jeine Unſchuld vollitändig zu beweifen, nach S I und 2 jtrafbar. 


84. 
Das Fahren durch die Seitengräben oder über die Damm: 


böjchungen der Kreisitraßen iſt dann zuläffig, wenn die Gräben 
muldenförmig ausgepflaitert ſind oder vorher mit Stroh, Mift oder 
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anderen dazu geeigneten Gegenjtänden, die jedoch alsbald wieder 
entfernt werden müſſen, gehörig ausgefüllt werden, oder wenn Die 
Dammböfchungen mit Abfahrtsrampen verſehen find. 

8 5. 

Mer Bäume auf den eime öffentliche Straße begrenzenden 
Grundſtücken in einer näheren, als der durch die Gejeße beſtimmten 
Entfernung anpflanzt oder die von jolchen Bäumen über die 
Straße hängenden, den Verkehr bemmenden Aeſte auf polizeiliche 
Aufforderung nicht entferyt, iſt jtrafbar. 

8 6. 

Das Schleppen von Bauholz und anderen den Straßen nach 
teiligen Gegenjtänden auf den Kreisitraßen und deren Zubehörungen 
ohne den Gebrauch einer wirklichen Schleife tft unterjagt. 


8.7. 

Mer in den Gräben oder an den Böfchungen der Kreis: 
ſtraßen Gegenjtände unbefugt aufitellt, Hinlegt oder liegen läßt, 
iſt ftrafbar. 

S 8. 

Berfehlungen gegen vorjtehende Beſtimmungen werden in Ge: 
mäßbeit des S 366, pos. 10 des Deutſchen Strafgejegbuchs mit 
Gelditrafe bis zu 60 M vder mit Haft bis zu 14 Tagen beitraft. 

Durch vorjtehende Poltzei:Berordnung werden die beftebenden 
Beſtimmungen in betreff der Staats: und Provinzialitraßen, ſowie 
der in Unterhaltung der Gemeinden verbleibenden Bizinalwege und 
Ortsitraßen in feiner Weije berührt. 


Mainz, den 6. Juni 1885. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 


— — — —— — 
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25. 
BolizeiVerordnung 


für den Kreis Mainz betreffend die Beleuchtung 
der FZubrwerke und Fahrzeuge zur Nachbtzeit. 





Auf Grund des Art. 78 des Gejetes vom 12. Juni 1874, 
des S 366 pos. 10 des Neichsitrafgefegbuchs, des Art. 279 des 
Polizeiſtrafgeſetzbuchs wird unter Zuſtimmung des Kreis-Aus— 
ischuffes und mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 10. Oftober 1885 zu Wr. M. J. 23038 
Nachtolgendes beitimmt: 

WR 

Alle auf den Straßen der Stadt Mainz und der Orte des 
Kreiſes, auf der Straßenbrücke Mainz-Kaſtel, auf den Staats— 
ſtraßen, ſowie auf den Kreisſtraßen innerhalb des Kreiſes Mainz 
verkehrenden Fuhrwerke und ‚Fahrzeuge müſſen nach Eintritt der 
Dunfelheit mit einer, an gut fichtbarer Stelle angebrachten brennen: 
den Laterne verſehen jein. 

PBerjonenfuhrwerfe, welche auf den erwähnten Straßen während 
der genannten Zeit verfehren, müſſen durch zwei bellbrennende 
Yaternen, welche zu beiden Seiten des KHutjcheriires anzubringen 
find, beleuchtet jein. 

S 2. 

Landwirtjchaftliche ‚Fuhrwerfe und ‚Fahrzeuge, welche Ddireft 
von der ‚yeldarbeit in ihrer Ortsgemarfung oder der angrenzenden 
Gemarkung auf dem Heimwege begriffen ſind und eine der im Ss 1 
erwähnten Straßen befahren müſſen, find — mit Ausnahme des 
Bezirfs der Stadt Mainz — im Kreiſe von den VBorjchriften des 
S 1 befreit. 

Für Verjonenfuhrwerfe, welche jonjt auch im der Landwirt: 
Ihaft verwendet werden (Yeiteriwagen), genügt eine an gut jicht- 
barer Stelle (am WBordergeftell unter der Deichjel) anzubringende 


brennende Yaterne. 
30 
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88. 
Zwwiderhandlungen gegen diefe Beltinnmungen unterliegen der 
Beitrafung nach S366, pos. 10 des Neichs- Strafgejegbuchs (Gelditrafe 
bis zu 60 A oder Haft bis zu 14 Tagen). 


84. 


Dieſe Polizei-Verordnung tritt 14 Tage nach ihrer Ver— 
kündigung im Kreisblatte in Kraft. 


Mainz, den 13. Oftober 1885. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 


=... on 


26. 
»Polizei- Verordnung 


für den Sireis Mainz betreffend das Verbot der 
Verwendung rot und grün leuchtender Saternen 

zur Beleuchtung der Htraßenfubrwerke. 

Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und Provinzial:Ordmung 
d. d. 12. Juni 1874 wird mit Zuſtimmung des Kreis-Ausſchuſſes 
und nach Genehmigung des Großh. Miniftertums des Innern und 
der Juſtiz d. d. 7. Juli 1893 zu Wr. M. J. 19379 für den 
Kreis Mainz verordnet, was folgt: 


8], 


Die Verwendung vot oder grün leuchtender Yaternen zur Be 
leuchtung von Straßenfubrwerfen jeder Art it verboten. 
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S 2 
S . 
Zuwiderhandlungen werden, jofern nicht eine ſchwerere Strafe 
verwirkt tft, im jedem ‚Falle mit Selditrafe bis zu 30 A beitraft. 
Dieje Polizei-Verordnung tritt jofort in Kraft. 


Mainz, den 3. Auguſt 1893. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
E Rothe. 


2. 
»olizei-Derordnung 


über den Werkebr mit Transportfußrwerken 
innerbalb der Städte Mainz und Staltel. 

Mit Genehmigung Großb. Miniſteriums des Innern und der 
Juſtiz vom 24. Anguit I. IJ, zu Ar M. J. 22166, wird unter 
Zuſtimmung des Kreisausichuffes auf Grund des $ 37 der Ge: 
werbeordnnung und des Art. 78 der Kreis- und Provinzialordnung 
zur ‚Förderung der Sicherbeit des öffentlichen Verkehrs, insbefondere 
zur Einjchränfung von Verkehrsſtörungen fir die Städte Mainz 
und Kajtel ‚Folgendes beſtimmt: 

$ 1. 

Wer innerbalb der Städte Mainz und Kaftel ‚Fubrwerfe, die 
dem Transport von Schutt, Grund, Sand, Steinen, Baubolz und 
anderen Materialien oder von Steinfoblen, Koks und Eis dienen, 
jelbjtändig leiten will, bedarf bierzu eines von dem Polizeiamt 
Mainz oder dem Polizei-Kommiſſariat Kaſtel ausgeftellten Fahrſcheins. 

36* 
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S 2. 
Der Fabrichein it von dem Yeiter des Fuhrwerks bei ſich zu 
führen und den Poltzeibedienjteten auf Verlangen vorzuzeigen. 
83. 

Der Fahrſchein kann verſagt oder entzogen werden: 

a) Perſonen unter 16 Jahren; 

b) Perſonen, welche wegen Tierquälerei oder wegen Ver— 
fehlungen gegen die Vorſchriften zur Erhaltung und Förde— 
rung der Verkehrsſicherheit, Ruhe und Ordnung auf den 
öffentlichen Straßen mebrfach bejtraft worden ind; 

c) Berjonen, welche wegen Trunkenheit übel berichtigt und 
unzuverläſſig ind; 

d) PBerfonen, welche des Fahrens unfundig Find. 

84. 
Der Fahrſchein bat folgende Form: 
Vorderſeite: 


a au ee a a a a 
DIE. ESCHE GENE ARE PER EN alt, 
wird auf Grund der Boligeive vordnung VOM 2 22 22 


die Erlaubnis zur jelbjtändigen Yeitung eines Fuhrwerks im Be: 
zirf der Ztädte Mainz und Najtel erteilt. 
ee ——— DIR ee ar 
Unterſchrift der betr. ‘Bolizeibehörde.) 
Rückſeite: 
Abdruck dev SS 2 und 7 der Verordnung. 


- 
F 
* 


UN 


Tie außerhalb Mainz und Kaſtel wohnenden Yeiter von Fuhr— 
werfen haben behufs Erlangung von ‚Fabrjcheinen eine Bejcheinigung 
der Bürgermeifterei des Wohnorts darüber, daß die Erfordernifie 
des S 3 ber denſelben zutreffen, vorzulegen. 

86. 

Für die Entziehung des Fahrſcheins iſt das Polizeiamt Mainz 

oder das Polizei-Kommiſſariat Kaſtel zuſtändig, wenn dieſe Ent— 
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ziehung gegen den Gehülfen (Knecht oder Taglöhner) des Gewerbe— 
treibenden zur Anwendung gebracht wird. Der Rekurs iſt in dieſem 
Falle innerhalb acht Tagen von der Zuſtellung der verfagenden 
Verfügung an gerechnet an Großh. Kreisamt Mainz zuläflig. 
Yeteres entjcheidet endgültig. 

Nichtet ich dagegen die Entziehung des Fahrſcheins gegen den 
als Leiter des ‚Fuhrwerfs tätigen Gewerbetreibenden ſelbſt, jo iſt 
nach Maßgabe des S 40 Abſ. 2 der Gewerbeordnung und bezw. 
des $ 27 der Verordnung vom 1. November 1869*) zu verfahren. 


8 7. 


Zwviderhandlungen gegen die VBorjchriften dev SS 1 umd 2 der 
Verordnung werden mit Gelditrafe bis zu 30 A beitraft. 
88. 
Gegenwärtige Verordnung tritt am 1. November l. J. in Kraft. 
Mainz, den 7. Oftober 1889. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Kiich ler. 


28. 
Polizei- Verordnung 


betreffend ftraßenpolizeiliche Vorfchriften Bezüglich 
der Streisitraßen des Sireiles Mainz. 

Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und Provinzial-Ordnung 
vom 12. Juni 1874 wird unter Zuſtimmung des Nreisausichuffes 
und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern von 
11. November 1902 zu Nr. M. J. 33217 für den Kreis Mainz 


) Seht 3 22 der Bollzugs: Crdnung zur Gewerbe Ordnung vom 22, Sep— 
kınber 1900. 
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hiermit folgender Nachtrag zur Polizei-Verordnung gleichen Betreffs 
vom 6. Juni 1885 verordnet: 
81. 

Verlegungen und Bejchädiqungen der Kreisitragen nebit Zus 
behörungen innerhalb der Straßengrenzen, namentlich der Brüden, 
Doblen, Kanäle, Gräben, der Geländer und Abweifer, dev Weg: 
weifer, Nummer: und Meilenſteine, Ruhebänke ꝛc., inſofern te nicht 
durch ordnungsmäßigen Gebrauch der Straßen veranlaßt werden, 
ſind verboten. 

82. 


Verfehlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen werden, ſoweit 
nicht wegen Vorliegens des Tatbeſtandes einer vorſätzlichen und 
rechtswidrigen Sachbeſchädigung nach dem Reichs-Strafgeſetzbuch eine 
höhere Strafe eintritt, in Gemäßheit des $ 366 pos. 10 desſelben 
nit Geldſtrafe bis zu 60 M oder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft. 

Durch vorstehende Polizei-Verordnung werden die beitebenden 
Beſtimmungen in betreff der Staats: und Provinzialjtraßen, ſowie 
der in Unterbaltung dev Gemeinden verbleibenden Bizinahvege und 
Ortsftraßen in feiner Weiſe berührt. 


Mainz, den 14. November 1902. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 


29. 
»Polizei- Verordnung 


für den Sireis Mainz betreffend das Verbot des 
Gebrauchs von Schleifen auf den Süreisftraßen. 

Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und Provinzial-Ordnung 
vom 12. Juni 1874 wird biermit unter Zuftimmung des Kreis: 
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ausschufles mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern 
vom 6. April 1904 zu Wr. M. J. 9016 für den Kreis Mainz 
Nachitehendes beſtimmt: 


sı. 
Der Gebrauch von Schleifen zum Transport landwirtjchaft: 
licher Geräte (Pflüge, Eggen x.) und anderer Gegenjtände auf den 
Kreisitraßen tft verboten. 


$ 2. 


Zuwiderhandlungen gegen die voritebende Beſtimmung werden 
in Gemäßbeit des $ 366 pos. 10 des Neichsftrafgefeßbuchs mit 
Geldjtrafe bis zu 60 M oder mit Daft bis zu 14 Tagen beitraft. 


83. 
Gegenwärtige Vorſchriften treten mut dem 1. April 1905 
in Kraft. 


Mainz, den 15. April 1904. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
v. Sagern. 


Regulativ 
betreffend das Ausſchütten von Waſſer aus den 
Ssäulern auf die Straße. 

Mit Beziebung auf Art. 293 des Poltzeiftrafgejeges wird für 
die Provinzialbauptitadt Mainz auf Antrag der Yofalpolizeibehörde 
und infolge Ermächtigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
23. d. Mies. zu Nr. M. J. 3264 verfügt: 
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54 
Es iſt verboten, Waſſer aus den Häuſern auf die Straßen 
oder öffentlichen Plätze zu ſchütten. 
In Häuſern, deren Einrichtung das Ausleeren des Waſſers 
im Innern unmöglich macht, muß das auszugießende Waſſer auf 
die Straße getragen und dort ohne Beläſtigung der Vorübergehenden 
in die Goſſen ausgeleert werden. 


532. 
Zuwiderhandlungen werden nach Art. 293 des Polizeiſtraf— 
Geſetzes beitraft. 


Mainz, den 29. Juli 1863. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


— —— a — — 
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Marktordnung 
für die Vrorinzialbauptftadt Mainz. 

Auf Grund des S 69 der Neich3:Gewerbeordnnung, ſowie des 
Art. 56, Ziffer 1 des Geſeßes vom 13. Juni 1874, betreffend Die 
. Städteordnung, wird unter Aufhebung des Wegulativs vom 
10. März 1856 mit Zultimmung der Stadtverordneten-Verfamm: 
fung und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des nern 
vom 3. März 1899 zu Wr. M. J. 5386 folgende Marftordnung 
für die Provinzialhauptitadt Mainz erlafien: 


ET, 
Der Hauptwochenmarkt findet auf dem zwischen der Schöffer: 
und Fiſchtorſtraße gelegenen Platgebiete und zwar mit folgender 
Einteilung der Verfaufspläße ſtatt: 
Höfchen, Nordjeite: Gemüſe, Wildbret und Geflügel. 
2 Südſeite: Blumen, Gemüſe, Butter, Käſe, Eier. 
Marftplag, Südſeite: Butter, Käſe, Eier. 


„ Nordjeite: Gemüſe. 
Liebfrauenplatz, Südfeite: Obſt, Kartoffeln, Pflanzen, Gemüſe. 
Pe Nordſeite: Fiſche. 


Der Verkauf von Weißkraut, Heu und Stroh findet auf dem 
Halleplatz ſtatt. 

Eine Veränderung der Platzeinteilung kann von Großherzog— 
licher Bürgermeiſterei Mainz jederzeit vorgenommen werden. Ebenſo 
kann Großh. Bürgermeiſterei Mainz jederzeit auch auf anderen 
Plätzen und Straßen Gegenſtände des Marktverkehrs zum Feil— 
bieten und Verkauf zulaſſen. 
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Zur Zeit ift der MWochenmarftverfehr außer auf den obenge: 
nannten Pläßen auch auf der Mittleren Bleiche nächit deren Kreuzung 
mit der Neubrunnenſtraße und auf dem Frauenlobplatze geitattet. 


82. 

Die Wochenmärfte finden jeden Tag, Sonn: und gejegliche 
Feiertage ausgenonmen, ftatt, doch werden als Hauptmarkttage Die 
Dienfttage und Freitage bejtinmm. ‚Fällt auf einen dieſer Tage 
ein ‚yeiertag, jo findet der Hauptmarkt, wenn nicht anders befannt 
gemacht, am vorberaehenden Tage ftatt. Für das ‚yeilbieten von 
Obſt, Backwaren u. j. w. an Sonn: und gejeglichen ‚yetertagen 
gelten die gejeglichen Beſtimmungen. 

S 3. 

Der Markt beginnt mit Tagesanbruch und dauert bis Nach: 

mittags 3 Uhr. 
8S4. 

Andere als Marktwaren int Sinne des $ 66 Abſatz 1 der 
(Gewerbeordnung dürfen auf den im $ 1 bezeichneten ‘Pläßen und 
Straßen zur Marftzeit nicht ausgelegt und feilgeboten werden. 

Der Berfauf von Milch, infofern er nicht auf dem Wochen: 
markt erfolgt, fällt nicht unter die Beltimmungen gegemvärtiger 
Marktordnung. 

Der Marktverkehr auf anderen als den nach 8 1 zugelafjenen 
Plägen und Straßen it unterjagt. Das Einftellen von Wochen: 
marftgegenjtänden über Nacht in Wirts- oder Privathäuſern iſt 
zwar nicht unterjagt, dagegen aber der Verkauf daſelbſt ausdrücklich 
verboten. Das Einstellen jolcher Gegenstände in Wirts: oder Privat— 
bäufer während der Marftzeit ijt nur dann zuläflig, nachdem die 
Marktgebühr bezablt und die Kontrolle erfolgt vlt. 

x 6. 

Die zum Markt gebrachten Gegenjtände find nach Anweiſung 

des Marktmeiſters in den für Die verjchiedenen Gattungen derjelben 
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beſtimmten Meiben und jo aufzuftellen, daß der freie Durchgang 
nicht gehindert ijt. Ausnahmen können nur ftattfinden, wenn ein 
Verfäufer gleichzeitig verfchtedene Erzeugniſſe jeiner eignen Wirt: 
ichaft zu Markt bringt. Den Pla wert ihm dann der Markt: 
meister an. 

87. 

Niemand darf ohne ſpezielle Genehmigung des Marktmeiſters 
den einmal zum Ausſtellen und Verkaufen ſeiner Waren einge— 
nommenen Platz verlaſſen und mit einem anderen vertauſchen. Die 
Verkäufer dürfen ſich von ihren zum Markt gebrachten Waren 
nicht entfernen; ſie müſſen ſolche ſtets ſichtbar und feil halten. 

88. 

Es iſt verboten, die Feilbietenden zu bereden, nicht zu ver— 
kaufen oder nur zu höheren Preiſen oder nur zu einem gewiſſen 
Zeitpunkte zu verkaufen oder höhere Preiſe anzubieten als die Ver— 
käufer ſelbſt fordern oder durch Verbreitung falſcher oder entſtellter 
Tatſachen auf eine Steigerung der Preiſe hinzuwirken. Ebenſo iſt 
die Vereinigung mit Inhabern gleicher Gegenſtände zu dem Ende, 
dieſe nicht zu verkaufen oder nur zu einem gewiſſen Zeitpunkte oder 
zu höheren als den zur Zeit der Uebereinkunft beſtehenden Preiſen 
zu verkaufen, ſowie die Vornahme von Scheinverträgen oder ſonſtigen 
Machenſchaften zum Zwecke der Steigerung der Preiſe ſtrafbar. 


S 9. 

Es dürfen nur gefunde, reine, frische und unverfälſchte Waren 
zum Berfauf auf den Markt gebracht werden. Unreifes Obit darf 
auf dem Mlarfte nur unter der deutlich Tichtbaren Bezeichnung 
„Unreifes Obſt“ feilgebalten werden. An Kinder unter 14 Jahren 
darf jolches Obſt nicht verfauft werden. 

8S 10, 

Für die Abgabe von Proben zwecks polizeilicher Unterſuchung 
gelten Die Beitimmmungen des S 2 des Meichgefeges vom 14. Mai 1879, 
betr. den Verkehr mit Nabrungsmitteln, Genußmitteln und Ge: 
brauchsgegenjtändent. 
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8 11. 


‚seder Berfäufer bat ſich der mit dem gejeglichen Eichungs- 
ſtempel verſehenen richtigen Mate, Gewichte und Wagen zu bedienen. 
Hebertretungen werden nach) S 369 Ziffer 2 d. R.-Str.G.B. be 
jtraft und vorjchriftswidrige Maße, Gewichte und Wagen eingezogen. 

Waren, welche — wie Butter — gewöhnlich nach einem an- 
gegebenen Gewichte auf Treu und Glauben verfauft werden, müſſen 
das angegebene Gewicht haben. Wer jolche Gegenjtände unter Ge: 
wichtsangabe feilbietet, ijt für die Nichtigkeit ſeiner Angabe ver: 
antivortlich. 


& 12. 

Den Berfäufern iſt nicht geitattet, auf ihren Privatwagen 
rende Waren zu veriviegen. Dezimahvagen dürfen in den Ber: 
kaufsſtänden nur mit befonderer polizeilicher Genehmigung aufgeitellt 
werden. 

8 13. 

Auf Verlangen des Käufers muß jede dazu geeignete Markt— 
ware auf einer der auf dem Markte aufgeſtellten ſtädtiſchen Wagen 
und zwar die Butter auf der Butterwage abgewogen werden. Die 
Entrichtung der tarifmäßigen Waggebühren liegt dem Käufer ob. 


8 14. 

Von Eröffnung des Marktes an bis 10 Uhr vormittags iſt 
das Feilbieten im Umhertragen von den in $ 4 Ab}. 1 bezeichneten 
Hegenjtänden des Wochenmarftverfegrs in den Straßen und Häufern 
der Stadt gänzlich unterjagt. 


S 15. 

Die in dem vorbergebenden Paragraphen enthaltene Vorſchrift 
findet auf Küchenkräuter und jolche Gegenſtände de3 Wochenmarkt: 
verfehrs, welche überhaupt oder in gewiiien Jahreszeiten von der 
Beichaffenbeit find, daß ein längeres ‚Feilhalten ihren Verderb ber- 
beifübren würde, feine Anwendung. 
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$ 16. 


Hocken, iiberhaupt Wiederverfäufer und Mäfler dürfen Gegen: 
jtände, welche zum Markte gebracht werden jollen, nicht ankaufen, 
bevor jie zum Markt gebracht find. 

Sind Gegenftände des Wochenmarftverfehrs vorausbeitellt, jo 
Dürfen jie nicht auf den Markt gebracht, ſondern müſſen den Be: 
jtellern ins Haus geliefert werden. 


817. 
Das Schlachten, Rupfen und Ausnehmen des Federviehs iſt 
ebenſo wie das Abziehen und Ausnehmen der Haſen auf dem 
Markte unterſagt. 


8 18. 
Das Aufſtellen von Fuhrwerken auf den Marktplätzen und in 
den angrenzenden Straßen iſt — mit einziger Ausnahme der mit 


loſem Obſt und Kartoffeln beladenen Wagen, welche jedoch ftets 
einen ganz beſtimmten Pla angewiejen erbalten — nur jo lange 
gejtattet, als dies zum Auf: und Abladen von Waren erforderlich 
it. Die Marktfubrwerfe jind vielmehr auf dem Schillerplag, Brand 
und Halleplaß, jowie da aufzwitellen, wo es die Polizeibehörde 
geitattet. 

S 19. 

Bon allen zum Verkauf ausgeftellten Gegenitänden it Das 
Standged nach Maßgabe des dieſer Marktordnung beigegebenen 
Tarifs auf erjtes Anfordern au den beauftragten Empfänger un: 
weigerlich zu entrichten. Yeßterer iſt mit einer Legitimationskarte 
verjeben und bat jolche nebit Dem erwähnten Tarife den Intereſſenten 
auf Verlangen vorzuzeigen. 


8 20. 


Für die jichere Entrichtung des Standgeldes haftet die Ware, 
welche in Weigerungsfällen in Beſchlag genommen werden kann. 
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8 21. 


Wer Markftwaren dadurch, daß er ſie verbirgt oder auf die 
Seite bringt oder auf irgend jonitige Weife der Entrichtung des 
Standgeldes zu entziehen jucht, Toll mit der im S 26 beſtimmten 
Strafe belegt werden. 

$ 22. 

In allen Beanjtandungsfällen, welche nicht durch den Marft- 
meiſter oder den betreffenden Bezirkskommiſſär oder das Polizeiamt 
jogleich gejchlichtet werden können, entjcheidet die Großh. Bürger: 
meijterei unbejchadet der Berufung an die höhere Bebörde. 


8 23. 


An den Hauptmarfttagen it auf dem Wochenmarkt während 
der gejeglichen Verkaufszeit feinerlei Haufierhandel geitattet. 


Ss 24. 
Das Mitbringen von Hunden auf die Berfaufspläße, das 


Ueberſchreiten der dDajelbit auf der Erde ausgebreiteten Waren, ſowie 
das Schieben der Handfarren auf den Marktplägen iſt verboten. 


$ 25. 
Kinder unter 14 Jahren werden als VBerfäufer auf dem Markte 
nicht zugelajien. 


g 26. 


Zuwiderbandlungen gegen vorjtebende Marktordnung werden, 
injoweit nicht andere Strafbeſtimmungen, insbejfondere das Reichs: 
gejeß vom 14. Mat 1879 betr. den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
Senupmitteln und Gebrauchsgegenftänden, S 367 Nr. 7 des Weiche: 
Strafgefegbuchs oder der Art. 311 des Polizeiſtrafgeſetzes Anwendung 
finden, nach Artikel 203 des Polizei: Strafgejeges und $ 149 Ziffer 6 
der Gewerbeordnung mut Gelditrafe bis zu 30 «A und im Falle 
des Unvermögens mit Haft bis zu acht Tagen beftraft. 
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Außerdem fann die Einziehung der feilgehaltenen verfäljchten, 
verdorbenen oder gejundbeitsjchädlichen Ehwaren und Genußmittel 
nach Maßgabe des S 15 des obenerwähnten Neichsgejetes oder des 
Ss 367 Abi. 2 des Neichs-Strafgefegbuchs und Art. 311 des Polizei: 
Strafgejeßes erfolgen. 

8:99, 
Gegenwärtige Marftordnung tritt am 1. April d. Is. in Kraft. 


Mainz, den 16. März 1899. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


Tarif 
zur Erhebung des Standgeldes und der Waggebühren von 
Gegenständen des Wocenmarftes. 


Gültig von 1. April 1899. 


Zufolge Bejchluffes der Stadtverordneten-Verfanunlung und 
mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern von 3. März 
1899 zu Nr. M. %. 5386 wird folgendes beitimmt: 


J. Standgeld. 

Von allen Gegenjtänden des Wochenmarft:Berfehrs iſt, wann 
diejelben auf dem Wochenmarkt oder auf einem anderen öffentlichen 
Plate oder einer öffentlichen Straße fetilgeboten werden und jofern 
deren Eigentümer zu dieſem Zwecke nicht einen fejten Stand oder 
lat von der Stadt pachtweiſe erworben bat, für jeden Marfttag 
befonders ein Standgeld nach Maßgabe der nachitehend feitgejeten 
Süße zu entrichten. 

Das Standgeld iſt fällig bei Aufjtellung oder Auslegung der 
betreffenden VBerfaufs-Hegenftände An Standgeld ijt zu entrichten: 

A. Bon Wildbret, Spanferfeln und größerem Geflügel: 

1. Von jeden Wildjchwein, Hirſch oder Reh . . 159 
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2. Bon jedem Spanferfel, Hafen, Kaninchen, 
Welſchen oder Welſchhuhn, ſowie von jeder 
Gans oder Ente En 

. Bon anderen Gegenjtänden, je — dieſelben 

or Magen, in Körben oder jonitigen Behältern, 

auf Tifchen x. oder frei lagernd ausgelegt find: 

I. Für jeden ganz oder teilweiſe beladenen: 

a) vierräderigen Wagen oder vierräderigen über 
2 m langen Handwagen.. . . 25 „ 
b) zweiräderigen Wagen oder vierräberigen Hand. 
wagen bis 2 m Yänge, ſowie für jeden 
zwei- oder einräderigen Handfarren . . . 12, 

2. Für jeden Korb oder Sad, jowie für jede Kijte 
oder jonjtigen Behälter: 

a) mit einem Rauminhalt bis zu O1... 1 
b) mit einem Rauminhalt über 10 1 bis zu 1001 3, 
ec) mit einem Nauminbalt iiber 100 ] 

3. Für jeden Fiſchbehälter (Zuber, Bütte, Kaſten ıc.): 

a) mit einen Rauminhalt bis zu I hl. 
b) mit einem Rauminbalt über bl . . . 1 

4. Für jede Kiepe (Rückenkorb), ſowie für jeden 
Geflügelkorb, und zwar ohne Rückſicht auf Die 
Größe derielben . . . . ut Are, 

5. Bon Gegenftänden, welche in Verkaufsftänden, 
auf Tiſchen, Tüchern oder auf dem freien 
Boden ausgebreitet oder aufgeitellt find, für 
— "8 GN © ae ee een DD 


or 
S. 


Rn ws 
8 


iD © 


Anmerkung: Die Aufitellung von Ständen, Tiichen ꝛc. x., 
deren Yänge 2 m überlteigt, it unzuläflig. 
Allgemeine Anmertung: Wenn Gegenitände, von welden das 
Standgeld nad der Stüdzahl derjelben zu entrichten it (Lit. A.) mit ſolchen 
Gegenſtänden zuſammen ausgelegt Find, von denen das Standgeld nach der 
Art der Behälter (Lit. B.) berechnet wird, fo iſt das Standgeld für jede 
Tarifgattung nah Maßgabe der Tariffäge unter Lit. A und B bejonders 
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Auch begründet es bei der Seititellung des Standgeldes feinen 


zu entrichten. 
in denen die VBerfaufsgegenjtände ausgelegt iind, 


Unterfchied, ob die Behälter, 
ganz oder nur teilweile angefüllt ſind. 


I. Waggebühren. 

Bei Benugung der Wag-Anjtalten iſt zu entrichten: 

1. Für die Verwiegung von Kartoffeln, Obft u. ve 

a) in Mengen bis zu 2>kg . . . . 

b) für jede weiteren 25 kg. — 

Anmerkung: Angefangene 25 kg werden für von 
gerechuet. 

2. Für die Verwiegung von Butter für je 5 kg 

Anmerkung: Angefangene 5 kg werden fir voll 

gerechnet. 


IS 


Mainz, den 16. März 1899. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 
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XVIII. Selundheitspofiei. 


1. 
Statut 


über Bildung und Wirkungskreis eines Orts. 
gefundbeitsrates für die Stadt Mainz. 

Auf Grund des Art. 53 der Städte-Ördnung wird bierdurch 
nach Anbörung der Stadtverordneten:Verjammtlung und mit Ge: 
nebmigung Großh. Mintjteriums des Innern vom 16. Noveniber 
1877 zu Ne. M. J. 16555 für die Provinzial-Hauptſtadt Mainz 
ein bejonderer Ortsgeſundheitsrat bejtellt, für deſſen Tätigkeit Die 
nachitebenden Beſtimmungen maßgebend ind. 


A— 

Der Ortsgeſundheitsrat iſt berufen, über alle mit dem Ge— 
ſundheitszuſtande der Stadt Mainz und ihrer nächſten Umgebung 
in Beziehung ſtehenden Verhältniſſe zu beraten, Gutachten abzu— 
geben, Vorſchläge zu machen und in dringenden ‚Fällen die nötigen 
Anordnungen innerbalb der Grenzen der von der Stadtverordneten: 
Verſammlung hierfür bewilligten Mittel zu treffen. 


22 

Der Gefundheitsrat bat Demnach insbejondere in jeinen 
Wirfungsfreis zu” zieben: 

die Reinigung von Yuft und Boden, die Kanalifation, die 

Beichaftenbeit des Waſſers und der Lebens: und Genußmittel, die 

Einrichtungen der Schulen, der Bäder, der Schlachthäufer, der 
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Armen: und Krankenhäufer, die Beſtattung der Yeichen, den Zu— 
Itand der Wohngebäude und Gejchäftsbetriebe, ſoweit die Gejund- 
beitsperhältniiie dabei in Betracht kommen. 


Der Urtsgefundbeitsrat iſt zuſammengeſetzt aus: 

1. dem Bürgermeiſter oder dem von demſelben beauftragten 
Beigeordnieten als Vorfigenden ; 

2. dem Kreisarzt; 

3. dem Sojpitalarzt: 

4. zwei nach dem Worichlag des Merzte- Vereins von der 
Stadtverordneten-Berfammlung zu wäblenden Aerzten; 

5. dem Mreistierarzt: 

6. einem von der Stadtverordneten-Verfanmtlung zu wählenden 

Chemiker: 

dem mit der Straßen- und Geſundheitspolizei betrauten 

Polizeikommiſſär: 

8. dem Stadtbaumeiſter; 

9. zwei von der Stadtverordneten-Verſammlung zu bezeichnen: 
den Mitgliedern derjelben; 

10. einem von der Mlilttärbebörde abzuordnenden Mlitgliede. 


— 


In einzelnen Fällen kann der Ortsgeſundheitsrat zu ſeinen 
Beratungen auch noch andere Sachverſtändige zuziehen. 


84. 


Der Ortsgeſundheitsrat hält jeden Monat an einem beſtimmten 
Tage eine regelmäßige Sitzung. 

Ber bejonderen Veranlaffungen wird der Worfigende eine bes 
jondere Situng berufen, ebenjo wenn zwei Mitglieder eine folche 
verlangen. 


* 


3 
Zur Faſſung gültiger Beſchlüſſe iſt die Anweſenheit von 
mindeſtens fünf Mitgliedern außer dem Vorſitzenden notwendig. 


437* 
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8 6. 

Ueber die regelmäßigen und bejonderen Sigungen des Orts: 
gejundheitsrats wird von einem durch denjelben hierzu gewählten 
Schriftführer Protofoll aufgenommen, welches von allen in Der 
Sigung Anweſenden zu unterjchreiben iſt. 


Ss T 
Gegenwärtiges Statut tritt mit dem 1. Januar 1878 in Kraft. 


Mainz, den 28. November 1877. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Du Mont. 


2, 
»olizei-Verordnung 


betreffend Mabßregeln zur Verhütung und Ein: 
fhränkung von Epidemien. 

Auf Grund der Art. 7S und 48, V, 1 des Gefeßes vom 
12. Juni 1874, Die innere Verwaltung und die Bertretung der 
Kreife und der Provinzen betreffend, wird unter Zuſtimmung des 
Kreis:Ausschuifes und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des 
Innern und der Juſtiz vom 12. Oftober 1894 zu Nr. M. J. 
28109 für den Kreis Mainz verordnet, was folgt: 

Ss 1. 

Jeder Arzt, jowie ‚jeder, der die Behandlung eines Kranken 
übernimmt, iſt verpflichtet, von jedem in feiner Praris vorkommenden 
Erfranfungsfalle an: 

1. Pocken (Blattern) ſowie Waſſerblattern (Varicellae) bei 
Erwachienen; 
2. Abdominaltyphus und Flecktyphus; 
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3. Aſiatiſcher Cholera und choleraverdächtigen Erfranfungen; 
4. Scharlach; 
5. Rachen: und Balsbräune (Dipbtherie und Group); 


6. Epidemifcher Geniditarre (Meningitis cerebrospinalis 
epidemica); 
7. Wochenbettfieber: 


8. Trichinenfranfheit 
dem Großh. Kreisgejundheitsamt Mainz binnen 24 Stunden nach 
geitellter Diagnoje Anzeige zu machen. 

‚sindet eine Behandlung im Sinne des S 1 nicht jtatt, jo 
it der Haushaltungsvoritand und, jofern es jich um eine allein- 
jtehende zu feiner Baushaltung gehörige Perſon bandelt, der 
Wohnungsvernieter oder deſſen Stellvertreter, jobald diejelben von 
dein Auftreten einer der genannten Krankheiten Kenntnis erlangt 
haben, binnen 24 Stunden zur Anzeige und zwar bei der Orts: 
polizeibebörde verpflichtet. 

‚Für die Hebammen baben die in den SS 20, 21 und 22 
Ihrer Dienſtanweiſung vom jahre 1888 entbaltenen Borjchriften 
Geltung. 


582 


Perſonen, welche von einer der im 8 1 unter 1 bis 6 ge 
nannten Krankheiten befallen ſind, müſſen injoweit tjoliert werden, 
als dies nach dem Urteile des Großh. Kreisgejundheitsamtes not: 
wendig ericheint, um eine Werterverbreitung dev Kranfheit zu verbüten. 

83. 

In den Fällen, in denen eine hinreichende Iſolierung im 
eigenen Hauſe untunlich iſt, jedenfalls aber da, wo infolge des 
im Hauſe beſtehenden größeren Verkehrs, wie z. B. in Schulen, 
Wirtshäuſern und offenen Geſchäften, beſondere Nachteile für das 
örrentliche WohL zu erwarten jind, kann Die Polizei-Verwaltungs— 
bebörde auf Antrag des Großh. Kreisgejundbeitsantes, falls nicht 
die VBerbringung des Kranken in ein Krankenhaus erfolgt, Die Sperre 
des betr. Yofales anordnen. 
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ä S 4. 

Der Transport von Perjonen, welche an einer der my 1 
unter 1 bis 6 genannten Krankheiten leiden, in öffentlichen Fuhr— 
werfen, wie: Droſchken, Omnibuffen, Straßen: und Pferdebahnen x., 
jowie auf Schiffen, welche dem öffentlichen Werfehr dienen, iſt 
unterjagt. 

Sowohl der Bejteller, als auch der verantwortliche Yeiter der 
unter Abja 1 aufgeführten Transportmittel find ſtrafbar, jobald 
fie wiſſentlich dieſem Verbote zuwiderhandeln. 

85. 

Den Familien- oder Haushaltungsangehörigen von an einer 
der in $ 1 unter I—6 genannten Krankheiten Leidenden iſt der 
Bejuch bezw. die Erteilung des Schul: und Neligionsunterrichtes 
nur dann geitattet, wenn ſie jeit der Zeit des Ausbruchs der 
Krankheit und während der Dauer derjelben nicht in der ‚Familien: 
wohnung gewohnt oder verfehrt baben. 

Die Wiederaufnahme des Schulunterrichtes bezw. Schulbejuches 
it nur auf Grund eines ärztlichen Zeugniſſes gejtattet, welches 
den zujtändigen Schulvoritand vorzulegen it. 

S 6. 

Bei an eier der im $ 1 unter 1—6 genannten Kranfbeiten 
Berjtorbenen muß für tunlichite Iſolierung der Yeiche bis zur 
Wegführung Dderjelben auf den ‚Triedbof Sorge getragen werden. 
Die Beerdigung derjelben bat in Orten, in denen ſich feine ges 
nügenden Leichenhäuſer befinden, innerhalb der von den behandelnden 
Arzte oder dem Großb. Kreisgefundbeitsamte zu  bejtimmenden 
Friſt zu erfolgen. Bon dieſer Friſt hat der betr. Arzt bezw. Das 
Großh. Kreisgejundbeitsamt der Ortspolizeibebörde ſchriftlich Kennt: 
nis zu geben. 

In mit Leichenbäufern in genügender Weije verjehenen Orten 
joll die Leiche längitens 24 Stunden nach erfolgten Tode in das 
Leichenhaus verbracht werden. 

Eine Ausnahme von dieſer Vorſchrift iſt nur mit Zuſtimmung 
des Großh. Kreisgeſundheitsamtes geſtattet. 
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Ss 7. 

Bei der Beerdigung von an den in S 1 unter I—6 genannten 
Krankheiten Verſtorbenen ift die Begleitung der Yeiche fir nicht 
im Haufe Wohnende nur von der Straße aus gejtattet, fiir Kinder 
aber gänzlich unterjagt. 

Bei einzelnen der in S 1 genannten Krankheiten iſt auf Des: 
fallfigen Antrag des Großh. Kreisgefundbeitsamtes die Yeichen- 
begleitung von der Ortspolizeibehörde ganz zu unterjagen. 

Die Eröffnung des Sarges bei der Beerdigung ift nicht 
erlaubt. 

Wo die Leiche in einem Leichenhauſe aufgejtellt wird, iſt bier: 
für ein bejonderes, dem Publifum nicht zugängliches Zimmer zu 
benugen. 

8 8. 

Der bebandelnde Arzt iſt verpflichtet, alles das zu veranlafjeıı, 
was zu einer hinveichenden Desinfektion der Perjonen und Gegen: 
jtände, welche mit dem Kranfen in Berührung gefommen find, not: 
wendig erjcheint. Ebenſo bat er das Warte und Pflegeperſonal 
in dieſer Hinſicht genau zu inſtruieren. 

Iſt nach Yage der Verhältniſſe feine Gewähr dafür geboten, 
daß die vom behandelnden Arzte angeordneten Desinfeftionsmar- 
regeln iiberhaupt oder in richtiger Weiſe zur Ausführung gebracht 
werden, oder iſt ein behandelnder Arzt nicht vorbanden oder trifft 
derjelbe ungenügende oder gar feine Maßregeln zur Desinfektion, 
jo iſt die Ortspolizeibehörde auf Antrag des Großh. Nreisgefund: 
heitsamtes berechtigt und auf desfallfige Aufforderung des Großh. 
Kreisantes verpflichtet, die erforderliche Desinfektion: anzuordnen 
und auf öffentliche Kosten auszuführen. 

S 9. 

Die Bolizei-VBerwaltungsbebörde iſt befugt, beim Ausbruche von 
jolchen Infektionskrankheiten, welche in S I des Neglements nicht 
genannt find, deren Auftreten aber eine augenjcheinliche Gefahr 
für die öffentliche Gejundbeit mit Sich führt, in Gemäßheit des 
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Art. 79 der Kreis: und Provinzialordnung vorübergehend die Be: 
ſtimmungen dieſer Polizei-Verordnung auch auf andere Krant: 
beiten ammwendbar zu erflären und desfalljige Bekanntmachungen 
zu erlafjen. 
8S 10. 
lebertretungen der in den vorstehenden Beſtimmungen gegebenen 
Vorjchriften werden, injoweit diefelben nicht nach $ 327 des Reichs— 
Strafgejegbuchs oder nach den SS 349, 350, 351 und 352 des 
Polizeiſtrafgeſetzes ſtrafbar erfcheinen, mit einer Geldftrafe bis zu 
30 A beitraft. 
sl. 
Vorſtehende Polizei-Verordnung tritt am 15. November I. 
in Kraft. Bon legtgenanntem Tage ab iſt die Polizei-Verordnung 
im gleichen Betrert vom 12. Mat 1887 aufgehoben. 


Dainz den 18. Oftober 1894. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Rothe. 


3. 


BolizeiVerordnung 


betreffend die Einrichtung und den Betrieb von 
Mineralwallerfabriken. 

Auf Grund des Art. 78 der Verordnung, Die innere Ber 
waltung und Vertretung der Kreiſe und Provinzen betreffend, von 
12. jun 1874 wird unter Zuſtimmung des Kreisausjchufjes des 
Nreiies Mainz und mit Genehmigung des Großh. Miniſteriums 
des Junern von 2. Oftober 1900 zu Nr. M. %. 27533 wer 
ordnet, wie folgt: 
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81. 

Künſtliche Minerahvafier, Braufelimonade und ähnliche kohlen— 
jäurebaltige Getränfe dürfen nur in bierzu ausfchließlich be— 
ſtimmten Räumen bereitet werden, welche gut gelüftet, geräumig 
und Durch direktes Tageslicht jo belichtet jind, daß die darin auf: 
gejtellten Geräte in allen Ginzelbeiten genau befichtigt werden 
fünnen. Der Fußboden muß waſſerdicht jein und Gefälle nach 
dem MWaflerablauf haben. 


Ss 2. 


Zur Serjtellung der genannten Wäſſer darf Waller aus 
Brunnen oder Quellen nur dann benußt werden, wenn das Waſſer 
vor jeder Verunreinigung ſicher gefchügt und bei der voran 
gegangenen, auf Kojten des Mineralwaſſerfabrikanten zu geſchehen— 
den chemischen und bafteriologijchen Unterfuchung durch geeignete 
Sachverftändige als eimvandfrei befunden worden tft. Andernfalls 
darf nur deitilliertes Waſſer Verwendung finden. 

Die erwähnte Unterfuchung iſt von der Ortspolizeibehörde zu 
wiederholen, jofern und jo oft der Verdacht auf ftattgebabte Ver: 
unreinigung der Quellen u. ſ. w. gerechtfertigt erjcheint. 


S 3. 

Die bei der Bereitung der Mineralwäſſer u. j. w. zu ver: 
wendenden Salze und chemischen Präparate müſſen die im Arzneibuche 
für das Deutjche Reich vorgefchriebene Reinheit haben. ine Unter: 
juchung derjelben muß jährlich mindeitens einmal durch die in S 2 
erwähnten Sachveritäindigen erfolgen. In gleicher Weiſe erfolgt 
auch die Kontrolle der zu verwendenden Fruchtſäfte und Efjenzen. 
Die Bescheinigungen ſind jorgfältig aufzubewahren und auf Er- 
fordern vorzuzeigen. 

Ss 4. 

Zur ‚zabrifation der in $ 1 genannten Mineralwäſſer ı. iſt 
Koblenfäure in flüſſigem, chemijch reinem Zuftande zu verwenden. 

Die Benugung gasförmiger Kohlenſäure kann ausnahmsweiſe 
jeitens des Kreisausjchuffes genehmigt werden. 
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Alle Apparate, in denen ein den gewöhnlichen Yuftdrud über: 
jteigender Druck bervorgebracht wird, müſſen aus gutem Kupfer: 
blech oder einem anderen wideritandsfähigen Material in aus 
reichenden Wandjtärken und guter Arbeit bergeftellt jein. Soweit 
die Apparate mit Mineralwaſſer in Berührung kommen, müſſen 
ſie außerdem gut verzinnt ſein. Die Entwickelungs-, Miſch- Aus— 
ſchank- und Expanſionsgefäße müſſen ſo beſchaffen ſein, daß ihr 
Inneres genau beſichtigt werden kann. Die bereits vorhandenen 
Ausſchankgefäße, welche im Innern nicht genau beſichtigt werden 
können, ſind bis zur nächſten Unterſuchung oder Druckprobe 
ſpäteſtens bis zum 1. Juli 1901 entſprechend umzuändern. Bon 
der erfolgten Umänderung iſt der Polizeibehörde umgehend Mit— 
teilung zu machen. 

Der Maximaldruck muß auf den Apparaten in unabnehmbarer 
Schrift deutlich angegeben fein. Die nach Inkrafttreten der Polize 
Verordnung aufgeitellten Apparate müſſen vor Inbetriebnahme en 
unabnebmbar an ibnen berejtigtes Meſſingſchild tragen, welches dei 
Marimaldrud, den Namen des ‚Fabrifanten und Das Jahr der 
Herstellung aufgegoſſen oder eingraviert enthält. 

‚sit bei den vorbandenen Apparaten das Heritellungsjabr und 
der Name des WVerfertigers nicht mebr fejtzuftellen, jo genügt auf 
dem Meeitingichilde die Angabe des Marunaldrudes, des Namens 
defien, der die legte große Neparatur vorgenommen bat, mit der 
Bezeichnung „ausgebeſſert“ unter Angabe des Datums. 


S 6. 

Die Miſchgefäße und Expanſionsgefäße müſſen mit Mane- 
meter und Sicherbeitsventil verſehen jein, welche ‚den vorbandenen 
Druck genau angeben und bei Ueberjchreitung des zuläfligen Drude 
abblafen. Auch müſſen fie einen Kontrollflanjch haben, welcher die 
Anbringung des amtlichen Kontrollmanometers, wie es für Die 
Dampfkeſſel-Reviſion vorgejchrieben iſt, geftattet. 
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Die Sicherheitsventile müſſen eine der Größe der Apparate 
entſprechende, mindeſtens aber 15 mm weite Durchgangsöffnung 
baben und jo eingerichtet jein, daß die Dichtung durch aufeinander 
geſchliffene Mletallflächen bewirkt wird. Die Verwendung von 
Gummi— und ähnlichen Platten iſt nicht gejtattet. 

Ss 7. 

Zwiſchen dem Miſchgefäß und der Ktoblenjäureflafche muß ein 
Erpanlionsgefäß von mindeitens 100 1 Rauminbalt eingejchaltet 
jein, oder es muß Die Kohlenſäureflaſche mit einem Reduzierventil 
von anerfannt quter Bauart verjeben jein. 

Ss. 

Die Apparate müſſen vor der erjten Inbetriebnahme und 
darauf alle zwei Jahre auf die Beſchaffenheit ihrer Verzinnung 
durch ‘Probeentnabme durch das chemische Unterfuchungsamt und 
alle vier Jahre auf ihre Widerftandsfäbigfeit durch einen Sach: 
verftändigen geprüft werden. Wach dem Inkrafttreten dieſer 
Tolizei- Verordnung Find ſämtliche im Betriebe befindliche Apparate 
im zweiten Jahre nach der lebten bisherigen Widerſtandsprüfung 
entjprechend diejer Verordnung nachzuprüfen und von diefem Tage 
ab die vierfährige Prufungsperiode einzubalten. 

Die Brüfung auf Widerftandsfäbigfeit beftebt in einer Waſſer— 
drudprobe und zwar bei Apparaten, welche für einen Arbeitsdrud 
(Marimalüberdruc) von nicht mehr als fünf Atmoſphären bejtinmıt 
find, mit dem zweifachen Betrage desjelben, bei allen übrigen 
Apparaten mit einen Drucd, welcher den Maximaldruck um fünf 
Atmojpbären überjteigt. 

Für die Prüfung auf Widerjtandsfäbigfeit ind die Apparate 
mit falten Waſſer vollftändig auszufüllen, außer Verbindung mt 
Roblenjänrebehältern zu jegen und an eine Waſſerpumpe anzu— 
ſchließen. Mit Hilfe dieſer Pumpe werden die Apparate dem er- 
torderlichen Probedruck mindeitens eine Viertelſtunde lang ausgelegt. 

Die Sicherheitsventile werden während dieſer Zeit außer Ge: 
brauch gejeßt. Zeigen sich bierbei feinerlei Undichtigkeiten oder 
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Formveränderungen, jo werden die Apparate als widerſtandsfähig 
und zuverläſſig angejeben. Nach der Drucprobe werden Die 
Sicherbeitsventile vom Prüfungsbeamten wieder jo eingeftellt, daß 
fie eine Weberjchreitung des Marimal-Betriebdrudes, welcher Durch 
eine in Die Augen fallende Marke zu bezeichnen iſt, nicht geitatten. 

Die Art und Belaftung der Sicherbeitsventile, an der von 
den ‚Fabrifanten nichts geändert werden darf, ijt nötigenfalls unter 
Berfiigung von Skizzen in die Revilionsbefcheinigung einzutragen. 


x 9 
= “. 

Alle Verzinnungen und alle VBerbindungsitücde au den Appa- 

raten müſſen den VBorjchriften in den 88 1, 2 und 3 des Geſetzes 

über dem Verkehr mit blei- und zinfhaltigen Gegenjtänden vom 


— 


25. Inni 1887 (Reichsgeſetzblatt S. 273) entſprechen. 


s 10. 

Zur Prüfung dev Verzinnung werden die Apparate möglichit 
um Anſchluß an die Drudprobe mit zweiprozentiger Ejiigläure ge: 
füllt und nach Ablaſſen derjelben mebrfach mit Waſſer nachgeſpült 
Sodann werden jie mit Minerahvafjer joweit angefüllt, daß die 
Innenwandungen vollſtändig davon benegt ſind und unter anıtlichen 
Verſchluß genommen. Unter dem bei der Fabrikation üblichen 
Drucke verbleiben die Apparate 24 Stunden lang. Nach Ablauf 
dDiefer Zeit wird das Waller nochmals gemifcht und es werden 
3 I hiervon in durchaus reine Flaſchen gefüllt, welche unter amt: 
lichem Ziegel dem chemischen Interfuchungsant zur Vornahme der 
chemischen Prüfung auf Nupfer- und Bleigehalt zu übergeben find. 

Die Prüfung der Verzinnung bat ſich auch auf Diejenigen 
metallenen Gefäße und Leitungen, in welchen die kohlenſäure— 
baltigen Wäjfer zum Ausſchank außerbalb der ‚yabrifationsftätte 
gelangen, ſowie auf Die Dejtillierapparate zu erjtreden. 

Als Nachweis der erfolgten Prüfungen find die Beicheinigungen 
der Sachverjtändigen der Polizeiverwaltung vorzuzeigen und jo auf: 
subeivabren, dar fie auf Grfordern der Auflichtsbeamten an Die 
Berriebsjtätte jederzeit vorgelegt werden fünnen. 
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$ ıl. 

Die Prüfung der Apparate nach Maßgabe diejer Beſtimmungen 
erfolgt auf Kojten dev Minerahvatferfabrifanten. 

Die zur Vornahme der vorgeschriebenen “Proben berechtigten 
Sachverftändigen werden durch Großh. Kreisamt bejtimmt. Die 
Gebühren für die Vornahme der Drucproben werden auf den 
Betrag von 10 4 feitgelegt. 

Beſtimmungen über Die Abänderung dieſer Gebühr bleiben 
dem Kreisausichuffe, die Feſtſetzungen der Reiſekoſtenentſchädigung 
dent Großh. Kreisamte Mainz vorbebalten. 


s 12. 


Bevor der Betrieb begonnen wird, it unter Vorlegung der 
in den 88 2, 3, 8 und 10 verlangten Bescheinigung der Orts— 
polizeibehörde Anzeige zu erjtatten, Die auf Grund Diejer Be: 
jcheimigung und mach Belichtigung der Räume die Genehmigung 
zur Inbetriebnahme schriftlich erteilt und einen  Berundbericht 
jpätejtens fünf Tage nach der Inbetriebnahme an Großherzogliches 
Kreisamt einſendet. | 

Ss 13. 

Tie Serjteller von künſtlichen Mineralwäſſern un. baben für 
jtets ordnungsmäßigen Zuſtand und Neinbaltung der Apparate in 
alfen ihren Teilen, jowie der Berfaufs: und Beriandflaichen und 
der Aufbewahrungsgefäße zu jorgen. Zur Neiniqung und Spülung 
der Apparate und ‚Flaschen darf nur eimvandfreies Waſſer im 
Sinne des 3 2 Diefer Verordnung venvendet werden. Vor der 
Füllung müſſen die ‚Flaschen auf geeigneten Geſtellen völlig aus- 
gelaufen ſein. 

Flaſchen, an deren Boden ſich Niederjchläge feſtgeſetzt baben, 
find von der Verwendung auszuſchließen. 

Die Verwendung von Schrot zum ‚Flafchenreinigen tit verboten. 
Kohlenjänrebaltiges oder noch nicht mit Kohlenſäure vermischtes 
Waſſer, welches während der Nachtzeit in den Apparaten geitanden 
bat, darf für Die ‚Fabrifation von Mineralwaſſer nicht verwendet 
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werden. Bor dem jedesimaligen Beginnen der Tagesarbeit ſind Die 
Miſchgefäße mit eimmwandfreiem Waſſer jorgfältig auszuſpülen. 
8 14. 

Zum Schuße der Arbeiter beim ‚Füllen und Verjchließen der 
Flaſchen Find dieſe mit Sicherbeitsförben aus ftarfem Drabtgeflecht 
zu umgeben. Außerdem find den Arbeitern geeignete Schußbrillen 
und zum Schuge der Dandgelenfe Wianfchetten aus Yeder oder 
ſtarkem Zeug zur Verfügung zu itellen. 

$ 15. 

Die Erhebung und Beitreibung der in den SS 2 Abi. 1, 3 
und 11 genannten Gebühren und Koſten erfolgt auf dem für die Er: 
bebung und Beitreibung dev Gemeinde-Einfünfte vorgejchriebenen Lege. 

Ss 16. 

Für Miineralwatjerapparate, welche jo Flein find, daß höchſtens 
zwei Yiter Mineralwaſſer gleichzeitig fertiggejtellt werden können, 
fünnen Ausnahmen von diefer Verordnung genehmigt werden. 

Ss 17. 

Diefe Verordnung tt in deutlicher Abjchrift oder gedrudt im 

Arbeitsraume an gut beleuchteter Stelle aufzubängen. 
| 818 

llebertretungen diefer Verordnung werden, ſofern nicht Die Be— 
ſtimmungen des S 147 der Gewerbeordnung oder des Neichsgejeges 
von 25. Juni 1887 Meichsgejepblatt Seite 273/77 Amvendung 
finden, mit Selditrafen bis zu 30 .AM oder im Falle des Umver: 
mögens mit entiprechender Daft beitraft. 

$ 19. 
Vorſtehende Verordnung tritt am 1. April 1901 in Kraft. 


Mainz, den 5. Oftober 1900. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 
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»Polizei-Werordnung 


betreffend den Syandel mit Bier in Zlaſchen und 
äbnlichen Gefäßen. 

Auf Grund des Art. 78 der Kreis» und Provinzialordnung 
wird mit Zujtimmung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung 
Großb. Minijteriums des Innern vom 16. Juli 1904 zu Me. 
M. J. 21551 für den Kreis Mainz Nachitehendes verordnet: 

81. 

Das gewerbsmäßige Abfüllen von Bier in Flaſchen und ähn— 
liche Gefäße (Kannen, Krüge, Syphons und dergl.) darf nur in 
hierzu ausſchließlich beitinnnten Räumen erfolgen, welche gut ge: 
füftet, geräumig und durch direktes Tageslicht To belichtet find, daß 
die darin aufgeitellten Geräte in allen Einzelbeiten genan befichtigt 
werden können. 

Tiefe Räume dürfen überdies lediglich zum Lagern des Bieres 
oder zum Abfüllen und Yagern anderer Getränke benutzt werden. 


82. 


Der Fußboden der Abfüllräume muß waſſerdicht ſein und 
Gefälle nach dem Waſſerablauf haben. 

Die Wände ſind auf eine Höhe von Im vom Fußboden ab 
gerechnet mit Zementmörtelverpug oder einem anderen, glatten, 
leicht zu veinigenden Belage zu verjeben, int übrigen gleich den 
Decken mit Kalf oder Telfarbe beil zu jtreichen. Der Kalkanſtrich 
it alle Jahre einmal, der Delfarbanftrich alle fünf Jahre zu er: 
neuern; Ausnahmen kann das Kreisamt bezw. in der Stadt Mainz 
das Polizeiamt bewilligen. 


83. 
Die Flaſchen und Gefäße ſind unmittelbar vor dem Füllen 
unter Anwendung eines Verfahrens zu ſäubern, das die Reinigung 
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unzweifelhaft gewäbrleiftet, und danach mit reinen Waſſer nachzu— 
jpülen. Hierzu darf Waſſer aus Brunnen und Üellen nur dann 
benugt werden, wenn dasjelbe vor jeder Verunreinigung ſicher ge 
ſchützt und bei der vorher auf Koften des Gewerbetreibenden amt: 
(ich vorgenommenen chemischen und bafteriologijchen Unterſuchung 
einwandfrei befunden worden tt. Andernfalls darf nur Waſſer 
aus der ftädtiichen Waſſerleitung Verwendung finden. Bleiſchrot 
darf bei der Neinigung nicht benußt werden, und es iſt Das bei 
der Spülung zurücbleibende Waſſer durch Stürzen der ‚Flafchen 
über geeignete Geftelle zum Ablauf zu bringen. 


84. 

Alle wiederholt zur Verwendung kommenden VBerjchlußteile, 
wie Porzellanſtöpſel, Gummiringe, Gummiſcheiben u. ſ. w. ſind 
auseinander zu nehmen und auf das ſorgfältigſte zu reinigen. 
Korkitopfen Sind vor dem Gebrauche in reinem Fochenden Waſſer 
abzubrüben, ſchon einmal gebrauchte Korkpfropfen dürfen nicht wieder 
vertvendet werden, ebenjo find jchadhafte, wie auch verrojtete Wer: 
jchlußterle von der weiteren Benutzung ausgejchloijen. 


8 5. 

Die zur Abfüllung des Bieres verwendeten (Geräte müſſen 
jtets veinlich gebalten und nach dem Gebrauche jorort gründlich 
gereinigt werden. Ste müſſen an einem luftigen, vor Beſchmutzung 
geficherten Ort aufbewahrt und Dürfen zu anderen Zwecken als 
zum Abfüllen von Bier nicht verwendet werden; die Reinigung tt 
vor jeder Wiederbenugung zu wiederholen. Die zur Abfüllung 
dienenden Schläuche müſſen aus bleifreiem Kautſchuck beiteben; Das 
Anjaugen der Schläuche mit dem Munde iſt verboten. 


Ss 6. 
Flaſchen, welche zuvor anderen Zwecken gedient baben, ſowie 


Flaſchen, welche am Nande bejchädigt oder zerſplittert find, dürfen 
zur Abfüllung von Bier nicht verwendet werden. 
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87. 

Die mit Bier gefüllten Flaſchen und Gefäße müſſen bis zum 
Verkauf in kühlen, reinlichen Räumen aufbewahrt und in ſauberem 
Zuſtande erhalten werden. Die Aufbewahrung in Wohn-, Schlaf: 
und Kichenräumen und an Orten, in denen das Bier dem Sonnen: 
licht ausgejegt ijt, ift verboten. 

Dieje Beitimmung gilt auch für diejenigen Betriebe, in denen 
das Bier nicht abgefüllt, jondern nur in Flaſchen u. j. w. ver: 
fauft wird. 

SS 8. 

Perſonen, die mit Gejchwiren, Hautkrankheiten oder offenen 
Schäden oder mit anſteckenden Krankheiten behaftet find, iſt jede 
Hilfeleijtung bei dem Abfüllen des Bieres und dem Neinigen der 
Gefäße und der Abfüllräume unterjagt. 


S 9. 


Die Abfüll, Spül und Aufbewabhrungsräume müſſen den 
Polizeibeamten -jederzeit zugänglich jet. 


s 10. 


Wer jich gewerbsmäßig nit dem Abfüllen von Bier in Flaſchen 
und ähnliche Gefäße befaßt, hat vor der Eröffnung des Gewerbe: 
betriebs der Yofal-PBolizeibehörde unter genauer Angabe aller in 
Betracht kommenden Verhältniſſe Anzeige zu eritatten. 

Auf die zur Zeit bereits bejtehenden Gejchäfte finden dieſe 
Vorschriften mit der Maßgabe Anwendung, daß die vorjchrifts- 
mäßige Herjtellung der benugten Räume, joweit jolche nicht den 
Vorichriften gegenwärtiger Berordnung entiprechen, innerhalb 
Kabresfriit von dem Tage des Inkrafttretens gegenwärtiger Ber: 
ordnung zu erfolgen bat. 


s II. 
Diefe Verordnung tft in deutlicher Abjchrift oder gedrucdt im 


Arbeitsraune an gut beleuchteter Stelle aufzubängen. 
38 
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S 12. 

Uebertretungen diefer Verordnung werden, injoweit fie nicht 
bereits durch beitehende gejegliche Beſtimmungen mit Strafe be- 
droht find, mit Gelditrafe bis zu 30 M beitraft. Außerdem 
baben die Kontravenienten, des vorliegenden öffentlichen Intereſſes 
halber, je nach Befund, auf Grund des Art. 80 der Kreis: und 
Provinzial-Ordnung weitergehende Zwangsmaßregeln zu gewärtigen. 

S.13. | 

Vorjtehende Verordnung tritt am 1. Oftober 1904 in Kraft. 

Mainz, den 30. Juli 1904. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 


5. 
Bolizei Verordnung 


den Gebrauch von Bierdruckvorrichtungen (Bier: 
preffionen, Bierpumpen) betreffend. 





Auf Grund des Artifels 78 des Gejeßes, betreffend Die innere 
Verwaltung und die Vertretung der Kreife und der Provinzen vom 
12. Juni 1874, werden unter Zuſtimmung des Kreisausjchufies 
und mit Genehmigung Großh. Minijteriums des mern vom 
12. April 1899 zu Ne. M. %. 8491, bezw. vom 18. ‚Februar 1903 
zu Wr. M. J. II. 4083 und vom 10. März 1904 zu Nr. M. 
%. 11. 6534 über die Einrichtung und die Neinhaltung der Bier: 
druckapparate (Bierpreffionen, Bierpumpen) für den Kreis Mainz 
die nachſtehenden Borjchriften erlaſſen. 
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l. Einrichtung der Bierdrudvorrichtungen (Bierprejtionen, 
Bierpumpen). 

Bei dem geiwerbsmäßigen Ausſchank von Bier dürfen Drud- 
vorrichtungen nur dann verwendet werden, wenn ihre Einrichtung 
folgenden VBorausjegungen entipricht: 

1. Die Yeitungsröhren für Bier müſſen aus reinem oder in 
100 Gewichtsteilen nicht mebr als ein Teil Blei enthaltenden 
Zinn bergeitellt jein und einen Durchmeſſer von nicht weniger als 
l cm baben. 

Das in das Faß einzuftedende Steigrobr des jog. Stechhabns 
muß aus beiderjeits gutverzinntem Meſſing befteben und der Kopf 
des Stechhahns muß auf der Innenfläche gut verzinnt jein. 

2. Bejtebt die Rohrleitung aus Zinn, jo tft zur Beurteilung 
der Reinheit an geeigneter Stelle ein polizeilich plombiertes Glas— 
robr von gleicher Weite und nicht weniger als 0,3 m Yänge ein- 
wichalten. Das Glasrohr iſt an bequem zugänglicher Stelle 
anzubringen. 

3. Als Druckmittel darf mur reine atmoſphäriſche Yuft, oder 
reine, aus flüſſiger Kohlenſäure bergeftellte, gasförmige Koblenjäure 
verwendet werden. 

+. Ber den Büffet-Eisſchränken mit Kohlenſäure-Preſſion und 
dDirefter Zapfweiſe tt ein Glasrohr oder em Nontrollhahn nicht 
erforderlich, während bet jolchen mit Kühlſchlange ein Glasrohr 
wie unter Ziffer 2 angegeben, einzuschalten iſt. Für Kohlenſäure— 
Preſſionen anderer KRonjtruftionen ift in jedem einzelnen ‚Falle auf 
Grund eines jachverftändigen Gutachtens polizeiliche Genehmigung 
zu erwirken. 

5. Bei Verwendung von Luft muß Diefe aus dem ‚Freien und 
war von einem Ort zugeführt werden, welcher mindeftens 5 m 
über dem Erdboden und ebenjoweit von Aborten, Dumgjtätten, 
Pfuhlgruben und dergl. entfernt ift, jodaß eine Verunreinigung 
der Luft durch gejundbeitsfchädliche Safe nicht zu befürchten iſt. 

6. Die zur Zuführung der Yuft dienenden Röhren baben aus 
Metall zu beiteben. Das Luftende diefer Rohrleitung muß nach 
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unten umgebogen und im dasjelbe ein am weiten Ende mit einer 
Siebplatte verjehener Trichter befeitigt fein. Der Trichter tft zum 
Zwecke der Yuftfiltwation mit chemijch reiner, weißer Watte, die alle 
halb Fahre zu erneuern tft, locker auszufüllen. 


Statt des Mletallrohres darf vom jogen. Verteiler bis zum 
Stechhahn jtarfivandiger, bleifreier Gummiſchlauch verwendet werden. 


7. Zur Verhinderung der Einführung von Schmieröl in Den 
Windkeſſel it zwiſchen dieſem und der Yuftpumpe ein Oelfänger 
anzubringen. Der Delfänger, jowie der Windkeſſel müſſen mit 
einer Vorrichtung verjeben jein, durch welche fie leicht gereinigt 
werden fünnen. 

8. Im Spundauffag des Stechhahns oder in dem an diejen 
angrenzenden Teil des Yurftleitungsrohrs tft zur Verhinderung des 
llebertretens von Bier oder Bierichleim in den Windkeſſel ein joa. 
Rückſchlagventil einzulegen. 

9. Vor dem Gebrauch jeder Bierdrudvorrichtung iſt Die 
polizeiliche Genehmigung zu erwirfen. 

10. Zum Zweck der Drucfreqgulierung ist in der Näbe der 
Ausjchantjtelle ein Druckmeſſer (Manometer, Indikator) anzubringen. 
Der Druck in der Bierdrudvorrichtung darf 1'/e Atinojpbären 
Weberdruc nicht überfchreiten. 


Il. Neinbaltung der Bierdrudvorrichtung. 

I. Alle Teile der Bierdrudvorrichtung Find jtets jorgfältia 
reinzubalten. 

2. Die Bierleitungsröhren müſſen allwöchentlih mindeſtens 
einmal gereinigt werden. Wird bei der Meinigung eine Bürſte 
benußt, fo it diefe unmittelbar vor und nach dem Gebrauch gründ: 
lich mit kochendem Waſſer zu jäubern. 

3. Bei Anwendung von atmoſphäriſcher Yuft als Druckmittel 
ift der Delfänger und Windkeſſel mindejtens einmal im Mlonat 
einer durchgreifenden Reinigung zu unterziehen. Iſt an dem Wind: 
fejfel eine Vorrichtung angebracht, Durch welche in demjelben über: 
geriffenes Schmieröl oder Bier abgelajien und die Bejchaffenbeit 
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der aus dem Windkeſſel ausjtrömenden Yuft beurteilt werden 
kann (etwa ein Dicht über dem Boden des Windfejjels eingelaffener 
Hahn), jo genügt es, die Reinigung des Windfejjels alle drei 
Monate vorzunehmen. 

4. Ueber die NReinhaltung der Bierdruckvorrichtung iſt ein 
Kontrollbuch zu Führen, in das der Reviſionsbeamte nach jedes- 
maliger Kontrolle jelbjt den Vollzug einträgt. 

5. Die Reinigung der Bierdrucdvorrichtung iſt dem Wirt zwar 
ſelbſt überlaſſen, indeſſen iſt die Polizeibehörde befugt, die Be— 
ſchaffenheit der Bierdruckvorrichtung einer fachmänniſchen Kontrolle 
jederzeit zu unterwerfen. 

Wird hierbei die Bierdruckvorrichtung in ordnungswidrigem 
Zuſtande befunden, ſo kann die Polizeibehörde die ordnungsmäßige 
Herrichtung auf Kojten des Beſitzers anordnen. 

III. Strafbeitimmungen. 

Zuwiderhandlungen gegen vorjtehende Vorjchriften werden, jo: 
weit ſie nicht unter die Meichögejege vom 25. Juni 1887, den 
Verfebr mit blei- und zinfhaltigen Gegenjtänden betreffend, oder 
vom 14. Mat 1879, den Verkehr mit Nahrungsmitteln ıc. betreffend, 
fallen, mit Geldjtrafe bis zu 30 M beitraft. Bei wiederholten 
Zwoiderhandlungen fann den Wirt die weitere Benußung der Bier: 
drucvorrichtung unterfagt werden. 

IV. Schlußbejtinnmungen. 


Die vorjtehenden Vorfchriften treten mit dem Tage ihrer Be- 
fanntmachung in Kraft. 


Mainz, den 26. April 1904. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 
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MWildverkaufs- Ordnung 
für die Stadt und den Bezirk Mainz. 


Zum Schuge des Publifums vor Benachteiligung wird unter 
Bezugnahme auf das Neichsgefeg vom 14. Mai 1879, betr. den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln x. auf Grund des $ 367 des 
Strafgejeßbuchs und Art. 56 des Gejeges vom 13. Juni 1874 
nach Anhörung der Stadtverordneten: Berfammlung, jowie mit Ge 
nehmigung Großh. Ministeriums des Innern vom 3. September 1897 
zu Ar. M. %. 18648 verordnet, wie folgt: 

S 1. 

In der Stadt Mainz und deren Bezirk wird die Milch zum 
Verkaufe mır in zwei Befchaffenbeiten zugelaffen und zwar: 

a) als ganze (unveränderte) Milch; 

b) mit der einzigen Veränderung durch Abrahmung als ab: 

gerabmte Milch. 
S 2. 

Die für den Verfauf bejtinnmte abgerahmte Milch als be 
jonderer Handelsartikel ift den Käufern als jolche in der Weiſe zu 
bezeichnen, daß diefe Milch nur in Gefäßen aufbewahrt bezw. feil- 
geboten wird, welche in einer in die Augen fallenden, die zeitweilige 
Befeitigung ausjchlierenden Weiſe mit deutlichen Buchjtaben Die 
Bezeichnung „abgerahmte Milch“ tragen. Unter Milch ohne näbere 
Bezeichnung wird nur ganze Milch verjtanden. 

Sämtliche Gefäße, in welchen Milch transportiert und verkauft 
wird, müſſen äußerlich und bleibend mit dem Namen der Verkäufer 
verjeben ſein. 

Se 

Bom Handelsverfehr im gejundheitspolizeilichen Intereſſe tt 

diejenige ganze oder abgerahmte Milch ausgefchloffen, welche abſtammt: 
1. von franfen, insbefondere euterfranfen Tieren; 
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2. von Tieren, welche mit einer Seuche behaftet find, es jei 
denn, daß der Verkauf jolcher Milch durch die diesbezüig: 
lichen Beitimmungen des Gejeßes über die Abwehr und 

— — 23. Juni 1880 . 

Unterdrücdung von Biehjeuchen vom 7, Mai 1804 ander: 


weit geregelt tft; 
3. von Tieren, welche innerhalb der legten drei Tage mit 
jtarfwirfenden Arzneien behandelt worden find; 
4. von Kühen innerhalb der eriten 8 Tage nach dem Kalben. 
Bom Handelsverfehr iſt ferner ausgeſchloſſen jede bittere, 
ichleimige, abnorm gefärbte oder ſonſt efelerregende, verdorbene 
Milch, ſowie Milch, welche fremdartige Stoffe, insbejondere auch 
fogenannte Konjervierungsmittel irgend welcher Art, enthält. 


S4. 
Die ganze und die abgerabmte Milch darf nur in ganz reinen 
Gefäßen transportiert bezw. feilgeboten und verabreicht werden. 
Ebenſo ijt in den Milchverkaufs-Lokalen die größte Reinlichkeit zu 
erhalten. Dieſelben müſſen, namentlich wenn fie zur Aufbewahrung 
von Milch benutzt werden, troden und Iuftig fein und Dürfen nicht 
als Schlafjtätten benutt werden. 
In Gefäßen von Zinf oder Kupfer darf die Milch nicht auf: 
bewahrt oder feilgeboten bezw. ausgemeijen werden. 


S 5. 

Milchviehbefiger und Milchhändfer, welche in biefigen Yofalen 
ftändig Milch verkaufen wollen, haben dies zuvor der Polizei: 
behörde jchriftlich anzuzeigen. 

S 6. 

Der Milchverfauf in der Stadt und dein Bezirt Mainz unter: 
liegt der Beauflichtigung durch die Polizeibehörde. 

Die Handhabung der polizeilichen Milchkontrolle bejtebt: 

a) in der Vorprüfung der Milch durch Ermittelung des 

jpezififchen Gewichts derjelben und 


777 
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b) falls sich hierbei der Verdacht ergibt, daß die Milch den 
in $ 1 pos. a und b bezw. 8 2 aufgeführten Bedingungen 
nicht entjpricht, in der Entnahme und alsbaldigen Ab— 
lteferung einer Milchprobe an das chemische Unterjuchungs- 
amt zu Mainz zweds Vornahme der Sauptprüfung. 


8 7. 
Bei der Vorprüfung durch die Polizeibeamten jind folgende 
Inſtrumente zu verwenden: 

a) das Yaktodenjimeter von Quevenne mit den zugehörigen 
Neduftionstabellen ; 

b) ein Thermometer mit bundertteiliger Skala (Celſius). Es 
bleibt der Polizeibehörde vorbehalten, eventuell auch andere 
zweckmäßige Inſtrumente zur Anwendung bringen zu lajjen. 
Alle zur Milchunterfuchung verwendeten Inſtrumente müſſen 
amtlich revidiert und mit amtlichen Zeichen verſehen fein. 


S.8. 

Das jpezifiiche Gewicht der Milch (ganzen Milch) foll bei 
einer Temperatur von 15° C. zwifchen 1,029 und 1,033 Tiegen. 
Die Milch (ganze Milch) joll außerdem mindeitens 2,8% Fett 
befigen. Bei abgerahmter Milch wird bei 15° C. ein ſpezifiſches 
Gewicht von über 1,033 vorausgefeßt. 


89. 

Milch (ganze Milch), welche bei der Vorprüfung durch die 
Polizeibeamten bei 15° C. unter 1,027 zieht, wird als gewäjjert 
betrachtet, von Verkehr ausgejchlofien und mit Beſchlag belegt. 
Bon derjenigen Milch (ganzen Milch), welche bei der Vorprüfung 
nur von 1,027 bis 1,029 oder über 1,033 (bei 15° C.) zieht, tt 
von dem fontrollierenden Polizeibeamten eine geeignet große Probe 
('/a Liter) zu erbeben, in eine reine, trodene Flaſche zu füllen, zu 
verfiegeln und mit genauer Angabe des Verfäufers, des Datums 
der Probe-Entnahbme, des Temperaturgrades der Milch bei der 
Vorprüfung und des gefundenen bezw. nach den Neduktionstabellen 
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umgerechneten jpezifiichen Gewichts auf dem Dienjtiwege an das 
chemische Unterfuchungsamt Mainz alsbald abzugeben. Ingleichen 
jollen in der oben vorgejchriebenen Weiſe erhobene Proben von der 
in der Stadt feilgebotenen bezw. zum Berfaufe gelangenden abge: 
rahmten Milch zur Prüfung an das chemifche Unterfuchungsamt 
abgegeben werden, went dieſelbe bei der Vorprüfung ein Tpezififches 
Gewicht von unter 1,033 zeigt. 
s %. 

Das chemische Unterfuchungsant bat alsbald nach Eingang 
der Proben von Milch (ganzer Milch) unter Anwendung der in 
S 7 bezeichneten Inſtrumente 

a) eine Beſtimmung dev Temperatur vorzunehmen; 

b) nach jorgfältiger Durchmifchung der Milch das jpeziftiiche 
Gewicht feitzuitellen : 

ec) den ‚yettgebalt zu ermitteln: 

d) falls die unter b und c genannten Beſtimmungen die aus: 
veichenden Anhaltspunkte zur Beurteilung der Milch nicht 
ergeben haben, eine Probe derjelben zum Aufrahmen 
während 24 Stunden binzuftellen, darauf volljtändig ab: 
zurabmen und biernach wieder auf ihr Ipezifiiches Gewicht 
bei 15° 0. zu prüfen. 

Bei Proben von abgerahmter Milch wird nur das unter d 

bejchriebene Verfahren eingehalten. 

Es bleibt vorbehalten, geeignetenfalls auch andere Mlethoden 
zur Anwendung zu bringen. 

s 1. 

Das chemische Unterſuchungsamt bat 

l. als gewäſſert zu bezeichnen: 

a) ganze Milch, deren jpezifiiches Gewicht unter 1,027 Liegt; 

b) ganze Milch, deren ſpezifiſches Gewicht über 1,027 
liegt, nach 24 jtündigem Stehen und darauf erfolgtem 
Abrahmen jedoch unter 1,033 liegt; 
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c) abgerahmte Milch, deren jpezifiiches Gewicht nach 
24 jtündigem Stehen und darauf erfolgtem Abrabmen 
unter 1,033 liegt; 

2. als entrahmt zu bezeichnen: 
ganze Milch, deren ‚Fettgehalt weniger als 2,8°/o beträgt. 


812. 


In den ihm nötig ſcheinenden Fällen iſt das chemiſche Unter— 
ſuchungsamt befugt, eine Stallprobe zum Zwecke der Ermittelung 
der Beſchaffenheit der Milch zu verlangen und zu erheben oder 
durch Erſuchen der Polizeibehörde nach den durch das Großherzog— 
liche Kreisamt hierfür ergehenden Anweiſungen erheben zu laſſen. 
Stallproben dürfen nur während der ordnungsmäßigen Melkezeit 
erhoben werden. 

813. 

Zuwiderhandlungen der Milchverkäufer gegen die Beſtimmungen 
in SS 1—5 unterliegen einer Beſtrafung von 1—30 4, falls 
nicht die in dem Neichsgejege vom 14. Mat 1879 beziehungsweiſe 
im Strafgejeßbuche vorgejebenen böberen Strafen einzutreten haben. 
Außerdem iſt neben der Strafe auf Einziehung der gefälfchten 
Milch zu erfermen. 

8 14. 

Auf Präparate, die zur Rinderernährung beſtimmt find, ſowie 
auf Sauer: oder Dickmilch und Buttermilch finden die voritebenden 
Beſtimmungen feine Anwendung. 


8 15. 
Gegenwärtige Verordnung tritt jofort nach ihrer VBerfündigung 
in Kraft. Vom gleichen Zeitpunkt ab gilt die Verordnung vom 
24. Juli 1884 als erlojchen. 


Mainz, den 11. September 1897. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 
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T. 


Verordnung 


betreffend Maßregeln zur Anterdrückung des 
anftechenden Scheidekatarrbs des Rindviehbßs. 

Auf Grund des 8 1 der Bundesrats-Inſtruktion zur Ausführung 
23. juni 1880 ,. , 
(ar 1002 Amel 
und Unterdrüdung von Viehſeuchen betreffend, werden mit Geneh— 
migung Großberzoglichen Minifteriums des Innern vom 31. Anguft 
1903 zu Nr. M. J. 26455 zur Unterdrückung des anjteckenden 
Scheidefatarchs des Rindviebs die nachitebenden Schutzmaßregeln für 
den Kreis Mainz angeordnet. 





der SS 19—29 des Meichsgejeßes von 


5.1. 

Sobald der Ausbruch des anſteckenden Scheidefatarrbs in 
einem Orte fejtgejtellt worden tft, darf weibliches Rindvieh nur dann 
zur Begattung durch einen unverdächtigen Gemeindebullen zuge: 
laffen werden, wenn es durch einen vom Mreisveterinärarzt zu Ins 
itruierenden Ortseimwohner auf das Vorhandenſein der fraglichen 
Krankheit unterfucht und für unverdächtig erfannt worden tit. Wird 
bei diefer Unterfuchung ein Tier als verdächtig erkannt, jo iſt das— 
jelbe jolange als mit der Seuche bebaftet zu betrachten, bis jeine 
Unverdächtigfeit durch den Kreisveterinärarzt feſtgeſtellt wird. 


32 
82. 


Alle kranken und verdächtigen Tiere unterliegen der polizei— 
lichen Beobachtung mit der Maßgabe, daß ein Wechſel des Stand— 
orts nur mit polizeilicher Erlaubnis geſtattet iſt. 

Wird ſolche erteilt, ſo ſind die angeordneten Maßnahmen auch 
auf den neuen Standort auszudehnen. Die Benutzung der Tiere 
zur Feldarbeit und ihre Ausfuhr behufs ſofortiger Abſchlachtung 
iſt zu geſtatten, jedoch dürfen die Tiere anderweit nicht eingeſtellt 
werden. 
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Als verdächtig ſind den gleichen Maßnahmen zu unterwerfen 
alle mit jeuchefranfen in derjelben Stallung untergebrachten ge- 
ichlechtsreife männliche und weibliche Rindviebjtücke. 

Die Begattung franfer und verdächtiger Tiere untereinander 
iſt geitattet. 

Das Verbringen von Kühen und Rindern eines Seuchenortes 
zu den in anderen Orten aufgeitellten Bullen iſt verboten. 


84 

Nach dem Erlöſchen der Seuche in einer Stallung iſt die 
Desinfektion derſelben, ſowie der Stall- und Putzgeräte nach Angabe 
des Kreisveterinärarztes und unter polizeilicher Ueberwachung vor— 
zunehmen. 

Der Ausbruch und das Erlöſchen der Seuche in einem Orte 
iſt Durch das Kreisblatt und in ortsüblicher Weiſe bekannt zu machen. 
$ 6. 

Zwviderhandlungen gegen vorftehende Anordnungen werden, 
infoweit nicht nach bejtehenden gejeglichen Beitimmungen eine höhere 
Strafe verwirkt ijt, mach $ 66 Ziffer 4 des Meichsgejeges über 
die Abwehr und Unterdrücdung von Viehſeuchen bejtraft. 


Mainz, den 2. November 1903. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 
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8. 
Sokalpolizei- Reglement 


betreffend Sammel: und LSagerräume von tierilchen 

Abfällen und £umpen, fowie Anftalten für £untpen: 

bearbeitung, Salzen und Trocdnen von Ssäuten 
und Sellen. 


Auf Grund des Art. 56 Wr. 1 der Städte-Ordnung wird 
biermit nach Anhörung der Stadtverordneten-Berfanmlung und 
nit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern und 
der Juſtiz vom 12. Oktober 1893 zu Nr. M. J. 28287 für Die 
Stadt Mainz verordnet, wie folat: 

81. 

Neuanlagen von Sammel- und Lagerräumen für Knochen, 
ſtlauen, ungewaſchene Haare, ſonſtige tieriſche Abfälle und Lumpen, 
ſowie die Neuerrichtung von Anſtalten zur Lumpen-Zerkleinerung, 
Lumpen-Sortierung, für das Salzen und Trocknen grüner Häute 
und Felle ſind in dem Bezirke der Alt- und Neuſtadt von Mainz 
nur in denjenigen Bauquartieren gejtattet, welche zwiſchen der 
projeftierten Mainz-Wiesbadener Eijenbabnlinie, den Bahnkörper 
der Heſſiſchen Yudwigs-Eijenbabn, dem Mbeingaumwall und der 
Rheinallee belegen ſind. 

In den außer der Inmnvallung liegenden Teilen dev Gemarfung 
Mainz dürfen jolche Anlagen und Anjtalten nur dann -— und 
zwar auf jederzeitigen Widerruf — errichtet werden, wenn deren 
Entfernung von bewohnten Gebäuden in jeder Nichtung mindejtens 
300 m beträgt. 

Bor der Erteilung des Baubejcheides fir die Herſtellung 
ſolcher Anſtalten ijt das Großh. Kreisgefundheitsamt, in geeigneten 
‚rällen auch der Ortsgefundbeitsrat, über die geplanten Einrichtungen 
autachtlich zu bören. 

82. 

Dergleichen örtlichen Beſchränkung, wie ſolche in S 1 für 

Neuanlagen bejtimmt tft, unterliegen auch die vorübergehende Auf: 
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bewahrung und Lagerung größerer Mengen von Knochen, Klauen, 
grünen Häuten und ‚zellen, ungewajchenen Haaren und jonjtigen 
tierischen Abfällen. 

8 3. 

Die Aufbewahrung Fleiner Mengen der vorbezeichneten Artifel 
tierischer Abftanımung, jowie von Yumpen innerhalb bewohnter 
Gebäude oder im Innern von Hofreiten in unmittelbarer Näbe 
menschlicher Wohnungen Fann die Bürgermeiterei von der Erfüllung 
bejtimmmter Bedingungen abhängig machen, welche gejundbeitsjchäd: 
fiche oder die Nachbarjchaft beläftigende Einwirfungen ausschließen. 

s4 

Die Birrgermeifterei tft ermächtigt, nach vorgängiger Anbörung 
der Stadtverordnneten- VBerfammtkung, des Kreisgejundbeitsamtes, des 
Ortsgefundbeitsrates und der Handelskammer, Beitimmmngen zu 
erlajjen, unter welchen die weitere Benugung bereits bejtebender 
Magazine und Anſtalten der im $ 1 bezeichneten Art jtatthaft iſt. 

Dieſe Beſtimmungen können für jeden einzelnen ‚Fall je nach 
Yage und Beichaffenheit der Magazine und Anſtalten verichieden 
getroffen werden. 

SD. 

llebertretungen werden mit Seldjtrafe bis zu 30 M, welche im 
Unvermögensfalle mit Daft zu verbüßen tft, neben Entfernung der 
Anlagen durch polizeiliche Zwangsmaßregeln geahndet. 

56. 

Gegenwärtiges Reglement tritt mit ſeiner Veröffentlichung in 
Kraft und wird hiermit das Regulativ vom 20. Auguſt 1847, 
betreffend die Aufbewahrung von Knochen innerhalb der Stadt 
Mainz und der unmittelbaren Nähe, hinfällig bezw. aufgehoben. 


Mainz, den 21. Oktober 1893. 


— 


Großherzogliche Bürgermeiſterei: 


Dr. Gaßner 
Beigeordneter. 
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9. 
»egulativ 


WVorkebrungen gegen ſchädliche Ausdünftungen 
infolge von Aeberſchwemmungen Betreffend. 

Auf Antrag der Großh. Bürgermeijterei der Provinzial-Haupt— 
jtadt Mainz wird infolge Ermächtigung des Großh. Miniſteriums 
des Innern vom 5. d. Mts. zu Nr. M. J. 13119 verfügt, wie folgt: 

Bi 

Wenn als ‚Folge von leberſchwemmungen durch Austreten 
des Mbeins in den miederen Stadtteilen die Keller oder andere 
Räume mit Waſſer gefüllt find, jo haben die Hauseigentümer, 
tobald der ‚Fluß in jein Bett und das erforderliche Niveau zurück— 
getreten iſt, diefelben auf Aufforderung der Polizeibehörde aus: 
pumpen oder ausschöpfen und reinigen zu laflen. 

Tiefe Arbeiten jollen auf die erjte Aufforderung der Polizei: 
bebörde zu gleicher Zeit im allen Mellern, welche das Waffer 
einander mitteilen, vorgenonmmen werden und jedesmal ıjt an den 
böber gelegenen Strapen der Anfang damit zu machen. 


S 2. 

Die Hauseigentüner ſind ferner nach jtattgebabten leber— 
ſchwemmungen gebalten, auf Anordnung dev Polizeibebörde für die 
Ausleerung und Ausbeſſerung der Abtritts: und Dunggruben und 
für das Auspumpen dev Brunnen zu jorgen, ſowie wenn Wohnungs: 
räume unter Waſſer waren, vor deren Wiederbenugung als jolche 
die Fußböden in denjelben umlegen und den darunter befindlichen 
feuchten Grund Durch trodenes Material erjegen zu laffen. 


Zwwiderhandlungen werden mit einer Polizeiftrafe von 1 bis 
10 Gulden beitraft, überdies follen die unterlaffenen Mlaßregeln 
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gegen die Kontravenienten auf deren Koften durch die Polizeibebörde 
in Vollzug gejegt werden. 


Mainz, den 13. Mat 1863. 


Groß. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 





10. 
Polizei-Berordnnung 


für den Kreis Mainz die Ankündigung von 
Gebeimmitteln Betreffend. 


Um dem Ueberhandnehmen des Handels mit Geheimmitteln 
tunlichjt entgegen zu wirken, wird für den Kreis Mainz, mit Zu— 
ſtimmung des Kreis-Ausjchuffes und Genehmigung Großherzoglichen 
Mintjtertums des Innern und der Juſtiz vom 24. Februar 1896 
zu Wr. Di. J. 5088 auf Grund des Art. 78 des Gejeges vom 
12. Juni 1874, Die innere Verwaltung und die Vertretung der 
Kreife und Provinzen betreffend, hierdurch verordnet, was folgt: 

8 1. 

Die öffentliche Ankündigung von Gebeimmitteln, d. b. Jolchen 
Mitteln, deren Zuſammenſetzung nicht befannt iſt und welche dazu 
beſtimmt find, zur Verhütung oder Heilung menjchlicher Krankheiten 
zu dienen, ift verboten. 

82. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung werden, ſofern 
nicht nach den allgemeinen Strafgeſetzen eine höhere Strafe ver— 
wirkt iſt, mit einer Geldſtrafe bis zum Betrage von 30 A beitraft. 


Mainz, den 2. März 1896. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Rothe. 
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11. 


Regulativ 
das Baden im Rbeine betreffend. 

Mit Beziehung auf Art. 296 des Polizeiftrafgejeges wird für 
die Provinzial-Hauptſtadt Mainz auf Antrag der Lofal-Bolizei- 
behörde und infolge Ermächtigung Großherzoglichen Mintjteriums 
des Innern vom 24. Yuni 1865 biermit, unter Aufhebung des 
Megulativs vom 10. Juni 1829, verfügt, wie folgt: 

8: 

Das Baden im offenen Rheine vom Ufer aus oberhalb und 
längs der Stadt iſt unterfagt; erlaubt iſt dasjelbe nur unterhalb 
der Stadt an den von der Polizeibehörde für geeignet erklärten Plägen. 

Die gefährlichen Stellen werden durch Warnungstafeln be: 
zeichnet und die Grenzen des gefabrlofen Badeplages mit Schwimm: 
pfählen abgejtedt. 

8 2. 

Das Aus: und Ankleiden darf nur in dem zum unentgeltlichen 
Gebrauche aufgejtellten, nach der Yandjeite zu auf die erforderliche 
Strede bin mit Brettern eingefaßten Badejchiffe geſchehen. 

83. 

Alle Badende haben ſich beim öffentlichen Baden und 

Schwimmen der Badehoſen zu bedienen. 
84. 

Zuwiderhandlungen werden nach Art. 296 des Polizei-Straf— 
gejeges mit 30 fr. bis 3 fl. bejtraft, injoweit nicht der Art. 341 
des Strafgejehbuchs*) wegen Verlegung der Schambaftigfeit An- 
wendung findet. 


Mainz, den 4 Juli 1865. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 





Jetzt S 183 des Neichs-Strafgejegbuche. 
39 
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12. 
Regulativ 
die Aufficht über die Brivat-Badeanſtalten betr. 


Mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
26. Juli 1878 zu Nr M. J. 9944 wird nach Anhörung der 
Stadtverordneten-Verſammlung für die BrovinzialsHauptitadt Mainz 
verfügt, wie folgt: 

81. 

Alle Beſitzer von Privat-Badeanſtalten auf dem Rhein ſind 
verbunden, ihre Etabliſſements alljährlich einer zweimaligen Unter— 
ſuchung unterziehen zu laſſen. 
| Die erjte Unterfuchung bat jedesmal vor der Eröffnung der 
Anjtalt jtattzufinden, die zweite Dagegen in der Mitte der Badejatjon. 

Dein Ermejien der Polizei: und Hafenverwaltung iſt es außer: 
dent freigejtellt, je nad Erfordernis noch weitere Unterjuchungen 
nad vorheriger Ermächtigung durch die Großh. Bürgermeiiterei 
Mainz anzuordnen. 

lleber den Befund der ABEND iſt protofollariich ein 
Regiſter zu führen. 


— 


SI 


Die Unterfuchung, welche durch den Hafenmeiſter und einen 
von der Großh. Bürgermeifterei Mainz zu bejtimmenden Schiffbauer 
vorgenommen wird, hat fich auf den Zujtand der Bade-Anjtalten 
im allgemeinen, insbejondere der denjelben zur Unterlage dienenden 
Schiffe und Floße, auf deren Aufjtellung und Befeftigung, ſowie auf 
die Beschaffenheit ſämtlicher Baſſins und Badezellen zu erjtreden. 


Alle bei der Unterfuhung wahrgenommenen Mängel find 


jofort zu befeitigen und die für notwendig erachteten Abänderungen 
unverzüglich zu betätigen. 
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8 4. 


Für jede Unterjuchung hat der Badehalter folgende Gebühr 
unaufgefordert an die Hafenkaſſe zu entrichten: 


a) bei Badejchiffen per m der Schiifslänge . . . 154% 
b) bei Badeanftalten auf Floßen oder m per qm 
des ‚plächengehaltes . . . . N 7 


Im ganzen darf jedoch die Gebühr f für eine einmalige Unter: 
juchung, welche den beiden Sacjverjtändigen zu gleichen Teilen zu: 
fällt, nicht weniger als 5 .M und nicht über 10 M betragen. 


SD. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorjtehenden Beſtimmungen tverden 
mit einer Geldjtrafe von 10—15 «A beitraft. Bei Nichtherftellung 
der angeordneten Arbeiten iſt die ſtädtiſche Behörde berechtigt, die: 
jelben auf Kojten der Eigentümer der Anjtalten vornehmen zu lafjen. 

Ss 6. 

Gegenwärtiges Negulativ tritt mit dent Tag der Beröffent- 
lihung im Mainzer Tagblatt in Kraft. 

Mainz, am 7. Auguft 1878. 

Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Du Mont. 


19. 
»olizei- Verordnung 


den Transport von ausgefchlachtetem Fleiſche über 
die Straße betreffend. 


— — 


Mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und der 
Juſtiz vom 28. April 1884 zu Nr. M. J. 10754 und nad An— 
39* 
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hörung der Stadtverordneten-Verſammlung wird für die Provinzial— 
Haunptftadt Mainz bejtimmt, was folgt: 


— 

Der Transport geſchlachteter Tiere oder von Teilen ſolcher, 
insbeſondere von Fleiſch, Blut, Fett und Eingeweiden darf auf den 
Straßen nur in derartigen Behältern oder in einer ſolch rein— 
lichen Umhüllung ſtattfinden, daß die zu transportierenden Gegen— 
ſtände dem Anblick des Publikums entzogen ſind und weder Vor— 
übergehende noch die Straßen verunreinigen können. 

S2, 

Zwoiderhandlungen werden auf Grund des $ 366 pos. 10 
des Neihs-Strafgejegbuches mit Geldjtrafe bis zu 60 M oder mit 
Haft bis zu 14 Tagen beitraft. 


Mainz, den 10. Mai 1884. 


Großh. Bürgermeifterei Main; : 
Dr. DuMont. 


14. 
»olizei-VBerordnung 
das Legen von Gift betreffend. 


Auf Grund des Artikels 78 der Kreis: und Provinzialordnung 
wird mit Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung 
des Großh. Minijteriums des „Innern vom 22. Oftober 1901 zu 
Nr. M. %. 31178 für den Kreis Mainz verordnet: 


81. 
Das Anslegen von Gift außerhalb der Hofreiten ift nur mit 
Genehmigung des Kreisamtes gejtattet. Das verdedte Auslegen 
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von Gift zwecks VBertilgung der Mäuſe und Hamſter wird von 
diejem Verbote nicht getroffen. 


82. 

Zuwiderhandlungen gegen das vorſtehende Verbot oder die 
ſeitens des Kreisamtes in dem Erlaubnisſcheine geſetzten Be— 
dingungen werden, inſoweit nicht höhere Strafen verwirkt ſind, mit 
Geldſtrafe bis zu 30 M beſtraft. 


Mainz, den 9. November 1901. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
v. Gagern. 


15. 
Regulativ 
die Aufſicht über die BSunde betreffend. 


Mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und 
der Juſtiz vom 11. Dezember 1890 zu Nr. M. J. 17863 wird 
nach Anhörung der Stadtverordneten-Verſammlung für die 
Provinzial-Hauptſtadt Mainz und deren Gemarkung angeordnet 
und verfügt, wie folgt: 


Sl. 

Es ijt unterfagt, biffige Hunde, einerlei welcher Art ynd 
Größe, jowie mit Ausnahme der Jagdhunde, die größeren Hunde, 
namentlich nachbezeichnete Raſſen: 

l. Bullenbeiger, 

2. Däniſche Doggen, 
3. Englifche Doggen, 
4. Ulmer Doggen, 

5. Leonberger Hunde, 
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6. Bernhardiner Hunde, 

7. Neufundländer Hunde, 

8. Zieh: und Metzgerhunde 
und Die aus den Kreuzungen diejer Raſſen entjtannnenden Hunde 
frei umberlaufen zu laſſen. Dieje Hunde müjfen mit einem das 
Beißen wirfjam verhindernden Maulforb verfehen fein. 

innerhalb der bewohnten Teile der Stadt find Diejelben 

außerdem an einer furzen Yeine zu führen. 


8 2. 


Alle nicht unter S 1 begriffenen Hunde, einjchlieglich der 
nicht biſſigen Jagdhunde, ſind innerhalb der Stadt entiveder an 
einer furzen Leine zu führen oder haben einen das Beißen ver: 
bindernden Dlaulforb zu tragen. 

83. 

Das Mitnehmen der in 8 1 bezeichneten Hunde in die „Neue 
Anlage” iſt unterjagt. 

In den in der Stadt und Deren Umgebung befindlichen 
öffentlichen gärtnerischen Anlagen und längs derjelben müſſen alle 
Hunde immer angebunden geführt werden. Für die Beachtung 
diefer Anordnungen und für die Vergütung des durch die Hunde 
verurjachten Schadens jind die Hundebeſitzer verantwortlich). 


S 4, 

In öffentliche Gebäude, jowie auf die Friedhöfe dürfen Hunde 
nicht mitgebracht werden, in Wirtjchaftsräumen müſſen Ddiefelben 
an einer furzen Leine gerührt werden. 

85. 

Jeder Hund muß eine für das laufende Jahr gültige Steuer: 
marke tragen, welche auf dem Stenerbureau der Bürgermeifteret 
ausgegeben wird. 

$ 6. 

Zwviderhandlungen gegen Die vorjtehenden Beltimmungen 

werden mit einer Geldbuße von 1 bis 20 4 für jeden einzelnen 
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Fall bejtraft, unbeſchadet der Beltimmungen des 8 367,11 des 
Reichs: Strafgejegbuchs. 
> 

Wer zur Nachtzeit einen Hund ohne Aufjicht auf der Straße 
umberlaufen läßt, verfällt in Gemäßheit des Art. 256 des Polizei: 
Strafgejeges in eine Strafe von 1 :M bis 3 «AM 50 4. 

Gleiher Strafe "unterliegt nah Art. 257 des B.-Str.:G. 
derjenige, welcher eine läufige Hindin auf die Straße fommen 
läßt, ohne daß diejelbe angebunden geführt wird. 


S 8. 

Frei umherlaufende Hunde, welche feinen Maulforb oder nicht 
die fvorichriftsmäßige Kontrollmarfe tragen, werden, jofern nicht 
der Eigentiimer zur Stelle iſt und den Hund jofort in Gewahrjam 
nimmt, als berrenlos eingefangen und nach 3 Tagen, wenn jte 
nicht vom Beliger abgeholt find, getötet. 

Iſt der Eigentümer zur Stelle, jo wird demſelben der Hund 
zwar überlajien, aber unter Aufnahme emes Protofolles zwecks 
itrafrechtlicher Verfolgung. 

Für jeden eingefangenen Hund hat der Waſenmeiſter beim 
Abholen dejjelben ein ‚zanggeld von 2.4 und eim ‚yuttergeld von 
40 9 täglich von dem Eigentümer zu beanfpruchen. 

s 9. 

Der Waſenmeiſter darf eimen eingefangenen Hund erjt dann 
zurüdgeben, wenn der Polizei der Nachweis geliefert wird, daß 
der Hund angemeldet iſt. 

Ss 10. 

Gegenwärtige Berordnung tritt mit dem 1. „Januar 1891 
in Kraft. 

Alle entgegenjtehende Borjchriften find aufgehoben. 


Mainz, am 22. Dezember 1890. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 


Dr. Oechsner 
DOberbürgermeiiter, 
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XIX. Sewerdepolüki. 


1. 
»Polizei- Verordnung 


die Ronfeflionellen Feiertage betreffend. 

Gemäß der Verordnung vom 31. Auguft 1895, die Be- 
ſtimmung der Feittage im Sinne der 88 105a ff. der Gewerbe: 
ordnung betreffend, wird mit Grmächtigung Großherzoglichen 
Minitertums des Innern und der Jultiz vom 20. I. Mis. zu 
Kr. DM. 3. 20899 und unter Zuftimmung des Kreis-Ausſchuſſes, 
nach Anhörung der Xofal-Bolizeibehörden und Gemeindevertretungen, 
für den Kreis Mainz verordnet, was folgt: 

81. 

Neben den regelmäßig auf einen Sonntag fallenden Feſttagen 
jowie dem Neujahrstag, Ditermontag, Chriſti Himmelfahrtstag, 
Biingitmontag und erjten umd zweiten Weihnachtsfeiertag gelten 
als allgemeine Feittage im Sinne der den Arbeiterjchuß bezwecken— 
den Vorjchriften der Gewerbeordnung: 

1. in der Stadt Mainz und den Gemeinden Kajtel, Koſtheim, 
Laubenheim und Weifenau der Karfreitag, der Fronleich— 
namstag, Mariä Himmelfahrt und Allerheiligen; 

2. in den Gemeinden Bregenheim, Budenheim, Drais, Ebers— 
heim, Finthen, Gau-Biſchofsheim, Gonjenheim, Hechtsheim. 
Klein-Winternheim, Mearienborn, Mombach, Nieder-Olm, 
Ober-Olm, Sörgenloch und Zornheim der Fronleichnam: 
tag, Mariä Himmelfahrt und Allerheiligen ; 
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3. in Hargheim der Karfreitag und Fronleichnamstag; 
4. in Eſſenheim und Stadeden der Karfreitag. 


82. 
Dieje Verordnung tritt alsbald in Straft. 


Mainz, den 24. Juli 1896. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
3. B.: Dr. Wolf. 


2. 
Ortsſtatut 


betreffend die Sonntagsrube im Sandelsgewerbe. 





Auf Grund der SS 4la, 105b Ab. 2 und 3, 142 und 146a 
der Gewerbeordnung für das Deutjche Reich, nach Anhörung von 
Vereinigungen beteiligter Handelägewerbetreibender und Handlungs: 
gehilfen, in Gemäßheit Bejchluffes der Stadtverordneten-Berfamm: 
lung vom 1. Juni 1904 und mit Genehmigung Großherzoglichen 
Minifteriums des Innern vom 8. Juni 1904 zu Nr. M. J. I 
4761 wird hiermit für den Bezirk der Stadt Mainz folgendes 
beitimmt. 

Sl. 

Im Handelsgewerbe dürfen Gehilfen, Lehrlinge und Arbeiter 
— inſoweit nicht die zuftändigen Behörden Ausnahmen zulaffen — 
am eriten Weihnachts-, Oſter- und Pfingitfeiertage überhaupt nicht, 
im übrigen an Sonn: und Felttagen nur innerhalb der nachitehend 
angegebenen Zeiten bejchäftigt werden, nämlich: 

a) in der Zeitungsjpedition von 6 bis 9 Uhr vormittags; 

b) in Fabrik-, Engros:, Bank-, Berficherungs:, Spedittong= und 
Warenagentur:Geichäften von 8 bis 9'/. Uhr vormittags; 

c) in Ladengejchäften und jonjtigen offenen Berkaufsitellen 
von 11 Uhr vormittags bis 1 Uhr nachmittage. 
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Auf die Beichäftigung von Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern 
im Gejchäftsbetriebe von Konſum- und anderen DBereinen finden 
dieje Beitimmungen entiprechende Anwendung. 

Ausgenommen von der Beitimmung unter c ijt jedoch Die 
Beichäftigung von Gehilfen, Lehrlingen und Arbeitern in offenen 
Verfaufsftellen nachjtehender Art: 

1. Milhhandlungen, Fiihhandlungen und Mebgereien, 
. Bädereten und Konditoreien, 
. Tabaf:, Zigarren und Rauchutenfilien-Handlungen, 
. Blumenhandlungen und Gärtnereien, 
. Roheishandlungen. 

Die Stunden, während welcher die Beichäftigung in derartigen 
Berfaufsitellen tattfinden darf, werden durch die Ortspolizetbehörde 
(Großh. Bürgermeijterei Mainz) und die höhere Verwaltungs: 
behörde (Großh. Kreisamt Mainz) auf Grund der 88 105b Ab- 
ja 2 und 105e der Gewerbeordnung innerhalb der dort geregelten 
Zuſtändigkeit bejonders feitgejeßt. 

8 2. 

Für die legten vier Wochen vor Weihnachten, ſowie für ein- 
zelne Sonn und Feſttage, an welchen örtliche Verhältniſſe einen 
erweiterten Geſchäftsverkehr erforderlich machen, kann die Bürger: 
meifterei eine Vermehrung dev Stunden, während welcher die Be: 
Ichäftigung jtattfinden darf, bi8 auf 10 Stunden zulafien. 

S 3. 

Soweit nach vorjtehenden Beitimmungen Gehilfen, Lehrlinge 
und Arbeiter im Handelsgewerbe an Sonn: und Feſttagen nicht 
bejchäftigt werden dürfen, darf in offenen Berfaufsjtellen ein Ge- 
werbebetrieb an diefen Tagen nicht jtattfinden. Dieſe Vorichrift 
findet auf den Gejchäftsbetrieb von Konjum: und anderen Vereinen 
entiprechende Anwendung ($ 4la ©.-D.). 


S 4. 
Allgemeine Feſttage im Sinne dieſer jtatutarijchen Ber 
timmungen find neben den regelmäßig auf einen Sonntag 


> 00 10 


on 


XIX. Gewerbepolizei. 619 


fallenden Feittagen: der Neujahrstag, Karfreitag, Djtermontag, 
Chriſti Himmelfahrtstag, Pfingitmontag, Fronleichnamstag, Mariä 
Himmelfahrtstag, Allerheiligentag und der erite und zweite Weih- 
nacht3fetertag. 

Zuwiderhandlungen gegen dieſes Ortsftatut werden mit Öeld- 
itrafe bis zu 600 «AM oder im Unvermögensfalle mit Haft beitraft. 
S 6. 

Diejes Ortsſtatut tritt mit dem 1. Suli 1904 in Kraft. 


Mainz, den 22. Juni 1904. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeiſter. 
3. 
Reglement 


betreffend das VRoligzeiſtrafgeſetz, insbeſondere die 
dem Brot aufzudritkenden Beichen. 

Nach Anhörung der Xofalpolizeibehörde und mit Genehmigung 
Sropberzoglichen Miniteriums des Innern wird hierdurch mit 
Bezugnahme auf Art. 187 des Wolizeijtrafgejeßes für die Stadt 
Mainz verfügt: 

Die Bäder haben dem zum Berfauf bejtimmten Schwarzbrot 
jeder ein bejondered3 Zeichen aufzudrüden, das von der Polizei— 
behörde bejtimmt wird. Zumwiderhandlungen hiergegen werden mit 
eıner Geldbuße von 30 Kreuzer bis 2 Gulden bejtraft. 


Mainz, den 11. Januar 1867. 
Großh. Kreisamt Mainz: 


Schmitt. 
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4. 
Reglement 


die Aufbeßbung der Brottaxe und den Perkauf 
von Brot in der Htadt Mainz Betreffend. 

Auf Antrag der Yofalpolizeibehörde und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Minifteriums des Innern wird hierdurch mit 
Bezugnahme auf Art. 184 des Polizeiſtrafgeſetzes für die Stadt 
Mainz verfügt: 

sl. 

Der Verfauf von Schwarzbrot unterliegt bis zu andermweiter 
Verfügung feiner Tarbejtimmung mehr durch die Polizeibehörde, 
wie folches bisher jchen bei den iibrigen Bäcerwaren der Fall war. 


NS» 
S . 


Die Bäder und Brotverfäufer jind verpflichtet, wöchentlich) 
und zwar ;jreitags nach beendigtem ‚ruchtmarft und längjtens 
Samstags vor neun hr morgens, der Großherzoglichen Bürger: 
meilterei die von ihmen unterzeichneten Anzeigen der Preiſe und 
Gewichte zu übergeben, nach denen jie während der nächſten Woche 
ihr Schwarzbrot (Noggen= oder jogenanntes gemijchtes Brot) ver: 
faufen wollen. Dieje Anzeigen werden dur das Samstag Abend 
erjcheinende Wochenblatt veröffentlicht und treten vom nächjten 
Sonntag bis zum folgenden in Kraft; während diefer Zeit find die 
angegebenen Preife und Gewichte von den Bädern und Brodver: 
fäufern auf einer in ihren Yäden aufzuhängenden Tafel deutlich 
und lejerlich anzujchreiben. 

83. 

Bäcker und Brotverkäufer dürfen bei Vermeidung einer Strafe 
von einem bis zu zehn Gulden, in Wiederholungsfällen einer 
ſolchen von drei bis dreißig Gulden, während dem beſtimmten Zeit— 
abſchnitte nur nach jenen von ihnen feſtgeſetzten Preiſen und Ge— 
wichten Brot verkaufen, und ſind bei Vermeidung einer Strafe 
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von 30 fr. bis ein Gulden 30 fr. jene Preisverzeichnifie in der 
angegebenen Weiſe anzufchreiben. 

Die Unterlaffung der Anzeige der Preife innerhalb der be- 
jtimmten Zeit zieht eine Strafe von 30 kr. bis 1 fl. 30 fr. nach fidh. 


Mainz, den 11. Januar 1867. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


- —  .0.-- - — 


Reglement 


das Aufftellen einer Wage mit den erforderlichen 
geeichten Gewichten in den WVerkaufslokalen der 
Bäder und Verkäufer von Backwaren betreffend. 





Auf Antrag der Xofalpolizeibehörde wird auf Grund- des 
S 74 der deutjchen Gewerbeordnung zufolge Ermächtigung des 
Großh. Miniitertums des Innern vom 23. Oftober 1872 zu Nr. 
M. J. 12855 nachträglich zu dem Reglement vom 11. Januar 
.1867, die Aufhebung der Prottare und den Verkauf von Brot in 
der Stadt Mainz betreffend, verfügt: 


$1. 

Jeder Bäder und Verkäufer von Backwaren in Mainz wit 

Sartenfeld und Zahlbach it verpflichtet, in jeinem Berfaufslofale 

jtet3 eine vorjchriftsmäßige, geitempelte Wage mit den erforderlichen 

geeichten und gejtempelten Gewichten aufzujtellen und die Be— 

nügung derjelben zum Rachwiegen der verfauften Badwaren zu 
geitatten. 
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8 2. 

Zuwiderhandlungen unterliegen nach Art. 3 pos. 8 des Gr 

jeßes vom 10. Oftober 1871 den Strafbeitimmungen der Art. 184 
bis 187 des Polizeiſtrafgeſetzes. 


Mainz, den 31. Dftober 1882. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


6b. 
Ortsſtatut 


für den Betrieb des Rfandleihßgewerbes in der 
Stadt Mainz. 


Dit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Verſammlung und mit 
Genehmigung Großh. Minijteriums des Innern vom 11. März 1902 
zu Mr. DM. J. 5741 wird hierdurch in Gemäßheit der SS 34 und 
142 der Neichsgewerbeordnung und des $ 54 der Verordnung 
vom 22. September 1900, betreffend den Vollzug der Gewerbe: 
ordnung für das Deutjche Meich in der Faſſung des Abänderungs- 
gefeges vom 30. Juni 1900, beftimmt: 

— 

Die Erlaubnis zum Betriebe des Pfandleihgewerbes im Be— 
zirfe der Stadt Mainz darf nur dann erteilt Werden, wenn ein 
Bedürfnis hierfür vorhanden und nachgewiejen tft. 

S 2. 

Gegenwärtiges Ortsjtatut tritt mit dem Tage jeiner Ver: 
fündigung in Wirkjanteit. 

Mainz, den 18. April 1902. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Schmidt 


Beigeordneter. 
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T. 


»Polizei- Verordnung 
betreffend die Ausführung der Sailerlichen Wer: 
ordnung vom 9. Juli 1900 und der Bekannt: 
macbung des Weicdskanzlers vom 13. Juli 1900, 
Bier: Anzeigepflicht der Motoren. 


1 — 


Auf Grund des Artikels 78 der Kreis- und Provinzialordnung 
vom 12. Juni 1874 wird mit Zujtimmung des Kreisausjchuffes 
und mit Genehmigung Groß). Miniiteriums des Innern vom 
29. Dftobes 1901 zu Nr. M. 3. III 5947 für den Kreis Mainz 
verordnet, was folgt: | 

Ss 1. 

Jeder Gewerbetreibende, in deſſen MWerfitätte ein Durch 
elementare Kraft (Dampf, Wind, Waller, Gas, Luft, Elektrizität 
u. j. mw.) bewegtes Triebwerk in gleichviel welchem Umfang zur 
Verwendung kommt, hat die erfolgte Aufitellung und Inbetrieb— 
nahme innerhalb 8 Tagen nach Beginn der leßteren der Orts— 
polizeibehörde anzuzeigen. 

S 2. 

Jeder Gewerbetreibende, der 3. Zt. des nfrafttretens diejer 
Bolizeiverordnung in jeiner Werfjtätte einen Motor der in S 1 be- 
zeichneten Art benußt, hat dies bis zum 30. Januar 1902 der 
Ortspolizeibehörde anzuzeigen. 

83. | 

Zuwiderhandlungen gegen die VBorjchriften in den SS 1 und 2 
werden mit Geldjtrafen bis zu 30 .M beitraft. 

84. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung im 

Kreisblatte in Kraft. 


Mainz, den 21. Dezember 1901. 


Großh. Kreisamt Mainz 
von Gagern. 
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8. 
»ofizei-Berordnung 


betreffend den Betrieb von mechaniſchen Murfik: 
infirumenten. 





Mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern vom 
3. April 1901 zu Nr. M. 3. 5412 und nach Anhörung der Stadt: 
verordneten » Berjammlung wird auf Grund des Art. 56 der 
Städte-Ordnung für die Stadt Mainz ee Polizei⸗ 
Verordnung erlaſſen. 


BL, 

Mechaniſche Weufilinftrumente, insbeſondere Orcheſtrions, 
Orgeln. Harmonikas und ähnliche Inſtrumente dürfen in Wirt: 
ſchaften und in jonjtigen öffentlichen Lokalen nur in der Zeit von 
4 Uhr nachmittags bis 10 Uhr abends in Betrieb gejegt oder 
in Benußung genommen werden. 


832. 

An den erſten Tagen der drei hohen chriſtlichen Feſte und 
deren Vorabenden, ſowie in der ganzen Karwoche mit Eiuſchluß 
des Palmſonntags dürfen die in $ 1 genannten Inſtrumente über: 
haupt nicht betrieben oder benußt werden. 


S 3. 
Zuwiderhandlungen gegen die voritehenden Beltimmungen 
ziehen Geldjtrafen bis zu 30 M für jeden einzelnen Fall nad 


jich, unbejchadet etwaiger höherer Strafen auf Grund des S 360 
R. St. G. B. ımd des Nrt. 229 P. St. G. B. 


834. 

Während der Dauer der Meſſe und bei beſonderen Anläſſen 
kann die in & 1 vorgeſehene Spielzeit durch = Polizeiamt ver: 
längert werden. 
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$ 5. 
Dieje Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1902 in Kraft. 
Mainz, am 25. April 1901. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


9. 
»olizei-Berordnung. 


Auf Grund des Art. 78 des Geſetzes, betreffend Die innere 
Verwaltung und die Bertretung der Kreiſe und Provinzen vom 
12. Juni 1874, wird mit Zuftimmung des Kreisansfchuffes des 
Kreiies Mainz und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des 
Innern zu Nr. M. 3. 3046 vom 7. Februar 1899 für den Kreis 
Mainz folgende Polizei-Verordnung erlafen. 


— 

Die Anbringung von Reklameſchildern und andern gleich— 
artigen Geſchäftsanpreiſungen im Freien außerhalb der geſchloſſenen 
Drtichaften it verboten. 


* ” 
S 


_- + 


Bereits bejtehende Anlagen der in S 1 genannten Art Find 
bis zum 1. Mai 1899 zu bejeitigen. 


Ausnahmen von den in S 1 und 2 enthaltenen Vorjchriften 
fann im beionderen Fällen das Großherzogliche Kreisamt Mainz 
geitatten. 

40 
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84. 
Zuwiderhandlungen werden mit Geldſtrafe von 10—30 „A ge 
ahndet, an deren Stelle im Unvermögensfalle entiprechende Haft tritt. 


$ 5. 


Dieje Polizeis-Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Berfün: 
digung in SKreisblatte in Kraft. 


Mainz, den 16. Februar 1899. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
I. V.: Dr. Göttelmann. 





S 
ID 
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XX. Sghiffahrtspolizei. 


De 


J. 


Bekanntmachung 


das Ichnelle Fabren der Dampfſchiffe am Rhein— 
ufer bei Mainz betreffend. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierungs-Kommiſſion 
des Negierungsbezirts Mainz. 

Nach Anficht eines Berichts des Großh. Bürgermeifters der 
Stadt Mainz vom 9. d. Mits., befchwerende Anzeige enthaltend, daß 
durch das Norbeifahren der Dampfboote mit voller Kraft an den 
an dem Ufer im Bereiche der Ztadt befindlichen Badeanitalten 
nicht blos dieſen Anjtalten jelbit, jondern auch den ſich augen= 
blicklich darin befindlichen ‘PBerjonen Gefahr bereitet wird, welcher 
durch angemejjenes Verbot vorzubeugen als dringende Pflicht 
erjcheint ; 

Eingejehen die Allerhöchite Verordnung vom 27. April 1851 
(Hegierungsblatt Nr. 10), „das Befahren des Rheinſtroms be— 
treffend", imsbejondere deren $ 2 am Schlufje, welcher gejtattet, 
durch bejondere Bezirks: Poltzeivorschriften, nach dem lofalen Be: 
dürfniffe, die Erfüllung der im erjten Abjage des Art. 1 dieſer 
allerhöchiten Verordnung den Schiffsführern auferlegten Verpflich— 
tungen zu jichern, verfügt hiermit: 

l. Sobald ein Dampfboot bei jeiner VBorbeifahrt an den 
im Bereich des Gebietes der Stadt Mainz am Rheinufer 
vorhandenen Badeanjtalten genötigt tt, ſich dieſen An— 
jtalten bis auf 150 Fuß und weniger zu nähern, jo jollen 

40* 
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die Führer diefer Boote (Schiffsfapitäne) gehalten jein, 
ſowie das Schiff an der Stelle, wo eine Badeanjtalt ich 
befindet, anlangt, die Kraft der Majchine derart mäßigen 
zu lafjen, daß der durch die Schaufelräder hervorgebradhte 
MWellenfchlag nicht nur vermindert, jondern daß Diejer 
Wellenichlag unter feinen Umſtänden den gedachten An— 
jtalten und den darin ſich aufhaltenden Menjchen Ichädlich 
oder gefährlih werde, und es darf die Machine auch 
nur alsdann wieder in volle Tätigkeit gejegt werden, 
wenn das Dampfichiff wenigjtens 150 Fuß weit von der 
paſſierten Badeanjtalt entfernt it. 

2. Kontraventionen gegen Die gegenwärtige Verfügung ſollen 
gegen die jchuldigen Kapitäne mit dem in S 1 der Ver: 
ordnung vom 27. April 1851 vorgejehenen Strafen und 
zwar vorzugsweije mit der darin vorgemerften Gefängnis: 
jtrafe geahndet werden. 

3. Der Großh. Birgermeijter der Stadt Mainz ijt beauf: 
tragt, dieſe Verfügung in dem biefigen Hafen zu publi— 
zieren und außerdem noch zur jpeziellen Kenntnis der 
Agenten aller Dampfſchiffahrts-Geſellſchaften zu bringen, 
zur Bedeutung ihrer Kapitäne. 


Mainz, am 13. Juni 1851. 


Schmitt. 
2. 
Regulativ 
Verſchluß der LSandungsbrücden der Dampflchiffe 
befreffend. 


Da die Erfahrung neuerdings gelehrt hat, wie leicht durch 
eine Verwechjelung der Dampfichitf-Anlandungsbrüden am Rhein 
mit der Schiffbrüce zur „Zeit der Dunkelheit oder jtarfen Nebels 
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beflagenswerte Unglücsfälle veranlapt werden fönnen, jo wird mit 
Genehmigung Großh. Ministeriums des mern hiermit verfügt, 
wie folgt: 

Art. 1. 

Sämtlihe Landungsbrüden der Dampfichiffe zu Mainz und 
Ktajtel find mit wenigftens 5 Fuß hohen, wohlverschließbaren 
Gittertüren zu verjehen. 

Art. 2. 

Zur Zeit, während welcher die Yandungsbrücen nicht benußt 
und beaufjichtigt werden, insbejondere zur Zeit der Dunkelheit oder 
jtarfen Nebels find die Gittertüren wohlverjchloffen zu halten und 
die Agenten der verjchiedenen Dampfichiffahrtsgejellichaften unbe: 
ſchadet ihres Rückgriffs gegen Dritte für die genaue Befolgung 
diejer Anordnung verantivortlich, deren Ueberwachung der Polizei 
und Hafenauflichtsbehörde zur befonderen Pflicht gemacht wird. 


rt. 3. 


Zwviderhandlungen gegen dieſe VBorfchriften werden mit einer 
‘Bolizeijtrafe von 1 bis 7 Gulden geahndet, welche im Fall der 
Uneimbringlichfeit mit Gefängnis mit einem Tage für jeden Gulden 
zu verbüßen iſt. 


Mainz, den 31. Dezember 1852. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 
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»Polizei- Verordnung 


betr. das gewerbsmäßige PVerleiben von Nachen 
und Gondeln, fowie den Pienft der Macenfübrer 
auf dem Rhein und Main. 





Mit Genehmigung des Großh. Mintfteriums des Innern vom 
10. Juli 1901 zu Nr. M. J. 22208 wird nach Zujtimmung des 
Kreisausichuffes auf Grund des S 37 der Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869, ſowie des Art. 78 der Kreis: und Provinzial: 
ordnung vom 12. Juni 1874 für die Stadt Mainz und die Ge 
meinden Budenbeim, Kaſtel, Yaubenheim, Mombach, Koſtheim, ſowie 
Weiſenau verordnet, wie folgt: 


UR 
— 


Wer gewerbsmäßig: 
a) Nachen, Kähne, Gondeln, Segelboote oder andere ähnliche 
zur Perſonenbeförderung dienende Fahrzeuge verleihen, 
b) mit ſolchen Fahrzeugen Perſonen entweder ſelbſt befördern 
oder durch ſeine Bedienſteten oder Angehörigen befördern 
laſſen will, 
bedarf hierzu der ſchriftlichen Erlaubnis der Ortspolizeibehörde. 
Diefe Erlaubnis kann nur im jederzeit widerruflicher Weiſe und 
nur an nüchterne, unbejcholtene, zuverläflige und des Fahrens voll 
fommen fundige Perſonen erteilt werden; fie iſt auch für diejenigen 
Perſonen — Bedienſtete oder Angehörige — zu erwirken, welche 
von dem Nachenführer oder Verleiher in feinem Gewerbebetriebe 
verwendet werden jollen. Die vorbezeichneten Perſonen baben ibren 
Erlaubnisichein und ein Exemplar Ddiefer Verordnung bei Aus- 
übung des Gewerbes ſtets bei Sich zu führen und auf Verlangen 
den PBolizeiorganen jowohl, wie den ‚Fahrgäften vorzulegen. 
Der Nachenführer darf fich nur der eignen ‚Fahrzeuge oder 
derjenigen feines Dienjtherrn bedienen. Fahrzeuge anderer Beliter 
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Dürfen nur mit deren ansdrüclicher Erlaubnis benußgt werden. 
Diefe Erlaubnis darf nicht allgemein, jondern nur von ‚Fall zu 
Fall erteilt werden. 

2, 

Die zum gewerbsmäßigen Berleihen bejtimmten und von 
Nachenführern und deren Bedieniteten in ihrem Gewerbebetrieb ver: 
wendeten ‚Fahrzeuge dürfen erſt in Gebrauch genommen werden, 
nachden diejelben von der Ortspolizeibehörde nach Prüfung durch 
einen von derjelben zu bezeichnenden Schiffbauer oder jonjtigen Sach: 
verjtändigen als fahrtüchtig und mit den nötigen ‚Fahr: und Aus: 
rüjtungsgegenitänden verjehen befunden worden jind. 

S 3, 

Die zum Verkehre zugelaffenen ‚Fahrzeuge müſſen jtets in 
reinlichen, gutem und insbejondere waſſerdichtem Zuftande erhalten 
werden. Sie jind auf Weifung der Ortspolizeibehörde durch den 
gemäß $ 2 beitellten Sachverjtändigen alljährlich des Oefteren, 
insbeſondere nach jeder größeren Herſtellung des Nachens einer 
Nachprüfung binfichtlich ihrer Brauchbarfeit und Fahrtüchtigkeit 
zu umterzieben. Die Nachprüfung bat ich jedesmal auf die äußere 
und die innere Seite des Nachens zu erjtreden. ‚Falls ſich hierbei 
oder ſonſtwie ihre Untüchtigfeit ergeben ſollte, ſind ſie bis zu ihrer 
Inſtandſetzung außer Verkehr zu jtellen und vom Rheinufer zu 
entfernen, jo daß ihre Benutzung nicht möglich it. Won jeder 
größeren Herſtellung des Fahrzeuges iſt der Ortspolizeibehörde von 
dem Eigentümer oder Schiffer Anzeige zu eritatten. Das Beitreichen 
der ‚Fahrzeuge mit Teer vor der erjten Betchtigung und vor den 
jpäteren Belichtigungen tft unterfagt, mr das Delen der Nachen 
iſt geitattet. 

84 

Die Koſten der Unterſuchung und Nachprüfung tragen die 
Eigentümer der Fahrzeuge. Für die Prüfung eines jeden zum ge— 
werbsmäßigen Verleihen beſtimmten Fahrzeugs hat der Eigentümer 
desſelben bei der erſtmaligen Prüfung eine Gebühr von 1 .%, bei 
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einer jeden jpäteren Unterfuchung eine Gebühr von 50 J an die 
Gemeinde: bezw. Stadtkaſſe zu entrichten. 


Die Polizeibehörde bat die als brauchbar befundenen Fahr— 
zeuge unter Angabe des Eigentümers und der Tragfäbigfeit in 
einem Negijter zu verzeichnen, auch den Befund der Unterfuchung 
protofollarifch im Regiſter zu beurfunden. 

Ss 6. 

Auf jedem ‚Fahrzeug der in $ 2 erwähnten Art, und zwar 
auf dejjen beiden Seiten, hat der Eigentümer die Nunmer, voelche 
dasjelbe in dem vorerwäbnten Negijter erhalten bat, jowie die Zabl 
der zuläfligerweije in dasjelbe aufzunehmenden Perſonen an leicht 
fichtbarer Stelle anbringen zu laſſen. Die Auffchrift ift mit 10 cm 
boben Bıuchftaben in jchwarzer Delfarbe auf weißem Grunde und 
in folgender ‚Faflung auszuführen: „Nr. . . . für... . Berfonen“, 
darunter in fleiner Schrift: „bei Nacht und bei Nebel für . 
Perjonen“. 

7 

Das Befahren des Rheins und Mains einschließlich der Hafen: 
anlagen zu VBergnügungszweden mit ‚Fahrzeugen der in $ 1 be 
zeichneten Art iſt bei Hochwaſſer, bei ſtürmiſchem Wetter, bei dichten 
Nebel und bei jtarfem Eisgang unterjagt. 

Sogenannte Grönländer dürfen zum Befahren des offenen 
Mbeinitromes überhaupt nicht vermietet werden. 


Das Verleihen von ‚Fahrzeugen aller Art an junge Yeute 
unter 16 Jahren und des Fahrens nicht durchaus fundige Perſonen 
it nur zum Gebrauch in den Sicherheitsbäfen geitattet. Solchen 
Berjonen jowie Betrunfenen iſt das Befahren des offenen Rheins 
und Mains nur in Begleitung einer erwachjenen, im Fahren voll: 
jtändig kundigen Perſon in demſelben Fahrzeug gejtattet. Das 
Berleiben von FFabrzeugen an Betrunfene iſt verboten. 
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89. 

Auf die Mitglieder von Rudervereinen, die ſich als ſolche 
ausweiſen, desgleichen auf Schiffer von Beruf, finden die vor— 
ſtehenden Beſtimmungen, inſoweit es ſich um die Benutzung eigner 
Fahrzeuge zu Vereins- oder Berufszwecken und nicht um Hingabe 
von Fahrzeugen an dritte Perſonen (Nichtmitglieder des Ruder— 
vereins oder Nichtſchiffer) oder Beförderung ſolcher Perſonen handelt, 
keine Anwendung. 

s 10. 

Gegen Die VBerjagung der nach S 1 oben erforderlichen Ex: 
laubnis iſt Bejchwerde an das Großh. Kreisamt Mainz zuläflig. 
Ueber den Rekurs gegen den in $ 1 vorgejehenen Widerruf der 
erteilten Erlaubnis ‚entjcheidet der Kreisausfchuß. 


Ss 11. 

Die Nachenführer ſowie ihre Bedienfteten müſſen den auf die 
Berörderung von Perſonen bezüglichen Anweiſungen der Polizei: 
beantten jowie den etwaigen bejonderen Konzejlionsbedingungen un— 
bedingt nachkommen. Sie, ſowie ihre Bedienfteten, dürfen ſich nur 
“an den ihnen polizeilich angewiefenen Standplägen und nur in 
jolcher Weiſe aufitellen, daß fie den Straßen: und Hafenverkehr 
nicht beeinträchtigen. 

8 12. 


Den in $ 1 bezeichneten Perſonen iſt unterjagt: 
a) in beläftigender Weiſe mit Worten oder Zeichen ihre Dienjte 
anzubieten oder durch Dritte anbieten zu laſſen, 
b) während ihrer Dienitverrichtungen Tabak oder Zigarren 
zu rauchen, 
c) Irinfgelder zu fordern. 
8 13. 
‚seder auf feinem Standplatz anweſende Nachenfübrer tt ver- 
pflichtet, die im Tarife aufgeführten Dienfte für den tarifmäßigen 
Preis ummeigerlich zu übernehmen, jowie alsbald und auf dem 
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fürzeiten Wege auszuführen. Diejelben ind gehalten, auf die ihnen 
aufgetragenen Fahrten auf Verlangen des Beitellers fünf Minuten 
zu warten. Betrunfenen Perjonen kann Die Fahrt vom Wachen: 
füihrer verweigert werden. 

8 14. 

Den Nachenführern it es jtrengitens unterjagt, eine grüßere 
Anzahl von Perfonen in ihren Machen aufzunehmen als bei der 
letzten polizeilichen Reviſion für zuläflig erflärt worden it. 

8 15. 

Zur Nachtzeit und bei Nebel dürfen nur halb jo viele Perſonen 
in den Nachen aufgenommen werden, als bei der legten polizeilichen 
Reviſion für zuläfltg erflärt wurde. 

8 16. 

Zur Nachtzeit benütte Nachen müſſen mit einem hellbrennenden 
weisen Yichte verjeben jein, welches an einem Maſte in der Höhe 
von mindeſtens 3 m über dem Waſſerſpiegel ſicher zu befejtigen iſt, 
ſo daß es von allen Seiten deutlich ſichtbar iſt. 


817. 
Der Regel nach darf weder der Dienſt eines Packträgers von 


einem Nachenführer, noch der eines Nachenführers durch einen 
Packträger übernommen und ausgeführt werden. 
8 18. 

Die Nachenführer ſind verpflichtet, die von ihnen benützten 
Nachen ſtets in der polizeilich angeordneten Reihenfolge an den 
dafür beſtimmten Stellen anzulegen und auch, ſo lange ſie am 
Ufer liegen, dieſe Reihenfolge einzuhalten. Auch haben dieſelben 
dafür zu ſorgen, daß das erforderliche Schiffsgeräte immer in 
gutem Zuſtande, ſowie daß die Nachen und Sitzbänke ſtets rein— 
gehalten ſind. 

Ss 19. 

Wer gewerbsmäßig Nachen gegen Entgelt verleiht, iſt gebalten, 

jtets einen geprüften Wachen, welcher für mindeſtens 10 Berfonen 
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bei Tagesfahrt polizeilich zugelaffen ift, jowohl bei Tag als auch 
bei Nacht als Nettungsboot an einer von der Polizei zu be 
ſtimmenden Stelle des Ufers bereit zu balten. 

$ 20. 

Zwwiderhandlungen gegen die Vorjchriften Ddiejer Verordnung 
werden mit einer Seldjtrafe von 1—30 M geabndet, jofern wicht 
die einschlägigen VBorjchriften der Meichsgewerbeordnung vder der 
allgemeinen ſchiffahrtspolizeilichen Borjchriften jchärfere Strafen 
androben. Außerdem kann den Schiffern von der Ürtspolizei: 
behörde die ihnen nach S 1 erteilte Erlaubnis widerrufen werden. 
Der Widerruf der Erlaubnis bat namentlich bei jeder Aufnabme 
einer größeren als der eichmäßig erlaubten Zahl von ‘Perjonen um 
Fahrzeug zu erfolgen. 

8 21. 

(Hegemvärtige Polizei-Verordnung tritt mit dem Tag der Ver: 
öffentlichung in Kraft. Die vor dieſem Tage erteilten Erlaubnis: 
Icheine verlieren nıtt Diefen Tage ihre Gültigkeit. 

Alle entgegenjtebenden Beſtimmungen find aufgehoben. 


Mainz, den 6. Auguſt 1901. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
J. V.: Dr. Steeg. 


4. 
»olizei-DBerordnung 


für den reis Mainz mit Rusnabme des Hafen— 
geBietes der Stadt Mainz, die Benutzung des Waflers 
und des Flıuhbettes des Mbeins und Mains betr. 


In Gemäßbeit des Artifels 78 des Gejeges vom 12. Juni 
1874, betreffend die innere Verwaltung und Vertretung der Kreiſe 
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und der Provinzen und des Artifels 54 des Gefeßes vom 14. Juni 
1887, betreffend das Dammbauweſen und das Wajjerrecht in den 
(Hebieten des Rheins, Mainz, Neckars und des jchiffbaren Teils der 
Yabn, fowie der 88 13, 14 und 15 der Verordunng vom 23. Juni 
1891, betreffend die Ausführung dieſes Gejeges, wird hiermit nach 
Zuſtimmung des Kreis:Nusfchuffes und mit Genehmigung Groß— 
berzoglichen Miniſteriums des Innern vom 20. September 1901 
zu Nr. M. J. III 5240 für den Kreis Mainz mit Ausnahme des 
Hafengebiets des Stadt Mainz verordnet, was folgt: 


81. 

Wer unter Zuwiderhandlung gegen die zur Erhaltung der 
Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf den betreffenden 
Waſſerſtraßen erlaſſenen Vorſchriften der SS 13, 14 und 15 der 
Verordnung vom 23. Juni 1891, betreffend die Ausführung des 
(Hejeges iiber das Dammbauweſen und das Waſſerrecht x. u, obne 
vorherige ausdrückliche Genehmigung der Flußbaubehörde: 

1. das Waſſer des Nheins oder Mains durch bejondere An— 
lagen, wie die Aufitellung von Anlandebrücen, Uferrampen, 
Bade- und Waſchanſtalten benüßt, oder 

2. Steine, Schlamm, Erde oder Pflanzen, jowie, abgejeben 
von Ffleinen Mengen zum eigenen Gebrauch, Kies oder 
Sand aus dent Flußbette des Rheins und Mains entnimmtt, 
oder 

3. Schutt, Steine, Bäume, Erde, Schlamm, Aſche, jowie 

Materialien irgend welcher Art in dasjelbe einführt, durch 
welche eine Erhöhung der Sohle des Flußbettes oder 
eine Berfchtebung des Ufers bewirft werden fann, oder 

4. flüſſige Abgangsitorfe in dasjelbe einleitet, 
wird, joweit micht im Einzelfalle nach den bejtebenden Vorjchriften, 
wie insbejondere nach 3 366 Ziffer 10 des Reichs-Strafgeſetzbuches 
eine höhere Strafe verwirkt ift, mit Geldjtrafe bis zu 30 M beitraft. 
Nor Einleitung des Strafverfahrens in den unter Ziffer 3 oben 
bezeichneten ‚Fällen iſt in jedem Falle die Anficht der Flußbau— 
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bebörde darüber zu hören, ob durch die Einführung eine Erhöhung 
ver Sohle des Flußbettes oder eine Verſchiebung des Ufers bewirkt 
werden fan. 

Die Funktionen der Flußbaubehörde werden gemäß 8 2 der 
angezogenen Verordnung durch das Großherzogliche Waſſerbauamt 
Mainz wahrgenommen. 

$ 2. 
Diefe Polizei-Verordnung tritt jofort in Kraft. 


Mainz, 5. Oftober 1901. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
J. 8: Dr. Steeg. 


5. 
Verordnung 


fir die Gemeinden Mainz, Staftel, Stoftbeint, 

Weifenau, Mombach und Budenheim, betreffend 

das Einmwerfen von Steinen, Sand, Anrat und 
äbnlichen Körpern in den Rhein. 





Dit Zuſtimmung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Genehmi— 
gung Großherzoglichen Miniſteriums des Innern und der Juſtiz 
vom 17. Oktober d. J. wird auf Grund des Art. 78 des Geſetzes 
vom 12. Juni 1874, betreffend die innere Verwaltung und die 
Vertretung der Kreiſe und der Provinzen, für die Gemeinden 
Mainz, Kaſtel, Koſtheim, Weiſenau, Mombach und Budenheim das 
Nachſtehende hierdurch verordnet. 

81. 

Das Einlegen oder Einwerfen größerer Mengen von Steinen, 

Sand, Erde, Schutt, Unrat und anderen feſten Körpern in den 
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Rhein, mit Ausnahme des im Rhein gebaggerten jog. flüſſigen 
Schlids, it innerhalb der Gemarfungen Mainz, Kaftel, Kojtbeim, 
Weifenau, Mombach und Budenheim ohne zuvor eingeholte Er: 
laubnis der unterzeichneten Behörde unterjagt. 
S 2, 
Zuwiderbandlungen gegen diejes Verbot werden mit Gelditrafe 
von 3 bis 30 A beitraft. 
Borjtebende Verordnung tritt 8 Tage nach ibrer erjten Ber: 
fündigung im „Mainzer Tagblatt“ in Kraft. 
84. 
Mit demſelben Tage tritt die für die Gemeinde Weiſenau in 
gleichem Betreff erlaſſene Verordnung vom 29. Juli 1863 
außer Kraft. 


Mainz, den 17. Oktober 1888. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 
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XXI. Landwirtifaftspofiei. - 


1. 


»olizei-Berordnung 
betreffend den Weinbergsichub und die Weinlefe. 


Unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmi— 
gung des Großh. Mintjteriuns des Innern vom 8. Auguft 1899 
zu Wr. M. J. 23442 und vom 2. Öftober 1902 zu Wr. M. 3. 
III 6208 wind auf Grund des Art. 78 des Geſetzes vom 
12. Juni 1874, die innere Berwaltung und die Vertretung der 
Kreife und Provinzen betreffend, fir den Kreis Mainz die nad): 
jtebende Polizei-Verordnung erlaſſen. 


sl. | 

Das Abfallholz, welches Tich im Frühjahr in den Weinbergen 
beim Schneiden der Neben ergibt, ijt bis jpätejtens 1. Mai aus 
den Weinbergen zu entfernen. In Jahren mit jpätem Frühjahr 
fann Ddiefer Termin auf Anordnung Großh. Kreisamts verlängert 
werden. 

Die Weinbergsbeiiger Find gehalten, das Sammeln und Ver: 
tilgen des Nebjtichlers und der Schneden im ihren Weinbergen au 
denjenigen Tagen vorzunehmen, welche von der Bürgermeiſterei 
hierzu beſtimmt werden. 

Sofern die nah Abſatz 1 und 2 getroffenen Anordnungen 
von den Weinbergsbeiigern nicht befolgt werden, fünnen dieſelben 
durch die Bürgermeijterei auf Koften der Säumigen zur Aus— 
führung gebracht werden. 
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8 2. 

Sobald die Trauben der Neife entgegengehen, ijt Die Großh— 
Bürgermeijterei befugt, Kindern und Erwachjenen, welche ſich mit 
Grasmachen bejchäftigen, das Betreten der Weinbergsanlagen zu 
verbieten. 

Ss 3 

Der allgemeine Weinbergsichluß, der Anfang der allgemeinen 
Weinleſe, der Anfang und die Dauer einer etiva allgemeinen oder 
in einzelnen Gewannen zu geftattenden Vorlefe werden vom Oris— 
vorjtande (Birgermeijter, Beigeordnete und Gemeinderat) und drei 
meiftbegüterten Weinbergsbefigern durch Mehrheitsbeſchluß beitummt. 

Der Weinbergsjchluß iſt wenigjtens 8 Tage, Die allgemeine 
Weinleſe wenigitens 3 Tage und eine etwaige Vorleſe wenigitens 
einen Tag vorher ortsüblich bekannt zu machen. 

3 4. 

Ubgejehen von den Sicherheitsorganen des Staats und der 
Gemeinde darf während des Weinbergsjchlujjes niemand in den 
Weinbergen und den immerhalb der Weinbergsdijtrifte gelegenen 
Aeckern und Jungfeldern ſich aufhalten oder Gefchäfte dortielbit 
vornehmen. 

Zum Wegbringen von Yaub aus den Weinbergen nach den 
Wembergsichluß ſind von der Bürgermeiſterei beſtimmte Tage, 
ſog. Laubtage, anzuberaumen. 

Zum Begehen der Weinberge durch den Jagdpächter ohne 
Hund und Treiber, jowie zur Vornahme von Arbeiten auf den 
Aedern, Jungfeldern in den Weinbergen innerhalb der Weinbergs 
lagen, welche bis zum Anfang der allgemeinen Weinleſe ich nıdt 
verfchteben laſſen, it eine befondere Erlaubnis der Ortspolizei ein 
zuholen, jofern dieſelbe hierfür nicht bejondere Tage beſtimmt. 
Sollte jie bei Vornahme ſolcher Arbeiten einen befonderen Auf 
jeher für nötig erachten, jo kann die Zuziehung eines folchen auf 
Kojten des Nachiuchenden angeordnet werden. 

Etwa zum Trocknen auf den Pfählen aufgehängtes Laub 
muß dor Weinbergsichluß aus den Weinbergen entfernt werden. 
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S 5. 

Die in $ 3 bezeichnete Verſammlung erwählt aus ihrer Mitte 
eine Kommiſſion von drei Mitgliedern, welche die Verpflichtung 
hat, alle an die Bürgermeiſterei gerichteten Gefuche un Erlaubnis 
zur Vorleſe jchwarzer Trauben, jowie zur Vorleſe iüberreifer, 
fauler, weißer Trauben an Ort und Stelle zu prüfen und der 
Birgermeifterei das Nefultat der Prüfung anzuzeigen; letztere 
wird dem Gejuchjteller hiervon alsbald Kenntnis geben. 

In allen begründeten Fällen it dem Gejuche unter der Be: 
dingung zu entiprechen, daß ſtets ein von dem Nachjuchenden zu 
bezahlender Auffeher zugezogen wird. 

8 6. 

Zu Aufjehern, welche von der Birrgermeifterei ernannt werden, 
jollen vorzugsweiſe die Eigentümer der angrenzenden Weinberge 
angenommen und, joweit irgend möglich, ſolche Aufjeher beſtimmt 
werden, die bei der Arbeit nicht tätig find. 


87. 


Bei Feſtſetzung der allgemeinen Weinleſe kann auch beſtimmt 
werden, ob und wie lange über die Zeit der allgemeinen Weinleſe 
hinaus die zu einer Spätleſe hängen bleibenden Trauben noch ge— 
hütet werden ſollen. 

88. 

Weinbergsdiſtrikte, in welchen keine Trauben mehr zu leſen 
ſind, kann der Bürgermeiſter außer Weinbergsſchluß erklären und 
das unbeſchränkte Arbeiten darin geſtatten. 


89. 


Kinder unter 14 Jahren dürfen zur Zeit der Weinleſe über— 
haupt nur in Begleitung und unter Aufſicht ihrer Eltern, Vor— 
minder, des Eigentümers oder Verwalters des Grundſtückes die 
Weinbergsdijtrifte betreten oder ſich darin aufhalten. 

Das Yaubeinholen und das Nachlefen von Trauben aus be: 
reits gelefenen Weinbergen (das jog. Stoppeln) tjt verboten. 

4l 
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$ 10. 


Das Schneiden von Ffleineren Uuantitäten (böchjtens 5 kg) 
Trauben zum Hausbedarf darf in den Weinberggewannen während 
des Weinbergsjchluffes nur gegen Erlaubnisjchein des Bürger: 
meiſters und unter Auflicht der Schügen gejchehen. 

Das Schneiden größerer Uuantitäten, ſowie das Schneiden 
von Trauben zum Verkauf überhaupt, darf nur mit Erlaubnis 
des Birgermeijters und unter Zuziehung eines von demjelben be: 
jtellten Aufjehers geichehen. Bon dem Bürgermeiſter fünnen auf 
Beichluß der nach 83 berufenen Verſammlung für einzelne Diftrifte 
Tage und Stunden beſtimmt werden, an welchen das Trauben: 
Ichneiden gegen Erlaubnisjchein des Bürgermeifters allgemein, ohne 
Zuziehung von Aufjehern, geitattet ift. 

5.11 

Zwviderhandlungen gegen vorjtehende Beſtimmungen werden, 
joweit jie nicht nach S 368 Nr. 1 des Neichs-Strafgejegbuchs jtraf: 
bar jind, gemäß Artikel 78 der Kreis: und Provinzial-Ordnung 
mit Gelditrafe von 1 bis 30 A beitraft. 

8 12. 

Dieje Verordnung tritt mit dem Tage der Verfündigung im 
Mainzer Tagblatt in Kraft. Mit diefem Tage ijt die ‘Polizei: 
verordnung, den Weinbergsichug und die Weinleje betreffend, vom 
3. März 1887, aufgehoben. 


Mainz, den 10. Oktober 1902. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 


— — —— 
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2. 
»Polizei-Derordnung 
betreffend die Anpflanzung amerikanifcher Neben. 


Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und Provinzial-Ordnung 
vom 12. Juni 1874 wird mit Zuſtimmung des Kreisausfchufies 
und mit Genehmigung Großberzoglichen Miniſteriums des Innern 
vom 25. Oftober 1901 zu Mr. M. J. III 5659 für den Kreis 
Mainz Nachitehendes verordnet. 


3, 

Es iſt verboten, amerikaniſche Mebjorten in Anlagen, für 
welche nicht eine beſondere staatliche Erlaubnis Hierzu erteilt 
worden it, anzupflanzen, zu vermehren oder zu veredeln. 

8 2. 

Bereits. bejtehende Anpflanzungen amerikanifcher Nebjorten 
find zwecks ihrer ftaatlichen Beauflichtigung von den Eigentümern 
innerhalb Dreier Monate nach Veröffentlichung dieſer Polizei— 
Verordnung bei der Bürgermeiiterei derjenigen Gemarfung anzu: 
zeigen, in welcher die Anpflanzung jtattgefunden bat. 

Ausnahmen von dem Werbote des 8 1 bedürfen der Ge 
nehmigung Großberzoglichen Miniſteriums des mern. 

84. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe' Polizei-Verordnung werden 
mit Geldſtrafe bis zu 30 AM beſtraft. 


Mainz, den 14. März 1902. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
3. V.: Dr. Steeg. 


41* 
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3. 


BolizeiVerordnung 
betreffend die Vertilgung der Rebſchädlinge. 

Unter Zuftimmung des Kreis-Ausjchuffes und nit Genehmigung 
Sroßberzoglichen Miniſteriums des Innern und der Juſtiz vom 
27. Dezember 1889 zu Nr. M. J. 31077 wird in Gemäßbeit des 
Urt. 78 des Geſetzes vom 12. Juni 1874, die innere Verwaltung 
und die Vertretung der Kreife und der Provinzen betreffend, auf 
Grund des Art. SO des ;yeld-Strafgejeges vom 24. Septeniber 1841, 
jowie des $ 368 pos. 2 des Reichs-Strafgeſetzbuchs für den Kreis 
Mainz verordnet, was folgt: 

S I. 

Während oder alsbald nach der Weinleſe, bezw. innerhalb der 
von dem Biürgermeiiter der Gemarkung, in welcher die Weinberge 
liegen, bierfür beſtimmten Friſt Sind alle Strohbänder aus den 
Weinbergen und Weingärten zu entfernen und jofort zu verbrennen. 

Die Nebjtöde müſſen frei und ohne alles Band gejtellt werden. 

82. 

Das Abrallholz, welches ſich im ‚Frühjahr beim Schneiden 
der Meben ergibt, iſt bis zum 1. Juni und das Abfallbolz von 
alten Pfählen, Yatten und dergl. iſt bis jpäteltens 15. Mat aus 
den Weingärten und Weinbergen zu entfernen. 

Sollten die Nebjtöce durch Froſt im vorbergebenden Winter 
jtarf gelitten haben, jo kann durch die in S 5 erwähnte Kommiſſion 
für gewiſſe Bezirke ein weiterer Termin beftimmt werden. 

S 3, 

Es iſt nicht geitattet, Nebwellen oder lojes Nebholz im Freien, 
in der Nähe der Gärten oder Weinberge aufzuftapeln, beziv. lagern 
zu laſſen. 

Das Ausbrechlaub, welches in der Negel im Monat Juni 
dem Weinſtock entnommen wird, muß am Ende eines jeden Arbeits- 
tags aus den Weinbergen fortgebracht werden. 


XXI. Landwirtichaftspolizei. 645 


84. 

In denjenigen Gemarkungen, in welchen dies durch die Orts— 
polizeibehörde auf Beſchluß der in $ 5 erwähnten Kommiſſion an— 
geordnet wird, iſt jeder Beliger von Weinbergen, Weingärten und 
jonftigen Gärten, in denen jich Nebftöce befinden, verpflichtet, die 
von der Kommiſſion bezeichneten Maßregeln zur Bertilgung der 
Nebitichler und Schneden an jeinen Nebjtöcen an denjenigen Tagen 
vorzunehmen, welche von der Bürgermeiſterei hierfür bejtimmt werden. 

Dasjelbe gilt beziiglich des Springe, Heu- und Sauerwurms, 
der Naupen, Puppen und Gier derjelben, ſowie der betreffenden 
Schmetterlinge, wie überhaupt jedes Nebjchädlings, jobald bezüglich 
des Aufjuchens und der Bertilgung derjelben durch Berfügung der 
oberen ‘Bolizeibehörde (des Kreisamts) oder der Lokal-Polizeibehörde 
Anordnung getroffen und in dem amtlichen Verkündigungsblatte, 
bezw. auf ortsübliche Weiſe bekannt gemacht worden tit. 

Die Ueberwachung der vorftehenden Anordnungen liegt der in 
Ausführung des Neblausgefeges zur Beauffichtigung dev Weinberge 
und jonjtigen Nebanlagen gebildeten Lokalkommiſſion ob, von welcher 
auch die in $ 5 der Verordnung vom 3. März 1887, den Wein: 
bergsichug und die Weinleſe betr.*), vorgejehenen Gejchäfte wahr: 
zunehmen find. 

Sind innerhalb der vorgejchriebenen Zeit die angeordneten 
Arbeiten in einzelnen Weinpflanzungen nicht oder in nicht genügender 
Weiſe zur Ausführung gebracht worden, jo kann das Großh,. Kreis: 
amt die Säuberung auch gegen den Willen der Verfügungs— 
berechtigten in geeigneter Weiſe vornehmen laſſen. 


S 6. 


Zuwiderbandlungen gegen vorjtehende Beltimmungen werden 
gemäß $ 368 Nr. 2 des Neichs-Strafgejegbuchs mit Geldſtrafe big 


*) Erſetzt durch die Verordnung vom 10. Oftober 1902, |. ©. 639 ff. 
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Art. 78 des Gejeges vom 12. Yuni 1874 mit Gelditrafe bis zu 
30 4 beitraft. 

Auch haben die Kontravententen Diejenigen Koften zu tragen, 
welche durch die von der Yofalpolizeibehörde angeordnete Säuberung 
der Weinberge und Weingärten von Nebjchädlingen entiteben. 


Ss 7. 

Gegenwärtige Bolizei:Verordnung tritt mit dem Tage ibrer 
Verfündigung im streisblatte in Kraft. Mit demjelben Tage find 
die SS 1 und 4 Abſ. 2 der Polizei:VBerordnung vom 3. März 1887 
aufgehoben. 


Mainz, den 13. Mai 1890. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 


4. 


»olizei-Werordnung 
betr. Maßregeln zur Verbütung der Meblaus: 
krankbeit. 

Auf Grund des Art. 78 des Gejeges von 12. Juni 1874 
wird mit Zuſtimmung des Kreise Ausichuffes und mit Genehmigung 
Sroßherzoglichen Mintjterrums des Innern und der Juſtiz vom 
16. Februar I. 5, zu Nr. M. 3. 4334, für den Kreis Mainz 
Nachſtehendes verordnet. 

sl. 

‚jeder Eigentümer, Pächter oder jonjtige Nutznießer eines 
Grundſtücks, welcher beabfichtigt, auf demfelben Neben zu pflanzen 
oder zur Erzielung von Wurzelreben Blindholz einzufegen, hat 
der Großherzoglichen Bürgermeiiterei der Gemarkung, in welcher 
das Grundftücd liegt, davon vor Beginn der Planzungsarbeiten 
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unter genauer Angabe der Grundbuchs-Bezeichnung des in Frage 
jtehenden Grundjtücdes und der Größe der zu bepflanzenden Fläche 
Schriftlich oder zu Protokoll Anzeige zu erjtatten. 

Es macht Hierbei feinen Unterſchied: 

1. ob das zu bepflanzende Grundſtück bereit3 früher mit 
Neben bepflanzt war oder nicht; 

2. ob eine größere oder geringere Anzahl von Neben ge: 
pflanzt werden, oder ob eine vereinzelte Anpflanzung an 
einem Haufe oder in einem Garten jtattfinden joll; 

3. 0b das zu verwendende Pflanzmaterial von dem An— 
zeigenden jelbjt auf einem anderen Grundſtück oder von 
einem dritten Befiger gewonnen oder gezüchtet worden ift. 

Die Bürgermeiftereien find gehalten, über erjtattete Anzeigen 

in vprgejchriebener Werfe Buch zu Führen. 


S 2. 

Die in 8 1 bezeichneten Perjonen haben gleichzeitig nachzu: 
weifen, woher und von wem, jowie im welcher Menge das zu 
pflanzende Rebholz bezogen worden tft, und haben ihre hierauf be— 
züglichen Angaben durch amtliche Bejcheinigung, Urfprungszeugnis, 
nach vorgejchriebenem Formular derjenigen Behörde zu belegen, 
welcher im Bezugsort die Wahrnehmung der Ortspolizei zujteht, 
jofern die Blindreben oder Wurzelreben aus einer anderen als 
derjenigen Gemarkung bezogen worden find, im welcher das zu 
bepflanzende Grundſtück liegt. 

Die in 8 1 bezeichneten Perſonen erhalten, nachdem das 
erforderliche Urjprungszeugnis erbracht ijt, von der Ortspolizei- 
behörde, in deren Bezirk das zu bepflanzende Grundjtüc liegt, 
einen nach vorgejchriebenem Formular auszuitellenden Erlaubnis: 
jchein und zwar auch dann, wenn das Pflanzmaterial aus derjelben 
Gemarkung ſtammt, in welcher das einzupflanzende Grundjtück liegt. 
Bor Empfang diejes Erlaubnisjcheines darf mit der Anpflanzung 
von Blind: oder Wurzelreben nicht begonnen werden. 
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S 4. 

Der Erlaubnisſchein wird nur für das Kalenderjahr ausgefertigt, 
in welchem er nachgejucht worden iſt, und tjt deshalb vom neuem 
zu erwirfen, wenn eine Pflanzung in diefem Sabre nicht oder nicht 
ganz zur Ausführung gekommen iſt, oder wenn ein Erjaß für Die 
bei der eriten Anlage etwa ausgebliebenen Neben in einem folgenden 
Jahre bewirkt werden joll. 

Derjelbe iſt zu verjagen, wenn der im $ 2 geforderte Nachweis 
nicht oder nicht ausreichend erbracht ift oder bereits beſtehende 
gejegliche Beſtimmungen entgegenjtehen. 

85. 

Wer ohne polizeilichen Erlaubnisſchein (S 3) eine Rebpflanzung 
anlegt oder Ddiejer Verordnung zuwider eine Nebpflanzung unter: 
hält, wird mit Geldjtrafe bis zu 30 M belegt. 


Mainz, den 28. März 1892. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
J. 3: Braun. 


5. 
Bolizei Verordnung 
betreffend den Werkebr mit Blindreben. 





Auf Grund des Art. 78 der Kreis- und Provinzial:Ordnung 
vom 12. Juni 1874 wird mit Zuſtimmung des Kreis-Ausſchuſſes 
und mit Genehmigung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 29. juli 1896 zu Nr. M. J. 22249 für 
den Kreis Mainz Nachitehendes verordnet. 

81, 

Die Verjendung und Einführung von unbewurzelten Neben 

(Blindreben, Schnittreben, Blindholz, Setzholz und dergl.) in einen 
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der auf Grund des $ 4 des Neichsgejeges, betreffend die Abwehr 
und Unterdrüdung der Neblausfranfheit, vom 3. Juli 1883 ges 
bildeten Weinbaubezirfe iſt unterjagt. 

Ausnahmen von diefem Verbote bedürfen der Genehmigung 
Großherzoglichen Minifteriums des Innern. 


82. 
Zuwiderhandlungen gegen dieſe Polizei-Verordnung werden mit 
Geldſtrafe bis zu 30 M beitraft. 


Mainz, am 29. Auguſt 1896. 


Großh. Kreisamt Mainz: 


Rotbe. 
6b. 
»Polizei-Berordnnung 


betreffend die Vertilgung der Feldmäufe. 

Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und Provinzial:Ordnung 
wird mit Zuſtimmung des Kreisausschuffes und mit Genehmigung 
des Großberzoglichen Miniſteriums des nern vom 11. Sep: 
tember 1902 zu Wr. M. %. III 5798 bezw. vom 5. März 1903 
zu Nr. M. J. III 2223 für den Kreis Mainz angeordnet: 


S L. 

Die Beſitzer von Feldgrundſtücken ſind verpflichtet, auf orts— 
übliche Bekanntmachung der Großherzoglichen Bürgermeiſterei Die 
Vertilgung der Feldmäuſe in der in dieſer Bekanntmachung vor— 
geſchriebenen Weiſe und innerhalb der darin beſtimmten Friſt vor— 
zunehmen. 
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82. 

Zuwiderhandlungen werden nach Art. 31 des Feldſtrafgeſetzes 
oder Urt. 78 der Kreis: und Provinzial-Ordnung mit Gelditrafe 
bis 30 A beitraft. 

Außerdem werden die rücjtändigen Vertilgungsarbeiten auf 
Koften des Säumigen polizetlich ausgeführt. 

S 3. 

Diefe PBolizei-VBerordnung tritt mit dem Tage ihrer Per 

fündigung im „Mainzer Tagblatt” in Kraft. 


Mainz, den 9. März 1903. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagern. 





7. 
»Polizei-Verordnung 


— —⸗ 


Unter Zuſtimmung des Kreisausſchuſſes und mit Genehmigung 
Großherzoglichen Miniſteriums des Innern vom 9. Auguſt 1901 
zu Nr. M. J. III 4284 wird auf Grund des Artikels 78 der 
Kreis: und Provinzial-:Ordnung für den Kreis Mainz die nad» 
jtebende Polizei-Verordnung erlaſſen. 


81. 

Da die Larven der Spargelfliege vorzugsweiſe in den Stengeln 
des Spargelkrautes zwei- und dreijähriger Pflanzungen ſich anſiedeln, 
ſo ſind dieſe Pflanzungen in den Monaten Mai bis Auguſt öfters 
zu revidieren und die befallenen Stengel am Wurzelſtocke abzu— 
ſtechen und ſofort zu verbrennen; die befallenen Stengel ſind daran 
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zu erfennen, daß das Kraut zuerjt an der Spige ſich krümmt und 
der Stengel dann nach und nach gelb wird und abjtirbt. 

Die Vernichtung muß jedenfalls bis zum 15. Auguſt aus: 
geführt ſein. 

S 2. 

Das Spargelfraut jämtlicher, auch der älteren Pflanzungen 
ift im Herbite nach Abſchluß der Vegetation möglichjt nahe am 
Murzelitoce abzufchneiden und jofort zu verbrennen. 

Dies iſt Späteftens bis zum 1. Januar auszuführen. ine 
Verwertung des Spargelfrautes ſowie eine anderweitige Vernichtung 
desjelben als durch Berbrennen tjt verboten. 


S 3. 

Etwa jtehen gebliebene Stümpfe des Spargelfrautes find 
jedenfalls gelegentlich der Worbereitungsarbeiten im Frühjahr abs 
zuftechen und zu verbrennen. 

Ss .4. 

Zwviderhandlungen werden nach Art. 31 des ‚yelditrafgejeßes 
mit Geldjtrafe bis zu 10 M bejtraft. Außerdem werden die rück— 
ftändigen Arbeiten auf Kojten der Säumigen polizeilich ausgeführt. 


y- 
Ss». 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer VBerfündigung im 
„Mainzer Tagblatt” in Kraft. 


Mainz, den 10. Auguft 1901. 


Großh. KHreisamt Mainz: 
J. V.: Dr. Steeg. 
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8. 
Sokal-Reglement 
betreffend die WVertilgung der Kleeſeide. 


Auf Grund des Art. 31 des ;Felditrafgefegbuchs wird mit 
Zuſtimmung des Kreis-Ausjchuffes und mit Ermächtigung Groß 
berzoglichen Miniſteriums des Innern vom 20. April 1877 zu 
N. M. J. 5974 hiermit für den Kreis Mainz angeordnet: 


81. 

Die Inhaber von Grundſtücken, auf welchen ſich Kleeſeide be— 
findet, ſind nach vorgängiger ortsüblicher Aufforderung durch die 
Lokal-Polizeibehörde verpflichtet, die Kleeſeide binnen der in dieſer 
Aufforderung anzugebenden Friſt zu vertilgen. 


82. 

Diejenigen, die der oben bezeichneten Verpflichtung nicht nach— 
kommen, werden mit Geldſtrafe von 5 bis 30 M beſtraft; Die 
Lofal-PBolizeibehörde iſt außerdem ermächtigt, auf Koften der 
Säumigen die Kleefeide auf den Grundſtücken derjelben vertilgen 
zu laſſen. 

Mainz, den 21. Juli 1877. 


Großh. Kreisamt Dtainz: 
Dr. Goldmann. 


9 
Sokal-Reglement 
betreffend die Vertilgung der Blutlaus. 


Auf Grund des Art. 31 des Feldſtrafgeſetzes wird mit Zu— 
ſtimmung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Ermächtigung Groß— 


Google 
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berzoglichen Minifteriums des Innern vom 25. März 1879 zu 
Nr. M. %. 4032 hiermit für den Kreis Mainz angeordnet: 
8.4, 

Die Beliger von Apfelbäumen, gleichviel. ob dies Hochſtämme, 
niedere Formbäume oder veredelte und unveredelte Bäumchen in der 
Baumschule find, Find verpflichtet, diejelben, jobald fich die Blut: 
laus an ihnen zeigt, von letterer gründlich zu reinigen. 

2 


-.- 


S 

In jeder Gemeinde ift eine Kommiſſion aus einer den Um— 
jtänden entjprechenden Anzahl von Sachverjtändigen auf ein Jahr 
zu ernennen, welche die Aufgabe bat, zweimal im Jahr, das erjte 
Mal im Monat Mat, das zweite Mal im Monat September, in 
Begleitung der Feldſchützen und Baumwärter die Gemarfung zu 
begeben und unter Zuziehung der beteiligten Grundbeſitzer die Apfel: 
bäume auf die Blutlaus zu unterfuchen. Ebenſo ſind Die Feld— 
jchüßen bezw. Baummärter zu verpflichten, von Frühjahr bis Herbit 
die Bäume der Gemarkung genau zu fontrollieren, um in jedem 
all, wo ſie die Blutlaus antrerfen, jofort dem Bürgermetfter An— 
zeige davon zu machen. 

83. 

Wird ein Beſitzer von Apfelbäumen zur Anzeige gebracht, daß 
an einem der letzteren Blutläuſe vorhanden ſind, ſo wird er vom 
Bürgermeiſter aufgefordert, dieſe Bäume binnen 6 Tagen gründlich 
zu reinigen. Wird dieſer Aufforderung nicht entſprochen, wovon 
ſich jedesmal die Kommiſſion zu überzeugen hat, ſo tritt für jeden 
infizierten Baum eine Strafe von 1.4, für jedes Bäumchen in 
der Baumschule eine jolche von 10 cd. ein, wobei jedoch die Strafe 
für die Bäume ein und desjelben Grundſtücks nicht über 20 4 
fteigen darf. Die bezüglichen Bäume werden auf Kojten des Be— 
ſitzers gereinigt. 

Ss.4. 

Jedes Jahr im November ijt über das Nefultat der von der 
erwählten Kommiſſion vorgenonmmenen Bejichtigung von Seiten der 
Birgermeifterei Bericht an das Großh. Kreisamt zu erjtatten. 
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S 5. 
Dieſes Neglement wird in jedem Jahr im Monat April in 
jeder Gemeinde ortsüblich öffentlich befannt gemacht. 


Mainz, den 16. Januar 1886. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 


— — — — — 


10. 


BolizeiVerordnung 


den Gebrauch des Doppeljochs und des Einzeljochs 
betreffend. 


Mit Zuftimmung des Kreis:Ausjchuffes und mit Genehmigung 
Großh. Miniſteriums des Innern und der Juſtiz vom 20. Februat 
1888 zu Nr. M. J. 4332 wird auf Grund des Art. 78 des Ge 
ſetzes betreffend Die innere Verwaltung und die Vertretung der 
Kreife und der Provinzen biermit verfügt: 

81. 

Der Gebrauch des Doppeljochs, ſowie des Einzeljochs mit 
derjenigen Anſpannungsweiſe, bei welcher die Scheerbäume des 
Fuhrwerks feſt mit dem Joche verbunden ſind, iſt im Kreiſe Mainz 
vom 1. April 1889 an verboten. 


— 
Zuwiderhandlungen werden mit einer Geldſtrafe von 1 bis 
10 Mark beitraft. 


Mainz, den 3. Februar 1888. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 
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11. 
»olizei-Werordnung 
üßer Schubmaßregeln Beim Betriebe der durch 
Söpelwerke oder LSokomoßilen bewegten landwirf: 


ſchaftlichen Mafchinen. 


Auf Grund des Art. 78 der Kreis: und Provinzialordnung 
vom 12. Juni 1874 wird unter Zuſtimmung des Kreis-Ausſchuſſes 
und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern und der 
Juſtiz vom 13. Juni 1890 zu Nr. M. J. 15191 für den Umfang 
des Kreiſes Mainz folgendes verordnet. 

$1. 

Bei jeder im Betriebe befindlichen landwirtjchaftlichen Mafchine, 
welche durch ein Göpelwerf oder eine Lokomobile in Bewegung 
gejeßt wird, müſſen 

Il. die das Göpelwerf mit. der Mafchine verbindende Welle 
in ihrer ganzen Yänge, 

2. alle jonftigen beweglichen Räder, Wellen, Gelenfteile, 
Schrauben, Ketten und Riemen, ſowohl der Majchine als auch des 
Göpelwerks, welche nach ihrer Lage und Beschaffenheit geeignet find, 
Unglücdsfälle herbeizuführen, jedoch mit Ausnahme der an dem 
Göpelwerk befindlichen Zugbäume, mit einer Bekleidung von ſtarkem 
durchlochtem Blech, ſtarkem Drabtgitter, oder im ‚Freien von gut 
zufammengefügten Brettern derartig verjehen fein, daß außenſtehende 
Perſonen durch die Triebwerke nicht ergriffen und bejchädigt werden 
fönnen. 

Transmiſſionsriemen, welche eine im Betriebe befindliche land’ 
wirtichaftliche Mafchine mit einer Lofomobile oder einen Göpel— 
werfe verbinden, brauchen in der vorbezeichneten Weiſe nicht be= 
Heidet zu jein, Dagegen ijt der Zugang zu ihnen durch ein Geländer 
oder Seile abzufperren. 

Dieje Bekleidung bezw. die Abjperrung muß jo jtarf befeitigt 
jein, dat ihre jofortige Entfernung ohne Benugung eines mechantjchen 
Hilfsmittels, wie Schraubenjchlüffel, Zange ufw. nicht möglich tt. 
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82. 

An allen landwirtſchaftlichen Maſchinen, welche durch ein 
Göpelwerk oder eine Lokomobile in Bewegung geſetzt werden, iſt eine 
Vorrichtung anzubringen, welche die an der Maſchine arbeitenden 
Perſonen in den Stand ſetzt, die Verbindung zwiſchen dieſer und 
dem Göpelwerk oder der Lokomobile ſofort zu unterbrechen (Aus— 
rüc-Vorrichtung). . 

Auf die vor dem Erlaſſe diejer Verordnung bereits in Ge 
brauch genommenen Majchinen findet die Beſtimmung diejes Para— 
grapben feine Anwendung. 

Ss 3. 

Es iſt verboten, an einer im Gange befindlichen landwirt- 
ichaftlichen Maſchine, welche durch ein Göpelwerf oder eine Loko— 
mobile in Bewegung geſetzt wird, 

a) die Befleidung zu befeitigen, 

b) die Mafchine zu ſchmieren — wobei indes das Füllen 
außerbald der Bekleidung befindlicher Schmierbüchjen und 
Selbitöler von dem Verbote ausgenommen tft, 

e) an Dreſchmaſchinen, Futter: oder Rübenjchneidemajchinen 
irgend eine Arbeit in der Einlegeöffnung mit der Hand 
oder den ‚Fuße zu verrichten. 

Ss 4. 

Es iſt verboten, an einer im Gange befindlichen landwirt: 
Ichaftlichen Mafchine, welche durch ein Göpelwerk oder eine Yofo- 
mobile in Bewegung gejeßt wird, in anderer als anliegender 
Kleidung und mit anderem als fejtjigendem Schuhwerk zu arbeiten. 

8 5, 

Es iſt verboten, an einer im Gange befindlichen landwirt- 
schaftlichen Machine, welche durch ein Göpelwerk oder eine Loko— 
mobile in Bewegung gejegt wird, 

a) weibliche Arbeiter an anderen als ganz ungefährlichen 

Stellen arbeiten zu lafjen, 

b) betrunfene oder als epileptifch befannte Perjonen arbeiten 

zu laſſen. 
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S 6. 

Es iſt verboten, Räumlichkeiten oder jonjtige deutlich begrenzte 
Orte, im welchen ſich eine landwirtichaftliche, durch ein Göpelwerf 
oder eine Lokomobile in Bewegung gejegte Maſchine oder ein 
Göpelwerk oder eine Lokomobile befindet und deren Betreten durch 
eine Warnungstafel verboten ift, unbefugter Weiſe zu betreten. 

8 7. 

Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen diejer Polizei— 
Verordnung Werden, jofern nach den Strafgejegen nicht auf eine 
höhere Strafe zu erfennen tft, mit Geldjtrafe bis zu 30 M beitraft. 

88. 

Dieſe Polizei-Verordnung tritt am 1. Dezember dieſes Jahres 
in Kraft. 

Mainz, den 18. Oktober 1890. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 


12. 


»Polizei- Verordnung 
betreffend die Vertilgung der Maikäfer. 


Unter Zujtimmung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Genehmi: 
gung Großherzoglichen Minijteriums des mern und der Juſtiz 
vom 6. März 1894 zur Nr. M. J. 5920 wird in Gemäßheit des 
Art. 78 des Gefeges von 12. Juni 1874, die innere Verwaltung 
und Die Vertretung der Kreiſe und Provinzen betreffend, für den 
Kreis Mainz verordnet, was folgt. 


gl. 

Jeder Bejiger eines Grundſtücks it gehalten, innerhalb eines 

von der Ortspolizeibehörde zu beſtimmenden und- öffentlich befannt 
42 
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zu machenden, geeigneten Zeitraums fämtliche auf dem Grundſtück 
befindlichen Bäume und Gebüfche täglich morgens bis jpäteltens 
8 Uhr durchſchütteln bezw. durchſuchen und die gefammelten Mat: 
fäfer auf geeignete Weife vernichten zu lajjen. Von den Waldungen 
unterliegen diejer Beſtimmung nur die mit Laubholz bejtocdten Be: 
Itandsränder längs Der Felder, Wiejen, Kulturflächen, Blößen, 
Schneifen und Wege. 
$ 2 . 

In jeder Gemeinde beſtimmt der Gemeinderat alljährlich eine oder, 
wenn erforderlich, mehrere Kommiſſionen von je drei Mitgliedern, 
welche jih davon zu überzeugen haben, Daß die in S 1 ange: 
ordnneten Maßregeln befolgt werden. Finden Ddiejelben, daß bei 
einzelmen Bejigern Dies nicht oder nicht in genügender Weije der 
Fall it, jo fann auf deren Antrag die Ortspolizeibehörde das 
Sammeln der Maikäfer auch gegen den Willen der VBerfügungsbe: 
rechtigten auf deren Koſten vornehmen lajjen. 

Bezüglich ſämtlicher Waldungen fällt die vorjtehende einer 
Kommiſſion überwiefene Aufgabe der Staatsforjtvenvaltung zu. 
83. 

Zuwiderhandlungen gegen die in $ 1 getroffenen Anordnungen 
werden auf Grund des Art. 78 des Gejeges vom 12. Juni 1874, 
die innere Verwaltung ꝛc. betreffend, mit Gelditrafe bis zu 30 4 
beitraft. 

S 4. 

Boritehendes Reglement tritt mit dem 15. April 1894 in Kraft. 

Mainz, den 9. April 1894. 

Großh. Kreisamt Mainz: 
J. V.: Braun. 


2ö——— 
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Sokal- Reglement 


für Sen Streis Mainz zur Verbütung der Wilderei. 


Um der zunehmenden Wilderei entgegenzutreten, wird andurd) 
auf Grund der Artikel 785 und 48, V. 1. des Geſetzes vom 
12. Juni 1874, betreffend die innere Verwaltung und die Ber: 
tretung der Kreife und der Provinzen, mit Zuſtimmung des Kreis: 
ausjchujfes des Kreiſes Mainz und mit Genehmigung Großh. 
Miniſteriums des Innern und dev Juſtiz, erteilt durch Entſchließung 
vom 2 Juli 1880 zu Nr. M. J. 13977, nachſtehendes Lokal— 
Reglement für den Kreis Mainz erlaſſen. 


51. 

Jeder, welcher Rot, Damm- oder Rehwild, ſowie Haſen in 
die Ortſchaften einbringt oder außerhalb der Ortſchaften trans— 
portiert, muß, inſofern er nicht in Dienſten des Jagdberechtigten 
ſteht und dies auf Erfordern nachweiſt, oder inſofern dieſer ſelbſt 
nicht anweſend iſt, mit einer Beſcheinigung des Letzteren oder deſſen 
Jagdaufſehers verſehen ſein, worin der Name des Transportanten, 
der Bezirk, aus welchem das Wild ſtammt und der Tag der 
Uebergabe genannt ſind. 


2. 


U 


Die in $ 1 erwähnte Bejcheinigung muß den Steuer: und 
Dftroibeamten, ſowie allen auf den Polizei-, Forſt-, Jagd: und 
Feldſchutz verpflichteten Perjonen auf Verlangen vorgezeigt werden. 

42* 
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8 3. 

Auf den Transport der genannten Wildgattungen durch die 
Eijenbahnen und durch die Poſt, ſowie durch die Beamten der 
genannten Verfehrsanftalten findet diefe Vorfchrift feine Anwendung. 

84. 

Zuwiderhandlungen gegen die in SS 1 und 2 erteilten Vor— 
Schriften werden mit Geldbuße von 5 bis 30 M oder entjprechender 
Haft beitraft, und hat der Transportant, wenn Zweifel über Die 
Rechtmäßigkeit des Erwerbes beſtehen follten, vorläufige Konfis: 
fation des ohne Schein transportierten Wildes bis zu beigebrachter 
Beicheinigung über den Erwerb zu gewärtigen — es wäre denn, 
daß der Transportant feine Zuftimmung zur eimjtweiligen Ver: 
wertung des Wildes für Nechnung der auf Grund des Artikels 12 
des Jagdſtrafgeſetzes gebildeten Jagdſtrafenkaſſe erteilen würde. 

Gleiche Strafe trifft Denjenigen, welcher zwar den vorge: 
jchriebenen Transportſchein befißt, den Transport des Wildes jedoch 
erit nach Ablauf von drei Tagen jeit der Ausjtellung Ddesjelben 
bewirkt, wenn nicht durch eine bejondere Beicheinigung die Unmög— 
lichfeit des früheren Transports nachgewiefen wird. 

8 5. 

Vorjtehendes Lofal- Reglement tritt am 1. Augujt 1880 

in Kraft. 


Mainz, den 15. Juli 1880. 
Groß. Kreisamt Mainz: 


v. Röder. 
Entwurf. 
Wild-Transportſchein. 
DEN nes 1 habe ich heute . 
Stück ..... — 1 ee (Gemarfung oder Bezirk) 
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1. 


Regulativ 
betreffend die Aufſicht über Fremde. 





Mit Beziehung auf die Art. 82 und 84 des Polizei-Strafgeſetzes 
wird hierdurch für die Stadt Mainz, nad) Anhörung der Stadt: 
verordneten-Berfammlung, mit Genehmigung Großh. Ministeriums 
des Innern vom 12. Oftober 1875 zu Nr. M. %. 14711, verfügt: 


81. 

Die Gaſtwirte ſind verpflichtet, alle bei ihnen einkehrenden 
Fremden mit Angabe des Namens, Standes und Wohnortes, des 
Ortes, woher ſie kommen und wohin ſie reiſen, des Tags ihrer An— 
kunft und des Tags ihrer Abreiſe, in ein nach dem nachſtehenden 
Formular eingerichtetes Fremdenbuch ſogleich nach deren Ankunft 
einzutragen oder dieſe Angaben durch die Fremden ſelbſt eintragen 
zu laſſen. 

Dieſes Fremdenbuch iſt von dem Großherzoglichen Polizei— 
Kommiſſariate Mainz I mit Seitenzahl und Handzug zu verſehen. 


82. 

Die Gaftwirte haben täglich jpätejtens morgens 8 Uhr einen 
Melvdezettel nach Form des Fremdenregijters an die Polizeibehörde 
abzuliefern, welcher alle in der vorhergegangenen Nacht von ihnen 
beherbergten Fremden namentlich aufführen und forreft und lejerlich 
gejchrieben fein muß. Die Polizeibehörde kann, injoweit fie Ver: 
anlafjung findet, von den durch den Gaftivirt beherbergten Fremden 
Nachweis ihrer Identität und Staatsangehörigkeit verlangen. 
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83. 

Die zum gewerbsmäßigen Beherbergen von Fremden nicht be— 
rechtigten Einwohner ſind verpflichtet, von der Ankunft und Abreiſe 
der von ihnen über Nacht in ihrer Wohnung aufgenommenen 
Fremden, wozu auch auswärtige Verwandte gehören, binnen 24 
Stunden der Yofal-'Bolizeibehörde die Anzeige zu machen, wenn fie 
für diefe Beherbergung ein Entgelt nehmen. 

84. 

Zuwiderhandlungen gegen die obigen Vorſchriften werden mit 

einer Geldſtrafe von 1. 80 4 bis zu 8 M 6034 beſtraft. 
Ss 5. 
Gegenwärtiges Regulativ tritt am 25. April 1876 in Kraft. 


Von dem gleichen Tage an iſt das Regulativ vom 17. September 1831 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Mainz, den 24. April 1876. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 
Wallau. 


Formular. 


Erſte Seite. 
Tsremden-Regifter. 

Gegenwärtiges Negifter, außer dem Umjchlagbogen aus . . .. 
Blättern bejtehend, hat die Beitimmung, dem Gaftwirte ...... 
dahier zum Einschreiben der bei ihm, wenn auch nur eine Nacht, 
(ogierenden Fremden zu dienen; zu dem Ende iſt dasjelbe von Dem 
unterzeichneten. Polizei-Kommiſſariat der beitehenden Vorſchrift 
gemäß fotiert und paraphiert worden. 


Mainz, den... ten..... —— 


Großh. Polizei-Kommiſſariat Mainz I. 
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Zweite und folgende Seiten: 


Ziel 
Punkt | 3 ! Tag der 
Abreije 





| Ankunft | der Reiſe 























2. 


Hegulativ 
betreffend Anzeigen über Wobnungsmwechlel. 


In Gemäßheit der Beitimmungen in Art. 7 des Geſetzes 
vom 4. Dezember 1874, die polizeiliche Aufſicht über Zuzüge 
und Wegzüge betreffend, und in Ergänzung der Art. 85 und 89 
des Bolizei-Strafgefeges wird, nad) Anhörung der Stadtverordneten: 
Verſammlung, mit Genehmigung Großherzoglichen Miniſteriums 
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des Innern vom 12. Oftober 1875, zu Nr. M. 3. 14711 am 
geordnet und verfügt, wie folgt. 


51. 

Jeder in der ProvinzialHauptitadt Mainz wohnende Haus: 
eigentümer oder deſſen Stellvertreter, ſowie jeder Untervermieter 
(„Aftervermieter”) ift verpflichtet, den Einzug oder Abzug derjenigen 
Familien oder Perſonen, welche eine Wohnung oder eine Lokalität 
zum Betriebe eines Gefchäftes bei ihm gemietet, beziehungsweife 
die Wohnung oder gemietete Zofalität wieder verlaffen haben, binnen 
acht Tagen nad) dem Bezuge, reſp. nach dem Verlaſſen der betreffen: 
den Yofalität dem Großh. Polizei-Kommiſſariat Mainz I anzuzeigen. 

Außerdem jind auch die Mieter, jowie überhaupt diejenigen, 
welche ihre Wohnung wechjeln, verpflichtet, von dem jtattgehabten 
Wohnungswechjel binnen zehn Tagen bei dem gedachten Polizei: 
Kommifjariat Anzeige zu machen, jofern diefe Anzeige nicht durch 
den zu derjelben zunächit verpflichteten Hauseigentümer oder After: 
vermieter bereit3 geſchehen ift. 


S 2. 

Diejenigen, welche Gewerbsgehilfen, Dienjtboten und andere 
Perſonen in Schlafltellen bei ſich aufnehmen, find verpflichtet, binnen 
24 Stunden nad deren Aufnahme, reſp. nach deren Abgang, hier: 
von dem Polizei-Kommiſſariat Mainz I Anzeige zu machen. 

53. 

Die Gewerbetreibenden und Dienjtherrichaften find verpflichtet, 
den Dienfteintritt und den Dienftaustritt ihrer Handlungsdiener, 
Gewerbsgehilfen, Lehrlinge, ‚Fabrifarbeiter und Dienjtboten im den 
eriten drei Tagen des Dienſtantritts oder Austritts dem Polizei— 
Kommifjariat Mainz I anzuzeigen, ſofern dieſe Anzeige nicht bereits 
der Vorjchrift des Art. 89 des P.St.G. gemäß innerhalb der 
eriten 24 Stunden nach Dienftantritt oder Austritt von den zunächſt 
hierzu verpflichteten Handlungsdienern, Gewerbsgehilfen, Lehrlingen, 
Fabrikarbeitern oder Dienjtboten ſelbſt gemacht worden ijt. 
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Die An: und Abmeldepflicht erſtreckt ſich gleichmäßig auf 
auswärtige und einheimische Dienftboten ıc. 


84. 

Alle Anzeigen der in dem vorſtehenden SS bezeichneten Art 
fönnen perjönlih oder jchriftlich erfolgen. In legterem Falle 
find Diejelben nach Maßgabe der dieſem Regulative beigefügten 
Formulare abzufaifen. 

Die Mieter find verpflichtet, den Vermieter Familien- und 
Bornamen genau anzugeben und überhaupt demſelben jede zu dem 
obigen Zwecke erforderliche Auskunft auf erites Anfordern wahr: 
heitsgetreu zu erteilen. 

Die Borfchriften des im Anhang abgedrudten Gejees vom 
4. Dezember 1874, die polizeiliche Aufjicht über Zuzüge und 
MWegzüge betreffend, erleiden durch vorjtehende Anordnungen feine 
Aenderung. 

S 8. 

Zuwiderhandlungen gegen die obigen Vorſchriften werden nad) 
den Art. 85 und 89 des Polizei-Strafgefeges mit einer Geldjtrafe 
von 1.4 bis zu 1.4 80 J. beitraft. 

S 6. 

Borftehendes Regulativ tritt am 23. April 1876 in Kraft. 
Bon dem gleichen Tage an iſt das NRegulativ vom 9. Auguft 1872 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 


Mainz, den 22. April 1876. 


Großh. Bürgermeiſterei Mainz: 
Wallau. 
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XXIV. £inquartierunasweien. 





Ortsſtatut 


betreffend die Quartier: und ſonſtigen Natural: 
leiftungen für die bewaffnete Macht in der Stadt 
Mainz. 
Zufolge Bejchlujfes der Stadtverordnneten-Berjanmlung vom 
11. juli 1901 und mit Genehmigung Großh. Minijteriums des 
Innern vom 15. Januar 1902 zu Nr. M. J. 162 wird für die 
Stadt Mainz das Nachſtehende beitimmt. 


I. Bildung einer Deputation. 
sl. 

Die dauernde Verwaltung der gejamten Einquartierungs- 
angelegenheiten, ſowie die Beichaffung der Naturalleiftungen für die 
bewaffnete Macht wird für die Stadt Mainz gemäß Art. 52 und 
53 der Städte-Ordnung einer Deputation übertragen, welche den 
Namen „Deputation für das inquartierungsweien der Stadt 
Mainz“ Führt. 

8 2, 


Die Deputation beftebt: 

1. aus dem Bürgermeiiter oder einem von demjelben ftändig 
beauftragten Beigeordnneten als Vorſitzenden, 

2. aus acht von der Stadtverordneten-Berfammtlung zu 
wählenden Mitgliedern, wovon mindejtens zwei aus Der 
Stadtverordneten-Berfammlung entnommen werden müſſen 
und weitere jechs aus ſtimmberechtigten und wahlfäbigen 
Mitgliedern der Stadtgemeinde entnommen werden fünnen. 
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Die Wahl der zu 2 genannten Mlitglieder erfolgt auf drei 
Jahre und wird nach jeder Erſatz- oder Neuwahl der Stadtver- 
ordneten erneuert. Die erjte Wahl diefer Mitglieder erfolgt jedoch 
nur für die bis zur Ergänzungswahl für die Stadtverordneten 
laufende Zeit. Die ausfcheidenden Mitglieder find wieder wählbar. 

Die Deputation tft beſchlußfähig, wenn alle Meitglieder geladen 
waren und mindejtens drei Mitglieder, ausschließlich des Vor: 
fienden, verjammelt find. 

Ber den Abſtimmungen entjcheidet Die Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen; im Falle der Stimmmengleichheit gibt die Stimme des 
Vorjigenden den Ausſchlag. 

Die Deputation leitet die ihr übertragenen Gejchäfte nach 
Vorſchrift der jeweils gültigen Gejege und Verordnungen. Das 
erforderliche Beamtenperjonal wird der Deputation von der Stadt 
Mainz zur Berfügung gejtellt. 

Die gejetzlichen Beſtimmungen binfichtlich der Disziplin iiber 
die jtädtischen Angeftellten, jorwie die Beſtimmungen über die Ge- 
halts- und Anjtellungsverbältniiie Dderjelben, jollen jedoch durch 
gegemmärtiges Statut in feiner Weiſe abgeändert werden. 


II. Quartierleiftung und Verpflegung. 
84. 
Das ganze Stadtgebiet bildet einen Quartierbezirk. 


85. 

Zur Quartierleiſtung nach Maßgabe dieſes Statuts ſind die 
Eigentümer von bebauten Grundſtücken (Hausbeſitzer) im Gemeinde— 
bezirk Mainz verpflichtet. Juriſtiſche Perſonen, Geſellſchaften und 
ſolche Perſonen, welche, ohne in Mainz zu wohnen, Häuſer oder 
ſonſtige Baulichkeiten beſitzen, werden ebenfalls zur Quartierleiſtung 
herangezogen. 

Die Hauseigentümer ſind für Unterbringung und etwa ge 
forderte Verpflegung der geſamten nach dem Einquartierungs— 
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Fataiter ($ 8) dem betreffenden Gebäude zuzuweiſenden Militär: 
perjonen und Pferde der Stadt gegenüber verpflichtet, fie ſind aber 
berechtigt, dieje Leiitungen auf die einzelnen Mieter nach den mit 
diejen zu treffenden Vereinbarungen zu verteilen. Hat eine jolche 
Vereinbarung nicht jtattgefunden, jo iſt für die Verteilung auf die 
einzelnen Räume der in $ 9 angegebene Maßſtab amvendbar. 
Für leerjtehende Wohnungen haben Die Hauseigentiimer Die 
Yerftungen endgültig jelbit zu übernehmen. 

Ueber die fiir den Fall einer Mobilmachung als Maſſen— 
quartiere für Mannjchaften und Pferde vorgejehenen Gebäude bat 
die Deputation ein bejonderes Verzeichnis zu Führen. 

8 6. 

Nur die in 8 4 Abſatz 2 des Gejeges vom 25. Juni 1868 
aufgeführten Gebäude und Gebäudeteile fünnen zu Quartier— 
leiftungen während des ‚sriedenszuftandes nicht in Anſpruch ge 
nonmen werden. Weitere zeitiveife, gänzliche oder teilweiſe Be 
freiungen von Einquartierung können in folgenden Fällen auf 
Antrag der Pflichtigen gewährt werden, wenn die Gejuche recht: 
zeitig bei der Deputation angebracht und von diejer als begründet 
erachtet werden, nämlich: 


1. bei Todesfällen auf die Zeit von 14 Tagen, bei Wochen: 
betten auf die Dauer von vier Wochen, bei jchiveren 
Krankheiten für Die von Arzt für erforderlich be 
ſcheinigte Zeit; 

2. bei unauffchiebbaren größeren baulichen Arbeiten, welche die 
Wohnräume derartig bejchränfen, daß die Aufnahme der 
Einquartierung ganz oder teilweiſe unmöglich ilt. 


Solche Ausnabmeverhältniiie ind aber nur dann zu berüd- 
Jichtigen, wenn den Inhabern der Wohnungen, bei denen die Aus- 
nahmeverhältniffe vorliegen, nach billigen Ermeſſen der Deputation 
die Kojten einer Ausquartierung (j. $ 16) nicht auferlegt werden 
können. 
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Ss 7. 
Für den Fall einer Mobilmachung gelten für die Befreiung 
von der Einquartierungspflicht die Beſtimmungen des Neichsgejeges 
über die Kriegsleiftungen vom 13. uni 1873. 


88. 


Zur Verteilung der Einquartierung auf die Gebäude und 
zur Unterverteilung auf die einzelnen Wohnungen wird von der 
Deputation ein Kataſter unter Verwendung eines ‚Formulars nach 
Muſter A aufgeftellt, in welches alle im Stadtbezirk befindlichen 
zur Cinguartierung geeigneten Gebäude aufgenommen werden. In 
dem Katafter iſt außer der Lage des Grundſtücks, dem Namen des 
Eigentümers, auch die Zahl der benutbaren Räume und deren 
Mietwerte zu vermerfen. Weiter iſt zu bemerfen die Zahl der 
Mannschaften und Pferde, welche im ganzen Grundſtück unter: 
gebracht werden fünnen und welche Quartiere ſich für Offiziere 
und andere Dienſtgrade eignen. 

Die im Laufe eines Jahres vorkommenden Um- und Neu: 
bauten, Abbrüche von Gebäuden und Gebäudeteilen werden all: 
jährlich in den Monaten Januar und Februar in dem Natajter 
vermerft. 

89. 

Der Umfang der nach S 5 den Hauseigentüimern für das 
ganze Grundſtück und den Mietern für die von ihnen bewohnten 
Räume in ;sriedenszeiten obliegende Quartierlaſt wird in folgender 
Weiſe fejtgeitellt: 

a) Für die ausschließlich oder zum größten Teil Wohn: 
zwecken dienenden Gebäude wird als Maßſtab der von 
der Deputation ſchätzungsweiſe feitgeitellte Mietwert ans 
genommen. Für je 600 «A dieſes feitgeftellten Wohnungs: 
mietwertes wird den Hauseigentümer ein Mann Ein: 
quartierung zugeteilt. Dem Hauseigentümer bleibt es 
überlaſſen, die zugewieſene Eingquartierung nach Verein 
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barung mit jeinen Mietern auf die einzelnen Wohnungen 
zu verteilen. 

b) Für die Belegung einzelner Gefchäftsräume, ſowie ganzer 
Gejchäftshäufer ijt die Größe der betreffenden Näume 
nach dem Flächeninhalt maßgebend und wird Der Eigen- 
tiimer dieſer Räume für jede 100 qm FFläche mit je einem 
Mann Eingquartierung belajtet. Gejchäftsräumen mit 
weniger als 100 qm Fläche joll vorbehaltlich der Be- 
ſtimmung in $ 13 feine Einquartierung zugeteilt werden. 

c) Für Herbergen, Gaſthäuſer und Hotels unterliegt Die 
Wohnung des Wirtes den Beltimmungen des 89 pos. a. 
Die Fremdenzimmer in dieſen Gebäuden find mit je einem 
Mann für je 100 qm Flächeninhalt zu belegen. 

Bei Bemeſſung der Eingartierungslaft ift auf die Wohnungs;, 
Wirtſchafts- und Gewerbebedürfniffe der Quartierträger billige 
Rückſicht zu nehmen. 

S 10. 

Nach der eritmaligen Aufitellung und nach der alljährlichen 
Richtigitellung wird das Katajter innerhalb einer öffentlich befannt 
zu gebenden Friſt von 14 Tagen zur Einficht der Beteiligten auf 
dem Stadthaufe offen gelegt. injprachen jind innerhalb einer 
Ausſchlußfriſt von 21 Tagen nach erfolgter Offenlage bei der 
Bürgermeisterei vorzubringen, welche jolche der Deputation zur 
Entjcheidung vorlegen wird. 

Glaubt der Betroffene fich bei dieſer Entjcheidung nicht bes 
ruhigen zu fönmen, jo ſteht es ihm frei, die Entjcheidung der 
Stadtverordnneten-Berfanmlung anzurufen. Hierdurch wird jedoch 
Die vorläufige Ausführung der Entjcheidung der Deputation nicht 
aufgejchoben. 

sl. 

Nach Erledigung der Einfprachen durch die Deputation wird 
das Katafter abgejchloifen umd bleibt dann bis zum nächitjährigen 
Abschluß als Grundlage für die Verteilung der Einquartierungs- 
laft in Kraft. Es können jedoch folche Quartierpflichtige, Deren 
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Verhältniſſe jich im der Zwifchenzeit in einer, den Umfang ihrer 
Quartierpflicht beeinfluffenden Weiſe geändert haben, jederzeit Die 
Richtigitellung der ſie betreffenden Einträge bei der Deputation 
beantragen. 

Berichtigungen des Einquartierungsfatafters nach deſſen Feſt— 
jtellung und vor der nächſten alljährlichen Reviſion find nur auf 
Grund der im $ 6 bezeichneten Anzeigen zuläſſig. 


S 12. 

Die Verteilung der Einquartierungen auf den ganzen Quartier: 
bezirf (S 4) bat in möglichit gleichmäßiger Weife zu geicheben. 
Zu dieſem Zwecde wird neben dem Einguartierungsfataiter ein nach 
Formular B anzulegendes Regiſter geführt, in welches bei jedem 
Hauſe die zugeteilte Einguartierung nach Anzahl der Mannschaften 
und ‚Zeitdauer der Cinquartierung eingetragen wird. ine Aus— 
gleihung zwiſchen Einquartierung mit und ohne Verpflegung findet 
nicht jtatt. 

Wenn in einem Haufe Cuartiere, die nach den Einquartierungs: 
fatafter für Offiziere vorgejeben Find, aus irgend einem Grunde 
mit Mannjchaften belegt werden müſſen oder umgefebrt, fo werden 
gerechnet: 


für 1 General. . 2 2 2 22 9 Manı, 
„1 Stabsoffsier . . 2 2 220.6 
„ 1 Hauptmann oder Yeutnant . 2... 4, 

S 13. 


Die im Einguartierungsfataiter eingetragenen Quartierlaften 
bilden die Belequngsfäbigfeit der einzelnen Gebäude in Friedenszeiten. 
Im Meobilmachungsfalle können die Quartierpflichtigen bis zur 
Doppelten der un Einquartierungsfatajter vorgemerften Leitung 
herangezogen werden. Ebenſo fünnen im Mobilmachungsfalle 
Mohnungen im  Mlietwerte von 400 bis 600 M mit je einen 
Mann belegt und Läden, Gejchäftslofale ꝛe, welche mehr als 50 qm 
Fläche haben, mit je 1 Dann Einquartierung belajtet werden 
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8 14. 

Den Quartierpflichtigen wird die zugeteilte Einquartierung, 
joweit tunlich, vor dem Eintreffen der Truppen angejagt. In 
dringenden Fällen iſt Bekanntgabe an die Quartierpflichtigen Durch 
die öffentlichen Blätter oder durch öffentlichen Anſchlag zuläflig. 

8 15. 

Die Zuteilung der Einquartierung erfolgt in jedem Falle 
mitteljt eines von der PDeputation nach Muſter C ausgeitellten 
Quartierfcheines. Diejelben lauten auf den Hauseigentümer und 
geben nur die Zahl der Offiziere, Mannjchaften, Pferde, Gejchäfts- 
zimmer, Wacht: und Arrejträume an, die in dem auf dem Quartier: 
jchein bezeichneten Gebäude unterzubringen jind. Die Unterver— 
teilung auf die einzelnen Wohnungen und Gejchäftsräume Liegt 
dem Hauseigentümer oder jeinem Stellvertreter ob nah Maßgabe 
der Bejtimmungen in den 88 5—9. 

Ber Ankunft der Einquartierung bat der Hauseigentümer den 
Quartierjchein an jich zu nehmen und aufzubewahren. Der Haus: 
eigentüimer iſt verpflichtet, Ankunft und Abgang auf dem Scheine 
von der Einquartierung bejcheinigen zu laſſen. 

Der Hauseigentümer iſt nur zu denjenigen Leiſtungen ver: 
pflichtet, welche nach dem ihm ausgehändigten Quartierfchein von 
ihn verlangt werden. jede Abweichung der tatjächlichen Ein: 
quartierung mit den Angaben auf dem Quartierjchein, ſowohl hin— 
jichtlich der Zahl und Dienitgrade der Einquartierten, als auch der 
Zeit und Verpflegung, tft unverzüglich der Deputation anzumelden. 


S 16. 

Den QUuartierpflichtigen iſt gejtattet, ihre Verbindlichkeit durch 
Stellung anderweiter Quartiere zu erfüllen. Diejelben müſſen jedoch 
allgemein den gejeglichen Vorſchriften entfprechen, bei der Depu- 
tation rechtzeitig angemeldet und von dieſer genehmigt fein. Erfolgt 
die Annahme fjolcher Quartiere, jo übernimmt der Inhaber des 
Quartiers Die Obliegenbeiten des urjprünglich Berpflichteten. Gegen 
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Die das anderweitige Quartier zurüchveifende Verfügung der Depu- 
tation findet feine Berufung jtatt. 

Die Quartierpflichtigen müſſen — unbefchadet der Beſtimmung 
in $ 6 — für Ausgquartierung Sorge tragen, wenn nach Anficht 
der Milttärbehörde und der Deputation das Quartier aus Jittlichen, 
gejundheitlichen oder anderen erheblichen Gründen den zu jtellenden 
Anforderungen nicht entjpricht. 

&: 42, 

Für Quartierpflichtige, welche ihrer Eingquartierungspflicht 
nicht nachkommen, werden von der PDeputation die angeforderten 
Quartiere anderweit bejchafft. Alle durch anderweite Unterbringung 
der Eingquartierung, Bejchaffung der nötigen Gerätjchaften, Der 
vorgejchriebenen Verpflegung oder ſonſt etwa entjtehende Kojten 
find von den Quartierpflichtigen der Stadtfaffe zu erjegen. Die 
betreffenden Kojten werden auf dem für die Gemeinde-Einfünfte 
vorgejchriebenen Wege beigetrieben. Die gleichen Anordnungen 
finden Anwendung gegen Abwefende, welche für Aufnahme oder 
andertveite Unterbringung der Einquartierung nicht genügende Vor: 
fehrung getroffen baben, oder im Falle von der Deputatton eine 
Ausquartierung aus irgend einer Urjache ($ 16) verfügt worden 
ijt, gegen Diejenigen Quartierpflichtigen, welche den zu tellenden 
Anforderungen nicht entjprechen. 

8 18. 

Zur Aufnahme der unterzubringenden Pferde find nach Maß: 
gabe der Beitimmungen in $ 5 jämtliche Eigentümer und Inhaber 
von Stallungen und jonjt geeigneten Räumen verpflichtet; jedoch 
it auf die eigene Pferdebaltung und den Gefchäftsbetrieb des In— 
habers Rückſicht zu nehmen. 

S 19. 

Geſchäfts-, Arrejt: und Wachträume werden in der Negel von 
der Deputation mietweife auf Kojten der Stadt bejchafft. Falls 
dies der Deputation aber nicht gelingt, findet eine vorſchrifts— 
mäßige Zuteilung nach Maßgabe des S 5 jtatt. 

43* 
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S 20. 

Für den Unfang der Yeiftungen der Quartierpflichtigen in 
‚sriedenszeiten ſind die Beitimmungen des Negulativs für Die 
Quartierbedürfniſſe der bewaffneten Macht in Anlage A zum 
Bundesgejeß vom 25. Juni 1868 und die Beitinnmungen des Reichs: 
geſetzes vom 24. Mai 1898 über die Naturalleiftungen ufw. maß- 
gebend. Bei Einquartierung von Offizieren, Sanitätsoffizieren und 
oberen Milttärbeamten finden die VBorfchriften der SS 7 und 8 der 
Beilage A des vorerwähnten Gejetes in Bezug auf Umfang und 
Ausstattung der Quartiere nur infoweit Amvendung, als denjelben 
entjprochen werden fann, obne die Quartiergeber zur Aufwendung von 
Koften zu nötigen, welche die vom Neiche zu gewährenden Quartier: 
entjchädigungen überjchreiten würden. (Heichsgejeg vom 21. Juni 1887.) 

Im Falle einer Mobilmachung gelten die Beſtimmungen des 
Sejeges über die Kriegsleiitungen vom 13. Juni 1873. 

Die Mitglieder der Deputation oder die von Großh. Bürger: 
meijterei beauftragten jtädtifchen Beamten, ſowie die Beauftragten 
der Truppenbefehlshaber find zur Belichtigung der Quartierräume 
und zur Prüfung der Naturalleijtungen befugt. 

g 21. 

Die von den Militärbehörden zu zahlenden Vergütungen für 
geleiftetes Quartier und verabreichte Verpflegung fließen in Die 
Stadtkaſſe. In Friedenszeiten werden den Quartierpflichtigen aus 
der Stadtkaſſe für je einen Tag die folgenden Vergütungen gewäbrt: 

A. Für Offiziere obne Verpflegung: 


für 1 General. . 2 2 2 42450 A 
„ 1 Stabsoffizier . . . 3,20 „ 
„ 1 Hauptmann oder ir .232,.,—-,„ 


B. Für Unteroffiziere ohne Verpflegung: 
für 1 Feldwebel oder ‘Portepeefähnrich 
und Die Ddenfelben im Servistarif 
gleichgeitellten Dienitgrade . . . . 1,„— „ 
für 1 Mann der übrigen Dienstgrade 
oder 1 Gemeinen. » 2 2 20,50 „ 
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C. für 1 Pferd ohne ‚Fourage jedoch 
einschl. Stellung des Streuftrohes . — A 30 d. 

Die Feſtſetzung der Bergütung für zu jtellende Gejchäfts- 
zimmer, Wacht: und Arrejträume bleibt in jedem einzelnen Falle 
unter Berückjichtigung der in Betracht kommenden Verhältnifje dem 
Borjigenden der Deputation überlafjen. 

Die Vergütung für Verpflegung wird alljährlich von der 
Deputation feitgejeßt. 

Eine Abänderung der Bergütungsjäge fir Quartiere kann 
jederzeit auf Vorſchlag der Deputation von der Stadtverordneten: 
Berfammlung bejchlojjen werden. 

Die Vergütungen für Quartier: und jonjtige Naturalleiftungen 
müſſen mindeltens in Höhe der reichsgejeglich beitinmtten Wer: 
gütungsjäße bemeſſen werden. 

Im Kriegsfalle wird Vergütung für Unartier und ſonſtige 
Naturalleiftungen im Höhe der reichsgejeglich beſtimmten Ver: 
gütungsſätze gewährt. 

8 22. 

Fällt Ankunft und Abzug der Truppen auf einen Tag, jo 
findet eine Vergütung für Quartier nicht jtatt. Für ganze 
Kalendermonate wird die Vergütung auf 30 Tage, ohne Niückhicht 
auf die Tageszabl des Monats, gezahlt. 

Die Bergütungen für Uuartierjtellung und Verpflegung 
werden nur für tatjächliche Leiſtungen gewährt. 

Den Hauseigentümern liegt ob, ihren Mietern den ihnen nach 
Maßgabe der Beteiligung an der Quartierleiftung zufonmenden 
Anteil an der Vergütung alsbald nach deren Empfang zu gewähren. 

8 23. 

Alsbald nach der Quartierleiftung werden die Quartiergeber 
aufgefordert, ihre Anſprüche unter Vorlage der Uuartierjcheine 
($ 15) bei Großh. Bürgermeijterei geltend zu machen. Bezüglich 
der Verjährung gelten die Beitimmmngen des 8 17 des Geſetzes 
von 25. Juni 1868. 
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8 24. 


Bejchwerden über mangelhafte oder unvollftändige Quartier— 
leiftung find zunächit von der Deputation und endgültig von der 
Stadtverordneten-Berfammlung zu erledigen. Zur Erbebung von 
Beichwerden find nach $ 12 Abſatz 2 des Bundesgejeges vom 
25. Juni 1868 in Garnifonen der Garntjonältefte oder deſſen Be 
auftragter, auf Märjchen ufw. der SUHDPeNDeIe71ayaber oder Der 
‚Fourteroffizier befugt. 

S 25. 

Bejchwerden der Quartierträger find ebenfalls durch die Depu- 
tation, in jchleunigen ‚Fällen von dem Vorſitzenden allein, in Ge— 
meinjchaft mit den nach 8 24 bezeichneten Offizieren zu erledigen. 
Können ſich beide nicht einigen und kommt auch eine Einigung 
unter Mitwirkung der Stadtverordnneten-Verfammlung nicht zu 
Stande, jo wird die Angelegenheit dem Großberzoglichen Kreisamt 
zur endgültigen Entſcheidung unter Zuztehung des Truppenfommandos 
vorgelegt. Derartige Beichwerden ind nur innerhalb vier Wochen 
ſtatthaft. 

Ss 26. 

Zu Friedenszeiten jollen in der Negel die einzuquartierenden 
Offiziere, Mannfchaften und Pferde in Quartieren untergebracht 
werden, die von der DVeputation nach freier Vereinbarung auf 
Koften der Stadt zu mieten jind. Nur wenn die Zahl der ge 
forderten Quartiere jo groß tft, daß die mietweiſe Unterbringung 
undurchführbar ift, wird die Deputation zur Verteilung der Ein: 
quartierung auf die nach 8 5 Pflichtigen jchreiten. 

8 27. 

Die Vergütungen, welche für Mlietquartiere und Verpflegung 
gewährt werden, Find von der Deputation von Fall zu Fall feit: 
zufeten. Die biernach an die Quartiergeber zu leiftenden Zahlungen 
werden aus der Stadtkaſſe beitritten. Die von der Militärbebörde 
zu zahlenden Servis: und Verpflegungsgelder x. fließen in Die 
Stadtkaſſe. 


XXIV. Einguartierungswejen. 679 


II. Sonjtige Leijtungen. 


g 28. 


Die Stellung von Vorſpann und YVieferung von Fourage 
wird, foweit tunlich, von der Deputation auf die ihr am zweck— 
mäßigjten erjcheinende Weiſe, möglichit unter öffentlicher Auf: 
forderung, für Nechnung der Stadtkaſſe bejchafft; diefer fallen 
dagegen Die von den Milttärbehörden zu zablenden Vergütungen 
zu. Nur wenn auf diejem Wege der Nequifition nicht rechtzeitig 
entfprochen werden kann, oder der Vorſpann oder Die Fourage 
gegen die von der Deputation für zuläjlig erachtete Vergütung nicht 
zu erlangen ijt, werden gemäß 8 3,5 und 9 des Weichsgejeßes 
vom 24. Mai 1898 die Beliger von Zugtieren und Wagen, die 
Befiger von ;Fouragebeftänden, gegen die vom Meiche dafür zu ges 
wäbhrende Vergütung unmittelbar herangezogen. 


IV. Schlußbejtimmungen. 
8 29. 

Borftellungen und Bejchwerden der Yeiltungspflichtigen gegen 
Anordnungen und Entjcheidungen, welche die Deputation auf Grund 
diejes Statuts erläßt, haben feine aufjchiebende Wirkung; den ges 
nannten Anordnungen ijt vielmehr jederzeit, vorbehaltlich endgültiger 
Entjcheidung duch die böbere Auflichtsbebörde, nachzufommen. 

30, 
Dieſes Statut tritt am 1. April 1902 in Kraft. 


UF 


Mainz, den 20. Februar 1902. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 


sn 
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1. 


»Polizei-Werordnung 


betreffend die Aufficht über die öffentlichen Frauens: 
perfonen in Mainz. 

Auf Grund des 8 361, 6 R. St. ©. B. und des Artifels 56 
der Städteordnung wird, nach Anhörung der Stadtverordneten- 
Verſammlung mit Genehmigung Großh. Minifteriums des Innern 
vom 27. Auguft 1904 zu Nr. M. J. 27160, unter Aufhebung 
des Negulativs vom 18. Augujt 1881 fir den Bezirf der Stadt 
Mainz verordnet, wie folgt. 

81. 

Frauensperſonen, die wegen gewerbsmäßiger Unzucht beſtraft 
worden ſind, oder die erweislich der gewerbsmäßigen Unzucht er— 
geben ſind, werden durch das Polizeiamt unter ſittenpolizeiliche 
Aufſicht geſtellt. 

82. 

Die Einſchreibung in das Verzeichnis der unter ſittenpolizei— 
licher Aufſicht ſtehenden Frauensperſonen erfolgt entweder auf frei— 
willige Anmeldung oder von Amtswegen. | 

Gegen die Einjchreibung von Amtswegen ift binnen einer uns 
eritredllichen ‚Frift von einer Woche, vom Tage der Eröffnung an 
gerechnet, Beſchwerde zuläſſig, Die jchriftlich oder zu Protofoll mit 
Angabe der Gründe bei dem Polizeiamt Mainz oder bei dem 
SHroßberzoglichen Kreisamt Mainz, welch’ legteres hierüber endgültig 
entjcheidet, einzureichen tft. 
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Bei der Einfchreibung von Amtswegen tft die davon Be: 
troffene auf ihr Bejchwerderecht aufmerffam zu machen. Wird eine 
Minderjährige oder eine Ehefrau unter Sittenauflicht geitellt, jo iſt 
davon auch dem gejeglichen Bertreter beziw. dem Ehemanne Mit— 
teilung zu machen. Dem gejeglichen Vertreter bezw. dem Ehemanne 
jteht gleichfalls das Necht der Beſchwerde zu. 

S 3. 

Die Aufhebung der Sittenaufficht wird von Amtswegen oder 
auf Antrag verfügt, wenn die Gründe, welche die Stellung unter 
Aufſicht veranlaßt haben, weggefallen find. 

Der Antrag auf Streichung von der Sittenauflicht kann ſo— 
wohl von den Angehörigen der unter Aufficht ftebenden Perſonen, 
wie auch von dieſen jelbjt Fchriftlich oder zu Protokoll bei dem 
Polizeiamt erflärt werden, welches binnen 14 Tagen jchriftliche 
Entjcheidung zu treffen bat. 

Gegen dieſe Entjcheidung iſt Bejchwerde an Großberzogliches 
Kreisamt zuläflig. 

Ss4.. 

Alle eingefchriebenen Perjonen erhalten einen Abdruck dieſer 
Verordnung und ein Biüchelchen, in welches die Ergebniſſe der ärzt— 
fichen Unterfuchung eingetragen werden (Unterſuchungsbuch). 


S 5. 

Jede unter Sittenauflicht geitellte ‚Frauensperjon iſt verpflichtet: 

1. das ihr von dent Bolizetamt bebändigte Unterfuchungsbuch 
jtets bei fich zu tragen und auf Erfordern jedem Erefutiv: 
beamten der Polizei vorzuzeigen; 

2. jich pünktlich an dem ihr bezeichneten Termine und Ort, 
wohlgereinigt und in unauffälliger Kleidung zur ärztlichen 
Unterfuchung zu stellen und jich bei etiwatger gejchlecht: 
lichen Erfranfung der Behandlung im ſtädtiſchen Hojpitale 
zu unterziehen; 

3. dem Polizeiamt unverzüglich Anzeige zu machen, jobald 
fie bemerkt, daß ſie gejchlechtlich erfranft iſt und im Falle 
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eingetretener Erkrankung ſich jeden Gejchlechtsverfehrs zu 
enthalten; 


. jeden Wohnungswechjel unter Angabe der neuen Wohnung, 


perjönlich auf dem Polizeiamt innerhalb 24 Stunden an- 
zuzeigen; 


. bei Neifen oder Wegzug nach außerhalb ſich auf dem 


Polizeiamt perfönlich ab: und bei Rückkehr hierher binnen 
24 Stunden perjönlich anzumelden; 


. jeden Antritt einer ‚Freibeitsftrafe, jofern ſie ich vor An 
‚tritt auf freiem Fuße befindet, perfönlich im Amtszimmer 


der Sittenpolizei anzuzeigen, ebenſo ihre Rückkehr nach 
verbüßter Strafe anzumelden. 


S 6. 


Auf befonderen Antrag einer unter Sittenauflicht jtebenden 


Perſon kann das Polizeiamt Die wöchentliche ärztliche Unterſuchung 
derjelben in ihrer Wohnung durch den Großh. Kreisarzt gejtatten, 
für welche die tarmäßige Gebühr zu bezahlen ift. 


Der Nachweis über die vorgenommene Unterjuchung ift durch 


unverzügliche Vorlage des Unterjuchungsbuches bei dem Polizei— 
amte zu erbringen. 


Die ärztlichen Unterfuchungen auf dem Polizeiamte jind un— 


entgeltlich. 


$ 7. 


Den unter Sittenauflicht jtehenden Frauensperſonen ift unterjagt : 
. Wohnung zu nehmen oder zu behalten: 


a) in Gaſthäuſern und Wirtichaften, oder in Käufern, in 
denen ſich Wirtichaften befinden, 

b) ın der Nähe von Kirchen oder anderen, zu gottesdtenit- 
lichen Berfammlungen beſtimmten Orten, von Schulen, 
Kafernen und fonjtigen öffentlichen Gebäuden, 

e) in allen übrigen Häufern, in denen ihnen das Wohnen 
polizetlich unterjagt wird. Site haben auf einmalige 
polizeiliche Aufforderung innerhalb der gegebenen Friſt 
eine ihnen verbotene Wohnung zu verlafien; 
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. Mannsperjonen oder Dirnen und wegen Kuppelei 
beitrafte Perfonen in Wohnung zu nehmen oder fich 
jelbjt ohne polizeiliche Genehmigung in Häufern auf: 
zubalten, in Denen öffentliche Frauensperſonen oder 
Kuppler wohnen ; 


. der Bejuch des Theaters oder ſonſtiger öffentlicher Luſt— 
barfeiten ohne bejondere Erlaubnis, wie auch der Verkehr 
auf dem Meßplatze zur Zeit der jährlichen Meilen; 


. zur Tages oder Nachtzeit auf öffentlichen Spazierwegen, 
in öffentlichen Lofalen, in den Bahnhöfen oder an fonjtigen 
öffentlichen Orten Mannsperjonen anzuloden oder ſich in 
auffallender Weiſe Fenntlich zu machen; 


. der Aufenthalt in den Gebäuden und Räumen der hiefigen 
Gerichte, vor denſelben oder in deren Umgebung, jofern 
fie nicht im Beige einer auf dem betreffenden Tag lauten- 
den gerichtlichen Vorladung ſind; 


. das Tragen unanftändiger Kleidung, das Zuſammen— 
jtehen oder Zuſammengehen mit einer unter Sittenaufficht 
jtehenden Perfon auf öffentlichen Wegen, Straßen und 
Plägen und das ‚Fahren in einer offenen Droſchke; 


. ohne ausdrückliche polizeiliche Erlaubnis in Wirtjchaften 
irgend welche Dienfte zu nehmen; 


‚in ihren Wohnungen vom Fenſter oder von der Türe 
aus Mannsperjonen durch Worte, Winfe oder Geberden 
anzulocden, überhaupt ſich in auffälliger Weife am Fenſter 
oder an der Türe zu zeigen; 


. in der Zeit vom 1. April bis 30. September von 9 Uhr 
abends bis morgens 6 Uhr und in der Zeit vom 1. Of: 
tober bis 31. März von 6 Uhr abends bis 7 Uhr morgens 
Straßen, Plätze, Anlagen, Spazterivege ſowie militärtjche 
lebungspläge und Wege zu betreten, bejondere polizeiliche 
Erlaubnis ausgenommen. 
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S 8. 

Dem Polizetamt bleibt es überlajjen, den Bejuch einzelner 
Wirtjchaften und den Verkehr in einzelnen Straßen, Anlagen und 
Spazieriwegen zu verbieten. 

89. | 

Eine unter Sittenauflicht geftellte Frauensperjon, welche obne 
genügende Entichuldigung der ärztlichen Unterfuchung ausweicht, 
wird, abgejehen von der Beltrafung, polizeilih aufgegriffen umd 
zwangsweiſe vorgeführt. 

Einer ärztlichen Unterfuchung werden auch diejenigen Frauens— 
perfonen unterworfen, von Denen es Jich nach Sacdunterfuchung 
ergibt, daß - Sie dringend verdächtig Sind, durch Gewerbsunzucht 
Geſchlechtskrankheiten übertragen zu haben. 


Ss 10. 
5 
Verzieht eine unter Sittenauflicht jtehende Frauensperſon nad 
auswärts und kehrt fie innerhalb ſechs Monaten wieder bierber 
zurüc, jo finden die Vorfchriften gegemmärtiger Verordnung auf 
jie erneut Anwendung. 
sl. 


Zuwiderhandlungen gegen dieſe Vorjchriften werden nach den 
SS 361, 6 und 362 R.-St-G.B. mit Haft beitraft. 


8 12. 

Gegenmwärtige Verordnung, welche am 1. Oftober 1904 im 
Kraft tritt, ſoll nicht öffentlich befannt gemacht, jondern den Perjonen, 
auf welche fie Anwendung findet, befonders zur Kenntnis gebracht 
werden. 


Mainz, den 10. September 1904. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Gaßner 


Oberbürgermeifter. 
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2. 
»olizei-Verordnung 


betreffend Werbot des Beluches von Wirtsbäufern 
und Öffentlicben Tanzmufiken von feiten ſchul— 
PELDMOEE Kinder. 

Auf Grund des Artikels 78 der Kreis-Ordnung, unter Zu— 
ſtimmung des Kreis-Ausſchuſſes und mit Genehmigung Großh. 
Miniſteriums des Innern und der Juſtiz vom 2. Oktober 1884 
zu Nr. M. J. 23398 wird hierdurch für den Kreis Mainz ver— 
ordnet, wie folgt. 

81. 

Schulpflichtigen Kindern it der Bejuch von Wirtshänfern 
und öffentlichen Tanzlofalen ohne Begleitung ihrer Eltern oder 
Derjenigen, welche deren Stelle vertreten, wie Pflegeeltern, Bor: 
münder und dergleichen, unterfagt. 


S 2. 

Mit Gelditrafe bis zu 30 M, welche im Falle der Unein- 
bringlichfeit in Haft umgewandelt wird, werden bejtraft: Beſitzer 
oder DBerwalter von Gaft: und Schankwirtichaften, ſowie öffent: 
lichen Tanzlofalen, welche geitatten, daß jchulpflichtige Kinder — 
dem $ 1 zuwider — ſich in ihren Wirts- oder Tanzlofalen auf: 
halten, beziehungsweife diefelben aus ihnen nicht alsbald entfernen. 


83. 


Gegenwärtige Polizei-Berordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Berfündigung in hiefigen Tagblatt in Kraft. 


Mainz, den 7. Oftober 1884. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Küchler. 
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3. 
Regulativ 
die Einhaltung der Feierabendſtunde betreffend. 





Mit Beziehung auf den Art. 220 des Polizei-Strafgejegbuchs 
wird hierdurch für die Provinzial.Hauptitadt Mainz x. verfügt: 


Sl. 
Die Feierabendſtunde iſt auf 11 Uhr abends feitgejeßt. 


82. 
Zuwiderhandlungen ıc. *) 


Mainz, den 16. Auguft 1859. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 


— — ee — 


4. | 
Reglement 
den Transport von Schlachtkälbern betreffend. 


Mit Rückſicht darauf, daß der Transport von Schlachtkälbern 
bisher häufig in ſehr ungeeigneter und unzuverläſſiger Weiſe ſtattge— 
funden hat, werden mit Ermächtigung des Großherzogl. Miniſteriums 
des Innern vom 31. März 1873 zu Nr. M. J. 2432 nachſtehende 
Vorſchriften erlaſſen. 

8S 1. 

Es iſt verboten, den Kälbern bei dem Transport, gleichviel ob 

derſelbe auf Eiſenbahnen, auf Schiffen oder mittelſt beſonderer 


) An Stelle der Strafvorſchrift des 8 2 tritt die des 8 365 R.⸗St.G.⸗B. 
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S 2. 
Fuhrwerke jtattfindet, Die Beine mit Stricken, Riemen oder dergleichen 
zu feifeln, mit Ausnahme der in S 3 unten angegebenen Fälle. 

Der Transport von Kälbern in Partieen von mehr als 2 Stück 
darf nur mitteljt Fuhrwerks gejcheben, welches jo eingerichtet fein 
muß, daß die Tiere nicht mit den Köpfen oder anderen Körper: 
teilen vom Wagen berabhängen oder an den Rädern jchleifen. Die 
Tiere dürfen nicht übereinander liegen, jondern müſſen fich frei be— 
wegen fünnen. 

83. 

Der Transport einzelner Kälber (höchſtens 2 Stück) kann 
mittelſt Schiebfarren oder Hundefuhrwerks auf eine Wegentfernung 
von böchjtens 2 Stunden ftattfinden und ijt hierbei, aber nur für 
diejen Fall, das Binden der Kälber ($ 1) geitattet. 


84. 

Das Mitführen von Hunden bei dem Transport der Kälber 
iſt unterſagt. 

8 5. 

Zuwiderhandlungen gegen die vorjtehenden Beitimmungen unter: 
liegen, injoweit jie nicht nach S 360 Nummer 13 des Ddeutjchen 
Strafgefegbicchs ſtrafbar find, einer Strafe von einem bis zehn 
Gulden. 


Mainz, den 20. Mat 1873. 


Großh. Kreisamt Mainz: 
Schmitt. 
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— — — 


1. 
Bekanntmadung 


die Einführung einer neuen Orönung auf dent 
egräßnisplaße zu Mainz betreffend. 

Durch Erweiterung des allgemeinen Begräbnisplates hiefiger 
Stadt ijt den Naumbedürfniifen abgeholfen und auch ftatthaft ge 
worden, den Wünſchen des Publikums mitteljt Weberlafiung be: 
jonderer Grabjtätten als Familien oder Erbbegräbniſſe zu ent: 
ſprechen. 

Auf den Antrag des Stadtvorſtandes hat daher Großherzog— 
liche Regierungs-Kommiſſion das nachſtehende Regulativ erlaſſen, 
welches ſowohl die bei Beerdigungen inskünftige einzuhaltende 
Ordnung, als die Bedingungen und Vorſchriften enthält, unter 
welchen Familiengräber gegen eine an die Stadt und Hoſpizienkaſſe 
zu leiſtende Vergütung, nach Maßgabe des Geſetzes vom 23. Prai— 
rial XII. abgegeben werden können. 

Indem ich dieſes Regulativ hiermit zur öffentlichen Kenntnis 
bringe, mache ich insbeſondere darauf aufmerkſam, daß neue 
Familien- und Erbbegräbniſſe nach $ 7 dieſes Regulativs in Zu: 
funft nur am oberen Rande des Begräbnisplaßes erworben werden 
fünnen, daß jedoch den Angehörigen der im allgemeinen Teil des 
Begräbnisplages jest ruhenden Toten nach $ 12 auch gejtattet iſt, 
deren Gräber als Familien-Begräbniſſe zu acquirieren. 

In bezug auf dieſe bereits bejtehenden Gräber Haben die 
snterejjenten innerhalb fechs Mlonaten vom Tage der Befannt- 
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machung gegenwärtigen Negulativs auf biefiger Bürgermeifterei die 
Erklärung abzugeben, ob jie die Gräber ihrer Angehörigen als 
Erbbegräbniffe oder auf die beitimmte Dauer von 30 Jahren er: 
werben und innerhalb Diejer Friſt die im 8 16 feitgejeßten Ge— 
bühren entrichten oder die Denfmale bejeitigen wollen, indem nach 
Ablauf diefer Zeit diefe Gräber dem allgemeinen Begräbnis-Turnus 
übergeben und eintretendenfall8 anderweitig benutzt, die Denkmale 
aber nach den gegebenen Andeutungen bejeitigt werden. 

Ferner mache ich auch noch auf den Schluß des Art. 12 
diejes Regulativs aufmerkſam, welcher die nötigen Beſtimmungen 
enthält, wie zu verfahren iſt, wenn ein Familien-Oberhaupt ver: 
itorben iſt und die Hinterlafjenen Familienglieder ſich nicht darüber 
verjtändigen fünnen, wer von ihnen ein bereits beſtehendes Grab 
übernehmen folle, oder wenn zwifchen zwei Familiengräbern noch 
ein freies Grab Sich befindet, auf welches beide Nebenläger 
refleftieren wollen. 

In einem wie in dem andern Falle ijt es nötig, daß Die 
Deflarationen baldigſt erfolgen. 


Mainz, den 11. Mai 1850. 


Der Bürgermeiiter: 
Mad. 


Regulativ 


die Einführung einer neuen Ordnung auf dent 
Begräßnisplaßte zu Mainz betreffend. 





In Erwägung, daß die Einführung einer neuen Ordnung auf 
dem Begräbnisplage zu Mainz, insbejondere die Erlafjung von 
Beftimmungen über die Familien und Erbbegräbniſſe Ddajelbit, 
dringendes Bedürfnis ift, wird nach Anficht des Faijerlichen Dekrets 
vom 23. Prairial XI, auf den Antrag des Großh. Bürgermeiſters 
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dahier und mit Genehmigung Großh. Mintjtertums des Innern 
biermit verfügt, wie folgt. 


Allgemeine Beitimmungen über die bei Beerdigungen ein 
zubaltende Ordnung, Anfertigung der Monumente und 
Grabitätten. 


S 1. 

Die Beerdigungen auf dem allgemeinen Begräbnisplage zu 
Mainz jollen in Zufunft nach einem fejten Plane und in derjenigen 
Ordnung ftattfinden, welche mit Rückſicht auf Die allgemeinen 
fanitätspolizeilichen Vorſchriften, jowie auf die Regeln einer der 
Lofalität angemejjenen Symmetrie zwedmäßig erfannt und feit- 
gejegt worden tft. 

S 2. 

Die Gräber jollen möglichit flach gefertigt, dabei jedoch Rück— 
ficht auf die Nachgiebigfeit des Bodens und das gewöhnliche Ein: 
finfen genommen werden. Sie follen für Erwachjene in einer Länge 
von 8 Fuß, einer Breite von 3 Fuß und einer Tiefe von 6 Fuß 
angelegt werden. Für Kinder unter 12 Jahren genügt, bei einer 
gleichen Tiefe, eine geringere Yänge und Breite, nach Berhältnis 
ihrer Größe. 

Die Entfernung der Gräber von einander muß auf den Seiten 
3 Fuß, oben an dem Kopfe und unten an den Füßen 5 ‚Fur 
betragen. 

$ 3. 

Im allgemeinen ſteht als Negel feit, daß nie mehr als eine 
Leiche in ein Grab gelegt und daß ein folches Grab vor Ablauf 
von 10 Jahren nach Beijegung der lebten Leiche nicht geöffnet 
werden darf, es fei denn in den gejeßlich vorbehaltenen Fällen und 
unter Anwendung der erforderlichen VBorjichtsmaßregeln. 

Dasselbe gilt auch von den FFamilien-Gräbern, auf welche ftch 
daher die Ueberwachung des Aufjehers ebenfalls eritreden muß. 

Die zu Beerdigungen verwendeten Zellen der Gruften, wovon 
in den folgenden Paragraphen Erwähnung gejchieht, find nicht zur 
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Wiedereröffnung bejtimmt; wo eine Ausnahme nach ärztlichen 
Ermeſſen jtatthaft gefunden wird, darf die Wiedereröffnung nur 
unter den gehörigen Vorſichtsmaßregeln gejcheben. 


84. 


Ueber alle Beerdigungen wird ein genaues Begräbnisregiſter 
geführt, enthaltend die mit dem Situationsplane korreſpondierende 
Nummer eines jeden Grabes, ferner Vor- und Zunamen, Alter, 
Stand der Beerdigten und Tag und Datum der Beerdigung. 


Wenn Beerdigungen in Familienbegräbniſſen jtattfinden jollen, 
jo muß Ddiejes bei der Deklaration des Todesfalles auf dem Zivil: 
ftandsburean ausdrücklich bemerkt werden, Damit in der Beerdigungs: 
Erlaubnis die betreffende Nummer des Familienbegräbniſſes an- 
gegeben werden kann, welche der Begräbnisaufjeher fireng einzu: 
halten verpflichtet iſt. 

$ 6. 

Monumente und Grabjteine dürfen nicht mehr als eine 
QDuadratfläche von 16 ‚Fuß einnehmen und nicht auf den ausge: 
hobenen Teil der Gräber gefeßt werden. Diefe, ſowie alle Denf- 
zeichen mit Symbolen und Inſchriften dürfen nur nach jchriftlicher 
Genehmigung des Bürgermeijters gejest werden. Zu Diefem Ende 
muß Lebterem über jedes Denfzeichen eine Zeichnung in duplo 
nebjt der Inſchrift vorgelegt werden. — Nur gegen Ablieferung 
diefer Jchriftlichen Erlaubnis darf der Aufjeher die Vornahme der 
Arbeiten gejchehen laſſen. 

Auf jolchen Gräbern, welche nicht in Zeit: und Erbbeſtand 
erivorben werden und daher dem gewöhnlichen Begräbnisturnus 
unterworfen find, müſſen alle jolche Denfzeichen entfernt werden, 
fobald die Abteilung, in welcher das Grab ſich befindet, wieder an 
die Reihe fommt. Am Falle die Familienangehörigen diejes unter: 
laſſen, ſoll es auf Betreiben der Gemeindeverwaltung gejcheben. 
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Erwerbung neuer Familien-Erbbegräbniffe, Größe und 
Einrichtung derjelben, jowie Dauer ihrer Benusgung. 


8 7. 

Bezüglich der Erwerbung neuer Familien-Erbbegräbniſſe, oder 
auch einzelner Gräber zum ausschließlichen Gebrauch auf eine 
längere als die zur Wiederbejegung der Gräber im allgemeinen 
im $ 3 anberaumten Seit, wird. hiermit feſtgeſetzt, daß jolche 
insfünftig nur am oberen Nande des Begräbnisplages angelegt 
und nach der Neibenfolge ihrer Anmeldungen eriworben werden 
fünnen. Die Anlegung von überwölbten Gruften in anderer Weite 
als in ausgemauerten Zellen für jede einzelne Leiche (Badofenform) 
ift für die Folge gänzlich unterjagt, indem diejelben als ſanitäts— 
widrig anerkannt find. 

Ss 8 

Ein Erb: oder Familienbegräbnis darf in der Regel nur 
den Umfang veip. Flächenraum von ein bis fünf gewöhnlichen 
Gräbern haben. Jedes Ddiefer Gräber muß jelbjtändig für ſich 
bejteben und auf den Seiten 3 Fuß, am Kopf und an den Füßen 
5 Fuß von einander oder von andern Gräbern entfernt bleiben 
und darf nicht überwölbt werden. ‘Für jedes dieſer Gräber iſt 
mit Einfchluß der oberen, unteren und der beiden Seitenwände ein 
Flächenraum von 78 Quadratfuß erforderlich. 

Mehr als fünf jolcher Gräber für eine und dieſelbe Familie 
follen nur in bejonderen ‚Fällen, welche eine jolche Ausnahme recht- 
fertigen, mit Zuftimmung des Gemeinderats bewilligt werden. 


89. 

Bei der Anlegung von neuen Familien- oder Erbbegräbnijfen 
am oberen Rande des Begräbnisplages müſſen dieſe Begräbniſſe 
von den angrenzenden der ganzen Länge nach durch eine Mauer 
getrennt werden; dieſe Mauer darf nicht höher als bis zur Ober- 
fläche des Bodens aufgeführt werden, jedoch iſt es geitattet, eiſerne 
oder hölzerne Einfafjungen und Geländer darauf zu jegen; zwiſchen 
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den Geländern zweier benachbarten Gräber muß jedoch ein Raum 
von wenigitens 2 Fuß Breite verbleiben, um als Weg benußt zu 
werden, und zu Diefem Wege bat jeder Bejiter eines Grabes die 
Hälfte zuzugeben. 

Ss 10. 

Die Anlage von Familien-Erbbegräbniſſen darf nicht eber 
vorgenommen werden, bis Die fejtgejegte Gebühr entrichtet, eine 
Erwerbsurfunde ausgejtellt, die Stelle dazu angewiefen und Die 
Errichtung polizeilich genehmigt ift. 

An den bereits bejtehenden Gräbern, welche für den fort: 
gejegten Gebrauch als Familienbegräbniſſe acquiriert werden, darf 
ebenfall8 feine Veränderung irgend einer Art ohne Zuſtimmung 
und Schriftliche Erlaubnis der Yofal-PBolizeibehörde vorgenommen 
werden. 

Ss 11. 

Die Dauer der Benutzung eines Familiengrabes erſtreckt ſich 
auf 20 Fahre nach dem Ableben des lebten berechtigten Deszen- 
denten des Erwerbers oder auf ebenjo lange Zeit nach) dem Weg— 
zuge der Familie aus hiefiger Stadt. Nach Ablauf Ddiejer Zeit 
geht das Grab zur weiteren Begebung an die Stadt über. 

Wollen jedoch Seitenverwandte jpäter das Grab zu ihrer 
Benutzung erwerben, jo joll ihnen dies vorzugsiweije, jedoch nur 
bezüglich der neuen, am Rande des Begräbnisplages errichtet 
werdenden Gräber geitattet werden. Sie haben in dieſem Falle 
binnen einer unerjtreclichen ;Friit von jechs Monaten, vom Tage 
einer desfalls an fie zu richtenden Aufforderung an, ihre Er- 
klärung abzugeben. 


Erwerbung bereits beitebender Gräber als Familien 
begräbnifie. 
s 12. 
Mir Rückſicht auf die Pietät fir die im allgemeinen Teile 
des Begräbnisplages jest rubenden Toten ift es den Angehörigen 
geitattet, deren Gräber als ;Familienbegräbnijfe gegen Entrichtung 
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des nach Maßgabe ihres Raumes zu ermittelnden verhältnis- 
mäßigen Preifes zu acquirieren und unter den in den 88 8, 9, 10 
und 11 erwähnten Bedingungen ferner zu benußen. 

Bezüglich der vorhandenen, nicht in Badofenform errichteten 
Srüfte it zu bemerfen, daß deren Raum ebenfall3 acquiriert werden 
fann, jedoch nur unter der Bedingung, daß fie ferner unbenust 
bleiben, oder als gewöhnliche ‚Famtlienbegräbnijje nach den sub 8 
und 9 erwähnten VBorjchriften, nach Entfernung der Gewölbe und 
Ausfüllung mit Erde, polizeilicher Anordnung gemäß, verwendet 
werden. 

Ferner iſt es auch zuläffig, ein ummittelbar neben einem 
‚samilienbegräbnijje im allgemeinen Teile des Begräbnisplates 
befindliches freies Grab, wenn jolches etwa zur Vergrößerung des 
bejtehenden Familiengrabes erforderlich iſt, gegen Entrichtung des 
unten feitgejegten Preiſes noch dazu zu acquirieren. 

Zur Vermeidung von Anjtänden, welche ich etwa in Folge 
vorjtehender Beſtimmungen ergeben fünnten, wird noch weiter feſt— 
gejeßt: 

a) Wenn das ‚yamtlienoberhaupt verjtorben ift und innerbalb 
vier Wochen, vom Tage der Bekanntmachung an, feine 
Berjtändigung darüber zu Stande fommt, wer von den 
binterlafienen ‚yamiliengliedern das Grab übernehmen werde 
und fofern mehrere Jich darum melden, jo joll das Alter 
der männlichen und, falls deren feine vorhanden ſind, Das 
Alter der weiblichen Deszendenten, bei Seitenverwandten 
aber die Nähe des Grades entjcheidend jet. 

Wenn zwifchen zwei beitebenden Familiengräbern noch ein 
freier Raum fir ein Grab ſich vorfindet, jo joll, wenn 
beide Angrenzer Dasjelbe zu enwerben woiünjchen, Die 
Priorität der Anmeldung enticheiden. 

8 13. 

Einzelne, bereits vorhandene Gräber fünnen auch auf eine 
bejtimmte Dauer von 30 Jahren erivorben werden, jo daß während 
Diefer Zeit das Grab anderweitig unbenugt bleibt. 


— 
— 
— 
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‚Für bereits bejtehende Gräber gelten in dieſer Beziehung die 
Beitimmungen des vorigen Paragraphen. Neue Gräber auf die 
beitimmte Dauer von 30 Jahren fünnen nur an dem oberen Rande 
des Begräbnisplages acquiriert werden. 


Bejeitigung der Monumente und Grabjteine bei Wieder: 
belegung der Gräber. 


8 14. 


Wenn innerhalb jechs Monaten, vom Tage der zu erlaffenden 
Aufforderung an gerechnet, die Angehörigen von Berjtorbenen feine 
Erklärung in Bezug auf die im 8 12 und 13 erwähnten Er- 
werbungen bejtebender Gräber machen, jo jollen diefe Gräber in der 
Reihenfolge des Begräbnisturnus zum allgemeinen Gebrauche benußt 
und in diefem Turnus die darauf befindlichen Denkmäler entfernt 
werden. Da dieſe Denkzeichen Eigentum der Familie find, jo muß 
es dieſer überlaſſen bleiben, für die Wegnahme zu jorgen. Unter— 
läßt fie dies nach vorheriger Aufforderung, jo geichieht die Ent: 
fernung auf Betreiben der Gemeinde-VBerwaltung, welche übrigens 
drei Monate lang nach der Wegnahme verpflichtet bleibt, das Denk— 
zeichen der Familie auf ihr Verlangen, jedoch nur gegen Eritattung 
der Kojten der Entfernung, zu überlaifen. 

Bezüglich der mit Denfmälern gezierten Grabitätten Fremder 
oder jolcher Perjonen, von welchen keine Anverwandten bier wohnen, 
joll an die auswärtigen Verwandten, injofern ihr Aufenthalt aus: 
zumittelm tft, gejchrieben werden und es foll, wenn innerhalb eines 
Jahres niemand ich meldet, um das Grab anzufaufen oder Die 
darauf befindlichen Monumente wegzunehmen, legteres auf Betreiben 
der Stadt gejcheben. 

s 15. 

Das Bejeitigen der Monumente joll ausnahmsweiſe dann nicht 
geichehen, wenn ſie Kunſtwerke der Sfulptur von genereller oder 
(ofalbiftorischer Bedeutung, oder jolchen Perſonen gejeßt ind, welche 
Jich durch beſonders ausgezeichnete Handlungen und Eigenschaften 
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hervorragende DVerdienjte erivorben haben. Die Entjcheidung in 
derartigen ‚Fällen jteht der Großh. Regierungs-Kommiſſion des 
Negierungsbezirfs Mainz nach Anhörung des Stadtvorjtandes zu. 


Bedingungen über Erwerbung neuer und Fortbeſtehen 
älterer Grabjtätten. 
S 16.*) 

Die oben erwähnten Rechte zur ausfchlieglichen Benutzung 
eines Erb» oder Zeitbegräbnijjes werden nach Maßgabe des Geſetzes 
vom 23. Prairial XII. nur gegen Entrichtung einer Gebühr zum 
Vorteile der Stadt als Eigentümerin des Grund und Bodens und 
einer bejonderen Abgabe zu Gunjten der bürgerlichen Hofpizien 
zugeitanden. 

Als Norm für diefe Vergütungen wird, ohne jedoch der Wohl: 
tätigfeit bemittelter Perfonen dem Hofpitale gegenüber vorgreifen 
zu wollen, hiermit feitgefeßt: 

a) für ein ‚zamilienbegräbnis und zwar mit je einem ‚Flächen: 
raum von 78 Quadratfuß für jedes einzelne Grab ijt 
zu entrichten: an die Stadt 25 Gulden, an die Hojpizien 
10 Gulden; 

b) für das Fortbeſtehen einer Gruft ohne weitere Benutzung 
als folche, oder, wenn diejelbe als ;Familienbegräbnis unter 
den in dem S12 feitgejegten Reftriftionen verwendet werden 
joll, wird die Gebühr nach Anhalt ihres Flächenraumes 
berechnet und für je 78 Quadratfuß bezahlt: an die Stadt 
25 Gulden, an die Hojpizien 10 Gulden; 

ce) für ein ſchon beſtehendes Grab, um nach $11 als Familien: 
begräbnis verwendet zu werden, ebenfalls nach Verhältnis 
des Flächenraums berechnet für je 78 Quadratfuß: an die 
Stadt 25 Gulden, an die Hojpizien 10 Gulden; 

d) für ein Grab zu temporärer Benugung während 30 Jahren 
für 78 Quadratfuß: an die Stadt 15 Gulden, an Die 
Hojpizien 5 Gulden. 


*) Abänderungen und YZufäge ſiehe Seite 698—701. 
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Außer diejen Erwerbspreifen haben die Erwerber die ander- 
weitigen Fleinen Kojten, welche durch das Abjteinen, Einzeichnen 
und Nummerieren der Gräber ıc. entſtehen, zu tragen, auch verjteht 
es jich von jelbit, daß bei jeder Beerdigung die big jett üblichen 
oder jpäter beſtimmt werdenden Grabgebühren bejfonders entrichtet 
werden müſſen, jowie alle für die Folge etwa noch eingeführt 
werdenden allgemeinen Yajten und Abgaben. 


PBolizeiliche Bejtimmungen. 
817. 

Die der Aſche und dem Andenken der Verblichenen und den 
frommen Gefühlen der Zurückgebliebenen gebührende Achtung er— 
fordert, daß die Ruhe des Friedhofs nicht geſtört, Anſtand und 
Schieflichfeit nicht verlegt werden. Es iſt deshalb das unbefugte 
und ungehörige Bejchreiben und Bemalen der Grabfteine und 
Monumente, das Bejchädigen derjelben, jowie der Anpflanzungen 
und Einfaffungen, das Abbrechen der Blumen, das Tabafrauchen 
auf dem Begräbnisplage und das Mitnehmen von Hunden auf 
denfelben unterjagt, und wird, jowie überhaupt jede abfichtliche 
Verlegung des Anjtandes auf dem Begräbnisplage, mit einer Polizei- 
jtrafe von 1 bis 5 fl. beitraft, unbejchadet der höheren Strafen, 
welche die bejtehenden Geſetze für grabere Zuwiderhandlungen ꝛc. 
ausjprechen. 

Ss 18. 

Der Aufjeher des Begräbnisplages iſt verbunden, die Befolgung 
der in dieſem Negulative enthaltenen Vorſchriften jorgjamit zu 
überwachen und alle Zuwiderhandlungen mit den ihm zu Gebote 
jtehenden Mitteln zu bindern, jodann aber Ddiejelben jogleich zur 
Anzeige zu bringen, bei Vermeidung entiprechender Disziplinaritrafe 
und nach Umständen Entfernung von feinem Dienjte, unbejchadet 
gerichtlicher Verfolgung bei graveren, in den Gejegen vorgejebenen 
Vergeben. 

Verordnungswidrige Anlagen von Begräbnisjtätten, Monumenten, 
Denkzeichen x. jollen ohne weiteres auf Verfügung der Lokal— 
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Polizeibehörde und zwar auf Koften der Zumiderhandelnden 
entfernt werden. 
8 19. 

Etwa entjtehende Anjtände bezüglich der Auslegung der Bes 
ftimmungen dieſes Negulativs über die neue Ordnung des Be . 
gräbnisplages, jorwie überhaupt bezüglich der Anjprüche und Bes 
rechtigungen der Erwerber der Stadt gegenüber werden nur im 
adıninijtrativen Wege entjchieden und die Betreffenden haben auf 
jeden gerichtlichen Rekurs zu verzichten. 

8 20. 

Gegenwärtiges NRegulativ tritt vom Tage der Bekanntmachung 
an in Vollzug und foll außerdem durch den Druck veröffentlicht 
werden. - 


Mainz, den 26. April 1850. 


Die Großh. Heſſiſche Regierungs-Kommiffion des 
Regierungsbezirls Mainz: 


Frhr. von Dalwigf. 





2, 
Bekanntmachung 


die Einführung einer neuen Ordnung auf dem 
Begräßnisplaße zu Mainz, jeßt die Abänderung 
des 8 16 betreffend. 





Nachträglich zu dem Megulativ vom 26. April v. %., welches 
in der Beilage Wr. 58 des Mainzer Wochenblatts vom 16. Mai 
v. J. veröffentlicht worden tft, jind nunmehr auf den Antrag des 
Gemeinderats noch einige weitere Beſtimmungen erfolgt, welche den 
Zweck haben, die Erwerbung von Familien- und Erbbegräbnijien 
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durch Bewilligung von Terminen zur Zahlung des Kaufpreijes 
oder durch Umwandlung dejjelben in jährliche Grundzinje zu er: 
feichtern und die Ausübung der Pietät gegen die Verjtorbenen auf 
diefe Art zu befördern. 

Der $ 16 des gedachten Negulativs erleidet dadurch einige 
Veränderungen und Zufäge, welche durch Reſkript Großberzoglicher 
Negierungsfommiffion vom 4. d. Mts. in folgender Faſſung ge 
nehmigt worden find. 


Bedingungen über Erwerbung neuer und Fortbeſtehen 
älterer Grabjtätten. 
S 16. 

Die Nechte zur ausschließlichen Benugung eines Erb: oder 
Zeitbegräbnifjes werden nach) Maßgabe des Geſetzes vom 23. 
Prairial XI. nur gegen Entrichtung einer Gebühr zum Vorteil 
der Stadt als Eigentümerin des Grund und Bodens umd einer 
bejonderen Abgabe zu Gunsten der bürgerlichen Hojpizien zugeitanden. 

Als Norın für dieſe Vergünjtigungen wird, ohne jedoch der 
Wohltätigfeit bemittelter Perjonen dem Hoſpital gegenüber vor: 
greifen zu wollen, hiermit fejtgejeßt: 

a. Für ein neues Familienbegräbnis und zwar mit einem 
‚rlächenraum von 78 Quadratfuß für jedes einzelne Grab 
tt zu entrichten: 

an die Stadt 25 Gulden, 
an die Holpizien 10 Gulden. 

b. Für das Fortbeſtehen einer Gruft, ohne weitere Benugung 
als jolche, oder wenn diejelbe als Familienbegräbnis unter 
den in $ 12 feſtgeſetzten Nejtriftionen verwendet werden 
joll (nach Entfernung der Ueberwölbung), wird die Gebühr 
nach inhalt ihres Flächenraums berechnet und für je 78 
Quadratfuß bezahlt: 

an die Stadt 25 Gulden, 
an die Hofpizien 10 Gulden. 
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c. Für ein fchon beftehendes Grab, um nah 8 11 als 
samtlienbegräbnis verwendet zu werden, ebenfalls nach 
Verhältnis des FFlächenraumes für je 78 Quadratfuß: 

an die Stadt 25 Gulden, 
an die Hojpizien 10 Gulden. 

d. Für ein Grab zu ‚temporärer Benußgung während 30 
Fahren, für 78 Quadratfuß: 

an die Stadt 15 Gulden, 
an die Hojpizen 5 Gulden. 

e. Für die Bezahlungen der sub a. b. c. und d. erwähnten 
Gebühren können auf Verlangen 4 Jahresziele geſtattet 
werden, jedoch find die rejtierenden Ziele mit je 5 Prozent 
zu derzinjen. 

f, Ein neues oder ſchon bejtehendes Grab fann auch als 
Familiengrab behandelt oder dem allgemeinen Gebrauch 
entzogen werden, jo lange dafür jährlich ein Grundzing 
von 1 Gulden 45 Kreuzer per 78 Quadratfuß an Die 
Stadt bezahlt wird. 

Unterbleibt aber die Zahlung während einem Jahre 
und find jeit der letzten Beerdigung in ein jolches Grab 
10. Sabre verflofjen, jo wird das Grab fofort, nach vor: 
ausgegangener fruchtlofer Mahnung, dem allgemeinen Be 
gräbnis-Turnus übergeben. 

Bon Diefen Grundzinfen werden per Grab & 78 
Quadratfuß der Stadt 1 Gulden 15 Kreuzer, Den 
Hoſpizien 30 Kreuzer zugeteilt. | 

g. Die Zahlung der Zinfen von den sub e. bewilligten und 
reitierenden Terminen, jowie jämtlicher Grundzinje fängt 
vom 1. Juli jeden Jahres zu laufen an und iſt an 
diefem Tage zu entrichten, die Erwerbungen mögen vor 
oder nach diefem Zeitpunfte jtattgefunden haben. 

h. Zur Erwerbung bejtebender Gräber mitteljt Grundzinjen 
wird Termin bis zum 1. Juli 1851 bewilligt, innerhalb 
welchem die Anmeldungen erfolgen müfjen. 
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i. Außer obigen Erwerbspreifen haben die Erwerber die 
anderiweitigen Fleinen Kojten, welche durch das Abjteinen, 
Einzeichnen und Numerieren der Gräber, Stempel der 
Erwerbsurfunden ꝛc. entiteben, zu tragen; auch verfteht es 
jich von jelbjt, daß bei jeder Beerdigung, die bis jeßt 
üblichen oder jpäter beſtimmt werdenden Grabgebühren 
befonders entrichtet werden müſſen, jowie alle für die 
‚Folge etiva noch eingeführt werdenden allgemeinen Laſten 
und Abgaben. 

Indem ich dieſe Beitimmungen des S 16, jo wie jolche fünftig 
einen integrierenden Teil des mehrerwähnten Regulativs aus: 
machen werden, zur öffentlichen Kenntnis bringe, erjuche ich meine 
Mitbürger, welche beabfichtigen, die bereits bejtehenden Gräber 
ihrer Angehörigen beizubehalten und zu diefem Ende in einer oder 
der anderen Weiſe zu erwerben, ihre Erflärungen in dem feſt— 
gejegten Termin, nämlich bis zum 1. Juli d. J. ſchriftlich auf 
dem Sefretariate biefiger Birrgermeifteret abzugeben. 


Mainz, den 10. Januar 1851. 


Der Bürgermeiiter: 
Mad. 


3. 
Reglement 


über Anlage und Bepflanzung der Graßftätten 
auf dem flädtifchen Begräßnisplaßte zu Mainz. 





Mit Genehmigung Großh. Mintjteriums des Innern und in 
Uebereinftimmung mit der Stadtverordnneten-Berfammlung werden 
im Anjchluffe an das Negulativ vom 26. April 1850, betreffend 
die Einführung einer neuen Ordnung auf dem Begräbnisplage zu 
Mainz, auf Grund des Art. 56 der Städte-Ordnung für Die 
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Anlage und Bepflanzung von Grabftätten auf dem ftädtifchen Be 
gräbnisplage weiter folgende Vorjchriften erteilt: 
8S 1. 

Die Anlage, Bepflanzung und Unterhaltung einer Grabſtätte 
darf nur durch den Eigentümer derjelben oder dejjen Angehörigen 
oder durch die nächiten Verwandten des VBerjtorbenen oder endlich 
durch jolche Perſonen ausgeführt werden, welche fich für jeden 
einzelnen ‚Fall jchriftlich ausweifen können, daß fie von dem Eigen: 
tümer xc. der betreffenden Grabjtätte hierzu beauftragt jind. An 
Gärtner oder jolche Perſonen, welche ſich vorzugsweife mit der 
Bepflanzung und Unterhaltung von Grabjtätten befaſſen, dürfen 
folche Bejcheinigungen im voraus für die Dauer eines Kalender: 
jahres erteilt werden. 

Kinder unter 12 Jahren dürfen nur in Gegenwart von Er 
wachjenen Arbeiten auf Grabjtätten vornehmen. 


82. 


Wer auf einer Grabſtätte irgend eine Arbeit vornehmen will, 
hat ſolches dem Friedhofs-Aufſeher, welchem die Beaufſichtigung des 
Friedhofes zunächſt obliegt, eventuell unter Abgabe der von dem 
Eigentümer ꝛc. der betreffenden Grabſtätte ausgeſtellten Beſcheinigung, 

vor Beginn der Beſchäftigung anzuzeigen. 


83. 

Die Grabſtätten dürfen in Zukunft nur mit ſolchen Gewächſen 
bepflanzt werden, welche ſich zur Ausſchmückung von Gräbern eignen, 
und ſind demgemäß von der Verwendung ausgeſchloſſen: 

1. alle eigentlichen Baumarten, mit Ausnahme jedoch 
a) der jog. Trauerbäume: betula pendula (Trauerbirfe), 
fraxinus pendula (Zrauerefche), salix pendula (Trauer: 
weide) und sophora pendula, 
b) der jtrauchartigen Eichen, Buchen, Ulmen, und von 
robina nana, 
c) aller Pyramidalbäume; 
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2. von Strauchgewächten find ausgeſchloſſen und deshalb bei 
Anpflanzungen unzuläffig jowohl alle folche Geſträuche, 
welche genießbare Früchte tragen, als auch folgende weiteren: 

eolutea (Blafenftrauch), eytisus (Bohnenftrauch), 
ligustrum (Rainweide), sambucus (Hollunderjtrauch). 

Die obigen Verzeichniffe von für Verwendung auf Grabjtätten 
unftatthaft erklärten Gewächjen fünnen nach Bedürfnis von Großh. 
Bürgermeifterei ergänzt werden. 

Das Ausjäen von Gras: und Kleefamen zur Nutznießung iſt 
unterfagt. Da, wo Sich NRajenflächen zur Ausjchmüdung auf 
Gräbern befinden, müſſen die Gräfer ftets unter einer Höhe von 
20 cm, vom Boden ab gerechnet, gehalten werden. 


84. 


Alle holzartigen Pflanzen und Zierſträucher müſſen in den 
Grenzen der Grabſtätten gehalten und nötigenfalls zurückgeſchnitten 
werden, damit deren Zweige nicht über dieſelben hinausreichen, 
ſofern es die Eigentümer der angrenzenden Gräber verlangen. 

Abgeſtorbene oder verfrüppelte Pflanzen find ſtets rechtzeitig 
zu entfernen. 


8 5. 

Werden die Anpflanzungen nicht in der in den SS 3 und 4 
vorgejchriebenen Weiſe unterhalten, reſp. nicht rechtzeitig bergeitellt 
und iſt ohngeachtet zweimaliger Aufforderung bierzu diejen Bor: 
Schriften nicht nachgefommen worden, jo iſt die Bürgermeifterei be— 
rechtigt, die nötigen Arbeiten und eventuell die gänzliche Bejeitigung 
der beanjtandeten Pflanzen ꝛc. auf Koften des Eigentünters x. Der 
betreffenden Grabjtätte vornehmen zu laffen. 


8 6. 
Alle Handwerker bedürfen behufs der Ausführung von Ar: 


beiten auf Grabftätten der bejonderen Erlaubnis der Bürger: 
meiſterei. 
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87. 

Wenn Gärtner, Maurer, Schloſſer, Steinmetzen oder ſonſtige 
Handwerker die ihnen übertragenen Arbeiten auf einer Grabſtätte 
durch Gehilfen ausführen laſſen wollen, jo find diejelben gebalten, 
dieſen Gebilfen eine Bejcheinigung behufs Abgabe an den Friedhof: 
Aufſeher auszuitellen, worin ausdrüdlich bemerkt fein muß, daß 
die mit Vor: und Zunamen- zu bezeichnenden Gebilfen von dem 
Ausiteller der Bejcheinigung beauftragt find, die näher zu be 
zeichnenden Arbeiten auszuführen. 

Für alle von Gebilfen auf dem ;yriedhofe vorgenommen 
werdenden Handlungen, insbejondere für den Durch Diejelben da- 
jelbjt etwa angerichteten Schaden, tft der Arbeitunternehmer allein 
verantwortlich. 


8 
Die zur Bepflanzung oder Anlage von Grabitätten erforder: 
lichen Gegenftände dürfen in der Negel weder mitteljt beijpanntem 
Fuhrwerf noch mit Hand: oder Schubfarren in das Innere des 
Friedhofes verbracht werden. | 

it, wie 3.8. bei Errichtung größerer Grabmonumente, wegen 
des großen Gewichtes der zu transportierenden Gegenjtände Die 
Benugung eines Fuhrwerks nicht zu umgeben, jo darf dasjelbe die 
beitehenden Wege nicht verlajjen und namentlich nicht über Grab: 
jtätten geführt werden. 

Während des Aufenthalts folcher Fuhrwerke auf dem Fried: 
bofe muß der Fuhrmann die Pferde bejtändig unter jeiner Auf- 
ficht halten und verhindern, daß Ddiejelben Pflanzen bejchädigen; 
insbefondere ijt unterfagt, Pferde an den auf Grabjtätten befind- 
lichen Denfmalen, Einfriedigungen x. anzubinden. 

Ummittelbar nach vollendeter Entladung des Fuhrwerks iſt 
(eteres auf dem direkten Wege aus dem Bereiche des Friedhofes 
zu führen. 

Die durch das Befahren fchadhaft gewordenen Wege bat der 
Unternehmer der betreffenden Arbeiten jofort auf eigene Koſten 
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wieder berjtellen zu lajlen. Im Weigerungsfalle ift die Bürger: 
meijterei berechtigt, Die Heritellung der bejchädigten Wege anzu= 
ordnen und die Koſten dieſer Herſtellungsarbeiten von dent be: 
treffenden Arbeitunternehmer einzuzieben. 


89. 


Das Anhäufen von Erde, Schutt, Steinen u. dergl. mehr iſt 
innerbalb des Friedhofes nicht geitattet. 

Für die fofortige Entfernung dieſer Materialien aus dem 
Bereiche des ‚Friedbofes baben die Eigentiimer der betreffenden 
Srabjtätten zu jorgen, von welchen diejelben herrühren. 

Welke Blumen und Kränze, ausgerottete Pflanzen (Unkraut), 
Scherben, Reiſer u. dergl. mehr dürfen nicht in die Wege oder auf 
Grabſtätten geworfen, jondern müſſen auf den von dem ‚Friedhofs: 
Aufſeher bierfür bezeichneten Platz verbracht werden. 

Ebenfo iſt es unterſagt, Banmaterialien auf Wegen oder 
Srabjtätten niederzulegen oder inmerbalb des ‚Triedbofes Speis 
zuzubereiten. 

s 10. 

Neparaturen an Srabmonumenten Dürfen nur dam au Ort 
und Stelle durch " Steinmege vorgenommen werden, wenn Die 
Bürgermeiſterei dieſelben als geringfügig erachtet und aus dieſem 
Grunde die Erlaubnis hierzu erteilt hat. Die hierbei jtch ergebenden 
Abfälle hat der betrerfende Arbeitunternehmer jofort nach vollendeter 
Neparatur aus dem Bereiche des Friedhofes verbringen zu laſſen. 

Größere Neparaturen an Grabmonumenten müſſen jtets außer: 
bald des Friedhofes bewirft werden. 

1]. 

Im Bereiche des Friedhofes darf nur an Werktagen und 
zwar in den Monaten April bis einſchließlich Oftober nur morgens 
von 6--12 Uhr und nachmittags von 1—6 Uhr, in den übrigen 
Monaten nur morgens von 8—12 Uhr und nachmittags von 
1—4 Ubr gearbeitet, Maurer, Schlojier:, Steinmeß: und Tüncher— 
arbeiten dürfen an den Tagen vom 25. Oftober bis einjchlieglich 

45 
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2. November gar nicht vorgenonmmen werden, dagegen ind leichte 
Arbeiten, wie Begießen von Pflanzen, Aufitellung von Blumen 
unter dieſem für die Zeit vom 25. Oftober bis 2. November be: 
jtebenden Verbot nicht begriffen. 

An den beiden Tagen vor dem AUllerfeelentage und an dieſem 
Tage ſelbſt können Ausſchmückungsarbeiten auch noch vor und nach 
den im eriten Abſatz erwähnten Tagesitunden nach vorberiger An: 
meldung beim jtädtijchen Friedhofs-Aufſeher vorgenommen werden, 
während Dagegen am Allerheiligen: und Allerjeelentage jelbit in 
der Zeit von morgens 9 Uhr bis abends 5 Uhr alle Aus: 
ſchmückungsarbeiten unterſagt Find. 


Ss 12. 

Der Beſuch des Friedhofes jtebt unter "Beobachtung der dieſer 
Ruheſtätte der Toten jchuldigen Achtung jedermann frei. Es darf 
daher auch erwartet werden, daß das Publikum vorfommende Un— 
gebörigfeiten auf dem ‚Friedbofe nicht dulden, jolche vielmehr dem 
Friedhofs-Aufſeher ſofort zur Anzeige bringen wird. 


8 18. 

Die Beſucher des ‚Friedbofes ſind verpflichtet, die zur Er: 
haltung der Ordnung und ZSicherbeit der Grabitätten auf dem 
Friedhofe erlafienen Vorschriften zu beachten und den bierauf be: 
züglicben Weiſungen des Friedhofs-Aufſehers Folge zu leijten. 

S 14. 

Zwotderbandlungen gegen die Vorschriften dieſes Neglements 
werden gemäß den Worfchriften des S 17 des Megulativs vom 
26. April 1850, betreffend die Einführung eimer neuen Ordnung 
aur dem Begräbnisplage zu Mainz, beitraft. 

(Härtnern, Maurern, Schloffern, Steinmegen, Tünchern x., 
welche ſich wiederholter Verfehlungen gegen die Vorſchriften diejes 
Reglements ſchuldig gemacht baben, kann die Birrgermeifterei neben 
der hierdurch verwirkten Strafe außerden auch die Erlaubnis zur 
Vornahme von Arbeiten auf dem Friedhofe zeitweiſe oder dauernd 
verjagen. 
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8 15. 


Gegenwärtiges Meglement tritt mit dem 1. Januar 1879 in 
Wirffamteit. 


Mainz, den 26. Dftober 1878. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. DuMont. 


4. 
Begrabnis-Hrdnung 


für den Friedbof zu Mainz. 
— 

Nach Anhörung und Zuſtimmung dev Stadtverordneten-Ver— 
ſammlung, ſowie nit Genehmigung Großh. Miniſteriums des Innern 
und der Juſtiz vom 10. September 1881 zu Wr. M. J. 19190 
wird bierdurch für den Friedhof zu Mainz Die nachitebende Be- 
gräbnis-Ordnung erlaſſen. 

Er 

Für die zur Zeit des Erlaſſes Ddiefer neuen Ordnung auf 
dem Der politischen Gemeinde zugebörigen Friedhofe zu Mainz be: 
reits bejtebenden Gräber gelten, jo lange diejelben nicht nach dem 
Meglement vom 26. April 1850 und der Befanntmachung vom 
10. ‚Januar 1851 wiederum in den allgemeinen Begräbnis-Turnus 
übergeben, die Beſtimmungen der letzteren. Für andere Gräber 
treten folgende Beſtimmungen in Kraft. 


O 


Abteilungs- und Ordnungs-Verhältniſſe des Friedhofs. 
5 
Der Friedhof wird nach den verſchiedenen Konfeſſionen abge: 
teilt (tit. VI art. 13 des Dekretes vom 23 prairial an XII). Die 
dermalen bejtehende Abteilung des Friedhofs (Minijterialverfügung 
41? 
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vom 12. Mai 1857) bleibt beſtehen. Die Abteilung der noch 
unbenußgten Zeile des Friedshofes, bezugsweife deſſen Beſtimmung 
für die eine oder andere Konfejlion erfolgt nach eingebolter Ge— 
nehmigung der Stadtverordneten-Verfanmtlung durch die Bürger: 
meijteret. 

Wird Gelände auf einem alten Cuadrat nach Ablauf Der 
zeit für den Beltand der Gräber frei, jo gelten für deifen Wieder: 
benugung die Beſtimmungen dieſer Ordnung. 

Auf den befonders abgejchlofienen, der Israelitiſchen Gemeinde 
in Eigentum zugebörigen ‚Friedhof finden die polizeilichen Beſtim— 
mungen des Prairialdefretes wie der gegemvärtigen Ordnung in Den 
88 6, 9, 13, 14, 21 und 23 Amwendung. 

33”) 

Die Beitattung einer Yeiche bat auf der für die Konfeſſion 
des Verftorbenen beftinmtten Abteilung zu erfolgen und zwar regel- 
mäßig der Neibenfolge nach. Neue Familien oder Erbbegräbntije 
dürfen in Zukunft, unbejchadet des im $ 5 vorgejebenen Ausnabme- 
falles, nur am Nande des Friedhofes oder am äußeren Umfange 
der einzelnen Quadrate, entjprechend der Abteilung der letteren 
nach Konfeflionen, erworben werden. Gleiches gilt von Gräbern, 
welche auch als Einzelgräber auf einen Zeitbeitand von 30 Jahren 
erworben werden können. 

Der übrige Raum der Unadrate der einzelnen Abteilungen it 
fiir die Neibengräber bejtimmt. 

84. 

Die Familiengräber dürfen als Begräbnisſtätte ſämtlicher 
Mitglieder der Familie, welcher ſie augebören, ohne Unterſchied der 
Konfeſſion, dienen. 

Beſteht jedoch eine Familie aus Mitgliedern verjchtedener Kon: 
feiltonen, jo kann die Begräbnisitätte eines Kindes oder der Ehefrau 
nur auf der Abteilung dev Konfeflion, welcher als Haupt der Familie 
der noch lebende Vater oder Ehemann zugebört, erworben werden. 


*, Siche Nachtrag vom 7. März 1883, ©. 717. 
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Den in auf: oder abjteigender Yinie Angehörigen eines Ver: 
itorbenen, der vor Erlaß dieſer Ordnung in ein Reihengrab beerdigt 
wurde, it es gejtattet, das Grab als Familiengrab oder auf längere 
Zeitdauer zu erwerben (Bekanntmachung vom 10. Januar 1851). 
Den in auf: oder abfteigender Linie Angehörigen eines Verjtorbenen, 
der nach Erlaß diefer Ordnung in ein Reihengrab beerdigt wurde, 
fann aus teiftigen Gründen, welche dem Ermeſſen des Bürger: 
meisters anheim gegeben find, der Erwerb als ‚Famtliengrab oder 
Grab auf Zeitdauer verwilligt werden. 

Ausnahmsweiſe kann auch nach Erlaß diejer Ordnung auf 
Ermächtigung des Bürgermeiſters die Beerdigung einer Yeiche in 
ein Dem Turnus wieder verfallenes Neibengrab jtattfinden, in welchen 
ein Angeböriger des Verjtorbenen in auf oder abjteigender Linie 
oder ein Ehegatte bereits beftattet wurde, wenn Die Vermögens: 
verbältniffe der ‚yamilie den Erwerb eines Grabes auf Zeitbejtand 
nicht ermöglichen, worüber der Birrgermeiiter zu befinden bat. 

S 6. 

Yängs der Gräberreibe joll ein Zugangsprad von 0,50 m 
Breite belajjen werden. Auch an den bereits bejtehenden Gräbern 
joll ein jolcher, joweit und jobald tunlich, hergerichtet werden. 

Zwifchen ‚yamtliengräbern muß ein Raum von wenigitene 
'/z m Breite auch der Länge nach verbleiben, um als Weg benutzt 
zu werden. Zu Diefem Wege bat jeder Beliter eines Grabes die 
Hälfte Gelände zu jtellen. 


ST. 


Obigen Beſtimmungen entiprechend, ſoll über Die freien 
Quadrate und läge ein Situationsplan gefertigt und Die für 
Familienbegräbniſſe und Begräbniife auf längeren „Zeitbeitand be- 
ſtimmten Pläge, mit Nummern verjeben, jedermann zur Ginficht 
offen gebalten werden. 

Wenn fir Beerdigungen Gräber nach den vorgebenden Be- 
jtimmungen eriworben werden jollen, jo muß dies bei der Erklärung 
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des Todesfalles auf dem Standesamte ausdrücklich bemerft werden, 
damit in der Berrdigungs:Erlaubnis die Nummer des Familien: 
oder Zeitbeſtand-Grabes angegeben werde, welche der Begräbnis- 
Aufſeher einzuhalten bat. 

Das Standesamt bat ſich vor Erteilung der Beerdigungs- 
Erlaubnis in ein Familien: oder Zeitbejtandsgrab die Erwerbs— 
urfunde des Grabes nebſt der Quittung des Kaufpreijes vorlegen 
zu lafjen, anfonjten der Schein nur für ein Reihengrab erteilt 
werden Darf. 

S 8 

Erheben ich Zweifel oder Beanftandungen über die Abteilung 
oder das Grab, in welches ein Verftorbener zu beftatten tft, jo bat 
der Friedhofs-Aufſeher umgehend die Entſcheidung des Bürger: 
meiſters einzubolen, welche jofort jchriftlich zu erteilen ift. 


Ss 9. 

Der Friedhofs-Aufſeher bat über alle Beerdigungen ein genaues 
Begräbnis-Regifter zu führen, enthaltend die mit dem Situations: 
plane iübereinjtimmende Nummer eines jeden Grabes, Vor- und 
Zunamen, Alter, Stand der Beerdigten, Tag und Stunde der 
Beerdigungen. Eine Abjchrift dieſes Negifters iſt halbjährlich der 
Bürgermeifterei einzufenden. 


Zeitdauer der Gräber. Erwerb von Gräbern auf Zeit: 
beitaud und von Familiengräbern. 
Ss 10. 

Ein Grab darf vor Ablauf von zehn Jahren nach Beiſetzung 
der legten Leiche nicht geöffnet werden. Nur in. den gejeglich be 
ſtimmten Fällen und unter Anwendung der erforderlichen Vorſichts— 
maßregeln findet eine Ausnahme jtatt. Die Verbringung der Leiche 
in ein anderes Grab kann die Bürgermeijteret nur dann verivilligen, 
wenn das KHreisgefundheitsamt folche für zuläflig erfennt. Nach 
Ablauf von zehn Jahren find Meihengräber, unbejchadet des in 
8 5 vorgejebenen ‚Falles, wieder verwendbar. 
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Ein Grab auf Zeitbejtand von 30 Jahren verfällt der Reihen: 
folge nach Ablauf dieſer Friſt. Es darf daher in dieſes Grab 
nach Ablauf von 20 Jahren feine weitere Yeiche beigefegt werden. 

Ein Familiengrab (Erbbegräbnisjtätte) joll 20 Jahre nach 
dem Ableben des letzten nach S 11 berechtigten Deszendenten 
beiteben bleiben. Auch nach Ablauf Diejer Zeit gebt das Grab 
nicht zur weiteren Begebung an die Stadt über, wenn von den An— 
gehörigen der Familie, auswärtigen oder einheimijchen, für die Ex: 
haltung des Grabes gejorgt wird, oder wenn das ehrende Ge: 
dächtnis an Perſonen, die ſich um die Stadt verdient gemacht, die 
Erhaltung der Stätte zur Ehrenpflicht machen. (Vergl. 8 19.) 

s 11. 

Wenn das Familien-Oberhaupt verjtorben iſt und innerhalb 
einer Woche zwiſchen den Angehörigen keine Verſtändigung darüber 
zu Stande kommt, wer von den Familiengliedern das Grab über— 
nehmen werde, ſo ſoll, wenn mehrere ſich darum melden, das Alter 
des männlichen, und wenn feiner vorhanden, des weiblichen Deszen— 
denten, bei Seitenveriwandten die Nähe des Grades enticheiden; bei 
gleichen Verhältniſſen entjcheidet das Yos. Unter allen Ber: 
hältniſſen joll aber die überlebende Ehefrau des Familien-Ober— 
hauptes berechtigt fein, in der Erbbegräbnisjtätte beigefeßt zu werden. 
Seitenvertwandte müſſen jedoch die Begräbnisitätte befonders erwerben. 

Die Berechtigung der Deszendenten zur ‚zortbenugung der 
Erbbegräbnisftätte bleibt unverkürzt auch dann bejtehen, wenn 
diejelben jich verbeiraten und eine eigene ‚Familie gründen. 

Ein unmittelbar neben einen Familiengrab befindliches freies 
Grab kann gegen die nachfolgende Gebühr zur Vergrößerung des 
‚samiliengrabes erworben werden. Ber mehreren Bewerbern bat 
der zuerſt ſich Anmeldende den Vorzug. 

s 12. 

Die für die ausjchliegliche Benugung eines Erb oder Zeit— 
begräbniffes zu entrichtenden Gebühren find folgende: 

1. für eine ‚Familienbegräbnisjtätte für je 4,875 qm ‚Flächen: 

raum an die Stadt 45 M, an die Hoſpizien 20 .%. 
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2. für ein Grab zur Benugung während 30 Jahren für 
4,875 qm an die Stadt 25 .4, an die Hofpizien 10 .M. 

Für die Zahlung Ddiejer Gebühren fünnen vier Jahresziele, 
verzinslich zu 5°/o, durch die Biürgermeifterei bewilligt werden. 

Außer obigen Gebühren haben die Erwerber die durch Ab- 
fteinen, Einzeichnen und Nummerieren entjtehenden Koſten zu tragen. 

Die obigen Beträge, bezugsiveife bei Jahreszielen das erjte 
‚Ziel, müſſen bei Einreichung des Gejuches und vor der Beerdigung 
an den Gemeindeeinnehmer entrichtet werden, mit der fchriftlichen 
Zulicherung, demnächſt einen Vertrag zu unterzeichnen und Den 
etwaigen Mebrbetrag nach dem Ausmaß der Begräbnisjtätte nach- 
zuzablen. 

Wird die Unterjchrift eines Vertrages oder die Nachzahlung 
etwaigen Mehrbetrages verweigert oder die Zahlung weiter verfallener 
Ziele nebjt Zinſen troß Aufforderung binnen 6 Monaten nicht geleiftet 
und ind jeit der legten Beerdigung in ein jolches Grab 10 Jahre 
verfloffen, jo verfällt dasjelbe der allgemeinen Neibenbeerdigung, 
obne daß eine Rückforderung bereits geleifteter Zahlungen jtattfinden 
fann. Alles dies unbejchadet des Nechtes, die Erfüllung des Ber: 
trages zu verlangen. 

Anlage und Wiedereröffnung der Gräber. 
$ 18. 

Die Gräber jollen möglichit flach gefertigt, jedoch Rückſicht auf 
die Nachgiebigfeit des Bodens genommen werden. Sie jollen für 
Erwachjene in einer Yänge von 2 m, einer Breite von 0,75 m und 
einer Tiefe von 1,50 m angelegt werden. Für Kinder unter zwölf 
Jahren genügt bei eimer gleichen Tiefe eine geringere Yänge und 
Breite nach Verhältnis ihrer Größen. 

Die Entfernung der Gräber von einander darf nicht unter 
60 em betragen. 

8 14. 

Rindesleichen bis zum vollendeten zweiten Jahre fünnen ohne 

Vertiefung in ein bejtebendes Grab eingelegt werden. 
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Die Beerdigung der Leichen von Kindern bis zum 6 Lebens— 
jahre in ein gemeinjchaftliches Grab darf in Zukunft nicht mehr 
Htattfinden. Jedoch joll für die Beerdigung folcher Kinder in ge 
jonderten Gräbern nrit einer geringeren Tiefe von 1 m, desgleichen 
einer Yänge von 1 m und entiprechender Breite, ein bejonderer 
Teil eines Quadrates des Friedhofes Durch den Bürgermeiſter be- 
ſtimmt werden. Solche Kindergräber treten nach Ablauf von fünf 
Jahren wieder in den Turnus. Ste fönnen nicht in Zeit- oder 
Erbbeitand erworben werden. Alles dies unbefchadet des Nechtes 
der Beerdigung von Kindern in ein Familiengrab oder Grab auf 
‚Zeitbeitand. 

8 15. 

Ein bejtehendes Grab kann auch vor Ablauf von zehn „Jahren 
zweds Beilegung einer zweiten Yeiche nachgehends bis zu 2,50 m 
vertieft werden, wenn Die erjte Yeiche wenigitens fünf Jahre lang 
in dem Grabe gelegen ift. 

Auf einer Familienbegräbnis- oder Zeitbegräbnis-Stätte können 
jedoch die Gräber von Anfang an in einer Tiefe von 2,50 m an- 
gelegt und in dieſem Falle, ſofern das Kreisgeſundheitsamt jolches 
für zuläflig erfennt, auch vor Ablauf von fünf Jahren die Bei: 
jegung einer zweiten Leiche in einer Tiefe von 1,50 m durch den 
Biirgermeifter geitattet werden. 

8 16. 

Ber Familiengräbern iſt die Anlegung von Gruften in anderer 
Weiſe, als in ausgemanerten Zellen für jede einzelne Leiche aus: 
drüclich unterfagt. Der Abſchluß der einzelnen Zellen nach oben 
erfolgt entweder durch Ueberwölbung mit Baditein oder bat durch 
10 cm Dice, überfälzte Steinplatten zu gejcheben, welche Platten 
jowohl auf den Auflagerflächen, wie in den ‚Fugen jatt in Zement— 
mörtel gelegt jein müſſen. 

Die zur Beerdigung verwendeten Zellen der Gruften find nicht 
zur Wiedereröffnung beitimmt. Nur ausnahmsweife darf Dies 
nach eingeholtem Gutachten des Mreisgefundbeitsamtes und unter 
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Beobachtung der von demjelben vorgejchriebenen Vorſichtsmaßregeln 
durch den Bürgermeiſter gejtattet werden. 


Denfmäler und Bepflanzung der Gräber. 
817. 

Auf Gräbern, welche nicht in Zeit- oder Erbbeſtand erworben 
worden ſind, ſondern der Reihe nach, nach Ablauf von 10 Jahren, 
wieder benutzt werden können, darf nur ein einfaches Denkzeichen 
mit Inſchrift errichtet werden. 

Auf Gräbern, welche auf Zeit- oder Erbbeſtand erworben 
wurden, dürfen Denkmäler oder Grabſteine auf einer Quadratfläche 
von böchitens 4 m, und foweit tunlich, nicht auf den ausgebobenen 
Teil der Gräber, es ſei denn, daß es ſich um einfache “Platten 
handelt, nach eingebolter Genebmigung durch den Bürgermeifter 
errichtet werden. Zu Diefem Ende muß leßterem eine Zeichnung 
des zu errichtenden Denfmals in zweifacher Ausfertigung nebit 
Inſchrift überreicht werden. 


S 18, 


Berfällt ein Reihengrab der Stadt zur Benugung anheim, jo 
müſſen auf Aufforderung die Familien-Angehörigen das etwa noch 
vorhandene Denfzeichen bejeitigen, widrigenfalls jolches auf Be 
treiben der Stadt, aber auf Koften der Angebörigen gejchiebt. 

Wird ein Grab auf Zeit: oder Erbbeitand nach 8 10 rüd: 
fällig, jo find die im In- oder Auslande etwa noch vorbandenen 
Angehörigen der ‚Familie durch öffentliche Bekanntmachungen auf: 
zufordern, binnen jechs Monaten entweder die Begräbnisjtätte für 
ftch von neuem zu erwerben, oder, ſofern fie im Erbgange dazu 
berechtigt ind, Das vorfindfiche Denkmal auf ihre Koſten zu be 
jeitigen mit der Androhung, daß für den Fall weder das eine 
noch das andere erfolgt, die Denkmale auf Betreiben der Stadt 
befeitigt und deren Material zur Dedung der Kojten öffentlich 
veräußert, ein etwaiger Ueberſchuß aber für wen Rechtens auf der 
Stadtkaſſe binterlegt werden joll. 
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Letzteres Verfahren joll auch dann eingehalten werden, wenn 
feine Familienangehörigen befannt ſind und troß dreimaliger, von 
zwei Monat zu zwei Monat erfolgender öffentlicher Aufforderung 
feine jolchen ich melden und die verlangte Erflärung abgeben. 

x 19. 

Das Bejeitigen der Denkmale joll ausnahmsweiſe dann nicht 
ftattfinden, wenn ſie Kunſtwerke der Bildhauerei oder Bildungen 
von lokal-hiſtoriſchem Intereſſe Ddaritellen oder jolchen Perſonen 
zum Gedächtniffe dienen, die ich um Die Stadt oder das Yand 
twohlverdient gemacht haben. Die Entjcheidung hierüber ſteht dem 
Bürgermeijter nach Anhörung der Stadtverordneten-Verſammlung zu. 

Die Beſtimmungen der SS 18 und 19 finden auch auf die 
vor Erlaß Diefer Begräbnis:Ürdnung errichteten Denkmale An— 
wendung. 

S 20. 

In bezug auf das Bepflanzen der Gräber und Die an den 
Denfmalen vorzunehmenden Arbeiten gelten die Beſtimmungen des 
Reglements vom 26. Oftober 1878. 


Allgemeine polizeiliche Beſtimmungen. 
S 21. 

Es iſt verboten, auf dem Begräbnisplage zu vauchen oder 
Hunde auf denjelben mitzunehmen, Grabjteine oder Denkmale un— 
befugt zu bejchreiben oder zu bemalen, Ddiejelben oder die Gin: 
fafjungen und Anpflanzungen irgend zu bejchädigen, Blumen ab- 
zubrechen, die dem Plate gebührende Achtung irgend zu verlegen. 

jeder Befucher des ‚Friedhofs tit verpflichtet, den Ddienitlichen 
Aufforderungen des Auffehers auf dem Begräbnisplage Folge zu 
leiften. Zumiderhandlungen werden mit einer Strafe von 1 bis 
10 .A belegt, jofern nicht nach dem beitebenden Strafgeſetze höhere 
Strafen eintreten. 

S 22. 

Der Friedhofs-Aufſeher iſt verpflichtet, die Berolgung der in 

dDiefer Begräbnig-Ordnung gegebenen Borjchriften ſorgſamſt zu 
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iiberwachen, alle Zwwiderbandlungen jofort bei der Bürgermetjterei 
zur Anzeige zu bringen. 


Schlichtungvon Streitigfeiten über Die BegräbniOÖrdnung. 
8 23. 

Alle Anjtände, welche ſich mit Privaten über die Auslegung 
dieſer Ordnung, bezugsweiſe deren biernach zu eriwerbenden Privat: 
rechte entiteben fünnten, werden mit Ausjchluß jedes gerichtlichen 
Verfahrens lediglich auf dem Berwaltungswege und zwar in eriter 
Inſtanz Durch den Bilrgermetiter entjchieden. Die Entjcheidung 
des legteren iſt in dringenden ‚Fällen, die feinen Aufichub erleiden, 
vorläufig vollziehbar. 

8 24. 

Vorſtehende Begräbnis: Ordnung tritt mit dem Tage ihres 
Erlaſſes in Kraft. ‚Für die von Ddiejem letteren Tage ab jich er: 
gebenden neuen Begräbnis: Berbältniije find die Neglements von: 
26. April 1850 und die Bekanntmachung vom 10. Januar 1851 
nach den Beltunmungen der neuen Begräbnis-Ordnung abgeändert. 


Mainz, den 20. September 1881. 


Großh. Bürgermetiterei Mainz: 
Dr. Oechsner 


Beigeordneter. 
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5. 
Nachtrag 


zur Begräbnis-Ordnung für den Friedhof zu Mainz. 





Nach Anhörung und Zuſtimmung der Stadtverordneten-Ber- 
janımlung, ſowie mit Genehmigung Großberzoglichen Miniſteriums 
des Innern und der Juſtiz vom 26. Februar 1883 zu M. J. 
4487 wird hiermit fiir dem ‚Friedhof zu Mainz beitimmt: 

Ss 1. 

Die Beerdigung von Yeichen in Meibengräber (S 3 der Be- 
gräbnisordnung vom 20. September, 1881) darf in Zukunft nicht 
mehr in „ZJementjärgen (hölzernen Särgen, die innen oder außen 
mit einer Yage Gyps oder Zement üiberfleidet ſind) oder in Särgen, 
die aus einem Der Zerſetzung widerſtehenden Material gefertigt 
find, Itattfinden. Gine Ausnahme bejteht nur für Yeichen, welche 
in Jolchen Särgen von außen bierber verbracht werden. 

x 2. 
Dieje Verordnung tritt atht Tage nach ihrer Berfündigung 
in Wirkſamkeit. 


Mainz, am 7. März 1883. 


Bürgermeiſterei Mainz: 
Dr. Du Mont. 
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6. 
Ortsſtatut 


die Feuerbeſtattung in Mainz betreffend. 

Auf Grund des Gejeßes vom 19. Auguſt 1899, die ‚Feuer: 
bejtattung betreffend, jowie Des Art. 9 der Städteordnung wird 
nit Zuſtimmung der Stadtverordneten-Berfanmlung und mit Ge: 
nehmigung Großh. Miniſteriums des ‚Innern zu Nr. M. J. 14380 
vom 4. Mat 1903 Folgendes beitimmit. 

sl. 

Tem Verein Fiir ‚Fenerbeftattung (eingetragener Berein) im 
Mainz wird geitattet, auf dem neuen Teile des jtädtifchen Fried— 
bofs an der Finther Straße ein Krematorium nebit Dazu gebörigen, 
der Aufbewahrung dev Aſche dienenden Anlagen zu errichten und 
nach Maßgabe dieſes Ztatuts und des zwiſchen dem Verein und 
der Stadt Mainz abgeſchloſſenen beſonderen Vertrages zu leiten. 


82. 

Es wird eine Deputation gebildet, welche den Namen „De 
putation für das Feuerbeſtattungsweſen“ trägt. 

Tie Tepntation bat das Intereſſe der Stadt auf Grund des 
mit dem Verein für ‚Fenerbeitattung abgeichloffenen Vertrags zu 
wahren und, jollte das Krematorium nebſt dazu gebörigen Anlagen 
in das Eigentum der Stadt übergeben, die Verwaltung der Anitalt 
und Die Ständige Aufſicht zu übernehmen. 


$ 3. 
Tie Deputation beitebt aus dem VBorfigenden und vier Mit: 
gliedern. Der jeweilige Birrgermetfter oder deſſen gejeglicher Ver: 
treter iſt Vorligender. Die vier MVlitglieder werden von der Stadt: 
verordneten-Berjfammlung gewäblt. Zwei Mitglieder müſſen der 
Stadtverordneten-Verſammlung, Die zwei weiteren dein Verein für 
‚renerbeitattung angebören amd ſtimmberechtigte und wablfäbige 
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Mitglieder der Stadtgemeinde jein; der Verein für ‚Feuerbejtattung 
bat bezüglich der beiden letztgenannten Mitglieder Vorſchlagsrecht. 

Die Wahl der durch die Stadtverordneten-Berfammtlung aus 
ihrer Mitte zu bejtinmmenden Mlitgliever erfolgt auf drei Jahre 
und wird nac jeder Erſatz- oder Neuwahl durch die Stadtver: 
ordneten-Berfannnlung erneuert. Die erite Wahl diefer Mitglieder 
erfolgt jedoch nur für Die bis zur nächiten Ergänzungswahl für 
die Stadtverordneten laufende Zeit. Die Wahl der durch den 
Verein Für ‚Fenerbeitattung vorzujchlagenden Mitglieder erfolgt all: 
jährlich. Jedes austretende Mitglied der Deputation ijt wieder 
wählbar. 

Die Deputation iſt bei Amvejenbeit von wenigitens drei ihrer 
Mitglieder beichlußfäbig. Die Beſchlüſſe werden nach Stimmen: 
mehrheit gefaßt. Ber Stinmmengleichbeit gibt die Stimme des Vor- 
jigenden den Ausſchlag. 


Ss 4. 


Der Betrieb des auf Dem  jtädtiichen Friedhof errichteten 
Krematortums, der Urmenballe und des Urnenhaines erfolgt durch 
den Verein für ‚Fenerbejtattung unter dev Kontrolle der Deputation 
und des von Dderjelben hierfür bejonders verpflichteten ſtädtiſchen 
Friedhofs-Aufſehers. 


N 


Die Gebühr für eine Ginäfcherung beträgt 100 A. 

Für Mitglieder des Vereins Für ‚Feuerbejtattung in Mais, 
fiir jolche, welche lant Belcheinigung dieſes Vereins vertragsmäßtg 
die gleichen Mechte genießen, jorwte fir Inhaber von Scheinen über 
vorausgezablte Amortijationsgebühren ermäßigt ſich Ddiejelbe auf 
70 .M. Mtinderbemittelten kann die Gebühr auf 40 A ermäßigt 
werden, wenn Dies von den Hinterbliebenen bei dem Standes: 
beamten beantragt wird. Die Enticbeidung unterjtebt der Deputation. 

In diefen Gebühren ſind einbegrifren: die jtädtifchen Gebühren, 
die Ueberführung der Leiche in das Krematorium tim Leichenwagen 
11. Klaſſe (goldener Wagen), Harmoniumſpiel während der Yeichen: 
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feier, Einäſcherung der Leiche, Lieferung einer Ajchenfapjel und Bei- 
jeßung der Aichenreite in einem Neibengrab von 70X80 cm, welches 
10 Jahre den Hinterbliebenen überlaſſen wird. 

Die Gebühr für eine Erderbbegräbnisitätte im Urnenhain von 
70x80 em, bis 10 Jahre nach dem Ableben des legten Deszendenten 
im Beſitze der Familie verbleibend, beträgt 40 einſchließlich der 
gärtnerifchen Unterhaltung durch den Berein für ‚Feuerbeitattung. 

Die Gebühr für eine Erb-Urnenniſche in der Urnenballe be: 
trägt für eime Niſche für 1 Urne 250 #6, für 2 Urnen 400 4, 
für 4 Urnen 800 M 

S 6. 

Die Zahlung der Gebühren erfolgt bei der Anmeldung auf 
den Standesamt bei dem mit den ‚sriedbofsangelegenheiten betranten 
Beamten. 


SE 


Die Särge müſſen gut verdichtet und feſt verſchloſſen fein. 
Der Sara, in dem die Einäfcherung erfolgen ſoll, muß aus leichtem 
Dolz, nämlich Tannen: oder Pappelbolz, oder aus leichtem Zink— 
blech beiteben. 

Metallbeichläge und eiterne Wägel dürfen nicht verwendet 
werden; an deren Stelle ſind Bolzpflöcde anzınvenden. Der Sara 
darf folgende Maße nicht überfchreiten: Yänge 2,25 m, Breite 0,75 m, 
Höhe 0,70 m. 

Die Leichen dürfen nur auf Säge oder Hobelſpähnen und 
Laken gebettet ſein. 

88. 

Das Standesamt und der Friedhofs-Aufſeher führen je ein 
Feuerbeſtattungsverzeichnis, ſowie ein Verzeichnis der im Urnen— 
hain und in der Urnenhalle beigeſetzten Aſchenreſte und ein lab: 
verzeichnis. | 

Die Aſchenreſte werden in geichloifene Behälter geſammilt, 
welche jeitens des ‚Friedhofs-Aufjebers plombiert und mit der Nummer 
verjehen werden, unter welcher die Cinäjcherung in das ‚Feuer: 
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bejtattungs= Verzeichnis eingetragen iſt. Dieje Behälter werden ent- 
weder in den hierzu bejtimmten Plätzen beigejeßt oder den Hinter— 
bliebenen auf Wunſch übergeben. 


9. 

Die Inſchriften und Ausjchmücungen der Urnenniſchen inner: 
bald der Urnenhalle, jowie die Aufitellung von Denfmälern im 
Urnenbain unterliegen der Genehmigung der Deputation. 

s 10. 

Nach Ablauf der Ruhefriſt verfügt die Deputation über die 
Gräber und jtellt die darauf befindlichen Grabdenfmäler, Ein: 
fafjungen ꝛc. den Öinterbliebenen zur Verfügung. Meldet fich inner: 
balb dreier Monate von leteren niemand, jo jtehen die Grabdent: 
mäler x. zur freien Verfügung der Deputation. 


11. 


Die Deputation regelt den Betrieb im Krematortum, in der 
Urnenbhalle und im Urnenhain durch eine zu erlajlende Betriebe: 
Ordnung. 

12. 

Das Ortsitatut vom 7. März 1901 tritt mit dem Tage der 
Veröffentlichung des gegenwärtigen Statuts außer Kraft. Die auf 
Grund des 5 3 des Statuts vom 7. März 1901 gewählten Depu- 
ationgmitglieder bleiben jedoch bis zum Ablaufe ihrer Amtsdauer 

Tätigkeit. 


Mainz, den 25. Mai 1903. 


Großh. Bürgermeijterei Mainz: 
Dr. Gaßner. 
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1. 
Ortsſtatut 


die Wahl der Stadtverordneten zu Mainz betreffend. 

In Gemäßbeit der Art. 9 und 19 der Städte-Ordnung für 
das Großherzogtum Heilen vom 13. Juni 1874 wird auf Be 
schluß der StadtverordnnetenBerfammlung vom 11. Juli 1877 
mit Genehmigung Großh. Miniftertums des Innern vom 18. Sep: 
tember 1877 beſtimmt, wie folgt: 

s1. 

Künftig bildet die Stadt Mainz nur einen Wablbezirt und 
tt jeder Stimmberechtigte berufen, jo viele Stadtverordnete zu 
wäblen als bei der jewerligen Wahl zu erjegen find. ö 


9 
N 


Die Wabl wird von dent Bürgermeijter oder eimem von 
dieſem ernannten Stellvertreter unter Zuziehung von vier von Der 
Stadtverordneten-Verſammlung gewäblten Beiligern geleitet. 


83. 
Zum Behuf der Wahl können jedesmal auch von dem Bürger— 


meiſter im Einvernehmen mit der Stadtverordneten-Verſammlung 
mehrere Wahlbureaus errichtet werden. 
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84. 
Die Wahl in den verſchiedenen Bureaus erfolgt gleichzeitig 
und wird in jedem Lokale von dem Bürgermeiſter oder einem von 
dieſem ernannten» Stellvertreter unter Zuziehung zweier von der 
StadtverordnnetenBerfammlung gewählter Beiliger geleitet. 


8 5. 
Der Bürgermeiſter fertigt die Liſte aller Stimmberechtigten 
an, in welcher bei den Namen derjenigen, welche nicht wählbar 
jind, dieſer Umſtand und die Gefeßesitelle, auf welcher derjelbe be- 
ruht, zu bemerken: tft. 
s 6. 
Findet die Wahl in mebreren Yofalen jtatt, jo iſt für jedes 
Wablbureau eine entiprechende Yijte zu fertigen. 


Mainz, den 10. Öftober 1877. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. Oechsner. 


2. 


Statut 


das Vebnungsiaßr für den Bausbalt der Stadt 
Mainz betreffend. 

Auf Beichluß der Stadtverordnneten-Verjanmtlung vom 1. Of: 
tober 1879 und mit Genehmigung Großberzoglichen Miniſteriums 
des Innern und der Juſtiz vom 20. November 1879 werden bin: 
jichtlich des Nechnungsjahres für den jtädtischen Haushalt folgende 
Beitimmungen getroffen. 
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$ı1. 

Das Nechnungsjahr für den jtädtifchen Haushalt umfaßt vom 
1. April 1881 an die Zeit vom 1. April eines Jahres bis Ende 
März des darauf folgenden Jahres. 

S 2. 
Der jährliche Voranſchlag it mit dem Cintritte des neuen 
Nechnungsjabres jpätejtens im sFebruar der Stadtverordneten: 
VBerjammlung zur Beratung vorzulegen. Für den Schluß der 
Handbücher und die Nechnungsablage werden von dem gedachten 
Zeitpunfte an folgende Termine beſtimmt: 
1. für den Schluß der Handbücher Ende Auguit ; 
2. für die Ablieferung der Rechnung durch den Gemeinde: 
Einnehmer an die Bürgermeifterei Ende Oftober ;*) 

3. für die Vorlage der Rechnung und des Nechenjchafts: 
berichts des Bürgermeiſters an die Stadtverordneten: 
Berfammlung Ende Dezember.*) 


Der Uebergang in das neue Mechnungsjahr wird dadurch 


berbeigeführt, daß der nächjte Voranſchlag, ebenjo wie die Nechnung, 
für die Zeit vom 1. Januar 1880 bis Ende März 1881 aufge 
jtellt wird. Die Beratung des Voranſchlags für diefe Periode 
bat noch in dem durch die Städte-Ordnung vorgejchriebenen alten 
Termine zu erfolgen, für den Abjchluß der Handbücher und Die 
Nechnungsablage dagegen gelten bereits die im 8 2 oben beſtimmten 
neuen Friſten. 

Das für die Periode vom 1. Januar 1880 bis Ende März 
1881 erforderliche Umlagenbedürfnis wird zu '/s auf die Steuer: 
fapitalien des Jahres 1879/80 und zu *s auf Diejenigen des 
Jahres 1880/81 ausgejchlagen. 


Mainz, den 29. November 1879. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Dr. DuMont. 


*, Geändert, ſ. das folgende Statut. 
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3. 


Statut 


das Rechnungsjahr für den Ssaushalt der Stadt 
Mainz betreffend. 


Auf Beichluß der Stadtverordneten-Verſammlung vom 1. Juni 
und 24. August 1881 und mit Genehmigung Großh. Miniſteriums 
des Innern und der Juſtiz vom 30. Auguft 1881 wird biermit 
beftimmt, daß an Stelle der in $ 2 Sat 2 des Statut vom 
29. November 1879, betreffend das NRechnungsjahr für den Haus: 
balt der Stadt Mainz, vorgefchriebenen Termine die folgenden treten: 

1. Für die Ablieferung der Rechnung durch den Gemeinde- 
Einnehmer an die Bürgermeijterei der 15. Oftober; 

2. Für die Vorlage der Nechnung und des Rechenſchafts— 
berichtes des Bürgermeiſters an die Stadtverordneten- 
Verſammlung der 15. Dezember. 


Mainz, 5. September 1881. 


Großh. Bürgermeifterei Mainz: 
Beh 


Beigeordneter. 


4. 
Ortsſtatut 


über die Errichtung eines Raufmannsgerichts in 
| Mainz. 


Auf Grund des Neichsgejeges vom 6. Juli 1904 betr. Kauf: 
mannsgerichte, nach Anhörung einer entjprechenden Anzahl von 
Kaufleuten und Handlungsgebilfen, mit Zuſtimmung der Stadt 
verordneten:Berfanmlung laut Bejchluß vom 8. November 1904 
und mit Genehmigung Großh. Mintjteriums des Innern vom 
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24. November 1904 zu Wr. M. J. IL 9829 und vom 
5. Dezember 1904 zu Nr. M. %. III. 10143 wird nachitehendes 
Ortsſtatut erlaflen. 

51. 

Zur Entſcheidung von Streitigkeiten der im 8 5 des Weiche: 
gejeßes vom 6. Juli 1904 bezeichneten Art zwifchen Kaufleuten 
einerjeits und ihren Handlungsgebilfen oder Handlungslebrlingen 
anderfeits wird für den Bezirk der Stadt Mainz ein Kaufmanns: 
gericht errichtet. 

S 2. 

Der Vorfigende des KRaufmannsgerichts und die erforderliche 
Zahl von Stellvertretern werden von der Stadtverordneten-Ber- 
Jammlung auf die Dauer von 3 Jahren gewählt. 

Die Namen des Vorjigenden und der Stellvertreter find orts— 
üblich befannt zu machen. 


8 3. 

Die Zahl der zu berufenden Beiliger beträgt 26. Dieje Zahl 
kann auf Antrag des Raufmannsgerichts Durch Beichluß der Stadt: 
verordneten-Berfammlung mit Wirkung vom Beginn der nächiten 
Wahlperiode an jederzeit erhöht oder herabgeſetzt werden. 


Ss 4. 

Die Wahl der Beiliger erfolgt auf 2 Kalenderjahre. Die 
eriten Wahlen ind alsbald, die folgenden Wahlen jpäteitens einen 
Monat vor Ablauf der Wahlperiode vorzunehmen. 

Beiliger, deren Amtsdaner abgelaufen iſt, bleiben jolange im 
Amt, bis eine gültige Neuwahl und die Belanntmachung der Namen 
der gewählten Beiſitzer jtattgefunden bat. 


$ 5. 
Die Wahl erfolgt unter der Yeitung eines Wahlausſchuſſes, 
welcher bejteben joll: 
a) aus dem Bürgermeiſter oder deſſen Stellvertreter als 
Wablvoriteber, 
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b) aus 6 von der Stadwerordneten-Verſammlung je zur 
Hälfte aus den jtimmberechtigten Kaufleuten und Hand» 
Iungsgebilfen berufenen Perſonen (Wahlmännern). 

Die Wablmänner ſind zum Wahltermin mindejtens drei Lage 
vorher einzuladen. ‚Falls einer derjelben die Berufung ablehnen 
oder an der Ausübung des Amtes verhindert jein jollte, it von 
dem Wablvoriteber ein geeigneter Erſatzmann zuzuziehen, ohne daß 
dabei die dreitägige Friſt eingehalten \verden muß. 

Die Wahlmänner erhalten als Entjchädigung für Zeitver— 
ſäumnis bei einer Dauer von weniger als 4 Stunden den Betrag 
von 3 .M und bei längerer Dauer den Betrag von 6 „A. Dieje 
Entjchädigung wird auf Grund einer Anweiſung des Wablvorjtebers 
unmittelbar nach Schluß der Sitzung ausbezablt. 


Ss 6. 

Die Wahlbandlung findet an einem Werktage tatt. 

Den Wahltag und das Wahllofal bejtimmt dev Wahlvoriteber; 
jie Find unter Mitteilung der für Die Wabhlberechtigung und Wähl- 
barkeit gejeglich vorgejchriebenen Bedingungen, jowie der Dauer der 
Mahlzeit in ortsüblicher Weife befannt zu machen. Zwiſchen der 
eriten Befanntmachung und dem Wabltage muß eine Friſt von 
mindeitens 5 Wochen liegen. 

ST. 

Der Wahlvorjteher fordert in der in S 6 bezeichneten Befaumnt- 
machung zugleich zur Emreichung von getrennten Wablvorjchlage: 
liſten für Kaufleute und Handlungsgehilfen auf mit dem Hinweiſe, 
daß die Stimmabgabe bei den Wahlen auf die in Diejen Yilten 
vorgeschlagenen wählbaren Perſonen beſchränkt jein muß. Jede 
Vorſchlagsliſte muß joviel Namen wählbarer Kaufleute oder Hand: 
lungsgehilfen enthalten, als Beiſitzer zu wählen ſind und muß von 
mindeſtens 20 Wahlberechtigten unterzeichnet ſein. Unterzeichnet 
derſelbe Wähler mehr als eine Vorſchlagsliſte, ſo wird ſein Name 
auf keiner der von ihm unterſchriebenen Liſten mitgezählt. Die 
Liſten ſind ſpäteſtens 2 Wochen vor dem Wabltermine bei dem 
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MWablvorjteber einzureichen. Verſpätet eingereichte Vorſchlagsliſten 
ind vom Wahlvorſteher zurückzuweiſen. 

Die Liſten müſſen in einer Auffchrift genau diejenige Wähler: 
gruppe bezeichnen, von welcher fie ausgehen. Sie müſſen enthalten: 
die volljtändigen Bor: und ‚Familiennamen, den Stand und den 
Wohnort der Unterzeichner und der vorgejchlagenen PBerjonen. 

Liſten, welche den vorbezeichneten Erforderniſſen nicht ent: 
fprechen, ind vom Wahlvorfteber unter Bezeichnung des Mangels 
alsbald zurückzugeben. Wird der Mangel nicht bis zum Ablaufe 
der Einreichungsfrift (Abſ. 1) bejeitigt, jo iſt Die betreffende Yiite 
ungültig. Die Zurücgabe kann gültig an jeden der Unterzeichner 
geſchehen. Die gültigen Yijten werden nach der Neibenfolge ihres 
Einganges mit Ordnungsnummern verſehen und mit Diejen, 
jedoch ohne die Namen der Unterzeichner, Tpätejtens eine Woche 
vor dem Wahltage zweimal in ortsüblicher Weife veröffentlicht und 
zur Einſicht der Wähler bei Großb. Bürgermeifterei Mainz 
offengelegt. 

S 8. 

Die Wahlhandlung iſt öffentlich, die Stimmabgabe unmittel- 
bar und geheim. Die Wahlhandlung findet in der Zeit von 10 Uhr 
vormittags bis 5 Uhr nachmittags jtatt. Die um 5 Uhr im Wabhl- 
lofal Schon Anwejenden find zur Stimmabgabe noch zuzulafjen. 

Das Wahlrecht kann nur in Perſon und. mit Stimmzetteln 
ausgeübt werden, welche bandjchriftlich oder im Wege der Verviel— 
fältigung bergeftellt find. Der Stimmzettel darf nicht mehr Namen 
enthalten, als- Beiliger zu wählen find und muß in der Aufjchrift 
einer der vorber eingereichten Vorſchlagsliſten entjprechen. Die 
Namen fünnen aus beliebigen Borjchlagsliiten entnommen werden. 
Berjonen, die auf feiner Vorſchlagsliſte jteben, Dürfen nicht zur 
Wahl gebracht werden. 

Zur Aufnahme der Stimmzettel find für Kaufleute und Hand: 
lungsgebilfen Wablurnen in erforderlicher Anzahl aufzujtellen, in 
welche die als ſtimmberechtigt Anerkannten ihre Stimmzettel ohne 
Unterjchrift durch die Hand eines Mitgliedes des Wablausjchuifes 
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bineinlegen. Die Stimmzettel müjfen derart zujammengefaltet jein, 
daß die Namen der Vorgejchlagenen nicht zu erfennen find. 

Ueber die Abſtimmung jind Regiſter zu führen und zwar ge 
trennt für Kaufleute und Sandlungsgebilfen. In denjelben jind 
die Namen aller einzelnen Abjtimmenden in der Reihenfolge einzu- 
tragen, in welcher abgeitimmt wird. 


s 9. 


Die an der Wahl fich Beteiligenden haben ich vor dem Wahl: 
ausschuffe auf Erfordern über ihre Wahlberechtigung auszuweiſen 
und zwar die Kaufleute durch Zeugniſſe der Bolizeibehörde, die 
Handlungsgebilfen durch Zeugniffe ihrer Prinzipale oder der Poli: 
zeibebörde, durch welche bejtätigt wird, daß ſie den VBorausjegungen 
der SS 12 bis 14 des Geſetzes betreffend Kaufmannsgerichte ent: 
jprechen. Auf Verlangen bat der Wählende auch jeine Identität 
nachzumeijen. 

Berjonen, deren Wohn: oder Aufenthaltsort außerhalb des 
Bezirks der Stadt Mainz liegt, haben, ſofern ihre Verhältniſſe der 
biefigen Bolizeibegörde unbekannt Find, oder fie nicht ein Zeugnis 
ihres Prinzipals beibringen, ein von dem Gemeindevorjteher oder 
der Bolizeibehörde ihres Wohn: oder Aufenthaltsortes ausgejtelltes 
Zeugnis über ihre Wahlberechtigung vorzulegen. 

Die Anerkennung anderer Ausweife bleibt dem Ermeſſen des 
Wahlausſchuſſes überlatfen. 

‚Formulare für die in Abja 1 und 2 genannten Zeugniſſe 
werden von der Gerichtsjchreiberei des Haufmannsgerichts unent: 
geltlich verabfolat. 


8 10. 


Nach Ablauf der zur Abjtinnmung feitgefegten Zeit ſind Die 
Stimmzettel aus den Wahlurnen zu nehmen und zu zählen. Ergibt 
ſich hierbei eine Verſchiedenheit von der in den Lijten feitgeftellten 
Zabl der Wähler, jo iſt dies nebſt dem zur Aufklärung Dienlichen 
im Wablprotofoll (S 13) zu vermerken. 
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Das Ergebnis der Stimmzählung iſt in das Wahlprotofoll 
aufzunehmen. Die Stimmzettel jind in verfiegelten “Päckchen dem 
MWahlvorjteher zu übergeben, falls das Wahlergebnis nicht ſofort 
fejtgeftellt wird. | 

8 .L1, 

Ungültig find Stimmzettel 

l. welche nicht von weißem, undurchlichtigen Papier oder 

welche mit einem äußeren Kennzeichen verjeben ſind, 

2. welche feinen oder injoweit ſie feinen lesbaren Namen 

enthalten, 

3. infoweit die Perſon eines Gewählten micht unzweifelhaft 

zu erfennen iſt, 

4. infoweit darin Namen von nicht wählbaren Perjonen oder 
Namen von Perſonen vorfommen, die nicht auf einer 
Vorſchlagsliſte enthalten jind, 

5. welche mehr Namen enthalten, als Beifiger zu wäblen find 
6. welche feine Aufſchrift tragen oder in der Auffchrift Feiner 
der vorher eingereichten Vorſchlagsliſten entfprechen ($ 7 
Abi. 2), 
. welche einen Proteſt oder Vorbehalt entbalten. 
s 12. 

Jeder gültige Stinmuzettel wird für diegenige gültige Vorſchlags— 
liſte ($ 7) gezählt, deren Auffchrift mit der des Stinmmgzettels über: 
einftimmt. Bon den in jeder Gruppe vorgeschlagenen Perſonen gilt 
als gewählt diejenige Zahl, welche fich zu der Geſamtzahl der zu 
wählenden Beiſitzer ebenjo verhält, wie die Zahl der auf die Yiite 
entfallenen gültigen Stinmten zu der Gefamtzabl der abgegebenen 
gültigen Stimmzettel. Ergeben fich bei diejer Berechnung Brüche, 
jo werden die feblenden Site denjenigen Liſten zugeteilt, welche Die 
böchjte Bruchzabl aufzuweifen haben. Bei Gleichheit der Brüche 
entjcheidet das vom Wahlvoriteher zu ziebende Los. 

Die Perjonen, die hiernach aus jeder Wahlvorjchlagslijte zu 
entnehmen ind, werden nach dev Höbe der erhaltenen Stimmenzabl 
bejtimmt. Bei Stimmengleichheit eutjcbeidet das vom Wabhlvoriteber 


| 
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zu ziehende Yos. Iſt eine Perſon in mehreren Gruppen in Bor: 
Ichlag gebracht, jo gilt fie in derjenigen als gewählt, in welcher die 
meiften Stimmen für fie abgegeben worden find; doch werden ihr’ 
die Stimmen zugezäblt, welche auf den fiir Die anderen Yijten ab- 
gegebenen Stimmzetteln für ste enthalten ind. Iſt für eime 
Perſon im den verjchiedenen Gruppen die gleiche Stimmenzahl abge: 
geben, jo entjcheidet für die Zutetlung das von dem Wahlvorſteher 
zu ziehende Yos. 

Die Feititellung des Wahlergebnifjes (Abſatz 1 und 2) kann 
durch den Wablvorjteber getrennt von der Wabhlbandlung und 
außerhalb des Wabllofals vorgenonmmen werden. 

s 13. 

Ueber die Wablhandlung iſt ein Protofoll aufzunehmen und 
von dem Wahlausfchuß zu unterjchreiben. In dem Protokolle iſt, 
falls Perſonen, die ihre Wahlberechtigung nicht nachzuweiſen ver- 
mochten, zurückgewieſen, oder falls Stimmzettel nach den Beſtimmungen 
des $ 11 ganz oder teilweife unberüchichtigt geblieben ſind, eines 
jeden jolchen Umftandes befondere Erwähnung zu tun. 

Das Ergebnis der Wahl it von dem Bürgermeiſter oder 
jeinem Stellvertreter unter Hinweis auf das Befchwerderecht (S 17 
Abi. 1 des Gewerbegerichtsgejeges in Verbindung nut S 15 des 
Geſetzes betreffend Kaufmannsgerichte) alsbald in ortsüblicher 
Weiſe zu veröffentlichen. Zugleich iſt jeder Gewählte von jeiner 
Berufung zum Mitgliede des Kaufmannsgerichts unter Mitteilung 
der gejeglichen Ablehnungsgründe jchriftlich mit der Aufforderung 
in Kenntnis zu jegen, etwaige Ablehnungsanträge bei der Bürger: 
meiſterei Schriftlich anzubringen. 

Ueber Ablebnungsanträge entjcheidet Die ZStadtverordneten: 
Verſammlung. 

8 14. 

Lehnt ein Gewählter die Wahl mt Erfolg ab oder wird ſeine 
Wahl für ungültig erklärt, jo gilt an feiner Stelle derjenige au 
der Wablverichlagstiite ſtehende Kandidat als gewählt, welcher 
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nächjt den von dieſer Liſte Gewäbhlten die meisten Stimmen erhalten 
bat; bei Stimmengleichbeit entjcheidet das von den Wahlvörfieher 
zu ziebende Yos. Das Gleiche gilt, wenn im Laufe der Wahl 
periode ein Beiliger ausjcheidet mit der Maßgabe, daß in dieſem 
‚alle bei vorhandener Stimmengleichheit der Vorſitzende des Kauf: 
mannsgerichtes das Yos zu ziehen bat. 


Ss 15. 

Name und Wohnort der endgültig gewählten Beiliger find 
von dem Bürgermeijter oder von jeinem Stellvertreter alsbald orts— 
üblich befannt zu machen. 

8 16. 

Die Beiſitzer erbalten für jede Sigung, der ſie beigewobnt 
haben, Vergütung etwaiger Neifefoften von ihrem Wohnorte zum 
Site des Gerichts und eine Entjcbädigung für Zeitverfäummnig, 
Die lettere beträgt bei einer Dauer der Sigung von weniger ala 
4 Stunden 3 Mark, bei längerer Dauer 5 Marf; eine Zurüd: 
weiſung der Entjchädigung iſt unftatthaft. 

Die Auszahlung erfolgt auf Grund einer Anweiſung des Bor: 
figenden unmittelbar nach Schluß der Situng. 


8.17: 
Ueber die vor ihm angebrachten Streitigkeiten verhandelt und 
entjcheidet das Kaufmannsgericht in der Bejegung von drei Mit: 
gliedern mit Einjchluß des Vorjigenden. 


Ss 18. 

‚jeder Beifiger joll zu den im Yaufe von 4 aufeinanderfolgen: 
den Kalenderwochen zur Entjcheidung jtehenden Streitigfeiten zuge: 
zogen werden. Die Reihenfolge der Zuziehung wird durch das 
Los bejtinmmt, welches nach der erjten Wahl in öffentlicher Sitzung 
der Stadtverordneten-Berfammlung, nad) den folgenden Wahlen 
jeweils vom Vorſitzenden des Kaufmannsgerichts in öffentlicher 
Sigung gezogen wird. 
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s 19. 


Die Berfiger werden zu dem einzelnen Sitzungstagen unter 
Bezeichnung der zur Berhandlung gelangenden Streitfälle und unter 
dem Hinweiſe auf die gejeßlichen ‚Folgen des Ausbleibens vom Vor: 
jigenden geladen. Zwiſchen der Zuftellung der Yadung und dem 
Termin foll eine freie Zeit von mindeitens 24 Stunden liegen. 

Iſt ein Berliner verhindert oder ohne Entjchuldigung ausge: 
blieben, jo ijt durch den Borjigenden aus der Reihe der Beijiger 
ein Erfagmann zuzuziehen. Gleiches gilt für den ‚Fall der Nieder: 
legung des Beifigeramts oder der Enthebung von demielben. 


Ss 20. 

Die regelmäßigen Sigungstage, ſowie das Yofal, un welchen 
die Sigungen des Kaufmannsgerichts abgehalten werden, jind all: 
jährlich in Monat Dezember von dem Borfigenden zu bejtimmen 
und in ortsüblicher Weiſe befannt zu machen. 

Der Borjigende tjt befugt, in Bedarfsfalle einzelne Sitzungs— 
tage oder das Sitzungslokal zu verlegen oder außerordentliche 
Sitzungen anzuberaumen. 

s 21. 

Der Gerichtsichreiber des Geiverbegerichts iſt zugleich Gerichts: 
jchreiber des Haufmannsgerichts. Im übrigen finden die Beſtim— 
mungen des $ 17 des Statuts für das Gewerbegericht Mainz auf 
das Kaufmannsgericht entiprechende Anwendung. 

3:22. 

Das Kaufmannsgericht iſt ermächtigt, in einzelnen ‚Fällen an: 
zuordnen, daß Gerichtsgebühren und Auslagen in geringerem als 
dem gejeglich beſtimmten Betrage oder garnicht erhoben werden. 
Diefe Befugnis iteht auch dem Borjigenden allein zı. 


8 23. 


Die Verhandlungen vor dem Kaufmannsgericht als Einigungs- 
amt find öffentlih. Durch das Gericht kann die Deffentlichfeit 
für die Verhandlungen oder für einen Teil derjelben nach Maßgabe 
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der Vorjchriften in den SS 173 bis 175 Ger.-Berf.-Gej. ausge: 
Ichlojjen werden. 
S 24. 

Die zu den Emigungsverhandlungen zugezogenen Vertrauens: 
männer erhalten eine Entichädigung für Zeitverfäumnis, wie jolche 
den Beifigern des Kuufmannsgerichts nach $ 16 Diejes Statuts 
zuiteht. Die vom Einigungsamte oder dejjen VBorjigenden berufenen 
Ausfunftsperjonen haben Anfpruch auf Vergütung etwaiger Reiſe— 
fojten und auf Entjchädigung für Zeitverfäumnis nach Maßgabe 
der deutſchen Gebührenordnung für Zeugen und Sachverjtändige 
(RG. vom 20. Mai 1898). 

S 25. 

Werden zur Vorbereitung oder Abgabe von Gutachten, ſowie 
zur Vorbereitung von Anträgen Ausſchüſſe qebildet, jo müſſen die 
jelben neben dem Borfigenden aus mindejtens vier Beiſitzern des 
Kaufmannsgerichts bejteben. In allen Fällen müſſen Kaufleute 
und Handlungsgebilfen ın gleicher Zahl vertreten ſein. Die Zu— 
ziehung der Berliger erfolgt durch den Borfigenden. 

Die Ausſchüſſe können die Zuziehung weiterer Beiſitzer bejchliegen. 


x 26. 

Ueber die Beratung iſt ein Protokoll aufzunehmen und von 
den Mitgliedern des Ausjchuffes zu unterzeichnen. Aus demjelben 
muß der Verlauf der Berbandlungen und "das Ergebnis der Be 
ratungen bervorgeben. Etwaige Meinungsverjchiedenbeiten ſind in 
dem Protokolle ertichtlich zu machen. 


Ss 27. 

Gegenwärtiges Statut tritt, ſoweit es ſich auf Die Herſtellung 
der zur Durchführung jeiner Beſtimmungen erforderlichen Ein- 
richtungen bezieht, mit dem Tage der Verfindigung, im iibrigen 
am 1. Januar 1905 in Kraft. 


Mainz, den 22. Tezember 1904. 


Großh. Bürgermeiflerei Mainz: 
Dr. Gaßner. 
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>. 


Bekanntmadung Ä 
betreffend elektrifche Nebenbabn Mainz: Wiesbaden 
und Mainz:Schierftein. 


Auf Grund des Artifels 2 des Gejeges, die Nebenbahnen 
betreffend, vom 29. Mai 1884 bat Großh. Minijterium der 
‚sinanzen durch Erlaß vom 1. Dezember 1904 zu Wr. F. M. €. 
45729 bejtinmmt, daß Die jtraßenpolizeilichen Borfchriften zum 
Schuge des eleftrifchen Strapenbahnbetriebs im Kreiſe Mainz vom 
27. September 1904 (Mlainzer Tagblatt Wr. 266) auch für den 
bejliichen Teil der eleftrifchen Nebenbahn von Mainz nach Wies- 
baden und von Mainz nach Schierjtein Geltung baben jollen. 

Mainz, den 5. Dezember 1904. 

Großh. Kreisamt Mainz: 
von Gagerı. 


6. 
Naditrag 
zu $ 47 der Arbeitsorönung für die Itädtilchen 
Arbeiter*ı. 


Die StadtverordnieteneBerfammlung bat am 13. Mai 1903 
beichloffen, Sich einwerjtanden zu erflären, daß jeder  jtädtifche 
‚Arbeiter nach Ablauf des dritten Dienftjahres Anspruch auf einen 
achttägigen Urlaub ohne Yohnabzug hat, jedoch nur unter der Be: 
dingung, daß der Urlaub: 

a) frübzeitig der vorgejegten Dienititelle zur Einteilung und 

Genehmigung eingereicht wird; 

b) ohne Störung im Betriebe und ohne Einftellung von 
Erjatarbeitern erteilt werden kann (die Notwendigkeit von 
Ueberſtunden für die übrigen Arbeiter joll dagegen den 
Urlaub nicht ausschließen) ; 
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c) lediglich zur Erholung benußt wird und anderweitige Er: 
werbsarbeit während desjelben verboten iſt. 


T. 
Bolizei Verordnung 


betreffend die Verwendung von Brieftauben., 


Auf Grund des Urt. 78 der Kreis: und Provinzialordnung 
vom 12. Juni 1874 wird unter Zujtimmung der Kreis-Ausſchüſſe 
der Kreife Mainz und Groß-Gerau jowie mit Genehmigung 
Großh. Minifteriums des Innern und der Juſtiz vom 26. Juni 
1893 zu Nr. M. J. 18343 verordnet: 

8 1. 

In den Gemarkungen der Gemeinden Bilchofsheim, Bretzen— 
heim, Ginsheim, Gonjenheim, Hechtsheim, Kajtel (mit Amöneburg), 
Koſtheim, Yaubenheim, Mainz (mit Zahlbach), Mombach und 
Weiſenau iſt das Auflaſſen ausländifcher Brieftauben verboten, 
welche nicht Eigentum eines Mitglieds des Verbands deutſcher 
Brieftauben-Liebhaber- Vereine jind. 

2 
Zuwiderhandlungen werden mit Geldjtrafe bis zu 30 .4 beitraft. 
Mainz und Groß-Gerau, den 15. Juli 1893. 


Großherzogliches Kreisamt 


Mainz: Groß⸗Gerau: 
Rothe. J. V.: Dr. Uſinger. 
8. 


Bolizei Verordnung 
für den Kreis Mainz betreffend die AUnfallver: 
Bbüfung Bei dem Betriebe von Steinbrüchen und 
Gräbereien über Tag vom 19. März 1898. 





(Diefe Verordnung it für die Stadt Mainz bedeutungslos, 
daher nicht zum Abdruck gefommen.) 
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